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(Die rii misch en Ziffern bedeuten die Nummern der betreffenden Blätter der „Gesetze, Verordnungen rc.", die arabischen  Ziffern die in diesen
Blättern fortlaufenden Seitenzahlen.)

(Jede der in diesen, Jahre ausgcgebenen XII Nummern der „Gesetze, Verordnungen rc." enthält ein Verzeichnis der im Reichs- und Landesgesetzblatte für
Österreich unter der Enns jeweilig erschienenen Gesetze und Verordnungen.)

Die Zusammenstellungen wichtiger Gesetze, Verordnungen und Entscheidungen , sowie Normativbestimmnngen
des Gemeinderates , Stadtrates und des Magistrates sind allmonatlich der letzte« Nummer des Amts¬

blattes angeschtossen.





A.
„Absolut " , Bezinlagerungsbehälter des Ingenieurs

I . I . Müller — Zulassung . VI, 43
Ägypten — Bekämpfung des Mädchenhandels . . II , 12
Ärarische Bersorgungsgeniisse — Anzeigepflicht der

Matrikenführer über das Ableben oder die
Verehelichung vou Inhabern solcher . . . . IX , 68

Amerika — Einziehung von Verlassenschaften und
Entschädigungen aus A. X, 71

— Ernennung eines Deputh -Konsul -Generals beim
amerikanischen General -Konsulate in Wien . XII , 84

Amtskorrespondenz mit dem Statthaltereirate in
Triest . IV , 27

Angestellte , städtische — Veröffentlichung von Mit¬
teilungen über dienstliche Angelegenheiten
durch solche — Vorherige Genehmigung der
Vorgesetzten Dienststelle . III , 23

Anstandsortc in Hotels und Familienpensionen . . IX , 66
Architektur - und Jngenieurarbeiten — Grundsätze

für das Verfahren bei Wettbewerben . . . X, 74
Archivrat , k. k. — Ernennung von Korrespondenten VI , 40
Auskunfterteilung , wissenschaftliche, gewerbsmäßige

— deren rechtliche Natur . IV , 2b
Auszeichnungen für Verdienste im Kriege , Tragen

am Baude der Tapferkeits -Medaille . . . XI , 79

B.

Bargeld - und Wertpapiersendungen au die k. k. n .-ö.
Statthalterei . VIII , 60

Baurecht — konskriptions - und tabularämtliche Be¬
handlung der nach dem Gesetze vom 26 . April
1912 , R .-G .-Bl . Nr . 86 , erbauten Häuser
im Wiener Gemeindegebiete . VII , 48

Beerdigungen — deren Aufschub — Auflassung der
Vormerkbücher bei den magistratischen Be¬
zirksämtern . IV , 29

Benzinlagerungsbchälter „Absolut " des Ingenieurs
I . I . Müller — Zulassung . VI , 43

Betricbsanlagen , siehe unter Gewerbesachen.
Bezirksämter , siehe unter Magistratische Be¬

zirksämter.

Bezirksgericht , k. k., Favoriten — Übersiedlung . . IX , 69
Brieftandenschutz . IV , 27
Brücken — Verkehrseinschränkung auf der Sophien¬

brücke . VI , 43
Buchführung , kaufmännische, rechtliche Natur —

deren gewerbsmäßige Revision . XII , 8b
Buchhaltung der Stadt Wien , siehe unter Stadt¬

buchhaltung.
Buscheuschankrecht des Weingartenpächters , falls er

zugleich Produzent ist . III , 21

C.

„Carbogen " der Firma Friedrich Detsinyi in Buda¬
pest — Verbot des Vertriebes . XI , 78

„Coom " — Untersagung des Vertriebes dieses Ge¬
heimmittels gegen Trunksucht . X , 74

D.

Dachdecker sind zur Einlattung und Schalung an
einer mit Eternit einzudeckenden Feuermauer
nicht berechtigt . IX , 65

Daloff -Tee . iv , 29
Dampfkesselwärterprüfung — Enthebung eines

Prüfungs -Kommissärs . XII , 8b
Dampfmaschinenwärter — Bestellung des Inspektors

Kuno Wolfs zum Prüfungs -Kommissär . . X, 74
Delogierungen — Haftung der Gemeinde und

Gemeindeorgane für anläßlich vou D . in
Verwahrung genommene Gegenstände . . . XII , 81

Diplomierter Ingenieur — Führung des Titels V, 34
Deputy -Konsul -General beim amerikanischen General-

Konsulate — Ernennung . XII , 84
Donaukanal — öffentlicher Landungs - und Lager¬

platz . V, 34
Drahtziegelwände (System P . Strauß und R . Ruff)

— Zulassung . I , 2
Drucksorten und Stampiglien — deren Verwahrung II , 13
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E.

Ehcdewilligung — nach 8 40 W . G ., Delegierung
der Landesbehörden.

Ehevcrkündigungcn — an den kirchlich aufgehobenen
Feiertagen . .

Ehrcnmedaille für 40jährige Dienste und Ehren¬
medaille für Feuerwehr — Ausfertigung der
Dekrete . . . . .

Ehrenzeichen — für vieljährige , verdienstliche Mit¬
gliedschaft bei einer landsturmpflichtigen
Körperschaft ; Einrechnung der Zeit der bei
einem früheren Militärveteranenvereine zurück¬
gelegten Mitgliedschaft.

— für Verdienste um das „Rote Kreuz " , Stiftung
Einbürgerung , siehe unter Heimatrecht.

Eisenbetonstufcn:

— der Firma Rudolf Lang.
— System Franz Hopp , Zulassung.
— System Gustav Aufhauser , Zulassung . . . .
— — Richtigstellung hiezu.
— der Österreichischen Kunststein - und Granitwerk-

Gesellschaft m. b. H ., Zulassung.
Eisenbahndauverfahren — Gebührenbehandlung von

Eingaben und Protokollen.
Eiserne Krone — Auflassung der Ordenskanzlei .
Entfettungskur — Warnung vor dem seitens der

Allgemeinen Brunnen - Gesellschaft Berlin
angepciesenen Verfahren.

Entscheidungen , oderdehördlichc — Umfang der
Jntimation.

F
Fainilienpensionen und Hotels — Aborte . . . .
Feuer - und explosionssichere Lagerung feuergefährlicher

Flüssigkeiten:
— nach System „Universal " der Firma A. und

M . Rindl in Teschen.
— nach System „Lange -Ruppel " .
Feuerwehr - Ehrenmedaille — Ausfertigung der

Dekrete.

Feuerwehr , städtische — Zusatz zu den Dienst¬
vorschriften . .

— Quartiergeldquote für die Feuerwehrmannschaft
Feuciwrrksmalcnalien und Sprcngpröparate — ge¬

werbsmäßige Verfertigung , Befähigungs¬
nachweis .

Franz Josef -Orden für Verdienste im Kriege , Trag¬
art des Ritterkreuzes.

— Auflassung der Ordenskanzlei.
FranenIob . L Lang ' schc Kunststeinstufen , Zulassung
Friedhof in Ottakring , Beerdigung von Leichen

Nichtzugewiesener.

V. 33

l , 11

Fuhrwerks - und Pserde -Entschiidignngsbetriigc —
Ausfolgung . XII , 83

Fnhrwerksverkehr (Regelung desselben ) :
— Hamerlingplatz (VIII . Bezirk ) . VI , 44
— Laurenzgasse (V. Bezirk), Auflassung des Durch¬

fahrtsverbotes . VI, 44
— Meidlinger Hauptstraße (Xll . Bezirk ) . . . . I , 3
— Nußwaldgasse (XIX . Bezirk) . V. 34
— Biriotgasse und Rufgasse (IX . Bezirk ) . . . . II , 12

X , 73
XI , 78

IV , 29
VII , 47
VII . 47

VIII , 60

IX , 69

VI , 43
VIII , 60

IV . 27

VII , 50

IX . 66

II , 11
II . 12

I. 1

III , 22
III, 22

VII , 47

XI , 79
XII , 84

IV , 29

I . 3

G.

Galvaniseure — deren Berechtigung zum Schleifen
der zu galvanisierenden Gegenstände . . . X,

Gebiihrenfreiheit der Gemeinde Wien gemäß H 69
und T . P . 75 d des Gebührengesetzes bei
Einbeziehung von Straßengrund gemäß
tz 9 der Wiener Bauordnung . VI,

Geldstrafen nach dem Pferdestellungsgesetze . . . XII,
Geld - und Wertpapicrsendungen — an die k. k. n .-ö.

Statthalterei . VIll,
Gemeinde — deren Haftung für anläßlich von De¬

logierungen in Verwahrung genommene
Gegenstände . XII,

General -Inspektion der österreichischen Eisenbahnen,
k. k. — deren Einladung zu Verhandlungen
überBetriebsanlagen imBereiche desStraßen-
bahnkörpers . IV,

Genossenschasts-Krankcnkassa, siehe unter Gewerbe.
Geschiistseinteilung des Magistrates , siehe unter

Ma gistrat.
Gewerbe -Angelegenheiten:
— Verpachtung eines Gewerbes an eine offene

Handelsgesellschaft . I,
— Gast - und Schankgewerbe , Konzefsionspetit . . I,
— Konsentierung gewerblicher Betriebsanlagen . . II,
— Jnstruierung der Gnadengesuche in Strafamts¬

handlungen . II,
— Wirkungskreis der Gemeinde bei Eintragung von

Lehrverträgen . II,
— Zurücklegung gepfändeter Konzessionen . . . . IV,
— Rechtliche Natur der gewerbsmäßigen Erteilung

von wissenschaftlichen Auskünften . IV,
— Gewerbliche Betriebsanlagen in der Nähe der

Straßenbahnen . IV,
— Befähigungsnachweis für das Modistengewerbe IV,
— Gewerberechtliche Natur der Jnkassa -Büros . . V,
— Erwerbung von Forderungen aus dem Frachten¬

geschäft und Geltendmachung dieser Forde¬
rung für eigene Rechnung — ein konzessio¬
niertes Gewerbe . VI,

— Verpachtung von Gewerbebetrieben . — Stellung
des Pächters . — Selbstbetriebsanzeige des
Verpächters , Erkenntnis des Verwaltungs¬
gerichtshofes vom 1. April 1914 , Z . 3464 VI,

72

44
85

60

81

29

1
3
8

11

12
25

25

29
29
31

39

39
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Gewerbe -Angelegenheiten:
— Siebenuhr -Ladcnschluß . VI,
— Befähigungsnachweis für Erlangung von Kon¬

zessionen für die gewerbsmäßige Verfertigung
und den Verkauf von Feuerwerksmaterialien
und Sprengpräparaten aller Art , ferner für
die gewerbsmäßige Darstellung von Giften,
Zubereitung der zu arzneilicher Verwendung
bestimmten Stoffe und Präparate und Er¬
zeugung von künstlichen Mineralwässern (H 15,
P . 11 u . 14 G .-O .) . . . . . VII,

— Gewerbliche Starkstromanlagen , Sicherheitsvor¬
schriften . . VIII,

— Kontorpraktikanten in Niederlagen fabriksmäßig
betriebener Gewerbe qualifizieren sich als
Lehrlinge . VIII,

— Dachdecker sind zur Einlattung und Schalung
an einer mit Eternit einzudeckenden Feuer¬
mauer nicht berechtigt . IX,

— Ausstellung eines Gewerbescheines an juristische
Personen und Gesellschaften vor Namhaft¬
machung eines geeigneten Stellvertreters
(Geschäftsführers ! unzulässig . IX,

— Verpachtung von Gast - und Schankgewerben;
Bierauflage . X,

— Berechtigung der Galvaniseure zum Schleifen
der zu galvanisierenden Gegenstände . . . X,

— Beiziehungen der landesfürstlichen Polizeibe¬
hörden und Bezirksbehörden zu den kom-
missionellen Verhandlungen anläßlich der
Feststellung der gesetzlichen Erfordernisse . . X,

— Genossenschaftskrankenkassen , Ersatzpflicht gemäß
§ 131 , al . 11 G .-O . XI.

— Betriebsanlagen für Gast - und Schankgewerbe XI,
— Gewerbsmäßige Revision der kaufmännischen

Buchführung ; rechtliche Natur . XII,
— Gewerbsmäßige Herstellung von Plastiken durch

Formen einer allmählich erhärtenden Masse
und Aufkleben eines Photogrammes auf
dieselbe — ein freies Gewerbe . XII,

Gifte — gewerbsmäßige Darstellung — Befähigungs¬
nachweis . VII,

Gift -Berschlciß:
— Verzeichnis der Gift -Verschleißer . III,
— Konzessionsverleihungen an:
- Bittner  Hugo . I,
— — Boscowitz  Alfred , A.-G . IV,
-Bosnische Elektrizitäts -A.-G . in Jajce . . . VII,
- Brand  Karl . II,
— — Brestoroski  August . III,
-B ständig  Anton , Verlegung der Betriebs¬

stätte . VII.
- Gert  Josef . XII,
- Hoffmann , La Ro che L Komp . . . . XI,
-Maschner  Friedrich . V,
- Perthen  Karl . III,
— — Peukert  Oskar . XI,
-Ro hrbeck 's W . I . Nachfolger . XI,

Gift -Berschleiß:
— Konzessionsverleihungen an:
— — Singer  Ernst . I , 3
-Wacht ! Siegfried . III , 17
— — Wagrandl  Georg . VII , 50
- Wallace  Michael (Franz Demmel) . . VI , 44
— - Bestellung des Alois Spadinger  als

verantwortlichen Geschäftsführer . . . . XI , 78
— — Wizinger L Komp .VIII , 61
- Wunderlich  Gustav . XI , 78
Gnadengesuche , betreffend Strafamtshandlungen —

Jnstruierung . II , 11
Grundabtretungcu , Obergerichtliche Urteile . . . . II , 5
Güterbeförderung . IX , 67

H
Handelsattache , G . Moroinnu , Transferierung

VIII , 60 ; IX , 68
Heilanstalten — Niederösterreichische Landesanstalten,

Erhöhung der Verpflegstaxen . I , 2
— Verzeichnis der in den allgemeinen öffentlichen

Krankenanstalten und Landes -Wohltätigkeits-
anstalten in Niederösterreich bestehenden Ver¬
pflegstaxen . III , 20

- Verzeichnis der ungarischen Heilanstalten und
der für 1914 festgesetzten Verpflegsgebühren IV , 2b

— in Eggenburg , Erhöhung der Verpflegstaxen . VI , 44
— in Klosterneuburg , Erhöhung der Verpflegstaxen III , 20
— in Mistelbach , Erhöhung der Verpflegstaxen

I , 2 ; III , 20
— in Waidhofen a . d. Thaya , Festsetzung der

Verpflegstaxen . I , 1
— — Festsetzung von drei Verpflegsklassen . . . VI , 44
— in Waidhofen a . d. Abbs , Festsetzung der Ver¬

pflegstaxen . . I , 1
Heiinatrechl — Entscheidung des k. k. Verwaltungs¬

gerichtshofes vom 14. April 1914 , Z . 2625,
betreffend die verweigerte Aufnahme in den
österreichischen Staatsverband . X , 71

— Heimatlicher Aufenthalt einer Militärperson , Ent¬
scheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes
vom 16 . Oktober 1914 , Nr . 72,9 . . . . XII , 83

Höchstpreise — Festsetzung solcher für den Verkauf
von Hasen und Hirschenwildbret in Wien . XII , 86

— Desgleichen für den Großhandel mit Getreide
und Mehl . XII , 86

— Desgleichen für Kartoffel . XII , 87
Hofämter — Schriftlicher Verkehr mit denselben . III , 23
Hohlblocksteine der Firma I . L C. Schömer , Zu¬

lassung . IV , 27
Hohlmanern der Firma Baumeister Karl Schüller,

G . m. b. H , Zulassung . XII , 86
Hotels und Familicnpensionen , Aborte . IX , 66
Hiibner 'sche Platten und Schlackenbeton . XII , 86

43

47

57

60

65

68

71

72

74

77
79

85

85

47

20

3
27
50
11
17

48
84
78
33
17
78
78
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Jnkassobnrean — Entscheidung des Verwaltungs¬
gerichtshofes vom 18 . März 1914 , Nr . 2988 V, 31

Ingenieure , diplomierte — Führung dieses Titels . V, 34
Ingenieur - und Architektnrarbeiten — Grundsätze

für das Verfahren bei Wettbewerben . . . X, 74
Jntimation oberbehördlicher Entscheidungen , deren

Umfang . VII , 50
Jnvestitions -Anlehen der Stadt Wien 1902 und 1908

— Vorlage von Dienststücken , betreffend
Auslagen für Rechnung dieser . I , 3

„Lange -Ruppel " — Feuer - und explosionssichere
Lagerung feuergefährlicher Flüssigkeiten nach
diesem System . II , 12

Lang ' sche Eisenbetonstufen — Zulassung . IV , 29
Legate für wohltätige Zwecke — deren Beitrags¬

pflicht zum Wiener allgemeinen Versorgungs¬
fonds . V, 32

Lehrverträge — Wirkungskreis der Gemeinde bei
deren Eintragung . II , 12

Löscharbeiten bei Waldbränden — deren Leitung . III , 17

M.

K.

Kanzlci -Aushilfskräste und Kanzlei -Aushilfsdiener —
Regelung der Lohn - und Dienstverhältnisse VII , 5l

Kauzleigehilfen — Regelung des Dienstverhältnisses
der Kanzleigehilfen im Falle der Einberufung
zur militärischen Präsenzdienstleistung . . . X, 74

Kcsselwärterpriifung , siehe unter Dampfkessel¬
wärterprüfung.

Kohle — Verkehr mit Mineralkohle , Koks und Preß¬
kohle . XI , 79

Kokosgipsdielenplattcn der Firma Emanuel Slama,
Zulassung . IX , 68

Koks — Verkehr mit Mineralkohle , Koks und Preß¬
kohle . XI , 79

Konskriptionsämtliche Fachprüfung . III , 23
Konskriptions und tabulariimtliche Behandlung der

Hauserbauungen nach Erbbaurecht (Gesetz
vom 26 . April 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 86) . VII , 48

Konsularämter — Entziehung des Exequaturs für
serbische, russische, britische, japanische und
belgische Konsularämter . . . IX , 66

Kontumaz -Schlächterpserdemarkt , Marktordnung . . X, 72
Konventional -Telcgrammadressen der k. und k. Be¬

hörden . VII , 49
— Sistierung der Gebrauchsnahmc . XII , 85
Konzessionen , gewerbliche , siehe unter Gewerbe.
Krankenkassa — Ersatzpflicht , siehe unter Gewerbe.
Kriegskrankensiirsorge — Konstituierung des Per¬

manenz -Komitees in Niederösterreich . . . VIII , 61
Kunststeinstusen , siehe unter Stufen.

Mädchenhandel in Ägypten — Bekämpfung . . .

Magistrat — Ergänzung der Geschäftseinteilung .
— Änderung der Geschäftseinteilung . . V. 35;
— Unmittelbare Stellvertretung des Magistrats-

Direktors .

— Änderung der Zusammensetzung der Geschäfts¬
gruppen .

Magistratische Bezirksämter — Aufschub von Be¬
erdigungen — Auflassung der Vormerkbücher

— die magistratischen Bezirksämter sind selbständige
politische Bezirksbehörden.

Markt — XX ., Hannovergassc , Kluckygasse und
Webergasse — Auflassung .

— II ., Czerninplatz — Auflassung.
Marktordnung für den Kontumaz -Schlächterpferde¬

markt in Wien.

Matrikenführer — Anzeigepflicht derselben über das
Ableben oder die Verehelichung von Inhabern
ärarischer Versorgungsgenüsse.

Mcldewcsen , polizeiliches — Änderung.

Mieder -Erzeugnng — Berechtigung der Wäsche-
Waren-Erzeuger .

Militär — Regelung des Dienstverhältnisses der
Kanzleigehilfen im Falle der Einberufung
zur militärischen Präsenzdienstleistung . . .

Militärveteranenverein — Ehrenzeichen für viel¬
jährige . verdienstliche Mitgliedschaft — Ein¬
rechnung der Mitgliedschaft . .

Militärvcrdienstkreuz — für Verdienste im Kriege
— Tragart . -

Mincralkohle , siehe unter Kohle.
Modistengewcrbe — Befähigungsnachweis . . . .

II , 12
V, 35

VII , 51

VII , 51

VII , 51

IV. 29

XII , 84

IX . 66
X, 74

X, 72

IX , 68

VII , 48

VI , 42

X. 74

X, 73

XII , 86

IV . 29

L.
Länderkassen — Schaffung einer einheitlichen Be¬

zeichnung . . . .
Landnngs - und Lagerplatz , öffentlicher , am Donau¬

kanal .

N.
II , 12

' Niederlande — Bestallung eines königl. nieder-
V, 34 ! ländischen General -Konsuls. VI, 44



O.

Oberbehördliche Entscheidungen — Umfang der
Jntimation . VII,

Obstreste und Papier — Verbot des Wegwcrfens
auf der Straße . V,

Orden der Eisernen Krone - Auflassung der Kanzlei VIII,

P
Papier und Obstrestc — Verbot des Wegwerfens

auf der Straße . V,
Patentamt , k. k. — Eintragung des Zivil -Ingenieurs

für Maschinenbau Karl Pußwald in das
Zivil -Techniker-Register . X,

Pensionen , siehe unter Familienpensionen.
Pensionsversichcrung — Entscheidung des Ver¬

waltungsgerichtshofes vom 24 . Oktober
1913 , Nr . 10602 . . . II,

Penfionsvorschrift , allgemeine . VII,
— für die Bediensteten der Gemeinde Wien — Durch¬

führungsbestimmungen . VIII,
— für die provisorischen Bediensteten der Gaswerke,

Elektrizitätswerke , des Brauhauses der Stadt
Wien und der Ökonomie „Wallhof " , sowie
derLeichenbestattungsunternehmung — Durch¬
führungsbestimmungen . VIII,

Pferdeeinkanfs -Koininission . VII,
Pscrdemarkt , siehe unter K o n t u m a z - S chl ä cht e r-

pferdemarkt.

Pserdestellung — Geldstrafen . XII,
Pferde - und Fuhrwcrksentschiidigungsbetriige — Aus-

folgung . . . . . XII,
Platten aus Schlackenbeton der Firma E . Hübner —

Zulassung . XII,
Posch' sche Kunststeinstufen — Zulassung . IV,
Post - und Telegraphen -Direktion - Änderungen in

den Ein - und Auszahlungen . I,
Preßkohle — Verkehr mit Mineralkohle , Koks und

Preßkohle . XI,
Privatschulen — Kompetenz zur Erteilung von Auf¬

trägen und Erlassung von Verboten . . . III,
Provisorische Bedienstete — Pensionsvorschriften -

Durchführungsbestimmungen . VIII,

R.
Rauchsänge — deren Abziehen bei Neubauten . . VII,
„Reaktol " — Warnung vor diesem seitens der All¬

gemeinen Brunnen -Gesellschaft Berlin ange¬
priesenen Mittels . . IV,
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Resorinmauersteine (Dr . Kornelius Weil und Stephan
Weil ) — Zulassung . V, 33

Ritterkreuz des Franz Josef -Ordens für Verdienste
im Kriege — Tragart . XI , 79

„Rotes Kreuz" , Ehrenzeichen - Stiftung . . . . XI , 78

S.
Schömer 'sche Hohlblocksteinc — Zulassung . . . IV, 27
Schnller ' sche Hohlmanern — Zulassung . XII , 86
Sicherheitsvorschriften für gewerbliche Starkstrom¬

anlagen . VIII , 57
Siebenuhr -Ladenschluß . vi , 43
Sophieubriicke — Verkehrseinschränkungen . . . . VI , 43
Sonncnäther -Strahlenapparat — Vertriebsverbot . IX , 68
Stadtbauamt — Schaffung einer statistischen Fach-

Abteilung . ii iZ
Stadtbibliothek , Wiener:
— Verzeichnis der Neuerwerbungen aus dem Ge¬

biete der Rechts - und Staatswissenschaft:
-im IV . Quartal 1913 . II , 13
-im I. Quartal 1914 . V, 35

Stadtbuchhaltungs -Abteilungen . XII , 87
Stampiglien - und Drucksorten — deren Verwahrung II , 13
Starkstromanlagcn , gewerbliche — Sicherheitsvor¬

schriften . VIII , 57
Stcmpelbchandlung von Vereinseingaben , betreffend

Theatervorstellungen . III , 18
Stelluugspslichtige , im Auslände verstorben — Be¬

schaffung von Totenscheinen . X, 72
Stempelbehandlung der Quittnngen über Wasser¬

gebühren . . VII , 52
Strafamtshandlungen — Jnstruierung der Gnaden¬

gesuche . 11, 11
Strafen — Vereinfachungen in der Evidenzhaltung

der Strafen zum Versorgungsfonds und im
Vollzüge der Arreststrafen . VII , 50

Straßengrundeinbeziehung gemäß § 9 B .-O ., pers.
Gebührenfreiheit der Gemeinde Wien . . VI, 44

Strauß L Ruff — Drahtziegelwände . I , 2
Stufen — Zulassung von Kunststeinstufen der

Firma Karl Posch . IV , 28
— Desgleichen der Firma Frauenlob L Lang . . IV , 29
Südafrikanische Minen — Warnung vor der

Arbeitsannahme in denselben . I , 2

T.
Theatervorstellungen — Stempelbehandlung von
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StmtöBtatt ber t. l. SRetdjgljaupt* unb fftejtben$fJ:abt Sßten. — 9fr. 9, 30. Gönner1914.

1914.
uuu *i i

; ^ f ft ?! f - tVfi >r  rj Tr f. ;

förfepr, llmm'imuuu’ii unü€ ntrtf)rilmmjrn,
fomte

I.

ytormatitokftüntnnngenm ©emeinberate^ ©taötrates mtbm SWagiffrates
in ^ ngritgtnljtto kr cffanttnkcitrnialtong nnb politijcjp

l . ©crorbttttttgcn trab ®ntftheitmngen;

1. Verpachtung eines ©emerbef on eine offene§ anbelSgefeüf<haft.
2. Ausfertigung ber betrete bet Verleihung ber ©prenmebaiüe für

40jäprige ©ienffe unb ber $ euermepr«@prenmebaiüe.
3. ftefffefcuug ber Verpflegftapen in ben ÄranJenpäufent Söaibpofen

a. b. 2hapa unb SSaibpofeno. b. 2)bbf.
4. SBarnung bor ber Arbeitfannapme in fübafrifanifcpen Üftinen.
5. ©rpöfmng ber Verpflegftapen an nieberßfferreicfjifdjen Sanbefanffalten.
6. gefffefcung ber Verpffegftape für baf allgemeine öffentliche Äranfenpauf

in SKiffetbacp.
2. RnJtaffung. ber,_(£rop,täiegelmänbe nach Spffent V- @trauff unb

^ &. srütT " ’ -*—— ■ ;i

8. Anbetungenin ben ©itt=unb Aufsagungen bei ber Voff* unb Stele»
grappen*®tre!tion.

9. Veerbigung non 2eidpen Kichtgugemiefener am Dttatringer ^ riebljofe.
10. ©ift*VerfdpIeiff.
11. Siegelung bef ScpmerfuhrmerJoerfepreS in ber SKeibtinger̂ auptffraffe.

il . üRotmatiobeftimmuitgen:

Vt a g i ffr a t:

12. ©aff* uttb Schantgemerbe; Äongeffionfpetit.
13. Vorlage tmn Sienffffücfen betreffenb Auflagen für fftedjnung ber

^titref̂ rtoniänteben u)WlutbT903 . "* ‘

Vergeicpnif ber im fRetdjSgefe ^ blatte „unb im 2 a n b ef*
gefefc ' unbVerorbnungfblatte fürOfferreidj unter
ber © n n f im 3  a p r e 1913 publtgierten © efe ^ e unb
V erorbnu  ngen.

I. Hrrorimumtf» unb (£ntfd)eiöungfn.
1 .

3$erpad}tun$ eiltet <&ett>erBe§ att eilte offene
$ <mbel §gefettf$ aft.

ßiilaf} ber !. !. n. 5. Statthaltern Dom3. üftobember1913,

3 - Ia— 53/6 (ffll. 33. 31. I. 50212/13.) cm ba§ magiftrattfêe

öe t̂rfgamt für ben I. Söegtrf:
2)te Stattpalterci bat mit ©ntfepeibung bom 16. SDiai 1912, 3 * I a—1495

in Veffätigung bef Vefcpeibef bef VegirJfamtef für ben I. ABiencr©emeinbe*

bejirf bom 4. Â ril 1912, 3 . 1228 bie bon 3 - SK., früheren Atteininpaberin
ber girma „3 - *n äßien, erffattetc Anzeige, betreffenb bie Verpachtung
ibref Spebitionfgemerbefan @. 3)?. unb S . niept gur Kenntnis genommen,
ba im ©inne bef § 55 @.*D. ber paeptmeife Vetrieb einef ©emerbef burep

eine nicht gu einem KecptSfubieJte gufammengefeptoffene üßeprpeit bon ißerfonen
unsuläffig iff.

©egen biefe©ntfepeibung pabenS -©•» SK unb Ä. S . ben SKinifferial*
relurf emgebra<pt.

2)ie beiben Sê tgenannten betben auch nachträglich ben KacpmeiS erbracht,

baff ffe gum 3 *uec!e bef paepttoeifen Betriebes bef ipnen bon3 *SK. berpaeptete«
©emerbef eine offene fwnbelfgefeüfcpaft gebilbet haben, unb baff biefe nunmehr
unter ber gurma „3 - beren Aüeininbaberin früher 3 - iuar, in baf

§anbelfregiffereingetragen iff,
®af ^ anbelfminifferium bat mit ©rlaff bom 24. Dftober 1913, 3 *9889

ex 1913 bem Siefnrfe ber Dbgenannten^ olge gegeben unb— baf Sßovbanbenfein
aüer meiteren gefêlidjen Srforberniffe boraufgefê t — angeorbnet, baff bie

bon 3 - erstattete Angeige, betreffenb bie Verpachtung ipref Spebitionf*
getuerbef an ÜK. unb Ä. @. in SBien, richtig an bie unter ber fjirma
»3. hanbelfgerichtlich protofoüierte offenê anbelfgefeüfchaft, beren öffentliche
©efeüfdhafter bie beiben ©enannten finb unb in meldher S . alf ber

©etoerbebehörbe berantmortlicher Steübertreter fungieren foü, gur Kenntnis gu

nehmen iff, meil bie genannte offene£>anbeISgcfeüfthaftim Sinne berSBeffimmungen
ber §§ 3 unb 55 ©.»£). alf ein gum pachttueifen betriebe einef ©emerbef
geeignetes fRedhtffubieft angufehen iff.

5«,

^Itt̂ fenttgimg ber befreie Bet ^ erlei ^uug ber (̂ Ijreit*

mebnifle für 40jäl )ii ?ie ^ ienfte unb ber 0feuertoel)r?
^ ^ retimebaUle.

ber !. f. n .*ö. © tatt ^alterei öom 4 . ® e$ember 1913,

3 . 3536/7 {<m.  St . IV , 6320/13 ) :

Sftit 1. Qünner 1914 tritt in ber gefdhüftfmäffigen S3ehanblung ber ©efuche

um Verleihung ber ^ euermehrsSĥ.eumebaiüe unb ber @hre nmebaiüe für
40jährige treue$ ienffe infoferne eine Anberuag ein, alf ben anfpruchberedhtigten
Vemerbern Jünftighin hierorts aufgefertigte 3uer!ennungfbefrete im Söege ber

politifchen Vegirffbepörben merben gugeffeüt merben. ©ine bejonberê utimation
feitenf ber VegirfSbepörben mirb baper in ^ infunft bei 9Kebaiüenguer!ennungen

gu entfaüen paben, mäprenb bei abmeifliepen©riebigungen ber bisherige Vor*

gang beignbepalten iff.
Vet biefem Antaffe mirb barauf aufmerffam gemacht, baff bann, tuen«

in einem eingelnen^ aüe bie befdjleunigte Vehanbtung einef ©efuchef um eine

üßebaiüenguerfennung auf befonberen©rünben ermünfeht erf̂ eint, bteSring*
lid̂ feit ber Angelegenheit im Vorlageberichte ffetf befenberf gu betonen iff.

3ufolge im Jürgen SSege eingepolter AufJunft merben bie bon ber f. f.

n.*ö. Stattpalterei auf gefertigten SDelrete famt SRebaiüe mit bem hierauf

Vegug pabenben SDienftffüde jener Amtfffeüe gugemittelt merben, bie in ber
betreffenbcn Angelegenheit berichtet pat.

3,

0feftfei§uug Bet $?evpf(e$3t<t£ett in Beu STvaufenljauieru
^atb ^ofeit a. B . uttb SBatB^ofett a. t». ^ bb^.

93?tt @rta ^ bom 13 . ^ e^ember 1913 , 3 * VI —2697 unb

2698 fyat bie !. f. n .=5. (Statthaltern nac§fte§enbe ^ mtbmaclmtg

an ben ÜUiagiftrat §nr ^ ennttttö ge6rac §t:

2)cr n.*ö. 2anbef*Auffd)uff pat tm ©inoernepmen mit ber I. f. n.*ö.

Stattpalterei bie Verpflegftayen für baf aügemetne öffenttidpe ÄranJenpauf in



2 Amtsblatt ber I. I, 9tetcf)8fjaupts>unb flfrftöettäjlabt SSictt. — 9fr. 9, 30. ^fimter 1914.

Pßaibhofena. b. Shatja ^inftd̂tlidO bcr aßgemeinen PerpflegSflaße»om 1. (Jänner1̂ 14 on mit 2 K 50 h pro $ opf unb Sag unb für baS allgemeine öffentlicheÄranfbauS in Saibpofen a. b. 9)bbS pinfidptlich ber allgemeinen PerpflegSflaffe»om 1. Jänner 1914 an mit 2 K 50 h pro Äopf unb Sag feßgefept.

4*

Tarnung f or ber Slrbettäamtaljtne in fäbaivtfatitfdiett

5öie baSf. !. § anbclSminifterium in ©rfaprung gebracht hat, beabftdjtigenbie leitenben fübafrifanifd)cn SRinenbeßher als ©rfap für bie in ihren Seinenbefdjäftigten Bergleute ftatnifdje Arbeiter auS Öftcireid) unb Ungarn heran*glichen
Sie ©infiifjrung biefer Arbeiter foß gu bem Jroetfe erfolgen, um biefrüher in ben Seinen »ermenbeten, in ben ©treif getretenen Slrbeiter burd)anbere, fiebriger entlohnte, gu etfehen. Sie Pcrmenbung foldjer Arbeiter als©treifbtcd)er mürbe fte einer ununtcrbrod)enen fReihe ernftcr Angriffe auSfepenunb fte außerbetn ben minbermertigen Arbeitern, bie bem Gaffern näher flehen,als bem Söcißcn, gtcichftcflen. Qm Jaße ernfter Unruhen, bie in ben inPetrad)t fommenben©egenben immer gum SßuSbruche tommen fönnen, mürbenach ben füngflcn©rfahrungen fogar baS Sehen berartiger Arbeiter im höchfien©rabe gefährbet erfdjeinen.
9lußetbcut mürbe bcr 9Tlangct ber nötigen @prad)en!enntniffe nnfereArbeiter bei 2lbfd)Iuß bcr Sontrafte ben fcineSmegS gemiffenhaften flRincnbcßljernunb Agenten»oßftänbig in bie $ änbe liefern unb ihnen felbft baS betretenbeS fRcbhtsmegeS uumöglid) machen.

Schließlich muß betont merben, baß bie in ben in Pctracht fommenbenßRinenbetrieben»ermenbeten Arbeiter erfahrungsgemäßbinnen furger Jett anSuberfulofe gugtunbe gehen.
Por ber Slnnapnie»on Anträgen megen Pefchäftigung in ben fiibafrifanifchenSRincn mirb baher auf baS©inbringlidjfie gemarnt. (®rlaß berf. f. n =ö. Statt*halterei»om 16. Segember 1918, 3 - IX, 3897; ÜR. S 5498 13.)

5 .
(*rl)öl)mtg bcr © eepflegötrtgett ait ttteberöfierretd îf^ ett

£att2>e€<injfolten.
SCRit©daft öom 20. ^»ê ember 1913 3 * VI—2651 | at

bie I. !. n.=ö. @tattt)alteret nadjftefjenbe Shinbmadjintg be§
8anbe§au§fcf)uffe§ be§ (Sr̂ er̂ ogtumeS Öfterretd̂ unter ber
©itn§, öom 12. üftoöem&er 1913, betreffenb bie ©rfyöljung ber$8er*
bfleg§gebül)ren in ben nieberöfterreidîjeb)en Sonbelanftalten
Mauer̂Dfyling, | )bb§, ©uggtng unb Obertjoöabrunn bem S33ietter
Magiftrate;$ur Sfenntniä gebracht:

Ser SanbeSauSfchuß beS ©rghergogtumcS Öfterreich unter ber ©unshat bie©rfjöhung ber PerpßcgSgebühren in bett folgenben mcbcrößerretcfjifchettSanbeSmohftätigfeitSanßalten ab 1914 befchloffen unb gmar:a) Jn ber Äaifer Jrang Jofef 2anbeSheil= unb pflcgeanftalt 2Rauer=Öhlingunb in ber SanbeSpflegeanftalt für ©eifteSfranfe in 2)bbS für fämtlidjePfleglinge ber III . .tlaffe unb gmar gleidjmäßig für ©eifieSfranfe unb©eifteSßeche(»on bisher 2 K 10 h) auf 2 K 20 h, baS iß gmei fronengmattgig£>eßer pro fopf unb Sag ;
b) in ben SanbeSpflege*unb PefdfäftigungSanßalten für fchmachimnigef inbergu ©ugging unb Öbcrhoßabrunnfür Jahlpfteglinge(»on bisher 1 K 20 h)auf 1 K 50 h, baS ift eine frone fünfgig§ eßer, pro fopf unb Sag.SieS mirb mit bem Peifügen gur allgemeinen fenntniS gebracht,baß bie ©rhöljung »orßef)enber PerpflegSgebühren mit 1. Jänner 1914 infraft tritt.

6 .
^eftfe ^uttg bcr £$erßfleg£tage für öa # allgemeine

öffentliche fttrtttfeiiijrtut* in 9Jiiftelbact)«
$)ie f. !. «Statthaltern im (Sr̂ erjogtume unter ber ©mt§ t)at

mit^ unbmadung öom 20. S^ ember 1913, 3 *VI.-2737 folgenbeä
^ur allgemeinen$ enntni§ gebraut:

Ser n. ö. SanbeSauSfchuß hat im @in»ernehmen mit ber f. f. it. ö.©tattljafterei bie PerpflegStajte für baS aügemeine öffentliche franfenhauS inüNiftclbad) ab 1. Jänner 1914 per fopf unb Sag in ber1. f laffe mit 5 K 50 h;
2. f laffe mit 3 K 80 h;
3. f laffe mit 2 K 50 h;

feftgcfefct (2JI.  S . 5626,1913).

7 .

3uiaffuttg ber &ral)tftiegeln>änbe nach
y . Ztvanh unb 0 . !Huff.

(SrlaB be§ Sßtener Magistrates oom 23. ©ê ember 1913,M. 21. XIV, 1968/13:
3 n ©rlebigung beS SlnfuchenS beS 9tid)arb Ullrich,  tt >irb bie Per*menbung bcr Srahtgiegclmänbe nad) ©pftemp . ©trauß unb fRuffirt fottbuS als SrennungSmänbe gmifchen feibftänbigen SBopnungen ober©efd)äftSlo!alen im ©emeinbegebiete»on P3ien unter folgenben Pebingungcnals guläfftg erllärt:
1. 3 ur § erftettung folcher Hßänbe batf nur portlanbgementbetonimP?ifd)ungSocrhältnS »on minbeftenS1 :3 angeroenbet merben unb ift als ©anbreiner Sonaufanb gu brauchen.
2. Sie guSBohnungS* unb ©efdjäftStrennungen bienenben SBänbe habeneine Piinbcftftärle»on 1Ö cm im unüerpuhten3 uftanbe gu erhalten.3. Sie Pcftimmungen beS 3RagiftratS*Se!retcS »cm 21. Segember 1904,2Jl.  21. XIV, 3 - 691/03, bleiben ßnngemäß gu fRecht bejlehen unb finbftrengftenS cinguhalten.

8 ,

SUtberungett in ben (V-iti^ uttb 3lu^ âl)lmtgett bei ber
'̂ oft ntib XilcgraVbeii ^ ircttton.

9taĉri(̂ t ber f. {. ^ ofi= unb 2elegral)t)en=®ireflion öom
30. ©ejember 1913, 3 . ?R. 1825/13:

©inem fchon lange empfunbenen Pebürfniffe ber ©efdjäftsmelt mirbburch bie mit 1. Jänner 1914 in fraft tretenbe Slnbermtg in ben©ingahlungenunb luSgahlungen bei ber poft* unb SelcgrapfjemSireftionentfprochen.Pon biefemSage an .entfällt bei atten3 ahlu»9fn berPoß*unbSelegraphen*Sirdtion an Parteien in Öjlerreich, alfo bei Sieferantenrechnungen, SRietginfen,©djabenSerfäfeen unb bergleidjen bie bisher »on ben ©mpfängern läftigempfunbene»orherige Peibringung einer Ouittung unb merben feitenS beS©mpfängerS gu gahlenbe©tempelgebühren»om poft=SircftionS=SRechnungS*Separtement »om bem auSgugahlenben Petrage abgegogen.fRur bei 3 ahluugen an Prioatperfonen, bie ftd) außerhalb ber imfReichSrate»ertretenen fönigreiche unb Sänber befinben, ift eine ungeftempelteOuittung bem PofhSirdlionS =9fiedjnungS=Separtemeitt »orgulegen.Sic 2luSgahlungen merben entmeber mittels ber neneingeführten Poß*gahlungSanmeifungen ober tm SDBege ber Pofifparfaffe erfolgen.Poßgahlung?anmeifungen auf 1000K nicht überßeigenben Petrag merben»on ben poftämtern gegen Entrichtung ber Pefteßgebiihr mit bem angemiejenenPetrage gugeßettt,
2ln Parteien, bie ßdj bie Abholung »orbehalten haben, fomie benPehÖrben unb Poßbebienfteten, merben bie Peträge ebenfo mie bie PoßgahlungS*anmeijungen über 1000 K Bei bem betreßenben Poftamte felbß auSgegalßt.Sie luSgahlungen im Sege ber poftfparfaffa erfolgen entmeber;barober im ©learingberlehre burdh ®utfd)rijt auf baS fonto beS 3ahtungS*empfängerS.

3ur SluSgahlung tm Pßege ber ©utfehrift iß bie fd)riftlicf)e ©rflärung berbcgugSberechtigten Partei erforberlich, baß ftebem©tempelabgugeguftimmt. Sie ein*mal abgegebene©rflärung gilt aud) für äße folgenben3 ßhl«ngen, ausgenommen,baß ßc auf eine beßimmtc 3ahtung eingefchränft iß. Sföirb biefc©rflärungnicht abgegeben, fo hat bie 3 ßh‘nng mittels PoßjahlungS» begiehungSmeifePoftfparfaffa*3ah (angSanmcifung ju erfolgen.
Pei StuSjahlungen mittels poß âhlungSanroeifungen ober Parjahlungenburch bie Poßfparfaffahat ber 3ahlangSempfänger bie »orgebruefte Quittung51t unterfertigen.
Sie Pcrßänbigung über ben ©egenßanb ber 3ahlung erfolgt burch hen,ben 3 ahtungS* unb ©utfchriftSanmeifungen angefügten PuchauSjug. Sieferfann »on ber Partei übernommen merben.
Sitte ©ingahlungen an bie Poft* nnb Selegraphen*Sireftion ftnb tmSBege ber Poßfparfaßa gu leißen. 3 U liefern 3ü>frfc merben ben âhlungS-pßî tigen Parteien Poftfparfaffa=@mpfang=@rlagfcheine auSgcfolgt, bie auf baSPoßfparfaffafonto ber Poß* unb Selegraphen»Sireftion lauten. 3 ahlun9§5Pflichtige Parteien, bie am ©leartngbetfehre beS PoflfparfaffenamteS teilnehmen,fönnen ben fälligen Petiag unter Permcnbung beS auSgefüßten©mpfang*©rlagfcheineS im ©learingöerfehrc an bie poß» unb Selegraphen=Sireftionübermeifen.
©teht ben 3 Q̂ lutt9^ ffi^ ti9 en f n̂ Poßfparfaffa *@mpfang=®rlagfcheinnicht Perfügung, fo iß bcr Petrag mittels eines an bie Poß*unb Selegraphcn*Sireftion gu rid/tenben roten ©ittgahluugSfcheintS beS PoflfparfaffenamteSeingujahlcn.
Siefe ©ingahlungSfcheinc ßnb bei ben poftämtern um 2 h erhältlich-
©mpfangSbeftätigungen über bie im SBege ber Poßfparfaffa eingegahllenPeträge merben »om poß 'SireftionS*fRe<hnungS*Separtement in gorm »onStorreSponbengfartcn ober ^ artenbriefen nur bann ausgefertigt, menn ber©tngahlcr auf ben SRüden beS ©rlagfcheineS eine $ünf* begiehungSmei]'e3 ĥu=heßermarfe aufgeflebt hat.
Sie ©ingahlung ber Selephongebüljren erfolgt auf bie bisherige, benobigen Peßitnmungen bereits entfprechenbe PBeife, möhrenb für bie fRücfjahlung»on Selephongebüijren baS neue Perfahren ßttngemäße Snmenbung ßnbet.
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II. $ 0rtnatn>bf|tmimm!)fn
Jltagiftrat:

ia.

».
SBeerbignttg non Seiten  SRicfit ^ngetoiefener am

jOttafvingev ^ rieötyofe.
Shmbmachung be§ Söteiter 2D?agiftrate§ öom $)e§ember 1913,

SD?. 2lbt. X, 7322/13:
Der ©tabtrat bat mit S3cfd̂Iug oom 5 Degember 1913, 5̂r.=3 * 16435,

ben Sefdjtuß oom 23. 3uni 1911, Pr .*3 . 9642, bemgufolge Seichen oon perfoncn,
beren Icljter SSohnort außerhalb ber beni Dttafringer gricbhof ûgctorctetten
©erneinbegebietSteile liegt, öom 1. Jänner 1912 an nicht mehr in biefem grieb=
bofe bccrbigt werben biirfcn, fowie ben 93efd)lu§ boin 19. 3uli 1911, pr .=3 - 11558,
Welcher einige AuSnahmSbeftimmungen enthält, aufgehoben unb bic brgüulichc.
Kunbmad)ung beS Wiener PlagifirateS oom Auguft 1911, 2R.=A X, 3766/11 |
außer SBirffamfeit gefegt.

@§ fönnen aljo oom Sage beS ScfcßluffeS, baS ift oom 5. b. 2R. an,
mieber Seiten aller Perfoncn, wcld)e außerhalb beS ScgirfeS Ottalring gutê t
gewohnt hofwn bcgtchungSweife oerftovbeu ftnb, im Dttafringer JJrieDhofc
beerbigt merben.

Leiters hot ber ©emeinberat mit Sefd)luß tiont 12. Degembcr 1913,
Pr .»3 - 16435 angeorbnet, baß bei ©rwcrbung oon eigenen©räbern unb
©rieften im Dttafringer griebljofe behufs Seerbir,ung oon nicht gugewiefenen
Seichen baS SSicrfacf)c ber ©ebüljr für gugewiefcnc Seiden gu entrichten ift.

jDiefe Seflimmung tritt gleichfalls mit bem Sage beS SefdjtuffcS, baS ift
bieSfaffS mit 12. b. Mt. in Kraft.

3rür bie Sentcffung ber höheren©cbühr ift Wie früher bie f̂ ragc öer
3umeifung ber erften in ber betreffenben©rabftättc gu beerbigcnben Seiche
maßgebenb.

10 .

(6tfttoerfd )Iei $ .

(Srlafj be§ magiftratifcöen S8egirl3amte § für ben IV . 93e§irt öom

2 . Jänner 1914 , SD?. Sö. 21. IV-1248:
Auf ©runb beS ©rlaffeS ber f. f. n. ö. ©tattfjaUerei oom 30. ©eptember

1913, 3 - XII -1440/2 mürbe bem 2Ttagifter ber Pharmagie ®rnft ©inger,
geboten 1882 gu SBien in ffttebcröflervetd), heimatberechtigt in SBicn Sanb
SRieberöfterreich, wohnhaft in 2öten, III ., Ungargaffe 53, für ben Setrieb beS
Verlaufes oon ©iftsn unb oon gut argncilicpett Serwenbung beftimmten©toffen
unb Präparaten, infoferne biefer Verlauf nicht auSfchließlid) Apothclern oorbc=
halten ift, im ©tanborte IV., Plargaretfjenfiraße 22 bie Kongefjton erteilt; biefe
ift im ©ewerbcregijier unter ber fReg.*3 » 1690/k eingetragen.

@rtafi be§ magiftratifct )en S3ê irf§amte § für ben VII . SBêirl,

öom 23 . 2 )e§ember 1913 , 9)?. SB. 21. VII , 431/1/13:

Auf ©runb beS AnfuchenS oom 17. $ uli 1913 würbe bem § errn
§ugo Sittner , ©efeüfchafter, geboren 1862 gu Srünn in SRähren, hetmat*
berechtigt in Srünn , Sanb SRäpren, wohnhaft III ., Obere Sahngaffe 20, bie
KongefftonSurlunbe für beu Setrieb beS Verlaufes bon ©iften unb oon gu
argneitidjer Verwcnbung beftimmten©toffen unb Präparaten, infofern bieS
nicht auSfchließlid) ben Apothetern«orbchalten ift, fowie oon tünftlidjen üRineral»
wäffern im ©tanborte VII ., Serdjenfelberjtraße 113, gemäß § 15, Punft 14
©.=>0 . ausgefertigt.

SiefeS ©ewerbc ift im ©ewerbcregifter unter 5Reg.<3 . 2326/VII k ein*
getragen.

11 .

Regelung J>e# in bet
SWIetMimtei $ aupiftt :afte.

^unbmachung be§ Sßtener SD?agiftrateä öom7. Jänner 1914,
9D?. 21. IV , 3632:

Stuf©runb ber §§ 46 (3iffer3) unb 100 beS©efefceS oom 24. Pfärg 1900,
v cm•un.l> 2Ir . 17, wirb bem ©chwerfuhrwcrfe bie S)urdhfahtt burch
Zlt "?, elblin9e,:. 5>ouptftraße im XII. Segirfe gwifchen ber fRieberhofftraße unb
ber phifabelphiabriide in beiben R̂ichtungen oerboten,
x . ÜbertretungenbicfeS SerboteS werben im ©inne ber §§ 100 unb 10’

°° en  genannten ©ejê eS mit ©db bis gu 400 fronen ober mit Strreft
gu 14 Sagen bepraft.

Cöaft=  unb ^ ĉ anlgeiücrbc ; Eow^cfftoit ^^etit,

@rlap be§ 9D?agiftrüt£=$)ireftor§ Slarl 21ppeI öom 20.
^cmbcr 1913, 3 - 3230 (3 ?ormalienblätter be§ 9D?agiftrate§
9ir. 1/14) :

3nfolge ©rlaffes ber f. f. n.=3. ©tatthalterei oom 13. ©eptember 1913
3 . 1 a-73, werben bie SegirfSämtcr angewiefett, barauf binguwirfen, baß bic
Parteien ihre ©efud)e um Verleihung oon ©aft=unb (öchaufgewerbefongefjtonen
mögltd)ji genau im ©inne beS § 16 ber ©ewerbeorbnungbeftirnmen, -unb
barauf gu achten, baß bic Anfragen an bie öerfdjiebenen f5 flÜorcn foroie bie
©ntfeheibung ben ©egenftanb be§ ©cfucheS genau wiebergeben.

13.
Vorlage Don ^ icnftftöifett bette ffcttb ütt ^Iagen für
9ied)nuitg ber ^ nheftition ^attle^ett 190 8̂ ntib 1908.

@rlâ be§ 9D?ogifirat§=2)ireftor§Slarl 2lppel öom 12. Jänner
1914, SD?. 2). 137, (S?ormaIienbIätter be§ SDiagifirate^ 9?r. 4) :

3nfolgc PräftbialerlaffeS oom 9. Jänner 1914, 3 . 100, ftnb alle Sienfl»
ßüde, mit benen ber Sftagiftrat ober bieSireltion einer ftäbtifchen Unternehmung
bie Sewiüigung ober bie Ablehnung bon Auslagen für R̂echnung ber̂ nOefiitionS»
anlehen ber ©emeinbe 2Bien aus ben 3 ahren 1902 unb 1908 beantragt, bor
ihrer Übermittlung an ben ©tabtrat ober an ben gemeinberätlichen 2luSfcfjuß
bem§ errn Sürgermeiftermittels „vjdeat ante " gur ©infid/t oorgulegen.

§ieoon werben bie ftäbtifchen 3lmtcr unb Unternehmungen gur Darnach*
adftung in Kenntnis gefegt.

$Sev%eid )ni$  ber ttti 9ietd )3gefei | blatte ttttb im Sflttbe ^=

gefe ^ ^ unb SöerorbttungSMatte für Öfierreicb unter

ber (Snti3 im ^ afire 1913 Vubli ^terleit © efe ^ e

uttb SBerorbnnttgeit.

Ä. leid )»gefchbltttt.
S^r . 259 . ^ !on §effton §urfunbe öom 8 . fDegember

1913 , für bie Sotalbahn oon Sana*Surgftaü nad) Dberlana.

Ŝ r . 260 . Sßerorbnung be § ginansminiftertumg

unb be § ^ >anbel §miittftertum § tm ©tnöernehmen mit

bem Dberften 9? e (̂ nuug §pofe öom 9 . ^ e^ember 1913,
1 betreffenb ben SoQgug oon SluSgahlungen für fRethnung ber balmatinifd)e

^inanghehörben burch bie Poflfpartaffe.
9tr . 261 . Sßerorbnung be § gman §mttttfterium§

ÜOm 15 . ^ e^embex 1913 , betreffenb bie geftfefcung ber gut

gebührenfreien Abfertigung nach SoSnien unb ber Ipergegooina guläfjtgen
3udermenge für bas § ahr 1914.

9lr . 262 . Sßerorbnung beö ^ )anbel § mtniftertum§

tm (Sittöerite ^ men mit bem SD? ittifter für öffentliche

2trbeiten öom 15 . © ejember 1913 , betreffenb bieSegeichnung

ber SanbeSgentralfchule für Korbflechterei in Semberg als eine folche Anwalt,
beren 3rugmffe über ben mit ©rfolg gurüdgelegten Sefuch ben SiachmeiS über
bie orbnungSmäßige Secnbigung beS SehrOerhältniffeS, begiehungSmeife ben
fRadjwetS über bie oorgcfchrtebene SermenbungSbauerals ©ehilfe in einem
hattbwerfSmäßigen©ewerbe gang ober gum Seile erfehen.

9ir . 263 . SBerorbnung be § | >anbel § minifterium3

im © inöernepmen mit bem ginanjminifterinm unb

bem Dberften 9? echnung § ^ ofe öom 16 . SDê ember 1913 /
betreffenb ben Sotlgug ber©in* unb AnSgahltmgen für R̂echnung ber I. !. Pop=

I unb Selegraphen*2)irettionen in Ktagenfurt, Sing unb SSien.



4 SftmtßBlott bei l. I. 8teicf)8§aupt» unb ffteftbenjftabt SBieit. — 9ir. 9, 30. Jänner 1914,

r. 264 . Äunbmachung beS ^tnanjmintfteriumS

bom 20 . 2)e§entber 1913 , betreffenb bie©rridjtung einer©ppofttur

beS fReben-joßamteS Slcquabonab’SBm̂ejjo in Pan (©irol).

9fr. 265 . SSerorbnung beS SJftinifteriumS für

SanbeSberteibig mg im (Sinberftönbniffe mit bert

übrigen beteiligten f. t.  Sftinifterien unb bem f. n . f.

SfriegSminifteriumS bom 1. 9tu guft 1913 , jur ©nrchführung

beS ©efepeS üom 21. ©egember 1912, sJi =®.=©1. Dir. 235, betreffenb bie

Stellung ber Pferbe unb gufjrwerle.
9fr. 266 SSerorbnung beS ^ anbelSminifteriumS

bom 23 . S)e^ember 1913 , betrcffenb bie«bdnberung einiger©e=

ftiminungen ber mit ber ©erorbnung be§ HanbelSminifteriumS üom 24. IJuli

1910, 81.=®.=©!. Sftr. 134, lunbgemachten©eleplfonorbnung unb beS zugehörigen

©elephontarifeS.
9fr . 267 . $unbmad)ungbe§ (StfenbahnminifteriumS

bom 17 . 5) e§ember 1913 , betreffenb bie fon êfftonierung einer

mit eleltrifcher$rafi ju betreibenben fchmalfpitrigen Kleinbahn oon ©ojen
nach St . ^ afob.

9fr* 268 . SSerorbnung beS ^ anbelSminifteriumS

bom 22 . ® e§ember 1913 , womit einige©eßimtnungen ber©er*

orbnungen beS HanbelSminißeriumS oom 10. £$uni 1902, $R.=© *©1. fftr. 124,

unb"üom 22. ©ejember 1906, 9i.*©.=©l 9?r. 252, betreffenb bie Abgabe ber

Popfenbungen, geünbert werben.
9fr. 269 . SSerorbnung beS ÜIRirtifteriumS für öffent=

lic^e Arbeiten bom 31 . 2)e^ember 1913 , betreffenb bie

Aufhebung unb Slbünberung einiger ©efttmmungen ber ©erorbnung über bie

Drganifatton beS Patentamtes.

9fr. 270 . SSerorbnung beS ^ anbelSminifteriumS im

(Sinbernetjmen mit bem äRiniftcrium beS Innern bom

20 . © egember 1913 , betreffenb bieg-eflfteßungun5 gxttgeige oon Un*

fällen in ben betrieben ber Seefdjiffahrt.
9fr. 271 . SBerorbnung beS Snftijmintfter ^ bom

28 . S)egember 1913 , Über bie ©rforberniffe gut änfteßung bei

einem 3ibilgeri(̂ tSbe))ojttenamte.

1914.

9fr. 1 . SSerorbnung beS SftinifteriumS für SanbeSs

berteibigung im GHnbernefymen mit bem äftinifterium

für SlultuS nnb Unterricht unb bem $ riegSminifterium

bom 31 . 2)e^ember 1913 , wegen $nberung ber ©ebtngungen,

unter welchen©eamtenpeßcn im Äanjlet*unb SRantpulationSfache im äJiinifterium

für ÄultuS unb Unterricht unb in ben Unioerfttäten an bie nach bem ©efe£e

oom 19. 9lpril 1872, 3{.*®.=©l. fftr. 60, anfprud)Sbere<httgten Unteroffiziere

üerliefjen werben foücn.
9fr , 2 . Äonftefftonänrfunbe bom 31 . £)e§ember

1913 , für bie Solalbahn bon 9itian nach©roüfertî mit einer Abzweigung

ju ben Steinbrttd)en in Sautfd)
9fr. 6 . Sßerorbnung ber äRinifierien ber^inanjen,

beS | >anbelS unb beS UderbaueS bom 8. Jänner 1914,

betreffenb bie Abänbermtgeiniger©eftimmungeuber 2)ur<hführungSoorfchrift

jum 3 °ötartfgefê e oom 13. ^ ebruar 1906, fft,=®.=©l. 9ir. 22, unb ber @r=

lüuterungen jum ßoßtarife.
9fr. 4 . Sßerorbnung ber Sftinifterien ber Sufti ,̂

ber ^ inanjen unb beS § anbetS im @inbernef )nten mit

bem Dberften fReĉ nung §^ofe bom 11 . Jänner 1914,

überv2lbünberungen in ber Stb̂ olnng unb Aufgabe gerichtlicher Pofifenbungen.

9ir . 5 . SSerorbnung be§ 3)cintfterium § für öffent=

lidje Slrbeiten tm ©mberne ^meu mit bem SRiuifterium

be ^ Snueru bom 7. Jänner 1914 , »irifam für bas Äbnig*

reich©öhmen, momit©urchführungSbejUmmungen jum©efêe oom2. gämter
1913, fR.=®.*©l. fRr. 3, betreffenb bie ®rrid)timg oon 3 «8{Kifmfammern,

erlaffen Werben.

9lr . 6 . B̂erorbnung be3 ^ tnanämtnifteriumS bom

14 . Jänner 1914 , betreffenb bie ©inführung beS Vertriebes oon

©afelfalj bei ber Saline in Sielicjfa , ©rhöhung beS3 uf<hfage3 für SÄahlfalj

bei ber Saline in ©benfee unb Snbcrung beS SaljOerfchleijjtartfeS hinfichtlich

ber Salinen ©ochnia unb Sßielicjfa.
7 . SSerorbnung be§ @ifenbat)uminifteriumä

im ©inbernetjmeu mit bem Sufti §minifterium unb

bem | )anbel §mittifterium bom 20 . Jänner 1914,

betreffenb©rgönjung unb 9lnberung beS ©ifenbahnbetriebSreglementS oom

11. ßtooember 1909, 9?.=©.=©1. 97-. 172, fomie Aufhebung beS Anhanges ju

biefem.

B. T̂anbesgefeh- unb ^ erorbnungsblatt.

Uir . 157 . ©efe | bom 11 . ^ egember 1913 , betreffenb

bie ©rmädjtigung ber ©emeinbe Sßien 5«m ©erlaufe oon ©runbflächen am

ÄarlSplafc im IV. ©ejirfe.
$lv. 158 . SSerorbnung be§ f. f. (Statthalters im

@rjh ^tä 09tum jjfterreidi unter ber ©uns bom 30 . £)e?

^ember 1913 , 3 * Ia -2552/210 , mittoeldjer im Slnfcfituffe an bie

Statthaltereioerorbnung oom 31. üJtärj 1913, 2.=®. unb ©.*©1. 9tr. 45,

©orfchriften für ben ©etrteb gmetfpänniger Planwagen ohne gahrpretSanjeiger

(Spe îaltüflgen) im ©emeinbegebiete bec Stabt Sien erlaffen werben.

159.  5lunbmad §uug beS f. f. (Statthalters

im ©r ^her ^ogtum Öfterreid ^ unter ber GsnnS bom

13 . £)e§ernber 1913 , 3 * IV-3960/5 , betreffenb bie 31bänberung

beS§ 15, Punlt 3, ber Sahungcn ber Stäbtifdfen Äaifer f̂ ranj 3 °fef=

^ubiläumŜ ebenS* unb fftentenoerftcherungSanftalt in ©Jien.

160. $unbmachuttg beS f. f. «Statthalters

tm ©r ^her ^ogtum Öfterretd ^ unter ber (SnnS bom

18 . S)e§ember 1913 , 3 * b-656/2 , betreffenb bie ber ©emeinbe

©belbadj erteilte ©emißtgung jur ©inhebung oon 100 Prozent ber birelten

Steuer beS 1913 überjieigenben Umlagen.

161. $unbmachung beS f. f. (Statthalters

im @r §he *S°9t um Dfterreid ^ unter ber (SunS bom

18 . ® ejember 1913, 3 * XI b-729/3 , betreffenb bie ber ©emeinbe

©ibenftein erteilte ©emißtgung gur ©inhebung oon 100 Prozent ber birelten

Steuern beS Jahres 1913 überpetgenben Umlagen.

9fr . 162 . 5Üunbma <hung beS t.  t . (Statthalters

im ©r ^her ^ogtum Öfterreid ) unter ber (SnnS bom

19 . 3)e§ember 1913, 3 - XI b- 781/2 , betreffenb bie ber ©emeinbe

üßtolsegg erteilte ©cwtßigung jur ©inhebung oon 100 Prozent ber birelten

Steuern beS$ ahreS 1913 überßeigenben Umlagen.

163 , ^unbmachung beS 1. f. <StatthalterS

im (Sr5h er ä° 9^ um Öfterrei <h unter ber @nnS bom

20 . S)e^ember 1913,3 * XI b-660/2 , betreffenb bie ber ©emeinbe

©h<*ureS erteilte ©emifligung jur ©inhebung oon 100 Projent ber birelten

Steuern beS QahreS 1913 überfteigenben Umlagen.

$lt.  164 . ^unbrnadjung beS SanbeSauSfchuffeS

beS (Srjh ^täbgtumeS Öfterrei ^ unter ber @nnS bom

12 . 0lobember 1913 , betreffenb bie©rhöhmtg ber©erpflegSgtbüljren

in ben nieberößerreichifchen SanbeSanftalten gu 3)?auer=Öhbug, 9)bbS,

©ugging unb ©berhoflabrunn.
165 . ^unbmachung beS !. f. Statthalters im

©r ^h^rjogtum Öfterreicfj unter ber @nnS bom 20 . £)e=

§ember 1913 , 3 ‘ VI-2737, betreffenb bie©erppegStape im aß*

gemeinen öffentlichen Sranfenhaufe in fßttfielbadj.

1914.

1 . ©ejeh bom 11. ® e§ember 1913 , mitmeichem
ber ©emeinbe Pßicn bie ©emißigung erteilt rnitb, anläplid) beS ©aueS

eines groeiten unb britten SammeilanaleS unb ber an biefe Sammellanäle

anfdpiefjenben päbtifdhen UnratSlanalnê c im XXI. Stener ©emeinbebejirle,

eine ©ebühr einjnheben.
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Amtsblatt der k. k. Reichshaupt« und ResidenzstadtWien. — Nr. 17, 27. Februar 1914.

Gesetze, Verordnungen und Entscheidungen,
sowie

NorMtivbestimmmigeil des Gemcinderates, Stadtrates und des Magistrates
in Angelegenheiten der GemeindenrMaltnnZ nnd Mischen AmtMhrnng.

I n - a lt.
I. Verordnungen und Entscheidungen:

1. Grundabtretungen.
2. Pensionsversicherung.
3. Konsentierung gewerblicher Betriebsanlagen.
4. Waldschaden-Ersatz-Tarif für das Gebiet der k. k. Reichshaupt- und

Residenzstadt Wien.
5. Eheverkündigungen an den kirchlich aufgehobenen Feiertagen.
6. Gift-Verschleiß.
7. Strafamtshandlungen, Jnstruierung der Gnadengesuche.
8. Zulassung des Sicherheits-Aufbewahrungs- und Meßapparates „Uni¬

versal" der Firma A. L M. N i n d l in Teschen.
S. Bekämpfung des Mädchenhandels in Ägypten.

10. Schaffung einer einheitlichen Bezeichnung für die Länderkaffen.
11. Regelung deS Fuhrwerksverkehres in der Viriotgafse und in der Ruf¬

gaffe im IX. Bezirke.

12. Feuer- und explosionssichere Lagerung feuergefährlicherFlüssigkeiten nach
System „La n g e . R up p el ".

II . Rormativbestimmungeu:
Magistrat:

18. Wirkungskreis der Gemeinde bei Eintragung von Lehrverträgen.
14. Schaffung einer statischen Fachabteilung im Stadtbauamte.
15. Verwahrung von Drucksorten und Stampiglien.

Anhang:
Wiener Stadtbibliothek.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetz - und Verordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre  1914 publizierten Gesetze und
Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
r.

Grundabtretungen.
Nach folgenden gerichtlichen Urteilen ist ein zwischen der Gemeinde und

der bücherlichenBorbesitzerin getroffenes Übereinkommen über die wechselseitige
Abtretung von Bau- und Straßengrund, für den Ersteher, unbeschadet der
Ersichtlichmachung im Grundbuche bindend, wenn hierauf im Schätzungs-
Protokolle Bedacht genommen worden ist. Nach der Entscheidung des Obersten
Gerichtshofeswirkt überdies die auf öffentlichen Rücksichten beruh>nde rechts¬
kräftige Entscheidungder Administrativbehörde, wonach Grundflächen als
Straßengrund abzutreten sind, gegen jedermann, also auch gegen den Ersteher
als Rechtsnachfolger des ursprünglichen Bauwerbers im Eigentum eines
erbauten Hauses. Es können somit die abzutretenden Grundflächen, die aus
öffentlichen Rücksichten dem allgemeinen Gebrauche erhalten bleiben müssen,
keinem zwangsweisen gerichtlich:n Verkaufe unterliegen und bei der Zwangs¬
versteigerung nicht miterstanden werden. (4ä M.-Abt. I , 5309/07.)

I.

Entscheidung des k. k. Landesgerichtes Wien in Zivilrechts¬
sachen Abt. VIII, vom 28. Juni 1912:

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Das k. k. Landesgericht Wien in Zivilrechtssachen hat unter dem Vorsitze

des k. k. Landesgerichtsrates Dr. Höfenmayer  im Beisein der k. k.
LandcsgerichtSräte Dr. v. Minnigerode und Dr. Rieding er  als
Richter, in der Rechtssache der A. B., Hausbesitzerin in Wien, IX. Bezirk,
Klägerin, vertreten durch Dr. Adolf Flax,  wider die Gemeinde Wien, Be-
klagte, vertreten durch Dr. Otto Pellech,  wegen Anerkennung des Eigen¬
tumes an einer Grundfläche, eventuell Zahlung von 9079 L auf Grund der
mit beiden Parteien durchgeführten mündlichen Verhandlung

I. Den Beschluß gefaßt:
Die Einrede der Unzulässigkeitdes Rechtsweges wird zurückgewiesen.

II . Zu Recht erkannt:
Das Klagebegehren, zu erkennen, die Parzelle 147 der Einl.-Z. 567

Grundbuch Nußdorf sei in ihrem ganzen Ausmaße das vollständige und
unbeschränkte Eigentum der Klägerin, die Beklagte sei schuldig, dieses Eigentum
in vollem Maße anzuerkennen und in Anerkennung desselben sich der Be¬
nützung eines Teiles der Grundfläche Parzelle 147 in Einl.-Z. 567 Grund¬
buch Nußdorf als Straßengrund zu enthalten oder in Gemäßheit der Be- !
stimmungen der Bauordnung der Klägerin den angemessenen Wert im Betrage
von 100 X Per Quadratmeter, das ist 9079 X gegen lastenfreie Übertragung
dieses Teiles in das grundbücherliche Eigentum der Beklagten zu bezahlen,

wird abgewiesen und ist Klägerin schuldig, der Beklagten die mit Ausschluß
der Erkenntnisgebühr mit 323 X 35 k bestimmten Prozeßkosten binnen
14 Tagen bei Exekution zu bezahlen.

Tatbestand:
Klägerin bringt vor, sie Hab: am 24. Februar 1908 das HauS XIX.,

I Nußdorferplatz, Einl.-Z. 5/567 Grundbuch Nußdorf bei der exekutiven Ber-
> steigerung dieses Hauses also originär erworben. Die Einl -Z. 567 bestehe
! unter anderem auch aus der Parzelle 147. Einen Teil dieser Parzelle im
! Gesamtausmaßevon 9079 in? habe die Gemeinde Wien zur Straßen¬

verbreiterung verwendet.
Da Klägerin jedoch in Gemäßheit der rechtskräftigen Versteigerungs¬

bedingungen die Einl.-Z. 567 Grundbuch Nußdors implieids, also die Par¬
zelle 147 ohne jegliche Beschränkung erstanden habe, so sei die Beklagte aus
zwei Gründen nicht berechtigt, einen Teil der oben erwähnten Parzelle zu
benützen.

1. Ein Tauschübereinkommen zwischen der Vorbesitzerin und der Be¬
klagten, wonach die Vorbesitzerin gegen Abtretung von Straßengrund zur
Bauarea einen Teil der Parzelle 147 zum Slraßengrund abtreten sollte, fei,
obwohl die Klägerin das Bestehen dieses Übereinkommens zugibt, dennoch für
die Klägerin nicht bindend, weil sie das Eigentum an der Einl.-Z. 567 also
auch an Parzelle 147 originär erworben habe, weil das Haus schon zum
Teil auf dem einbezogenenStraßengrunde gestanden sei, nach dem allgemeinen
bürgerlichen Gesetzbuche aber der Erbauer, wenn ein Haus auf fremden Grund
und Boden mit Borwissen des Grundeigentümers erbaut wird, auch das
Eigentum am Grunde erwerbe— und weil endlich die von der Versteigerung
verständigte Beklagte es unterlassen habe, ihre Rechte, welche die Versteigerung
unzulässig gemacht hätten, rechtzeitig geltend zu machen, der Klägerin hin¬
gegen zur Zeit der Versteigerungdas Bestehen des Tauschübereinkommens
nicht bekannt gewesen sei.

2. Wenn die Beklagte den strittigen Teil der Parzelle 147 zur Straßen¬
erweiterung brauche, so müsse sie nach den Bestimmungen der Wiener Bau¬
ordnung den Wert der benötigten Grundfläche vergüten, Klägerin bewerte den
Quadratmeter in dieser Lage mit 100 X.

Die Beklagte habe die Klägerin wohl aufgefordert, ihr auf Grund deS
Übereinkommens mit der Vorbesitzerin das Eigentum an der strittigen Grund¬
fläche abzutreten, doch sei Klägerin daraus nicht eingegangen.

Klägerin stellt das Begehren, die Beglagte schuldig zu erkennen, ihr
Eigentum an der ganzen Parzelle 147, Einl.-Z. 567, Grundbuch Nußdorf voll
anzuerkennen, sich der Benützung eines Teiles dieser Parzelle als Straßen¬
grund zu enthalten oder ihr, der Klägerin, den angemessene^ Betrag von 100 X
per Quadratmeter, das ist 9079 X gegen lastenfreie Übertragung des als
Straßengrund verwendeten Teiles dieser Parzelle in ihr bücherliches Eigentum
zu bezahlen und die Gerichtskosten zu ersetzen.

Die Beklagte bringt dagegen vor:
I. Soweit Klägerin Feststellung des Eigentums an der strittigen Parzelle,

sowie Anerkennung dieses Eigentums durch die Beklagte begehre, erhebe sie die
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Einwendung der Unzulässigkeit des Rechtswege - , der nach 8 II , 2 . Absatz
Wr . B .-O . ausgeschlossen sei.

II . Die Besitzvorgängerin I . K. sei im Frühjahre 1907 um Bestimmung
der Baulinie und um den Baulonsens bezüglich der Realität Eml . Z . 567
Grundbuch Nußdors eingekommen . , . ^ ^ ^

Die Baulinie sei derart bestimmt worden , daß die Bauwerberin die im
Plane Beilage X gelb lasierte Figur zu Straßenzwecken abtreten mußte , die
rot lasierte Fläche dagegen von der Beklagten erwarb.

Bezüglich der Schadloshaltung kam mit K. eine Vereinbarung zustande,
nach der diese für den bedeutend höheren Wert des neu erbauten Grundes eine
Auszahlung von 1000 X zu leisten habe.

K. habe tatsächlich die Auszahlung von 1000 X geleistet , der Grundtausch
sei tatsächlich vollzogen worden , doch unterblieb die grundbücherliche Durch¬
führung der Grundregulierung durch K., welche dazu verpflichtet gewesen wäre.

Der der Besitzvorgängerin erteilte Baukonsens habe aber , weil auf öffeutlich-
rechtlicher Grundlage beruhend , auch dingliche Wirkung gegen die Besitznach-
folaer , ohne Rücksicht daraus , ob die bezüglichen Rechtsverhältnisse im Grund¬
buche eingetragen wurden oder nicht . Das würde sogar von Übereinkommen
gelten , die anläßlich der Baukonsensverhandluug mit dritten Parteien abgeschlossen
werden , zum Beispiel die Einräumung einer Servitut (siehe Entscheidung des
Berwaltungsgerichtshoses vom 1. Juni 1908 , Nr . 6024 Budw .).

III . Aus dem Exekutionsverfahren , in welchem die Klägerin das Haus
erworben habe , ergebe sich, daß , . .

1 . die Schätzleute die Grundfläche nach Abzug der zu Straßenzwecken
abgetretenen Grundteile berechnet und unter Benützung dieser Feststellung den
Mittelwert des Hauses mit 189 .000 X und den Wert des auf dem Hause
radizierten Gewerbes mit 12 .000 X , zusammen mit 201 .000 X f-stgestellt haben.

2 . Die aci I angeführte Schätzung liege sowohl den Veisteigerungs-
bedingungen als auch dem Versteigerungsedikte zugrunde und auch der Zuschlag
sei aus dieser Grundlage erfolgt . . . . . ^ .

IV . Daraus ergebe sich, daß Klägerin bei der Versteigerung nur das
Haus samt der verbauten Grundfläche , nicht aber den abgetretenen Straßen¬
grund erworben habe . Die Grundabtretung entspringe jedoch einem einseitigen
Verwaltungsakle der Baubehörde und nur die Schadloshaltung für diese Ab¬
tretung könne Gegenstand eines Vertrages sein . Eine Schadloshaltung komme
jedoch auch nicht in Betracht , weil das strittige Grundstück gar nicht einbezogen

gewesen sett̂ Aufbegehren sei, abgesehen von der Unzulässigkeit des Rechts¬
weges . verfehlt . Der erste Teil desselben sei nichts als ein umschriebenes Fest¬
stellungsbegehren , dessen rechtliche Voraussetzungen aber nicht zutreffen.

Für das Begehren , eine Schadloshaltung zu bezahlen , fehlt jeder Titel.
VII . Wenn aber dennoch ein Schadlosanspruch der Klägerin fzugebilligt

werden sollte , erhebe Beklagte dagegen folgende Einwendungen:
1 . Der klägerische Anspruch werde absorbiert , ja bei weitem überboten

durch den Gegenanspruch der Gemeinde Wien für die vom öffentlichen Gute
abgetretene Fläche . Diese Fläche sei heute noch nicht bücherlicher Bestand der
Parzelle 147 , das klägerische Haus stehe daher teilweise auf Gemeindegrund und
die Klägerin müßte daher der Beklagten eine Entschädigung bezahlen . Die
Vorbesitzerin habe zu Straßenzwecken abgetreten 90 79 m ?, dagegen als Bau-
arund gewonnen 45 91 nQ Wenn nun die Einheit beider Grundflächen gleich
bewertet würde , müßte sich der klägerische Anspruch auf 4485 X reduzieren.
Da sich aber der Wert des Straßengrundes zu dem des Baugrundes wie
3 : lO verhalte , so hätte Klägerin der Beklagten noch eine Aufzahlung zu leisten.

2 . Der exekutiven Versteigerung sei eine Bewertung des Grundes mit
50 X Per Quadratmeter zugrunde gelegt , während die Klägerin den Quadrat¬
meter mit 100 X , also viel zu hoch bewerte . Der Straßcngrund sei aber per
Quadratmeter mit höchstens 15 X zu bewerten , so daß sich schon hienach ein
Anspruch der Klägerin aus einen Mehrwert nicht ergebe.

Außer Streit wurde gestellt:
I . Beklagte wurde von der Anordnung der Versteigerung verständigt.
II . Die zu Straßenzwecken abgetrennte Grundfläche war früher Baugrund.
Das Beweisverfahren ergab folgendes : ^ ^
I . Zwangsversteigerungsakt des Bezirksgerichtes Döbling X 345/07.
1. O .-Nr . 1. Die Feilbietungsbedingungen enthalten den Schätzwert der

Liegenschaft per . . 189 .000 X
den des radizierten Wirtsgewerbes per. - 12 .000 „

zusammen per . 20X000 X.
Sie find von der Klägerin unterfertigt.
2 . Nr . 6 Protokoll vom 28 . November 1907 , worin den Schätzleuten

das Ausmaß der Parzelle l47 mit 658 m - Bauarea bekanntgegeben und ihnen
behufs Einsichtnahme in die Baupläne eine Frist zur Ausarbeitung des
Schätzungsgulachtens erteilt werde.

3. O .-Nr . 7 Schätzungsoperat , wonach der Schätzung mit Rücksicht auf
die Abtretung der Grundteile zu Straßenzwecken nur mehr eine Grundfläche
von 597 ,i? zugrunde gelegt und der in die Feilbietungsbedingnisse eingesetzte
Schätzwert ermittelt wurde , und zwar bezüglich des Grundwertes unter Be¬
wertung von 50 X per Quadratmeter . ,

4 . O .-Nr . 13 , Versteigerungs -Edikt vom 9 . Jänner 1908 , wonach die
Versteigerungsbedingungen genehmigt und obiger Schätzwert zugrunde gelegt
wurde.

5 . Or .-Nr . 36 , Versteigerungs -Protokoll vom 24 . Februar 1908 , wonach
die Versteigerungsbedingnisse auszugsweise verlesen und die Realität von der
Klägerin um 170 .000 X erstanden und ihr der Zuschlag erteilt wurde.

6 . O .-Nr . 37 , Beschluß vom 24 . Februar 1908 mit Erteilung des Zu¬
schlages an die Klägerin aus Grund der gerichtlich festgesetzten und von ihr
unterschriebenen Feilbietungsbedingungen.

7 . O .-Nr . 59 , Beschluß vom 21 . Mai 1908 , womit dem Grundbuchs
amte die Einverleibung des mit dem Zuschläge erworbenen Eigentums der
Klägerin an der Liegenschaft , Einl .-Z . 567 Grundbuch Nußdorf , aufgetragen
wurde.

II . AuS dem Bauakte des magistratischen Bezirksamtes XIX.
1. Dekret vom 15 . März 1907 , Z . 59/07 , betreffend Baulinienbestimmung,

wonach zum Straßengrund eine Fläche von 9079 w - abzutreten und zur
Bauarea vom Straßengrund eine solche von 4591 m - einzubeziehen ist.

2. Dekret vom 9. Mai 1907 , Z . 7470/07 , womit über Ansuchen der
I . K. um Schätzung dieser Grundflächen eine von ihr zu leistende Aufzahlung
von 1000 X gemäß Z 9 Wr . B .-O . festgesetzt wurde (welche laut Bestätigung
der Wiener Hauptkassa vom 8 . Mai 1907 eingezahlt worden ist und auf Grund
Stadtrats -Beschluffes vom 2. Mai 1907 , Z . 5787/07 , die Baubewilligung auf
Grund dieses Übereinkommens erteilt wurde.

8. Aus dem Trennungsplan Nr . 2 L ergibt sich, daß zum Straßen-
gründe von der Parz . 147 die gelblafierten Grundteile Per 90 79 n^ abzu¬
treten , zur Bauarea dagegen vom Straßengrund die rotlasierten Grundflächen
per 45 -91 m ^ zu erwerben waren.

Entscheidungsgründe.

I . Unzulässigkeit des Rechtsweges:

Der Klagsanspruch geht aus Anerkennung des Eigentums an einer Teil-
fläche der in Einl .-Z . 567 , Grundbuch Nußdorf , inncliegenden Parz . 147 und
eventuell auf Ersatzleistung , hat also im a. b. G .-B . normierte Rechte zum
Gegenstand.

Daran wird auch dadurch nichts geändert , daß der Anspruch gegen die
Gemeinde Wien gerichtet ist, welche die streitgegenständliche Grundfläche als
Straßengrund in Anspruch nimmt . Denn wenn auch die Beklagte ihren An¬
spruch auf Grundabtretung auf die Wiener Bauordnung also ein Gesetz öffent¬
lich rechtlicher Natur zurückführt , so kann sie doch das Eigentum an einer
solchen Grundfläche wieder nur aus privairechtlichem Weg - erwerben , nämlich
durch Abtretung seitens des Grundeigentümers mittels Kauf , Tausch oder
Schenkung . Es handelt sich also um eine bürgerliche Rechtssache (vgl . Titel der
I . N ) und um eine bürgerliche Rechtsstreitigkeit (vgl . Titel der Z .-P .-O .),
worüber die Gerichtsbarkeit nach 8 1 I N . den ordentlichen Gerichten zusteht
(vgl . Dr . Fr . v. Pierich:  Unzulässigkeit des Rechtsweges , Man ; 1912,
Seite 36 ff . und 66 ) .

Nach 8 11 Wr . B .-O . ist nur über die Frage , wie die Baulinie ge-
zogen , und welche Grundfläche abgetreten werden muß , der Rechtsweg aus¬
geschlossen.

Diese Frage ist aber nicht Gegenstand des vorliegenden Rechtsstreites.
Die Einrede der Unzulässigkeit des Rechtsweges war daher znrückzu-

weisen.

II . Zum Klageanspruche selbst :

1. Das Klagebegehren geht s ) auf Anerkennung des Eigentums der
Klägerin an der von der Beklagten als Straßengrund beanspruchten im Plane
Beilage .1 , Nr . 2 , gelblasierten Grundfläche und auf Ausschließung der Be¬
klagten von der Benützung dieser Fläche oder b) alternativ auf Bezahlung des
Wertes dieser Grundfläche per 9019 X . Die Klage ist daher nach dem ersten
Teile des Klagebcgchrens (a) eine Eigentumsklage nach 8 366 a . b. G . B.
nach dem zweiten Teile (b) eine auf Ersatzleistung.

Sie ist aber keine Feststellungsklage im Sinne des 8 228 Z .-P .-O .,
wenngleich implieite jede Eigentumsklage die Feststellung des Eigentums¬
rechtes mitenthält.

Es entfällt daher die Prüfung der prozessualen Voraussetzungen einer
Feststellungsklage.

2 . Beide Teile des Klagebegehrens haben aber zur Voraussetzung , daß
Klägerin die Erwerbung ihres Eigentums an der strittigen , gelblasierten
Grundfläche erweise.

Sie stützt nun diesen R -chtserwerb einzig und allein auf die Erstehung
der Liegenschaft Einl .-Z 567 , Grundbuch Nußdorf , im Zwangsversteigerungs¬
verfahren . ,

Nun ergibt sich aus dem Exekutionsakte X 345/07 de- k. k. Bezirks¬
gerichtes Döbling ganz klar , daß diese Liegenschaft nur mit jenem Grund-
ausmaße zur Versteigerung gelangt ist, wie es sich nach faktischer Durchführung
des von der Beklagten mit der Vorbesitzerin I . K. getroffenen Grundtausch¬
übereinkommens ergeben hat , also nach Einbeziehung einer Grundfläche von
45 -91 m ' aus dem Straßengrunde zur Bauarea und nach Abtretung eines
Teiles vom 90 79 m - von der Parz . 147 zum Straßengrunde.

Denn der Schätzung wurde laut des Schätzuugsoperates O .-Nr . 7 (viae
auch das Protokoll O .-Nr . 6) nicht das ursprüngliche Ausmaß der Parz . 147
per 658 w ,̂ sondern nur ein solches von 597 m^ zugrunde gelegt , die vor¬
erwähnte Grundtransaktion also bereits berücksichtigt.

Die zum Straßengrunde abgetretene , im Plane Beilage Nr . 2 , gelb¬
lasierte Grundfläche war also nicht mehe Gegenstand der Versteigerung , wurde
daher von der Klägerin auch nicht erworben.

Ausgeboten wurde nämlich , wie sich aus dem Bersteigerungsedikte
O .-Nr . 13 ergibt , die Realität Einl .-Z . 567 Grundbuch Nußdorf , nur unter
Zugrundelegung obiger Schätzung und der FeilbietuugSbedingnisse , in der so
ermittelte Schätzwert ausgenommen erscheint.

Auf derselben Grundlage erfolgte der Zuschlag an die Klägerin , wie sich
aus dem Beschlüsse vom 24 . Februar 1908 O .-Nr . 37 im Zusammenhänge
mit dem Versteigerung - Protokoll Or .-Nr . 36 und den von der Klägerin unter-
fertigten Feilbietungsbedingungen und den Bestimmungen des 8 133 E .-O.
ergibt.
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Die Einwendung der Klägerin , sie habe von dem Grundtauschübereinkommen
zwischen der Beklagten und der Vorbesitzerin I . K. im Zeitpunkte der Er¬
stehung der Liegenschaft keine Kenntnis gehabt , ist nicht stichhältig . Denn daS
Versteigerungsedikt war öffentlich kundgemacht , es stand ihr frei , in das
Schätzungsprokokoll Einsicht zu nehmen und sich zu vergewissern , in welchem
Umfange sie die Liegenschaft erstehe. Hat sie diese Vorsicht unterlassen , so hat
sie sich die Folgen selbst zuzuschreiben.

3 . Aber auch durch Einverleibung ihres Eigentumsrechtes auf die Liegen¬
schaft Einl .-Z . 567 , Grundbuch Nußdorf , hat Klägerin die strittige , gelblasierte
Grundfläche nicht mitcrworben , denn nach 8 237 E -O . kan» der Ersteher auch
nur um die bürgerliche Einverleibung seines mit dem Zuschläge erworbenen
Eigentumsrechtes an der vorliegenden Liegenschaft ansuchen und ist mit Be¬
schluß des k. k. Bezirksgerichtes Döbling vom 21 . Mai 1908 , E . 345/07/59
die Einverleibung auch nur in diesem Umfange zugunsten der Klägerin be¬
willigt worden.

Daran ändert auch der Umstand nichts , daß im Grundbuche die Ab¬
schreibung der strittigen Flächen derzeit noch nicht durchgeslihrt ist.

Jedenfalls kann sich die Klägerin diesen Mangel nicht zu Nutze machen
und daraus nicht Eigentumsrechte auf eine Grundfläche ableiten , die sie durch
die Versteigerung nicht erworben hat.

Denn ihr Rechtstitel ist der Zwangskauf , die grundbücherliche E,m
verleibung ist nur die zum vollen Rechtswertc an unbeweglichen Sachen nach
8 431 a . b. G . B . erforderliche Erwerbungsart (moäos ac>uirenäi 8 425
ä . b. G . B .). ^

Da nun die Klägerin die mchrerwähnte gelblasierte Grundfläche nicht
zum Eigentum erworben hat , und eine Beeinträchtigung ihres Eigentums¬
rechtes durch die Beklagte nur in Ansehung dieser Grundfläche behauptet , so
war das Klagebegehren abzuweisen.

Bei dieser Sach - und Rechtsklage war in eine Erörterung der werter
aufgeworfenen Fragen , ob Klägerin an das Tauschübercinkommen zwischen
der Vorbefitzerin und ter Beklagten gebunden sei, ob und inwieweit durch
diesen Tausch der Wert der Realität berührt wurde , und ob die Beklagte ihre
Rechte aus diesem Übereinkommen gemäß ß 170 , Z 5 E . O . vor der Ver¬
steigerung hätte geltend machen sollen und dergleichen nicht einzugehen

Die Entscheidung bezüglich der Prozeßkosten stützt sich auf 8 41 Z . P . O.

II.

Entscheidung des k. k. Oberlandesgerichtes in Wien . Abt . III,
vom 19 . Oktober 1912:

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Das k. k. Oberlandesgericht in Wien als Berufungsgericht hat unter

drm Vorsitze des k. k. OberlandeSgerichtsrates Dr . Wagner,  im Beisein des
k. k. Hofrates Dr . Bloch und der k. k. Oberlandesgerichtsräte Dr . Fische r,
D . Warhanek  und Dr . Ko  sch in  als Richter in der Rechtssache
der A . B ., Hausbesitzerin in Wien , IX . Bezirk , Klägerin , vertreten durch
Dr . Adolf Flax,  Hof - und Gerichtsodvokatcn in Wien , wider die Gemeinde
Wien , Beklagte , vertreten durch Dr . Otto P e l l e ch, Hof - und Gerichts-
advokaten in Wien , wegen Anerkennung des Eigentumes eventuell Zahlung
von 9079 L , infolge Berufung der Klägerin gegen das Urteil des k. k. Laudes-
gerichtes in Zivilrechtssachen in Wien , vom 28 . Juni 1912 , Geschäfiszahl
Cg . VIII , 345/12/5 , aus Grund der mit beiden Parteien am 19. Oktober 1912
durchgeführten mündlichen Berufungsverhandlung zu Recht erkannt:

Der Berufung wird nicht Folge gegeben.
Die Berufungswerberin ist schuldig , der Berufungsgegnerin die auf

108 L 45 ü bestimmten Kosten des Berufungsverfahrens binnen 14 Tagen
bei Exekution zu bezahlen.

Entscheidungsgründe:

I . Der Verufnngssenat hatte sich zunächst mit der von amtswegen zu
beachtenden Frage der Unzulässigkeit des Rechtsweges zu beschäftigen , wenn
auch in dieser Richtung eine Beschwerde nicht vorliegt.

Das Berufungsgericht kam zur Überzeugung , daß die diesfällige Rechts¬
ansicht des Erstgerichtes vollkommen zutreffend ist. Denn cS handelt sich im
vorliegenden Falle nicht um die Fragen , wie die Baulinie des Hauses
XIX ., Nußdorferplatz 5, zu bestimmen war , noch auch, welche Grundfläche
behufs Bestimmung der Baulinie abzutreten war , sondern um die Frage , ob
die tatsächlich zwischen der Beklagten und der bücherlichen Vorbesitzerin , der
Klägerin , zustande gekommene Vereinbarung bezüglich der wechselseitigen Abtretung
von Grundflächen für die Klägerin bindend sei oder nicht . Für diese Frage
aber ist nach 8 11 , Absatz 2 Wr . B .-O . der Rechtsweg nicht ausgeschloffen.

II . Was nun die Berufung der Klägerin betrifft , so erblickt dieselbe eine
unrichtige rechtliche Beurteilung darin , daß das erstrichterliche Urteil angenommen
hat , Klägerin sei nicht Eigentümerin der strittigen Teilflächc geworden , wiewohl
nicht einmal die Beklagte diesen Standpunkt einnahm . In dieser Richtung
übersieht jedoch die Berufungswerberin , daß darin , daß die Beklagte von der
Klägerin eine intabulationsfähige Urkunde zu dem Zwecke verlangte , um in
den bücherlichen Besitz der strittigen Grundfläche zu gelangen , nicht die An¬
erkennung des Eigeiitumsrechtes der Klägerin gelegen sein kann , weil sonst der
Beklagten ein Rcchtsgrund fehlen würde , von der Klägerin eine Urkunde zu
verlangen , die sie zur Verbücherung ihres (der Beklagten ) Eigentumsrechtes
bedarf.

Die RechtSansicht der Klägerin aber , daß sie den gegenständlichen Grund¬
tausch zwischen der Beklagten und ihrer Vorbesitzerin für sich nicht gelten zu

lasten brauche , ist deshalb irrig , weil die Klägerin nicht einmal behauptet,
daß sie lediglich im Vertrauen auf das öffentliche Buch die fragliche Realität
erstanden habe . Daß dies nicht der Fall war , geht einerseits daraus hervor,
daß ihr das Schätzungs -Protokoll Vorgelegen ist, in welchem ausdrücklich bei
Schätzung dieser Realität aus das fragliche Tauschgeschäft in der Weise Rücksicht
genommen war , daß die von der Vorbesitzerin der Klägerin an die Gemeinde
Wien im Tauschwege abgetretene Grundfläche in die Schätzung nicht mit
einbezogen worden war . Klägerin mußte daher aus dem Inhalte des Schätzungs-

^ Protokolles G . Z . E . 345/7/7 des Bezirksgerichtes Döbling entnehmen , daß die
strittige Grundfläche nicht mitgeschätzt wurde und daher nicht Gegenstand der
Versteigerung bilden kann.

Es war ihre Sache , das Schätzungs -Protokoll einzusehen , umsomehr , als
ihr ja bekannt sein mußte , daß für den Gegenstand der Versteigerung nur der
Inhalt des Schätzungs -Protokolles maßgebend ist, auf welches ja auch in den
Versteigerungsbedingungen Bezug genommen wird . Das Versteigerungsedikt
enthält die Mitteilung , daß die auf die Liegenschaft sich beziehenden Urkunden,
zu denen auch das Schätzungs -Protokoll gehört , beim Ex -kutionsgericht - ein¬
gesehen werden können . (8 170 , Z . 3 Ex -kutionsordnung .) Diese Mitteilung
im Versteigerungsedikie b!, 345/7 O .-Nr . 13, ist vollkommen ausreichend , wenn
auch die eingeklammerte Spezifikation dieser Urkunde gestrichen ist, da es ja,
insbesondere für Kauflustige notorisch ist, daß zu diesen Urkunden das Schätzungs-
Protokoll gehört.

Übrigens ist gemäß 8 177 E .-O . beim Versteigerungstermine das
Schätzungs -Protokoll zur Einsicht aufzulegen und behauptet die Klägerin selbst
nicht, daß dieser gesetzlichen Bestimmung vorliegenden Falles nicht entsprochen
worden sei. Hätte also die Klägerin das Schätzungs -Protokoll nicht eingesehen,
so ist es ihr Verschulden , und kann sie sich, wenn der Grundbuchsstand mit
dem Schätzungs -Protokolle nicht übereinstimmt , auf ersteren , welcher , wie dar¬
getan , der Versteigerung nicht zugrunde gelegen ist, nicht berufen.

Aus dem Borcntwickelten folgt , daß es an einem Erwerbungsakte seitens
der Klägerin fehlt , dieselbe konnte durch die Versteigerung nicht etwas erwerben
was nicht Gegenstand der Versteigerung war . . . .

Aber auch abgesehen hievon , kann sich die Klägerin auch deshalb nicht
auf den Grundbuchsstand berufen , weil sie selbst nicht einmal behauptet , daß
sie die Grundbuchsmappe eingesehen bat , daß also für ihren Erwerb die
Konfiguration dieser Parzelle , so wie sie in der Grundbuchsmappe erscheint,
maßgebend war.

Aber selbst wenn sie die Grundbuchsmappe eingesehen hätte , so mußte
ihr bei Besichtigung der fraglichen Realität sofort , insbesondere aus der Lage
und aus der Baulinie des Versteigerungsobjcktes aufgefallen sein , daß die
Gestalt der Bauarea , aus welcher sich das Versteigerungsobjekt befindet , vnt
der Grundbuchsmappe nicht Lbereinstimmt und daß sie daher eine andere Bau¬
fläche im Versteigerungsterinine erwerben wird und daher auch erworben hat,
als dieselbe in der Grundbuchsmappe aufscheint . . . . . .

Es fehlt daher der Klägerin auch am guten Glauben , hinsichtlich des
von ihr behauptkten Erwerbes jener Anteile der Parz . 147 der Katastral¬
gemeinde Nußdorf , welche von ihrer Vorbesitzerin an die Gemeinde Wien ver¬
tauscht wurden , weil sie bezüglich derselben durch die von ihr nicht in Abrede
gestellte Autopsie , auch abgesehen vom Inhalte des Schätzungs -Protokolles,
entnehmen mußte , daß sie dieselben bei der gegenständlichen Versteigerung nicht
erwerben konnte und demnach nicht erworben hat . (Vergleiche auch Ent¬
scheidung des Obersten Gerichtshofes Glaser -Unger Nr . 14812 .) ^ . . .

Mit Unrecht beruft sich Berufungswerberin auch darauf , daß die
Einl .-Z . 567 als Ganzes in die V -rsteigerungsbedingungen ausgenommen
wurde , und als Ganzes ihr zugeschlagen wurde . Denn nicht um imtverkaufte
der Klägerin vorenthaltene Teile der Einl .-Z . 567 Grundbuch Nußdorf handelt
es sich, sondern um die Frage , in welcher Konfiguration , beziehungsweise in
welchem Ausmaße wurde vie Kat .-Parz . 147 von der Klägerin bei der Ver¬
steigerung erworben und diesfalls kommt , wie bereits vorhin dargetan , nicht
die Grundbuchsmappe , sondern das Schätzungs -Protokoll in Betracht , weil sa
eben, wie die Klägerin ganz gut wußte , nur das Gegenstand der Versteigerung
war , was im Schätzungs -Protokolle als Versteigcrungsobjekt auficheint.

Daran hindert auch der Umstand nichts , daß die Klägerin das Schätzungs-
Protokoll nicht cingesehen hat.

Es liegt daher keine Mangelhaftigkeit des Verfahrens vor , wenn em
Beweis darüber , daß die Klägerin das Schätzungs -Protokoll nie gelesen und
nie gekannt habe , abgelehnt wurde.

Der Berufung war daher in der Hauptsache nicht Folge zu geben.
Was die Beschwerde im Kostenpunkte anbelangt , so ist dieselbe gleichfalls

ungerechtfertigt.

III.

Entscheidungsgründe des k. k. Obersten Gerichtshofes zu
seiner Entscheidung vom 8 . Jänner 1913 , R . V . 1- 1172/12:

In Ansehung der von Amtswegen zu prüfenden Frage nach der Zu¬
lässigkeit des Rechtsweges für den vorliegenden Anspruch genügt es , auf die
vollkommen zutreffende Begründung des angefochtenen Urteiles in diesem Punkte
hinzuweisen.

Die weitläufigen Rcvisionsausführungen , durch welche der Revisionsgrund
der unrichtigen rechtlichen Beurteilung der Sache dargetan werden soll, sind
gänzlich verfehlt.

Nach 8 237 , Alinea 1 E .-O . erwirkt der Ersteher durch den Zuschlag
das Eigentum der versteigerten Liegenschaft, was nicht Gegenstand der Ver¬
steigerung war , daran kann er auch infolge des Zuschlages kein Eigentum

, erwerben.



8 Amtsblatt der k. !. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien . — Nr . 17 , 27 . Februar 1914.

Mit Recht sind beide Untergerichte von der Anschauung ausgegangen,
daß die in den Streit verfangenen Grundflächen nicht Gegenstand der am >
24 . Februar 1908 vom k. k. Bezirksgerichte Döbling vorgenommenen Ver¬
steigerung der Realität Grundbuch Nußdorf , Einl .-Z . 567 , waren , weil sie bei
der Schätzung der zu versteigernden Liegenschaft ausgeschieden , also der
Schätzung nicht unterzogen worden waren.

Den diesbezüglichen durch die Revisionsführungen nicht widerlegten
Entscheidungsgründen der Untergerichte ist beizupflichten.

Da keiner der Ausnahmsfälle , in welchem die gerichtliche Schätzung
unterbleiben kann , vorlag , konnten die streitigen Grundflächen nach der
zwingenden Vorschrift des Z 140 E . O . nur nach vorausgegangener Schätzung
mitversteigert werden , dadurch , daß sie von der Schätzung ausgeschieden
wurden , waren sie auch von der Versteigerung ausgeschloffen.

Daß die bezeichnten Grundflächen nicht mitversteigert wurden und gar
nicht gerichtlich verkauft werden konnten , ergibt sich aber auch aus folgendem :

Zufolge der Dekrete des magistratischen Bezirksamtes für den XIX . Bezirk
in Wien , vom 21 . März 1907 , Z . 5971 (Baulinienbestimmung ) und vom
9. Mai 1907 , Z . 7470 (Baubewilligung ), deren Inhalt Gegenstand der erst¬
richterlichen Verhandlung war , und deren Rechtskraft außer Streit steht,
wurden die streitigen Grundflächen in eine öffentliche Straße , beziehungsweise
in einen öffentlichen Platz einbezogen , indem die Ausführung des Baues auf
der Realität Einl .-Z . 567 Grundbuch Döbling nur gegen Abtretung der jetzt
streitigen Grundflächen zu obigem Zweck bewilligt wurde.

Da der Bau , wie außer Streit steht, auf Grund obbezeichneter Bau¬
bewilligung schon vor der Zwangsversteigerung tatsächlich ausgeführt wurde,
sind die streitigen Flächen zufolge einer auf öffentlichen Rücksichten beruhenden,
daher gegen jedermann , also insbesondere auch gegen die Klägerin als Rechts¬
nachfolgerin der ursprünglichen Bauwerberin im Eigentume des erbauten
Hauses wirksamen Entscheidung einer Administrativbehörde auf Grund eines
öffentlich rechtlichen Titels schon vor der Zwangsversteigerung Teile eines
öffentlichen Weges geworden.

Zufolge dieser Eigenschaft sind sie zwar nicht als eine rso ertra
commercium anzusehen , wohl aber bedingt der Umstand , daß sie aus öffent¬
lichen Rücksichten dem allgemeinen Gebrauche erhalten bleiben müssen , daß sie
dem zwangsweisen gerichtlichen Verkaufe nicht unterlagen (vgl . Kranz -Pfaff
Bd . 1, Z 86 ), also von der Klägerin bei der Zwangsversteigerung nicht mit¬
erstanden werden konnten.

Zu einer Anmeldung nach Vorschrift des Z 170 , Z . 5 E . O ., war
hienach die beklagte Gemeinde nicht verpflichtet , denn aus dem Zusammenhalte
der gedachten Gesetzesstelle mit Z 37 E . O . ergibt sich, daß nur Rechte , welche
mit Klage geltend zu machen sind, also auf einem privatrechtlichen Titel
beruhen , angemeldet werden müssen.

Es entfällt nach dem Gesagten die Erörterung der weiteren in der
Revision behandelten Fragen , welche Bedeutung dem Schätzungsoperate für
die Versteigerung zukomme , ob Klägerin die Realität im Vertrauen auf das
Grundbuch und im guten Glanben erstanden habe , endlich ob Klägerin vor
der Versteigerung das Schätzungs -Protokoll eingesehen babe.

Diese Fragen sind für die rechtliche Beurteilung der Sache unent-
scheideud , es kann deshalb auch die Ablehnung darauf sich beziehender Beweis-
Anträge einen Mangel des Berufungsverfahrens im Sinne der Zahl 2 des
ß 503 Z . P . O ., nicht begründen.

Daß in dem Verlangen der Beklagten auf Ausstellung einer Urkunde
behufs Herstellung der Grundbuchsordnung nicht eine Anerkennung des Eigen¬
tumsrechtes der Klägerin liegt , hat oas Berufungsgericht vollkommen zutreffend
begründet , wenn die beklagte Gemeinde sich bestrebt , den Grundbuchsbestaud
mit den tatsächlichen das Eigentum der Klägerin an den streitigen Grund¬
flächen ausschließenden Verhältnissen in Übereinstimmung zu bringen , so steht
dies der Annahme einer Anerkennung des Eigentums der Klägerin auf Seite
der Beklagten geradezu entgegen.

Der Ausspruch über die Kosten des Revisionsverfahrens beruht auf den
W 41 und 50 Z . P . O.

Von dieser Entscheidung des k. k. Obersten Gerichtshofes vom 8. Jänner
IS13 , RV I 1172/12 , werden beide Teile verständigt.

s.
Perrsiousversicherung.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshoses vom
24 . Oktober 19,3 , Nr . 10602 (M . B . A. VI , 1800/14 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k.
Senats -Präsidenten Dr . Freiherrn ». Schenk,  in Gegenwart der Räte
des k. k. Verwaltungsgerichtshofes Malnic,  Freiherrn v. Weiß , Dr.
Miczyüski und Dr . Pronza,  dann des Schriftführers k. k. Richters
Dr . Hatschek,  über die Beschwerde des A. 11. in Wien gegen die Entscheidung
des k. k. Ministeriums des Innern vom 26 . September 1912 , Z . 32879 , be¬
treffend die Pensionsversicherung des F . B ., nach der am 24 . Oktober 1913
durchgesührten öffentlichen mündlichen Verhandlung und zwar nach Anhörung
des Vortrages des Referenten sowie der Ausführungen des Dr . Brunno

Erhartt,  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , als Vertreters der Be¬
schwerde , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:

Mit der angefochtenen Entscheidung wurde ausgesprochen , daß der in der
Gravier - und Etiketteanstalt des A. U. bedienstete F . B . der Pensions-
Versicherung unterliege . In der Begründung wurde angeführt , daß nach den
eigenen Angaben des Dienstgcbers F . B . fast ausschließlich mit Schreibarbeiten
beschäftigt sei und darunter auch mit der Ausfertigung von Frachtbriefen und
den sonstigen mit der Expedition der fertiggestellten Ware verbundenen Arbeiten.
Hierin sei eine spezifische Komptoirarbeit gelegen.

Ter Gerichtshof konnte gegenüber den Ausführungen der Beschwerde
nicht finden , daß die Entscheidung auf einem mangelhaften Verfahren oder
auf einer rechtlich unrichtigen Beurteilung des Tatbestandes beruhe . Die Tal-
bestandsannahme von welcher das Ministerium ausgegangen ist, stimmt mit
dem vom Beschwerdeführer am 21 . September 1910 gemachten Angaben
überein . Nach diesen Angabe » hat B . Abschriften der von den Parteien
bestellten Etiketten zu machen , die Expedition der fertiggestellten Etiketten zu
besorgen , die etwa erforderlichen Frachtbriefe auszufertigen , Abschriften der
Fakturen und Rechnungen für die Kunden zu machen . Außerdem besorgt er
das Aussuchen der für die Herstellung von Etiketten erforderlichen Metall¬
platten . Wenn das Ministerium auf Grund dieses Tatbestandes F . B . als
Komptoiristen qualifizierte , so konnte darin eine rechtsirrtümliche Auffassung
nicht erblickt werden . Denn das Ausfertigen von Fakturen und Rechnungen
für die Kunden ist zweifellos eins Komptoirarbeit und ebenso ist nach der Art
des Betriebes auch das Abschreiben der Etiketten und das Besorgen der
Expeditionen zu den Komptoirarbeiten zu rechnen . Auch das Aussuchen der
Metallplatten für die Aussertigung der Etiketten ist keine solche Arbeit , welche
den Bediensteten zu einem an der Waren -Erzmgung manuell beteiligten
gewerblichen Hilfsarbeiter stempeln würde . Übrigens hat ja auch der Beschwerde¬
führer in seinem schon erwähnten Protokolle ausdrücklich angeführt , daß B.
von ihm nicht mehr als Graveurgehilfe verwendet werde.

Aus diesen Erwägungen gelangte der Gerichtshof zur Abweisung der
Beschwerde.

Konseutierung gewerblicher Betriebsanlagen.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . Dezember

1913 , Z . I a-3080 , M . Abt . XVII , 81/14 (Normalienblätter des
Magistrates Nr . 6) :

Mit dem Erlasse des Ministeriums des Innern vom 19. März 1890
Z . 1840 (Statthalterei -Erlaß vom 6. April 1890 , Z . 19351 , Norm . Smlg.
Nr . 1555 ), ist auf die sanitären Übelstände aufmerksam gemacht worden , die
sich bei gewerblichen Betriebsanlagcn , in welchen wie z. B . bei Spiritus - und
Pottaschefabriken , Spiritusbrennereien , Zuckerraffinerien und dgl . organische
Stoffe zur Verarbeitung und große Mengen von Absallwässern zur Erzeugung
gelangen , ergeben können und die daher einen strengen und vorsichtigen Vor¬
gang der Gewerbebehörden bei der Konsentierung derartiger VetriebSanlagen
geboten erscheinen lassen . Die Gewerbebehörden I . Instanz wurden laut dieses
Ministerialerlasses dahin angewiesen , bei den Verhandlungen , welche die Zu¬
lässigkeit der Genehmigung von neuen , gewerblichen Betriebsanlagen der
erwähnten Art und des damit im Zusammenhänge stehenden wafferrechtlichen
Konsenses betreffen , die sich ergebenden , von Amis wegen wahrzunehmendeu
sanitären Rücksichten genauestens zu wahren.

Das Erfordernis einer gründlichen Erörterung der in Frage kommenden
öffentlichen Rücksichten im Verfahren über Projekte gewerblicher Betriebsanlagen
und die Notwendigkeit einer entsprechenden Bedachtnahme auf diese Rücksichten
bei der Entscheidung erscheint auch in den zusammenfaffenden Direktiven des
Normalerlasses des Handelsministeriums vom 14. Dezember 1906 , Z . 24061

! (Statthalterei -Erlaß vom 23 . Jänner 1907 , Z . I a-3537 or 1906 , Norm . Smlg.
Nr . 6443 ), betreffend das Verfahren bei Genehmigung gewerblicher Betriebs¬
anlagen , aufrecht erhalten.

In letzter Zeit hat sich der Fall ereignet , daß hinsichtlich des Projektes
der Errichtung einer Spiritusraffinerie seitens einer Gewerbebehörde 1. Instanz
unter Ausschaltung der für die Zulässigkeit der Anlage wesentlichen Frage
einer entsprechenden Beseitigung der Abfallwäffer abgesprochen und die gewerbe¬
behördliche Genehmigung erteilt worden ist.

Aus Anlaß dieses Falles werden über Erlaß des k. k. Handelsministeriums
vom 12 . Dezember 1913 , Z . 41661 , die Gewerbebehörden I . Instanz auf den
eingangs bezogenen Erlaß des Ministeriums des Innern aufmerksam gemacht
und angewiesen , bei der Behandlung von Gesuchen um die Genehmigung von
Betriebsanlagen der im Eingänge bezeichneten Art der gründlichen Erörterung
und Klarstellung der aus dem Gesichtspunkte öffentlich -r Interessen für die
Zulässigkeit der Anlage in Betracht kommenden Momente die größte Sorg¬
falt zuzuwenden und auf die hienach zu wahrenden sanitären und sonstigen
öffentlichen Rücksichten bei der Entscheidung im Rahmen der Direktiven des
zitierten Normal -Erlasses vom 14 . Dezember 1906 , Z . 24061 , entsprechend
Bedacht zu nehmen.
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1
Waldschaden -Ersatz -Tarif für das Gebiet der k k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien.

Gemäß Z 76 des Forstgesetzes vom 3. Dezember 1852, R.-G.-Bl. Nr. 250.
(Kundmachung des Wiener Magistrates vom 29. Dezember 1913, M. Abt. IX, 6236/13).

Holz

Holzsorten Holzarten

Maßeinheit

G § « -

I.

beste Sorte

3.

Preis per Maßeinheit

mittlere Sorte

1. 2. 3.
geringste Sorte

2. 3.

Wertklasse

II ü ! L KL l> I ii Ii I< ! ü L / b

10

II

12

13

Feuerholz
a) hartes

b) weiches

Bau - und Werkholz
a) hartes

Ah. Ak. Bi . Esch. Eich.
El . M . Ul. Wi Bo.

Bu . H.

Fi . Fö . Lii. Ta.

Er . Ha. Li. Pa . Wei.

Ah. Ak. Bi . Esch. Eich.
El . M . Ul. Wi. Bo.

d) weiches

Bu . H.

Fi - Ta.

Lü.

F».

Er .Li.Pa .Wei.Ha.Bi.

e) Stangen

Laub¬

holz

hart 1

weich ^

Nadelholz

km» —

— rm»

km- —

— > rin?

km- j -
— ^ rm»

km» , —
— rm»

km» —

— km?

— l rm» i

12 ! 40 ! 10

km?
Sch.

km»

— ^ rm»
— ! Sch

km» ^ —

— Sch . l

km» —

— km»

— rm

— ^ Sch

km»

— km»

— ! rm » ^
— Sch. s
km»

— km»

— rm» l

— Sch. >

Stück -

— Stück

Stück ^ —

— Stück

Stück

Stück

20 10

22 50

23 j 50

9

12
II

10
9

7

6

46

47

36

28

29

10

80

20
60

30

60

20

10

40

60

!, 8

7

11
10

8
7

5

5

22 90
>

22 80

23 80

18 00

32 .

33

25 40

42 .

43 20

33 10

25 l 80

27 ^ .

20 ^90

20 ' 50

21 I SO

16 80

30 -

31 .

23 90

20 ^50
21 50

16 80

18 ! .

19 ^ .

14 90

10

8
12

9

IO

8
6
6

38

39

50

40

50

70

30

60

60

8 , .
6 ^80

10 50

8 40

8 40

7 80

5 50

5 ! 20

34

20 35

30 10

24

25

19 80

18

19

1

1

1

I

1 ^

40

60

80

20

40

15 50

28 ^ .

29 .

22 ^40

18 ^80
19 ^80

15 ! 50

16 .

17 .

13 40

1 20
1 ! 35

. >70

. 85

1

I 15

20

10

20

10

10

27

22
23

18

17

18

14

26 .

27 ^ -

20 90

16 ! 40

17 ^40

13 70

14 SO

15 50

12 ^30

20

24 10

20 >50

21 j 70

17 ^ .

15 ^40

16 40

12 90

24 ! .

25 .

19 40

14 j .

15 ! .

7 50

5 30

10  .

6 60

7 ! 80

6 10

5 ^ .

4 ^40

11

13

SO

20
14 20

II 30

80

95

50

65

80

95

28

29 !

22

18

19

r» !

14

15

11 90

22  .
23 ! .

17 SO

12 ! .
13 .

10 40

9 60

10 60

8 ! 60

60

70

40

50

70

80

60

60

50

30

80

24 .

25 ^20

19 ^60
16 ^ -

20

21

16 40

10 I .
11

8 90

8 50

9 ! SO

80

40

50

30

40

60

70

4 60

3

6
4

5

4 ! 40

3 .

3 20

20  .
21 20

16 60

14 ! .

15 20

12 10

10 l 80

11 80

9 SO

18 .

19 .

14 SO

8 -

9 .

7 40

7
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Andere Forftprodukte; Löhne und Grundwerte
Fuhrwerk samt Knecht

pro Tag

S

Benennung
des

Forstproduktel

Maß¬
einheit

Preis per Maßeinheit

ohne Gewinnung kosten mit Gewinnungskosten
3.1. 2.

Wertklasse

L L ! b L k L ! d

>b - L

.S

T --

L

Pferde

zwei-
spSnnig

L

em-
spännig

L

Ochsen

zwei-
spännig

ir ! d

Wert l da
Hutweide

8^

Bonität

L L

Raff - und Klaubholz .

BUrtelholz . . . . / ^

Nadelholzreisg -, grün .

Faschinen . / ^
t v

Korbweiden.

Christbäume 1—2 m .
, 2 - 3 m .

Aststreu.
Bvdenstreu (Laub u . Nadel
Harze, Baumsäfte . .
Bucheln, Eicheln . .
Nadelholzzapfen m. Samen
Fichtenrinde . . . .
Eichenrinde . . . .
Waldgras.
Waldheu.
Torf.
Torfstreu.
Rasenstücke.
Erdbeeren.

Heikel- und Himbeeren
Preiselbeeren . . . .
Bausteine . . . .. . .
Bruchsteine.
Klaubsteine . .
Schotter .
Sand.

Erde und Lehm . . .
Schwämme . . . .

Bund
Bund
rm'

Stück
Stück

100 St.
Stück

rm'
rm'

kss-
dl.
dl.
iw'
rm'

k ? .
Ke¬
im'
rm'
iw'
l.
I.
!.

km'
rw'
rm'
rw'

kx.

20
16

50
40

60

80
40

12
6
4
2
4
4
1

50
16
14

40
30
50
50
50
50

50

50

80

1 .
- 12
. 12
3 .
. 30

20
1
1
2
1
1

40

60

26

' 20

! .
70
60
50
30
40

60

80

50

50

16
16

50
40
50
20
20

50
60

50

20 12 14 1000 800 600

Erläuterungen und Berechnuugsdate».
Holzsorten:

Feuerholz : Brenn -, Brand -, Kohl-, Rost- und Flammholz.
Bau - und Werkholz: Stamm -, Rund - und Klotzholz, Nutzholz, Zeugholz,

Maschinenholz rc.
Holzarten:

harte (h) : Ah. — Ahorn, Ak. — Akazie, Bi . — Birke, Bu . — Rothbuche,
Ei . — Eibe, Eich. — Eiche, El . — Elzbeere, Esch. — Esche, H. — Hainbuche,
M . — Mehlbeerbauw , Ul. — Ulme, Vo. Vogelbeerboum, Wi. — Wildobst;

weiche (wi : Er . — Erle , Fi . — Fichte, Fö . — Föhre, Ha. ^ Hasel,
Lä. — Lärche, Li. — Linde, Pa . — Pappel , Ta . — Tanne , Wei. --- Weide.

diö . Bei den Preisen der Raummeter wurden die Heller auf Zehner
abgerundet.

Maßeinheiten.

kw' — Festkubikmeter, rm ' — Raumkubikmeter, Sch . — Schichtnutz¬
holz rw ' . dl . — Hektoliter, I. — Liter, kss. - -- Kilogramm , da. — Hektar.

Festgehalt der 8
1 rm' bester

Feuerholz:

aummaße und Aufarbeitungskosten.
Sorte , hart , enthält 0 75 km' ^ .

„ weich, „ 0-75 „ Aufarbe .tung
mittlerer „ hart , „ 0-65 „ p°r rw ' durch.

„ „ weich, „ 0 70 „ schN'tUtch
geringster hart. „ 0-50 „ hart . . . d

Schicht- „ „ „ „ weich, „ 0'60 „ weich. . . d
Nutzholz: 1 rw' . 075 „

Bau - und Werkholz: Fällen , Ausästen, Ablängen per km' durchschnittlich
hart . d , weich. d.

bester Sorte . d
mittlerer Sorte . d
geringer Sorte . k

Stangen -
Aufarbeitung per Stückäck̂
Mittlere Traglasten . Männer . rm ' .

Weiber . rm ' .
Kinder . rw ' .

Zum Feuerholz gehört alles Holz, welches nicht als Bau - und Werkholz
zu verwerten ist.
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Sortierung.

Feuerholz : Beste Sorte , Rundholzstücke , beziehungsweise daraus gespaltene
Scheiter , mit mehr als 14 cm Durchmesser am schwächeren
Ende.

Mittlere Sorte , Rundholzstücke , beziehungsweise daraus gespaltene
Scheiter , mit 7 bis 14 cm Durchmesser am schwächeren Ende.

Geringste Sorte , Rundholzstücke , beziehungsweise daraus ge¬
spaltene Scheiter , bis 7 cm Durchmesser am schwächeren Ende.

Bei anbrüchigem Holze der besten und mittleren Sorte ist die
nächst niedere Sorte zu nehmen.

Bau - und Wcrkholz:  Beste Sorte , Stämme oder Stammteile , beziehungs¬
weise daraus gespaltene Scheiter , mit mehr als
45 cm Durchmesser am Stocke oder stärkeren
End «.

Mittlere Sorte , Stämme oder Stammteile , be¬
ziehungsweise daraus gespaltene Scheiter , mit
31 bis 45 cm Durchmesser am Stocke oder
stärkeren Ende.

Geringste Sorte , Stämme oder Stammteile , be¬
ziehungsweise daraus gespaltene Scheiter , mit
16 bis 30 cm Durchmesser am Stocke oder
stärkeren Ende.

Stangen , beste Sorte , mit 11 bis 15 cm Durchmesser am Stocke oder
stärkeren Ende.

Stangen , mittlere Sorte , mit 6 bis 10 cm Durchmesser am Stocke oder
stärkeren Ende.

Stangen , geringster Sorte , bis 5 cm Durchmesser am Stocke oder
stärkeren Ende.

Diese Sortierung gilt für gesundes Holz , geringe Schadhaftigkeit bei
sonstiger Tauglichkeit bedingt bei der besten und mittleren Sorte die Einreihung
in die nächst niedere Sorte.

Einteilung der Wertklassen.
I Klasse : Gute Absatzverhältniffe sowie leichte Bringung und Lieferung.
II . Klaffe.  Mittlere Absatz-, Bringungs - und Lieferungsverhältniffe.
III . Klasse : Schlechte Absatzverhältniffe sowie schwierige Bringung und

Lieferung.
Der Berechnung de- Schadenersatzes ist nach Maßgabe der lokalen Ver¬

hältnisse eine dieser Wertklaffen zugrunde zu legen und deren Wahl in der
Anzeige zu begründen.

Die Beschädigten oder deren Forstbediensteten haben die Art und Weise
sowie die Größe der Beschädigung nach den in der Beilage O des Forst-
G esetzes enthaltenen Grundsätzen zu beurteilen und die zur Schadenberechnung
erforderlichen Daten in ihren Anzeigen detailliert und genau anzugeben.

Die Angaben des Aufsicht - personales sind von dem ihm Vorgesetzten
Forstbeamten zu bestätigen oder zu berichtigen.

Dieser Waldschadenersatz -Tarif ist künftighin den Berechnungen von
Waldschäden (ZZ 72 bis 76 des Forst -Gesetzes) zugrunde zu legen und tritt
mit 1 . Jänner 1914 in Wirksamkeit.

5 .

Eheverkündigungen an den kirchlich aufgehobenen
Feiertagen.

Mit dem Rund -Erlasse der k. k. n.-ö. Statthalterei vom
13 . Dezember 1913 , Z . 111-1707/2 (M . Abt . XVI . 17508/1913)
wurde dem Magistrate nachstehende , an die Ordinariate in Wien
und St . Pölten ergangene Vorschrift *) zur Kenntnis gebracht
/Normalienblätter des Magistrates Nr . 5) :

Das Ministerium für Kultus und Unterricht hat mit dem Erlasse vom
29 . November 1913 , Z . 2539/K . U, M ., aus die Anfrage , ob Eheverkündigungen
an jenen Feiertagen , für welche das Gebot der Feiertagsheiligung zufolge des
Uotu proprio „ Svprsmi visrixliuas " in Wegfall gekommen ist, mit Giltig¬
keit vorgenommen werden können , nach gepflogenem Einvernehmen mit dem
Justizministerium und dem Ministerium des Innern Folgendes eröffnet :

Durch 8 71 q. b. G . B . wird gefordert , daß das Aufgebot an drei
Sonn - oder Festtagen an die „ gewöhnliche Kirchenversammlung " gerichtet werde.

Es könnte nun mit Recht der Zweifel erhoben werden , ob an den Feier¬
tagen , für die eine Gewissenspflicht zum Kirchenbesuche nicht mehr besteht, eine
gewöhnliche Kirchenversammlung , das heißt die Versammlung des Volkes in jener
größeren Menge und in jener alle gesellschaftlichen Schichten desselben umfassenden

Zusammensetzung zustande kommt , wie sie durch die berufene Gesetzesbestimmung
verlangt wird . Die Frage , ob eine Ehe , die nur an solchen Feiertagen auf-
geboten wurde , giltig sei, müßte im einzelnen Falle von den Gerichten ent¬
schieden werden . Um der Gefahr der Ungiltigkeitserklärung derartiger Ehen
vorzubeugen , erschiene es daher zweckmäßiger , di«Vornahme von Eheverkündigungen
an solchen Feiertagen ganz zu unterlassen , zumal die Verkündigung , wenn sie
auch zugleich ein unerläßliches Formalerfordernis ist, doch in erster Linie eine
Vorsichtsmaßregel zur Verhütung ungiltiger Ehen ist.

«.
Gift -Verschleiß.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den XVIII . Bezirk
vom 7. Jänner 1914 , M . B . A . XVIII , 1754/11/13 , an Herrn
Karl Brand,  Wien , XVIII . , Währingerstraße 98:

Das magistratische Bezirksamt für den XVIII . Bezirk findet Ihnen die
angesuchte Konzession zum Verkaufe von Giften und von zur arzneilichen Ver¬
wendung bestimmten Stoffen (Präparaten ), insofern dies nicht ausschließlich den
Apothekern Vorbehalten ist , und zum Verkaufe künstlicher Mineralwässer im
Standorte XVIII ., Währingerstraße 98 , zu erteilen.

Diese Konzession wurde im h. a . Gewerberegister unter der Zahl2172/ !r XVIII
eingetragen.

7 .

Ttrasamtshaudlungeu , Jnstruieruug der Gnaden¬
gesuche.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel vom 9. Jänner
1914 , M . D . 108 (Normatienblätter des Magistrates Nr . 2) :

Die k. k. n .-L. Statthalterei hat unter dem 2. Jänner 1914 zur Z . VI -2784/13
folgendes anher eröffnet:

„Anläßlich eines konkreten Falles hat das k. k. Ministerium deS Jnnem
angeordnet , daß in Hinkunft allen  Vorlageberichteu betreffend Gesuche um
gnadenweise Herabsetzung oder Nachsicht verhängter Strafen stets ein Ver¬
zeichnis  über die Vorstrafen des betreffenden Gnadenwerbers angeschloffen
werde , in welchem auch ersichtlich zu machen ist , welche Strafen bereits voll¬
zogen sind.

Die unterstehenden Abteilungen und Ämter wollen hievon unverzüglich
behufs genauester Darnachachtung in Kenntnis gesetzt werden ".

Hievon setze ich die in Betracht kommenden Ämter zur Darnachachtung in
Kenntnis.

8 .

Zulassung des Sicherheits -Ausbewahruugs - und Meß¬
apparates „ Universal " der Firma A . «v M . Rindl

in Tesche « .

Erlaß des Wiener Magistrates vom 9. Jänner 1914,
M . Abt . IV . 2360/13:

Auf Grund der vom Stadtbruamte und vom Kommando der städtischen
Feuerwehr abgegebenen Gutachten wird gegen die Verwendung der von der
Firma Brüder A . öd M . Rin d l in Teschen mit der Bezeichnung „ Sicher-
heits -Ausbewahrungs - und Meßapparat Universal " in den Handel gebrachten
patentierten Abfül >- und Verkaufsapparate für brennbare , nicht explosible
Flüssigkeiten , wie Petroleum , Spiritus und für explosible Flüssigkeiten , insbe¬
sondere für Benzin , nach den vorgelegten Zeichnungen und Beschreibungen vom
feuer - und sicherheitspolizeilichen Standpunkte unter folgenden Bedingungen
keine Einwendung erhoben:

1. Bei Ausstellung der Apparate in Verkaufs -, Geschäfts - und Betriebs¬
räumen und hinsichtlich der einzulagernden Menge der brennbaren und explo¬
siblen Flüssigkeiten sind die Vorschriften der Ministerial -Verordnung vom
23 . Jänner 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 12, genau einzuhalten.

2 . Bei Aufstellung im Freien sind die Apparate gegen den Einfluß des
Sonnenlichtes zu schützen.

3 . In jedem einzelnen Falle ist beim zuständigen magistratischen Bezirks¬
amte um die Bewilligung zur Ausstellung der Apparate anzusuchen.

4 . Für den Fall , daß mit diesen Apparaten ungünstige Erfahrungen gemacht
werden sollten , behält sich der Magistrat die Stellung weiterer Bedingungen,
allenfalls auch die Zurücknahme dieser Zulaffungserklärung vor.»1 K I. »,-ö, Stotthalterei -Erlaß vom IS. XII - ISIS, Z, III -I707/2.
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4 » .

Bekämpfung des Mädchenhandels in Ägypten.
Rund -Erlaß der k k. n -ö. Statthalterei vom 16 . Jänner

1914 , Z . VIiu -40 (M . D . 384 ) :
Das k u . k. Konsujpt in Kairo ist in zahlreichen Fällen genötigt gewesen,

minderjährige und größtenteils aus Böhmen , Dalmatien oder dem Küstenlande
stammende Mädchen , die in Kairo Erwerb gesucht hatten und dort dem Mädchen¬
handel anheimgefallen waren , in ihre Heimat zurückzusenden.

Zufolge Erlasses des Ministeriums des Innern vom 29 . Dezember 1913,
. 13423 , werden mit Beziehung auf die h. a . Erlässe vom 3. Juli 1905,
. VH -3865 , vom 24 . Juli 1908 , Z . VII -4301 und vom 28 . August 1913,
. VII u - 1804/3 , die mit der Paßausfertigung befaßten Behörden aufgesordert,

bei Bewerbungen von Frauenspersonen , die als Opfer des Mädchenhandels in
Betracht kommen könnten,um ein Reisedokument nach Ägypten vom k. u k. Konsulate
in Kairo , unter gleichzeitiger Verständigung der bei der Wiener Polizei -Direktion
bestehenden Zentralstelle , Erkundigungen über die der Bewerberin angebotenen
oder von ihr gewärtigten Erwerbsgelegenheit einzuholen . Die Bewerberinnen
und ihre gesetzlichen Vertreter sind auf das eindringlichste über die Gefahren
auszuklären , die der Antritt der Reise vor Erlangung einer befriedigenden Aus¬
kunft nach sich zieht.

1«
Schaffung einer einheitlichen Bezeichnung für die

Länderkasfen.
Kundmachung des Finanzministeriums vom 19 . Jänner 1914,

R .-G .-Bl . Nr . 10:
Auf Grund Allerhöchster Entschließung vom 8 . Jänner 1914 wird die

Unterscheidung von „ Landes -Hauptkassen " , „ Finanz -Landeskasfen " und „ Landes-
Zahlamtern " ausgelassen.

Diese Kassen haben in Hinkunft die einheitliche Bezeichnung . Finanz-
Landeskassen " zu führen,

In der Bezeichnung der Filial -Landeskassa in Krakau tritt eine Änderung
nicht ein.

II
Regelung des Fuhrwerksverkehres in der Biriotgasfe

und in der Rufgasfe im IN .. Bezirke
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 29 . Jänner

1914 , M . Abt . IV , 6117/13:
Auf Grund der W 46 (Ziffer 3) und 100 des Gesetzes vom 24 . März

1900 , L.-G . u . V .-Bl . 17 , wird dem Schwerfuhrwerke die Einfahrt in die
Diriotgasse im IX . Bezirke in der Richtung von der Nußdorferstraße gegen die
Liechtensteinstraße und dem Fuhrwerke jeder Art die Durchfahrt durch die Ruf¬
gaffe im IX . Bezirke in derselben Richtung verboten.

Übertretungen dieses Verbotes werden im Sinne der ZZ 100 und 101
des oben genannten Gesetzes mit Geld bis zu 400 X oder mit Arrest bis zu
14 Tagen bestraft.

IS.

Feuer und explofionSsichere Lagerung feuergefähr
licher Flüssigkeiten nach System „Lange Ruppel ".

Erlaß des Wiener Magistrates vom 30 . Jänner 1914,
M . A. IV , 6640/13:

Auf Grund der vom Stadtbauamte und vom Kommando der städtischen
Feuerwehr abgegebenen Gutachten wird gegen die Anwendung des von der
Firma Julius Pinlsch  in Wien , XI ., Nemelkagasse 9, in den Verkehr ge¬
brachten Verfahrens , Benzin oder ähnliche mit Wasser nicht verdünnbare
Flüssigkeiten , die explosible Dämpfe entwickeln , wie Ligroin , Benzol , Gasöl,
Gasolin und Rohöl , in der aus der mitsolgenden Beschreibung und Zeichnung
ersichtlichen Weise nach dem System Lange -Ruppel zu lagern und umzufüllen,
vom feuer - und sicherhcitspolizeilichen Standpunkte unter folgenden Be¬
dingungen kein grundsätzlicher Anstand erhoben:

1. Das Lagergefäß und das Sperrflüffigkeitsgefäß sind in einer aus¬
betonierten oder gemauerten Grube derart zu lagern und zu verankern , daß
ein Senken der Gefäße und damit «ine Lockerung der Verbindungsstücke der in
die Gesäße mündenden Leitungen , sowie ein Umkippen der Gefäße sicher
hintangehalten ist.

2 . Der Zwischenraum zwischen den Gefäßen einerseits und zwischen den
Gefäßen und Wandungen der Grube anderseits muß mindestens 20 em
betragen.

Dieser Zwischenraum ist mit Sand oder Asche (Kohlenlösche ) aus¬
zufüllen . .

3 . Über den Gefäßen ist eine Sandbeschüttung von wenigstens 60 citr
Stärke anzubringen.

4 . Die Grube darf mit dem Haus - , beziehungsweise Straßenkanal in
keine Verbindung gebracht werden.

5 . Die Gefäße dürfen nur aus Kesselblech (Schmiedeeisen ) und die
Rohrleitungen aus Schmiedeeisen oder schmiedbarem Eisen hergestellt werden
und sind zum Schutze gegen Rosten außen und innen gut zu verzinken . Die
Gefäße und Leitungen sind vor ihrem Einbau in Bezug auf ihre Dichtheit
und Widerstandsfähigkeit mittels Wasser auf einen Druck von 3 Ätm . zu
prüfen.

6 . Die Leitungen sind mindestens 60 em tief unter der Erde oder im
Mauerwerk frostsicher derart zu verlegen , daß sie bei Undichtwerden oder Bruch
leicht bloßgelegt werden können.

7. Die Verbindung der Rohrstücke darf nur durch Verschraubung
mittels Muffen und Verlöten derselben stattfinden . Ein Verlöten allein ist
unstatthaft.

8 . Das Entlüftungsrohr (11), die Druckausgleichsleitung (9), das Ent¬
lüftungsrohr für den Überlauf ( 12) , sowie das Rohr für den Jnhaltsanzeiger
müssen mit ihrem obersten Ende mindestens 2 5 m über dem Erdboden aus-
münden und müssen diese Enden mindestens Im von der nächstgelegenen
Fenster - oder Türöffnung entfernt sein.

9 . Die Rohre sind entsprechend gegen Einwurf brennender Gegenstände
zu sichern und dürfen mit Ausnahme des Jnhaltsanzeigers im Lichten keinen
größeren Durchmesser als 6 em besitzen.

10 . Das Abfüllen von Benzin aus den Fässern darf nur mittels
eines Stechhcbers , der gasdicht in das Benzinfaß eingefügt wird , erfolgen.

11 . Flügelpumpe , Zapfventil , Schauglas und Umschaltventilhebel sind
stets unter Verschluß zu halten.

12 . Unter der Zapfstelle ist ein Tropfgefäß zur Aufnahme der über¬
rinnenden Flüssigkeit aufzustcllen.

13 . Um ein Gefrieren des Wassers zu verhindern , ist demselben eine
entsprechende Menge Glyzerin oder eines neutralen Salzes , welches das
Einfrieren des Wassers verhindert , aber die Gefäß - und Rohrwandungen nicht
angreift , beizumischen.

14 . Alljährlich ist wenigstens einmal das als Sperrflüssigkeit dienende
Wasser zu erneuern , wobei die ganze Anlage entleert werden muß.

15 . Das den Behältern entnommene alte Wasser darf erst nach gründ¬
licher Reinigung von den in demselben enthaltenen feuergefährlichen Stoffen
in den Kanal gegossen werden.

16 . Um die Bewilligung zur Einlagerung der in Frage kommenden
Flüssigkeiten nach dem System Lange -Ruppel ist in jedem einzelnen Falle,
wenn es sich »m einen gewerblichen Betrieb handelt , bei der Gewerbebehörde,
sonst bei dem berufenen magistratischen Bezirksamte als Ortspolizeibehörde
anzusuchen.

17. Für den Fall , als mit diesem Verfahren ungünstige Erfahrungen
gemacht werden sollten , behält sich der Magistrat die Stellung weiterer Be¬
dingungen , allenfalls auch die Zurücknahme dieser Zulafsungserklärung vor.

Hiedurch wird der Anwendung der Bestimmungen der Ministerial-
Berordnung vom 23 . Jänner 1901 , R .-G .-Bl . Rr . 12, betreffend den
Verkehr mit Mineralölen in jedem einzelnen Falle in keiner Weise vor¬
gegriffen.

ll. Normativbestimmungen.
Magistrat:

i»
Wirkungskreis der Gemeinde bei Eintragung von

Lehrverträgen.
ErlaßdesMagistrats -Direktors Karl Appel  vom8 . Jänner

1914 , M . Abt . XVIl , 3235/13 (Normalienblätter des Magistrates
Nr . 3) :

Der Normalerlaß der Magistrats -Direktion vom 8 . April 1905 , M . Abt.
XVII -15I8/05 , Norm . Bl . Nr . 32/05 , Mag . Vrdg . Bl . sx 1905 Seite 33
erklärt , daß die Eintragung von Lehrverträgen in das gemäß Z 99 Gew.
Ordg . zu sührende Protokollbuch durch die magistratischen Bezirksämter im
selbstständigen Wirkungskreise der Gemeinde zu erfolgen hat ; auch der Normal¬
erlaß vom 23 . Jänner 1913 , M . Abt . XVII -1021541 ', Norm . Bl . 8/13,
Mag . Vrdg . Bl . er 1913 Seite 15 geht von dieser Ansicht aus.

Nun hat in einem einzelnen Falle ein magistratisches Bezirksamt die
Eintragung eines Lehrvertrages — es handelte sich um einen Kontor -Praktikanten
in einem fabriksmäßigen Betriebe — mit der Begründung abgelehnt , daß das
nach 8 97 Gew . Ordg . aufgestellte Erfordernis der Verwendung zur praktischen
Erlernung des Gewerbes nicht zutreffe , da der Kontor -Praktikant das fabriks¬
mäßige Gewerbe zu erlernen nicht in der Lage sei.
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Hiegegen wurde der Rechtszug an die k. k. n .-ö. Statthalterei offen
gelaffen.

Die k. k. n . ö. Statthalterei und das k. k. Handelsministerium haben
über die bezüglichen Rekurse des Gewerbeinhabers diese Entscheidung bestätigt,
der k. k. Verwaltungsgerichtshof die Beschwerde gegen die Ministerialentscheidung
als unbegründet abgewiesen . (Erk . des B . G . H. vom 2 . IV . 1913 , Nr 3493
Budw . 9513 A,.

Hieraus ergibt sich, daß sowohl die k, k. Statthalterei und das k. k.
Handelsministerium , wie auch der k. k. Berwaltungsgerichtshof von der An¬
schauung ausgingen , daß die Amtshandlung des Bezirksamtes nicht im selbst¬
ständigen Wirkungskreise der Gemeinde erfolgt ist, da in diesem Falle die
Oberbehörden eine Entscheidung in merito hätten ablehnen , der k. k. Ber¬
waltungsgerichtshof eine trotzdem erfolgte meritorische Entscheidung derselben
aber wegen mangelnder Kompetenz hätte beheben müssen.

Da es sich aber , weil die Eintragung der Lehrverträge in den Ztz 14
und 99 der Gew . Ord . der Gemeinde schlechthin zugewiesen ist, um
keine Amtshandlung des Bezirksamtes als pol . Behörde I . Instanz handeln
konnte , w erden solcher eingangs erwähnten zwei Normalerlässe dahin richtiggestellt , -
daß die Elntragung die Verträge in das hiefür bestimmte Protokollbuch im
übertragenen Wirkungskreise der Gemeinde zu erfolgen hat.

(Z 49 Wiener Gemeindestatut u . Art . VI des Ges . vom 5./II1 . 1862
R . G . Bl . Nr . 18 .)

14 .
Schaffung einer statische» Fachabteilnug im Stadt

bauamte.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 20 . Jänner

1914 , M . D . 60/14 (Normalienblätter des Magistrates Nr . 7) :
Der Herr Bürgermeister hat sich zufolge Entschließung vom 18 . Jänner

1914 , Pr .-Z . 1013 , bestimmt gefunden , die Schaffung einer dem Studien¬
bureau des Stadtbauamtes anzuglicdernden statischen Fachabteilung mit dem
nachbezeichneten Wirkungskreise zu genehmigen:

Mitwirkung  bei der Berechnung bezw. Überprüfung  und
Kontrolle der Berechnung von größeren  und insbesonders neuartigen
Trag - und Bauwerken , welche entweder seitens der Gemeinde selbst durch¬
geführt oder von derselben als Baubehörde beurteilt werden ; Teil¬
nahme  an der Überwachung von Bauten , soweit baustatische  Momente
in Betracht kommen ; Studium der Fortschritte  aus dem Gebiete der Bau¬
mat erialie  nkunde , der Festigkeitslehre und der Baustatik  mit besonderer
Berücksichtigung der Verwendungsmöglichkeit  des Studienmateriales zur
stetigen Verbesserung der Systeme der bei den Bauten der Gemeinde Wien
zur Anwendung gelangenden Tragwerke , sowie zur Kontrolle  der seiiens
privater Bauführungen  auszuführenden Baukonstruktioncn;  Be¬
arbeitung der auf die Zulassung oder Anwendung neuer Tragkonstruktionen
bezughabenden Dienststücke.

15.
Verwahrung von Drncksorten und Stampiglien.

Erlaß des Magistrats Direktors Karl Appel  vom 28 . Jänner
1914 , M . D . 481 (Normalienblätter des Magistrates Nr . 8) ;

Anläßlich eines speziellen Falles wird verfügt , daß Drucksorten , die der
Ausstellungvon Zeugnissen oder Bestätigungen , der Ausfertigung von Legitimationen,
der Zuerkennung von Berechtigungen , der Anweisung von Zahlungen oder
ähnlichen Zwecken dienen , derart zu verwahren sind , daß Unberufene nicht in
ihren Besitz gelangen können.

Weiters mache ich darauf aufmerksam , daß die städtischen Angestellten
dafür verantwortlich sind , daß die ihnen anvertrauten Amtsstempcl nicht miß-
bräuchlich verwendet , nicht ihrer Gewahrsam - entzogen werden und nicht in
Verlust geraten.

Anhang.
Wiener Stadtbibliothek.

Verzeichnis der Neuerwerbungen aus dem Gebiete der Rechts-
nnd Staatswissenschaft

im IV . Vierteljahre 1913.

Rechts - und Berwaltuugs Angelegenheiten im allgemeinen.

Rechtspflege , Verfassung und Verwaltung im
allgemeinen.

Aller Rudolf . WasserrechtSgesetze . Manz , Wien , I . Bd . 1913 — 4 58633.
Bartsch . Das österr . allgemeine Grundgesetz in seiner praktischen Anwendung.

Bon Dr . — . 5 . Ausl . Manz , Wien , 1914 . - 4 58807.

Bartsch , Dr . Robert . Das Kraflfahrzeuggesetz v. 9 . Aug . 1908 . Manz , Wien,
1913 . — 4 58487.

Bousek Edmund , Dr . Verfahren der Bezirksgerichte zur grungbücherlichen
Durchführung der durch öff. Weg - und Wasserbau -Anlagen herbeigeführten
Besitzveränderungen . 2 . Aust . Manz , Wien , 1913 . — 4 58495.

Codex . — aiiwentarius austrisens . Das österr . Nahrungsmittelbuch . Hof - u.
Staatsdruckerei , Wien , 1912 . — 4 58599.

Cocster Robert , Dr . Verwaltung und Demokratie in den Staaten von Nord¬
amerika . Duncker L Humblot , München und Leipzig , 1913 . — 4 58657.

Eminowicz Alex., R . v. Handbuch des staatlichen LieferungswesenS . Manz,
Wien , 1913 . — 4 58471.

Entwurf . — des Finanzgesetzes f. d. i. Rcichsratc vertr . Königr . und Länder
pro 1914 . - L 2750.

Entwurf . — eines preußischen Wohnungsgesetzes nebst Begründung . M . Galle,
Berlin , 1913 . — 4 58616.

Führer . — durch die österr . Weinverkehrs -Vorschriften , W . Frick , Wien , 1913.
— 4 58641.

Gesetz. ArtikelXIV . 1913 . Über die Wahl der Reichsrats -Abgeordneten . Amts-
ausgabe . Hsg . v. kgl. ung . Ministerium des Innern . Budapest . — 4 58602.

Gierke Otto , v . Das deutsche Genossenschaftsrecht . III . Bd . und IV . Bd . —
4 971.

Handbuch . — der Politik . Hsg . von Dr . Paul Laband , Dr . Fritz Berolzheimer
Dr . W . Rothschild . Berlin und Leipzig 1912 . I . u . II . Bd . — L 58820.

Judikatenbuch . — des k. k. Verwaltungsgerichtshofes . VII . Bd ., 2 . Abt .,
IX . Bd ., 1. Abt . — 4 4552

Links . Die Rechtsprechung des k. k. Oberst . Gerichtshofes in Zivil -, Handels-
u . Notariatsordnung 27 . Bd . — 4 37371.

Löffler Alexander . Der Entwurf eines Gesetzes betr . die Auswanderung . Eine
Kritik von Prof . - Manz , Wien . 1913 . - 4 58777.

Metzger Otto , Dr . Über die Entwicklung der Lebensmittelkontrolle in den ver¬
schiedenen Kulturstaaten unter besonderer Berücksichtigung der württem-

hergischen Verhältnisse . Ecke, Stuttgart , 1913 . — 4 58494.
Minialow Eduard . Dienstpragmatik . Bestimmungen über das Dienstverhältnis

der k. k. Staatsbeamten , -Unterbeamten und Staatsdiener . Selbstverl .,
Wien . 1913 . - 4 58686.

Müller H ., Dr . Das Baupolizeirecht in der Schweiz . Von — und Dr . E.
Fehr . Orell Füßli , Zürich , 1918 . - 4 58822.

Roschnik Rudolf , Dr . Handbuch des österr . Gebührenrechtes . Manz , Wien,
1913 . - 4 53817.

Schultz Bruno , Dr . Hilfsbuch zur Einführung in die Praxis der österr . pol.
Verwaltung . 2 . Aust . I . u . II . Bd . Perles , Wien , 1913 . — 4 58628.

Schweiler Anton . Handbuch zur Auffindung der an den Wiener Volks - und
Bürgerschulen geltenden Gesetze. Tempsky , Wien , 1913 . — 58613.

Seelow P . Sammlung neuer wichtiger Entscheidungen auf Grund des Gesetzes
gegen den unlauteren Wettbewerb . Putlkammer L Mühlbrecht , Berlin,
1913 . - 4 58687.

Lews I . Grundzüge der deutschen Schulgesetzgebung . Voigtländer , Leipzig,
1913 . - 4 58617.

Verwaltungsgesetze . Österr . — über Einzelmaterien m. Erläuterungen u . d.
Rechtsprechung . A. Hölder , Wien . 1. Heft Bau - u . Jngenieuerwesen . —
4 58476.

Weck Hermann . Deusches Luftrecht Heymann , Berlin , 1913 . — 4 58643.

Finanzverwaltung.

Reinitz Max , Dr . Das österr . Staatsschuldenwesen von seinen Anfängen bis
zur Jetztzeit . Duncker L Humblot , München und Leipzig, 1913 . — 4 58715.

Seidler Gustav , Dr . Lehrbuch der österr . Staatsverrechnung . 8 . Aust . Hölder,
Wien , 1913 . - 68517.

Handel , Gewerbe und Industrie.

Arbeitseinstellungen : Die — und Aussperrungen in Österreich während des
Jahres 1912 . - 4 32803.

Arbeits - und Lohnverträge . Die kollektiven — in Österreich . Abschlüsse und Er¬
neuerungen des Jahres 1911 . — 4 52373.

Klein Franz , Dr . Das Organisationswcsen der Gegenwart . Ein Grundriß.
Bahlen , Berlin , 1913 . — 4 58667.

Lukacs Geza . Die handelspolitische Interessengemeinschaft zwischen dem Deutschen
Reiche und Österreich -Ungarn . Hapke, Göttingen , 1913 . — 4 58664.

Verträge . Die Washingtoner — vom 2. Juni 1911 , betreffend die intern.
Union zum Schutze des gewerblichen Eigentums . Manz , Wien , 1913 . —
4 58492.

Sozialpolitik.

Arbeitslosen -Versicherung . — Erlaß deS Herrn Bürgermeisters vom 16 . Februar
1913 . - 6 58832.

Bonn Peter . Das Problem des 5 . Standes . Butzon L Bercker , Kevelar , 1913.
— 4 58712.

Bredt F . W ., Dr . Jugendpflege und Heimatschutz . Ein Beitrag zur Förderung
ihrer gemeinsamen Aufgaben . L. Schwann , Düsseldorf , 1913 . — 4 584Y7.

Dinst Peter . Broschüre üoer die Grundübel und Ursachen der Teuerung aller
Lebensmittel , Ratschläge , Angabe und Mitteilungen um Einschränkung , event.
Aufhebung der großen Teuerung . — 4 58740.

Kataster . — der Anstalten und Einrichtungen für Kinderschuh und Jugend¬
fürsorge in Wien N . Ö . und Steiermark . Hsg . v. d. k. k. statist . Zentral-
Kommission . Wien , 1913 . — 4 58830.
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Klumker Ehr ., Prof . Dr . Deutsche Versorgungsanstalten und Heime für Alte,
Sieche und Invalide . Marhold Halle , 1913 . — 8 58897.

Kumpmann Karl , Dr . Die Reichs -Arbeitslosenversicherung . Zugleich ein Beitrag
zur Arbeitslosensrage überhaupt . Mohr , Tübigen , 1913 . — 4 58658.

Landsberg I . F . Behördliche Jugendpflege . Systematisch erläutert . C . Heymann,
Berlin , 1914 . - 4 58638.

Lemcke Ernst . Die Entwicklung der Raiffeisen -Organisation in der Neuzeit.
Braun , Karlsruhe 1913 . — 4 58692.

Ritze Philipp , Dr . Die Entwicklung des Wohnungswesens von Groß -Berlin.
Heymann , Berlin , 1913 . — 4 58714.

Ruland Ludwig Dr . Das Findelhaus , seine geschichtliche Entwicklung und sitt¬
liche Bewertung . Heymann , Berlin , 1913 . — .4 8548.

Schriften . — des Bayerischen Landesvereines zur Förderung des Wohnungs¬
wesens . Heft 11 — 4  56403 . .

Schriften . — des deutschen Vereines für Armenpflege und Wohltätigkeit.
Heft 100 . - 4 18618

Verhandlungen . — der 2 . Tagung über die interlokalen und interstaatlichen
Beziehungen in der Jugendfürsorge vom 9. Oktober >912 zu Frankfurt
a . M . Heymann , Berlin , 1913 . — 4 58603

WehbergHeinrich . Dr . Die Bodenreform im Lichte des humanistischen Sozialismus.
Duncker L Humblot , München , 1913 . — 4 58642.

Volkswirtschaftslehre.

Berger K. Die Lage des HauS - und Grundbesitzes in einem sächsischen Groß¬
stadtvororte . Duncker L Humblot . München , 1913 . — 4 5864l.

Calwcr Richard . Wirtschaftslehre und Wirtschaftspolitik , simon , Berlin . -
4 58806 . .

Gaerntner Friedrich . Dr . Die Kreditorganisation des Mittelstandes in Öster¬
reich . Von — und Dr . Franz Perdutka . I . Beffort . Luxenburg , 1913 . —
4 58789.

Gide Charles . Geschichte der volkswirtschaftlichen Lehrmeinungen . Von — und
Charles Rist . Hsg . von F . Oppenheimer . Deutsch von R . W . Horn.
Fischer . Jena . 1913 , - 4 58620.

Schober Hugo . Grundriß der Volkswirtschaftslehre nach — . Neu bearbeitet
von Dr . Ed . O . Schulze . 6 . Ausl . Weber , Leipzig . 1905 . - 4 58701.

Schwarz Otto , Dr . Das Geineindeabgabcnwescn Deutschlands und die
schwebendeu Rcformbestrebungen . Vortrag . Fischer , Jena , l9 >3 . — 4 58604.

Witte Graf S . I . Vorlesungen über Volks - und Staalswirtschaft . Deutsche
Verlagsanstalt , Stuttgart I . Bd . u . II . Bd . — 4 585II.

« . Gemeindeverwaltung.
Apolant Jenny . Stellung und Mitarbeit der Frau in der Gemeinde . 2 . Aufl

Teubner , Berlin , 1913 . — 4 58713.
Denkschrift — Uber die Neuordnung der Armenverwaltung der Stadt Straß¬

burg . Singer , Straßburg , 1918 . — 8 58757.
Eltzbacher Paul , Dr . Großberliner Mietverträge von F . Bahlen , Berlin

1913 . — 4 58496.
Görnandt Rudolf , Dr . Die Boden - und Wohnungspolitik der Stadt Ulm.

Haymann , Berlin , 1914 . — 4 58755.
Günther Artur . Die kommunalen Straßenbahnen Deutschlands . Von Dr . —

G . Fischer , Jena , 1913 . — 4 57491.
GUtebier Friedrich . Rechte und Pflichten der Gemeinde im Kastenwesen.

Bahlen , Berlin , 1913 . — 4 57029.
Hammermcister W . Praktische Anleitung zur Vorbereitung für den Kommunal-

vciwaltungsdienst . 7 . Aufl . Hayn , Berlin , 1914 . — 4 58637.
Krautwig . Organisation der Wohlfahrtspflege der Städte . Von Dr . — .

Allgemeine Medizinische Verlagsanstalt , Berlin , 1912 . — 4 58693.
Loewe F . Der Kraftwagen und seine Beziehungen zur Straße vom Stand¬

punkte des Straßcningenieurs . Kreidel , Wiesbaden , 1913 . — 4 58597.
Marktordnung — für dje Großmarkthallc -Abteilung sür Fleischwaren in Wien.

Verl , des Gemeinderats -Präsidiums , 1913 . — 6 58481.
Purdom C . B . lüs ^ aiäsn oit )-. 4 otuäz - in tks äsvelopmsut ok a moäern

tovn . Dent ' London , 1913 . — 4 58518.
Residenzpflicht . Die — der Beamte » und Lehrer , ihre gesetzliche Grundlage

und ihre Durchführung durch die Groß -Berliner Gemeindeverwaltung.
Bahlen , Berliu , 1913 — 4 58802.

Vorträge — der Kommunale » Woche , 1913 . Hsg . von der Leitung der
Akademie für kommunale Verwaltung . Schmitz L Olbertz , Düsseldorf,
1913 . — 8 58776.

v . Städtische Unternehmungen.
Spängler Ludwig . Entwürfe sür stockhohe Triebwagen und Automobil-

Omnibusse bri der Wiener städt . Straßenbahn . Sonderabdruck , München,
1913 . — 8 58502.

I». Verwaltungsberichte , Statistik , Voranschläge und Rechnungs
abschlüsse der Städte.

Amsterdam . Vsisluß van äen toestanä 6er ^ emeente — over . 1912 . —
8t 17603.

Dortmund . Bericht über den Betrieb der Elektrizitätswerke Pro 1912/13 . -
8t 54953.

Erfurt . Verwaltungsbericht pro 1912 . — 8t 30730.
Esten . Statistisches Jahrbuch , VI . Jahrg . 1912 . — 8t 54816.
Halle a . S . — Verwaltungsbericht pro 1912 . — 8t 30775.

Hamburg . Entwurf des —' ischen Staatsbudgets f. d. I . 1914 . — 8t 21735'
Heidelberg . Rechenschaftsbericht pro 1912 . — 8t 30975.
Karlsruhe . Statistische Jahresübersicht pro 1908 bis 1912 . — 4 58743.
— Rechenschaftsbericht pro 1911 u . 1912 . - 8t 17660.
Koblenz . Verwaltungsbericht pro 1912 . — 8t 31430.
Köln . Finalabschlüste der Stadtkasta pro 1912 . - 8t 17638.
Liege . Bulletin oämiuiatrativ 6« la ville äs — 1912 . — 8t 24615.
Linz. Rechenschaftsbericht pro 1912 . — 8t 17795.
Lüneburg . Auszug aus der Kämmerei -Rechnuug Pro 1912 . — 8t 30733.
Nürnberg . Verwaltungsbericht pro 1912 . — 8l 30849.
Osnabrück . Verwaltungsbericht Pro >912 . — 8t 19538.
Rotterdam . Vsrolax van äs » toestanä äer gswssnts - «vor Iiat jaar

1912 . - 8t 26054.
Rovereto . 6onsuntivo äella eitta äi — pse I anno 1912 . — 8t 38184.
Stettin . Statistischer Jahresbericht . III . Jahrg . 1912 . — 4 56025.
Torino . 4tti äsl mniiieipio äi anusta 1911 . — 8t 58648.
Wien . Bericht des Wiener Stadtphysikates über seine Amtstätigkeit in den
. Jahren 1907 bis 1910 . - 4 3145
— Gemeindeverwaltung , 1912 . — L 3146.
Wiener Neustadt . Die Verwaltung in den Jahre » 1907 bis 1911 . —

8t 38193.

Periodische Publikationen.

Amtsblatt . Das — der k. k. Universität . I . Jahrg . 1913/14 . I ! 58634.
Archiv — für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik . XXXVII . Bd . — 4 21083.
— für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik . Ergänzungsheste IX , X , XI —

4 21083.
Auskunstsbuch . Kommunales — . Adreßbuch deutscher Stadt - und Land-

gemeindeverwaltnngen . VI . Jahrg . 1912/13 . — L 46039.
Bericht — der Vorstandes der Arbeiterversicherungsanstalt sür Niederösterreich

in Wien pro 1912 . L 27005.
Hönig . Die österr .-ung . Lebensversicherungs -Gesellschaften i. I . 1912 . — 4 2806.
Jahrbuch . Finanzielles und Wirtschaft !. — sür Japan . 13 . Jahrg ., 1913 . —

ö 51128.
Kampf . Der — Sozialdemokratische Monatsschritt . VI . Bd . — k 51015.
Landes -AmtSblatt — von Niederösterr -, 1913 . — 6 43061.
Praxis . Soziale — XXIII . 1913/14 . — L 26008.
Sammlung — der Erkenntnisse des k. k. Reichsgerichtes . XV . Teil . 1 . Heft.

- 4 1165.
Schriften — des bayer . Landesvereines zur Förderung des Wohnungswesens.

6 ., 7 ., 8 ., 9 . und 10 . Heft . — 4 56403.
Statistik Öüerr . — N . F . Bd . 6 u . 7 . — 0 2999.
Vierteljahresschrist — für Sozial - und Wirtschaftsgeschichte . XI . Bd . —

4 42366.
Zeitschrift -- für die gesamte Staatswistenschaft . 69 . Jahrg ., 1913 . — 4

40503.
— für Volkswirtschaft , Sozialpolitik und Verwaltung . XXII . Bd ., 1913 . —

6 24774.
Zeitungsarchiv . Deutsches Zeitungsarchiv . Auszüge aus der deutscheu TageS

Presse. Gesamtausgabe . Zeitungsarchiv -Verlag , Berlin , 1913 . — L 58475
Zentral -Rechnungsabschluß — über den Staatshaushalt der im Reichsrate

vertretenen Königreiche und Länder pro 1912 . — I! 2745.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetz- und Verordnungsblatts für Österreich unter
der Enns im Jahre 1V14 publizierten Gesetze

und Verordnungen.

4 . Reichsgeskhblatt.
Nr . 8 . Verordnung des Finanzministeriums und

des Handelsministeriums im Einvernehmen mit dem
k. k. Obersten Rechnungshöfe vom 10. Jänner 1914,
betrestend die Auszahlung der beim Rechnungsdepartement der Finanz -Landes-
Direktion in Zara in Vorschreibung stehenden Ruhe - und Versorgungsgenüste
im Wege der Postsparkasta.

Nr . s . Gesetz vom 13 . Jänner 1914 , Werden Di-nst-
vertrag der in land - und forstwirtschaftlichen Betrieben zu Diensten höherer
Art «» gestellten Personen /Güterbeamtengesetz ).

Nr . Lv . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 19. Jänner 1914 , wegen Schaffung einer einheitlichen Be-
zeichnung für die Länderkaffen.

Nr . ll Gesetz vom 23 . Jänner 1914 , betreffend Ab¬
änderungen einiger Bestimmungen über die Branntweinbesteuerung (Brannt¬
weinsteuernovelle ).
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Nr. 12 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 23 . Jänner 1914 , zur Vollziehung des Artikels1, ^ der
Branntweinsteuernovelle vom 23 . Jiinner 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 11 (Brannl-
weinsteuer -Zuschlagsverordnung ).

Nr. >2 . Gesetz vom 23. Jänner 1914, betreffend
Abänderungen deS Personalsteuergesetzes vom 25 . Oktober 1896 , R .-G .-Bl.
Nr . 220 (Personalsteuernovelle ).

Nr. 14. Gesetz vom 23. Jänner 1914, betreffend die
Neuregelung der Überweisungen aus Staatsmitteln an die Landessonds der
im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder und die Herabsetzung des
Ausmaßes der Realsteuern.

Nr. IS . Gesetz vom 25. Jänner 1914, betreffend das
Dienstverhältnis der Staatsbeamten und der Staatsdienerschaft (Dienst¬
pragmatik ).

Nr. 18 . Gesetz vom 25. Jänner 1914, womit einige
Bestimmungen des Gesetzes vom 25 . September 1908 , R .-G .-Bl . Nr . 204,
betreffend die Regelung der Bezllge der in die Kategorie der Dienerschaft ge¬
hörigen aktiven Staatsdiener (Unterbeamten und Diener ), abgeändert werden.

Nr. IV. Verordnung des Gesamtministeriums vom
25 . Jänner 1914 , betreffend die Gewährung von einmaligen Zu¬
wendungen an aktive Staatsbedienstete.

Nr. 18 . Verordnung des Gesamtministeriums vom
25 . Jänner 1914 , womit auf Grund des Artikels III , Absatz 2 des
Gesetzes vom 25 . Jänner 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 15 (Dienstpragmatik ), für die
aus dem Stande der anspruchsberechtigten Unteroffiziere hervorgegangenen
Staatsbeamten besondere Begünstigungen bei Anwendung des H 50 , Absatz 3,
8 51 , Absatz 6 und Z 57 , Absatz l , irt . s dieses Gesetzes festgesetzt werden.

Nr. IS . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 25 . Jänner 1914 , womit an- läßlich des Inkrafttretens des
Gesetzes vom 25 . Jänner 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 16, einige neue Bestimmungen
über die Anrechnung gewisser Vordienstzeiten der in die Kategorie der Diener¬
schaft gehörigen Staatsdiener (Unterbeamte und Diener ) für die Vorrückung
in höhere Bezüge getroffen werden.

Nr. 28 . Verordnung des Gesamtministeriums vom
25 . Jänner 1914 , betreffend die Durchführung des 8 61 , Absatz 3,
des Gesetzes vom 25 . Jänner 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 15, sowie betreffend die
Anrechnung von staatlichen Hilfsdiensten überhaupt bei der Versorgungs¬
behandlung der Staatsbeamten.

Nr. 21 . Verordnung des Gesamtministeriums vom
25 . Jänner 1914 , betreffend das Kanzleihilfspersonal bei den staat¬
lichen Behörden , Ämtern und Anstalten.

Nr. 22 . Verordnung des Gesamtministeriums vom
2b . Jänner 1914 , womit in Abänderung des Artikels II der Ver¬
ordnung vom 23 . März 1907 , R .-G .-Bl . Nr . 88 , und des Artikels II , 8 I,
Puukt 1 der Verordnung vom 27 . September 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 193,
neue Schemen für die Taggelder (Taglöhne ) der Aushilfsdiener bei staatlichen
Behörden , Ämtern und Anstalten , beziehungsweise sür die den VersorgungS-
gcnüssen der Aushilfsdiener zugrunde zu legenden Normalbeträge festgesetzt
werden.

Nr. 22 . Verordnung der Ministeriums des Innern,
des Handels und der Finanzen vom 20 . Jänner 1914,
betreffend die Aufhebung von Choleramaßnahmen im Warenverkehre gegenüber
Rumänien.

Nr. 24 . Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels und der Finanzen vom 20. Jänner 1914,
betreffend die Aufhebung von Choleramaßnahmen im Warenverkehre gegen¬
über Serbien und Bulgarien.

Nr. 2S . Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels , der Finanzen und des Ackerbaues vom
20 . Jänner 1914 , betreffend die Aufhebung von Choleramaßnahmen
im Warenverkehr « gegenüber Bulgarien , Rumänien , Serbien und der Türkei.

Nr. 28 . Kaiserliches Patent vom 29. Jänner
1914 , betreffend die Einberufung der Landtage von Niederösterreich , Ober¬
österreich , Kärnten , Krain , Mähren , Schlesien , Tirol und Görz und Gradiska.

Nr. 27 . Kaiserliches Patent vom 29. Jänner
1914 , betreffend die Auflösung des Landtages von Istrien.

Nr. 28 . Verordnung des Ministeriums des Innern
vom 24 . Jänner 1914 , betreffend die Arzneitaxe zur österreichischen
Pharmakopöe Lä . VIII.

Nr. 2S . Verordnung des Ministeriums für öffent¬
liche Arbeiten vom 19. Jänner 1914 , betreffend die Ge¬
bühren sür die Nacheichung von Meß - und Wägemitteln.

Nr. 2V. Verordnung des Handelsministeriums
vom 22 . Jänner 1914 , betreffend die Herabsetzung des Vcrschleiß-
Pieises der Briesmarkenheslchen.

Nr. 21 . Verordnung der Ministerien der Finanzen,
des Handels und Ackerbaues vom 26 . Jänner 1914,
betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der Durchfllhrungsvorschrist
zum Zolltarifgesetze vom 13 . Februar 1906 , R .-G .-Bl . Nr . 22 , und der Er¬
läuterungen zum Zolltarife.

Nr. 22 . Kaiserliche Verordnung vom 31. Jänner
1914 , betreffend die Forterhebung der Steuern und Abgaben, sowie die
Bestreitung des Staatsauswandes für die Zeit vom 1. Jänner bis 30 . Juni
1914 , dann die Verfassung des Zentral -Rechnungsabschlusses Uber den Staats¬
haushalt der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder für bas
Jahr 1913.

Nr. 22 Verordnung des Gesamtministeriums vom
1. Februar 1914 , betreffend die vierteljährliche Auszahlung der
Aktivitätszulage und des Quartieräquivalentes.

Nr. 24 . Verordnung des Gesamtministeriums vom
1. Februar 1914 , betreffend die Einreihung der einzelnen Beamtcu-
kategorien der Dienstzweige -und Ressorts in die Gruppen des im 8 52 des
Gesetzes vom 25 . Jänner 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 15, betreffend das Dienst¬
verhältnis der Staatsbeamten und der Staatsdienerschaft (Dienstpragmatik ),
festgesetzten Zeitvorrückungsschemas.

Nr. 2S . Kaiserliches Patent vom 15. Februar
1914 , betreffend die Einberufung des Landtages von Steiermark.

Nr. 28 . Verordnung des  Handelsministers
im Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 22 . Jänner 1914 , betreffend die Bezeichnung der
fachlichen Fortbildungsschule für Juweliere , Goldarbeiter , Silberarbeiter,
Graveure , Gürtler und Ziseleure der Handels - und Gewerbekammer in Prag
als einer solchen Anstalt , deren Zeugnisse über den mit Erfolg zurückgelegten
Besuch der an derselben bestehenden Abteilung für den fachlichen Tagesunter¬
richt den Nachweis über die ordnungsmäßige Beendigung des Lehrverhältniffes,
beziehungsweise den Nachweis über die vorgeschriebene Verwendungsdauer als
Gehilfe in einem handwerksmäßigen Gewerbe ganz oder zum Teile ersetzen.

Nr. 27 . Erlaß des Ministers für Kultus und
Unterricht vom 29 . Jänner 1914 , betreffend Änderung der
88 12 und 17 des Statutes der Zentral -Kommifsion für Denkmalpflege.

Nr. 28 . Verordnung des Justizministeriums vom
10. Februar 1914 , betreffend die Zuweisung der Gemeinde Albiano
zum Sprengel des Bezirksgerichtes Lavis.

Nr. 2S . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 10. Februar 1914 , betreffend die Erweiterung der Verzollungs¬
befugnisse der Zollexposttur auf dem Bahnhose in Hufiatyn.

8. Landesgeseh- und Verordnungsblatt.
Nr. 2 . Gesetz vom 11. Dezember 1913, womit der

Stadtgemeinde Waidhofen an der Thaya die Bewilligung znr Einhebung von
Kaualeinmündungsgebühren erteilt wird.

Nr. 2 . Verordnung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
2. Jänner 1914, Z. VII-n 2740/19, vom Jahre 1913,
betreffend die Abänderung der Statthaltereiverordnung vom 23 . Dezember
1859 , Z . 53374 , L. R . Bl . II , Abteilung Nr . 15 , über die Abmeldung,
beziehungsweise Neumeldung der Hausgenoffen und Dienstboten von Seite der
Hauptwohnparteien bei Übersiedlungen der Letzteren.

Nr. 4 . Verordnung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
2 . Jänner 1914 , Z . I a - 2938/18 , betreffend den Erwerbsteuerzuschlag

für die niederösterreichische Handels - und Gewerbekammer im Jahre 1914
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Nr . S. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 3. Jänner
1914 , Z . V-75/1, betreffend die den Armenbezirken St. Peter in der
Au und St . Pölten erteilte Bewilligung zur Einhebung von 15 Prozent der
umlagepflichtigen direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr. 8 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
4. Jänner 1914 , Z . XIb-952/1 6X 1913 , betreffend die der Ge¬
meinde Langschwarza erteilte Bewilligung zur Einhebnng von 100 Prozent der
direkten Steuern des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr. 7. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
4. Jänner 1914, Z. XI b-959/1 ex 1913, betreffend die der Ge¬
meinde Reingers erteilte Bewilligung zur Einhcbung von 100 Prozent der
direkten Steuern des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr. 8 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
7 . Jänner 1914 , Z . XI d -968/1 «x 1913 , betreffend die der Ge¬
meinde Aalfang erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern des Jahres 19l3 übersteigenden Umlagen.

Nr. s . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
7. Jänner 1914 , Z. XI b-956/1 ex 1913, betreffend die der
Gemeinde Eberweis erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent
der direkten Steuern des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr. 1<. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
7. Jänner 1914, Z. XI b-957/1 ex 1913, betreffend die der Ge¬
meinde Finstenau erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr. 11 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 8. Jänner
1914 , Z . Xl b-908/3 ex 1913, betreffend die der Gemeinde Karna-
brunn erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr. L2. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom

8. Jänner 1914 , Z. XI b-958/1 sx 1913, betreffend die der
Gemeinde Mollands erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr. IS . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
9. Jänner 1914, Z. VI-44/1, betreffend die der Stadtgemeinde Abbs
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Beerdigungsgebühr von 20 L , be¬
ziehungsweise 24 L.

Nr. 14 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10. Jänner 1914 , Z. XI b-3/3, betreffend die der Gemeinde
Tresdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsanflage von
3 L für das Jahr 1914.

Nr. IS . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
13. Jänner 1914 , Z. XI d-30/1, betreffend die der Gemeinde
Gopprechts erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr. 18. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
9 . Februar 1914 , Pr . Z . 327 k . , betreffend die vierteljithrliche
Auszahlung der Aktivitätszulage und des Quartieräquivalentes.

Nr. 17 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
28 . Jänner 1914 , Z. VI-296/1, betreffend die der Gemeinde
Mistelbach erteilte Bewilligung zur Einhebnng einer Beerdigungsgebühr
von 16 L.

Nr. 18 . Kundmachung des k. k. Oberlandes¬
gerichtes in Wien vom 30. Dezember 1913,
Pr . Z . 20552/5 ss/13, betreffend die Verlautbarung der Liste der Sach-
verstäadigen in Fällen der Enteignung zum Zwecke der Herstellung und der
Betriebes von Eisenbahnen für das Jahr I9l4.

Nr. 18 . Kundmachung des k. k. Oberlandes¬
gerichtes in Wien vom 30. Dezember 1913,
Pr .-Z . 20326/5 86/13, betreffend die im Jahre 1914 in den Fällen der
Enteignung zum Zwecke der Ausführung der Wasserstraßen in den Erzherzog¬
tümern Österreich unter und ob der EnnS zu verwendenden Sachverständigen
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Gesetze, Verordnungen und Entscheidungen,
m.

sowie

Normlltivbestimmungcn dcs Geuiemderates, Stadtrates,»,d des Magistrates
in Angelegenheiten der Gemeindenerwllltnng und politischen Amtsführung.

Anstalt.
I . Verordnungen und Entscheidungen:

1. Gift -Verschleiß.
2. Leitung der Löscharbeiten bei Waldbränden.

3 . Theatervorstellungen . — Stempelbehandlung von Vcrciusciugaben.
4 . Zulassung der Tragnetzbleche der A . G . N . PH . Waaqner - L. u . I Biro

A . Kurz . '

5 . Verzeichnis der Gift -Verschleißer.

6 . Erhöhung der Verpflegstaxen in den allgemeinen öffentlichen Kranken¬
häusern in Klosterneuburg und in Mistclbach.

7 . Beize,chnis der in den allgemeinen öffentlichen Krankenanstalten und
Landes -Wohltätigkeitsanstalten in Niederösterreich derzeit bestehenden
Verpflegsmxen.

8 . Buschenschankrecht des Wcingartenpächters , falls er zugleich Produzent ist.
9. Privatschulen , Kompetenz zur Erteilung von Aufträgen und Erlassung

von Verboten.

II . Rormativbestimmnngeu:
Gemeinderat:

10 . Quartiergeldguote für Angehörige des Mannschaftsstandes der städtischen
Feuerwehr.

S t a dt r a t :

11 . Dienstvorschriften für die Feuerwehr der Stadt Wien . — Zusatz.
Magistrat:

12 . Schaffung einer statischen Fach -Abteilung im Stadtbauamte.
13 . Konskriptionsämtliche Fachprüfung.
14 . Schriftlicher Verkehr mit den am Allerhöchsten Hofe bestehenden Ämtern.
15 . Veröffentlichung von Mitteilungen über dienstliche Angelegenheiten durch

städtische Angestellte . — VorherigeGenehmigung der Vorgesetzten Dienststelle

Verzeichnis der im ReichSgesctzblattc „und im Landes-
gesetz - undBerordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre  1914 publizierten Gesetze und
Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
I.

Gift -Verschleiß
Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den II . Bezirk

vom 5. Jänner 1914 , M . B . A. II/3/10 I:
Zufolge Statlhalterci -Erlaffcs vom 23 . Dezember 1913 , Z . XII -1698/4,

,fl die an den Magister der Pharmazie Karl Perthcn (geboren 1874 zu
Wien und daselbst zuständig , wohnhaft in Wie », III ., Hetzgasse II ), durch das
magistratische Bezirksamt für den II . Bezirk erfolgte Verleihung der Konzession
zum Verschleiß von Gificn und der zur arzneilichen Verwendung bestimmten
Stoffe und Präparate im Staudortc II .. Glockengüsse 8 in Rechtskraft
erwachsen.

Diese Konzession ist in , Gewcrbercgister unter der Rcqisterzahl 4455 I- /II
eingetragen.

* *
*

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VII . Bezirk
vom 30 . Jänner 1914 , M . B . A. VII , 581/1:

Auf Grund dcs Ansuchen von , 16 . Oktober 1913 nmrdc der Gesellschaft
iu . b. H ., Siegfried Wach t l, vertreten durch den Geschäftsführer Julius
W acht !, geboren 1873 zu Wien in Niedcrösterrcich , heimatsbcrcchtigt in Wien,
Land Niederösterreich , wohnhaft VII .. Stiftgaffe 6 , die Konzession zum
Verschleiß von Giften im Standorte VII ., Stiftgasse 6, ausgesertigt.

Dieses Gewerbe ist im Gcwerbcregister unter Reg . Z .' 2341/lr/VII ein¬
getragen.

* »

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VI. Bezirk
vom 16 . März 1914 , M . B . A. VI , 38272/13:

Das magistratische Bezirksamt für den VI . Bezirk erteilt dem Herrn
August Brestoroski  auf Grund des Ergebnisses der gepflogenen Er¬
hebungen im Sinne der M 15, Nr . 24 , und 23 der Gewerbeordnung , be¬
ziehungsweise der Ministerial Verordnung vom 6. August 1907 , R .-G .-Bl.
Nr . 196 , die Konzession zu» , Verkaufe von zur arzneilichen Verwendung be¬

stimmten Stoffen und Präparaten im Großen , insofern dieser nicht ausschließlich
den Apothekern Vorbehalten ist, im Standorte VI ., Köstlergaffe I.

Diese Konzession wurde im hierämtlichen Gewerbereqister unter der
Z . 2041/k/VI , eingetragen.

«.

Leitung der Löscharbeiten bei Waldbränden.
Rund -Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 27 . Jänner

1914 . Z . X-229 (M . Abt . IV , 774 ) :
Über die im Wege der k. k. Landesregierung in Salzburg von dein

Landes -Ausschusse im Herzogtums Salzburg gestellte Anfrage , ob die Leitung
der Löschaktion bei einem Waldbrande nach dein Forstgesetze dem Forstorganc
oder im Sinne der Salzburger -Feuerpolizei - und Feucrwehrordnung von,
10 . November 1880 , L.- G .-Bl . Nr . 12 , dem Feuer wehrhauptmaniu zukomme,
hat das k. k. Ackerbauministerium mit dem Erlasse vom 7 . Jänner 1914,
Z . 47961/13 , im Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium des Innern der
von der genannten Landesregierung vertretenen Anschauung , daß die Vor¬
schriften des Forstgesctzes über Waldbrände durch die Salzburger -Feuerpolizei-
ordnung nicht derogiert wurden , ziigcstimint , weil diese selbst keinerlei Wald¬
brände betreffende Vorschriften enthäl ! und weil auch weder bei den Vorver¬
handlungen über den Entwurf der Salzburger Feuerpolizeiordnung noch bei
der Beratung im Landtage auf die Bekämpfung von Waldbränden Bezug ge¬
nommen wurde.

Desgleichen bieten die der Erwirkung der Allerhöchsten Sanktion für den
Gesetz-Entwurf zugrunde liegenden Akten keinen Anhaltspunkt , aus dem auf
eine Absicht des Gesetzgebers durch die einschlägigen Bestimmungen der Feucr-
Polizeiordnung den Z 46 des Forstgesetzes außer Kraft zu setzen, geschlossen
werden könnte.

Bei der Verfassung der Salzburger Feuerpolizeiordnung hat aber dem
an den Landtag erstatteten Berichte des Landes -Ausschuffes zufolge (Seite 137
der stenographischen Landtags -Protokolle vom Jahre 1877 ) die niedcrösterreichische
Feuerpolizeiordnung vom 1. Juni 1870 , L.-G .-Bl . Nr . 39 , als Vorbild
gedient.

Allein auch anläßlich des Zustandekommens dieser Feuerpolizeiordnung,
der ersten im Wege eines Landesgesetzes erlassenen , wurde , wie die stenographi¬
schen Verhandlungs -Protokolle zeigen , von keiner Seite «„ gedeutet , daß die
forstgesetzlichen Bestimmungen über die Bekämpfung der Waldbrände geändert
werden sollten.

Wenn nun diese Feuerpolizeiordnungen ebenso wie alle späteren die
Waldbrände i„ ii keinem Worte erwähnen , so kann schon daraus geschloffen
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werden , daß die Feuerpolizeiordnungen nur die Bekämpfung der Feuersgefahr
für Ortschaften und Gebäude regeln sollen ; anderenfalls wäre bei der Ver¬
schiedenheit der in einem und dem anderen Falle anzuwendenden Maßregeln
die Aufnahme von besonderen Bestimmungen über die Löschung von Wald-
brändcn in die Feuerpolizeiordnungeu gewiß nicht unterblieben.

Von diesen Erwägungen abgesehen , ist für die Beurteilung der gegen*
stündlichen Frage der Umstand maßgebend , daß die Feuerpolizeiordnungen
ihrem Wesen nach nur Vorkehrungen treffen können , welche eine wirksame
Handhabung der in den selbständigen Wirkungskreis der Gemeinde gehörenden
Feuerpolizei sichern sollen.

Die Verhütung und Bekämpfung von Waldbränden aber gehört zrU
Forstpolizei , Waldschutz im Gegensätze zum Flurenschutz -, beziehungsweise de*
Flurenpolizei der Gemcindeordnungcn und bildet eine über die unmittelbaren
Interessen der Gemeinde hinausreichende Angelegenheit der Forstkultur , in
deren Gebiet einzugreifen durch die Erlassung der Feuerpolizeiordnungen nicht
beabsichtigt werden konnte.

Theatervorstellungen . — Stempelbehandlnug von
Vereinseingaben.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 27 . Jänner 1914,
P . Z . 347 (M . Abt . IV -639 ) :

Das k. k. Finanzministerium hat im Gebührenbeilagcblatte nachstehenden
Erlaß verlautbart:

Stempclbehandlung der Gesuche der Vereine um Bewilligung zur Auf¬
führung von Theatervorstellungen und der diesfälligen Lizenzen (Finanzmini-
sterial -Erlaß vom 31 . Dezember 1913 , Z . 43266 ).

Da im Sinne des Erkenntnisses des Vcrwaltungsgerichtshofes vom
6. Mai 1918 , Z . 4831 , auch Vereine , welche zur Veranstaltung von Theater¬
vorstellungen statutarisch berechtigt sind, und zwar ohne Rücksicht darauf , ob
die Veranstaltung von solchen Vorstellungen ein eigentlicher Vercinszweck ist,
oder ob solche Veranstaltungen nur als Mittel zur Erreichung des Bereins-
zweckes zu dienen haben , gemäß Z I der Theaterverordnung vom 25 . November
1850 , R .-G .-Bl . Nr . 454 , für jede Theatervorstellung eine besondere behördliche
Bewilligung cinholen müssen , wird der hierortlichc Erlaß vom 30 . November
1309 , Z . 1562/1908 (Gebührenbeilage Nr . 13 ex 1910 ), beziehungsweise der
9 . Absatz des II . Teiles des hierortlichen Erlasses vom 4 . Februar 1897,
Z . 88447 sx 1896 ( Gebührenbeilage Nr . 3 ex 1897 ) hiemit widerrufen und
zur Daruachachtung folgendes eröffnet:

Die Tarifpost 43 b 2 des Gesetzes vom 13 . Dezember 1862 , R .-G .-Bl.
Nr . 89 , setzt voraus , daß

1. ein Erwerbsakt vorliegt und
2 . daß zur Vornahme des Erwcrbsaktcs eine besondere Bewilligung not¬

wendig ist.
Als Erwerbsakt charakterisiert sich eine von einem Vereine veranstaltete

Theatervorstellung dann , wenn sie gegen zahlbaren Zutritt erfolgt.
Da nach dem obigen Judikate für jede Theatervorstellung eine besondere I

behördliche Bewilligung eingeholt werden muß , so unterliegt ein Gesuch eines
Vereines um Bewilligung zur Ausführung einer Theatervorstellung in allen I
jenen Fällen der in der obzitierten Tarifpost 43 b 2 normierten Gebühr von
2 ii für den ersten und 1 L für jeden folgenden Bogen , in welchen ein Ein¬
trittsgeld eingehobcn wird.

Wird ein Eintrittsgeld nicht eingehoben , so ist für die Eingabe lediglich
der nach Tarifpost 43 a 2 des zitierten Gesetzes entfallende Stempel von 1L
per Bogen zu entrichten.

Eine Lizenzfiempelgcbühr gemäß Tarifpreis 7 ^ des Gebührengesetzes ist
nach den Tarisschlagworten „ Erlaubnisscheinen " und „ Befugnis " nur dann zu
entrichten , wenn die Eingabe um Bewilligung zur Veranstaltung der Theater¬

vorstellung dem Stempel nach Tarifpost 43b 2 per 2 L unterliegt . In allen
übrigen Fällen sind die amtlichen Ausfertigungen , womit die Entscheidung über
eine solche Eingabe kundgemacht wüd , gemäß Tarifpost 7 i des Gebühren¬
gesetzes stempelfrei.

Hievon ergeht über Erlaß des k. k. Ministeriums des Innern vom
15. Jänner 1914 , Z . 205 , und unter Bezugnahme auf die im Verordnungs¬
blatte des Ministerium » des Innern vom 15 . Juni 1913 , Seite 178 , erfolgte
Verlautbarung des oben bezogenen Judikates des k. k. Berwaltungsgerichts-
hofes die Mitteilung.

4 .

Zulassung der Tragnetzbleche der A .-G . R . PH.
Waagner L . u. I . Biro , A . Kurz.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 9. Februar 1914,
M . Abt XIV , 11344/13:

In Erledigung des Ansuchens der Aktiengesellschaft R . PH . Waagner-
L. u . I . Biro und A . Kurz  in Wien , V., Margaretenstraße 70 , um Er¬
weiterung der Zulässtgkcitsbewilligung für die Verwendung von Tragnetzblech bei
Decken und Abteilungswänden aus Eisenbeton wird die Bewilligung
M . Z . 144824 ex 1899 vom 15 . April 1898 aufgehoben und die Verwendung
des Tragnetzbleches als Eiseneinlage bei Deckenplatten und Abteilungswänden
aus Eisenbeton im Gemeintegebiete von Wien unter folgenden Bedingungen
als zulässig erklärt:

4.. Für Decken.

1. Die Tragnetzbleche sind entsprechend den beim Stadtbauamtc erliegen¬
den Mustern aus Flußeisenblech herzustellen . Dem Tragnetzblech entnommene
Probestäbc müssen eine mittlere Zugfestigkeit von mindestens 3500 üx/oi » ?
besitzen.

2 . Bei der Berechnung ist das Tragnetzblech wie eine Stabeiseneinlagc
gleicher Querschnittfläche und Schwerpunktslage zu behandeln . Die Spannungen
dürfen die für Flußesen zulässigen Beanspruchungen nicht überschreiten.

3 . Das Tragnetzblech ist so einzulegen , daß die lange Diagonale der
Maschen in die Zugrichtung fällt , da das Tragnetzblech in dieser Richtung eine
wesentlich größere Zugfestigkeit besitzt als in der Richtung der kurzen Diago¬
nale . Aus diesem Grunde dürfen auch rechteckige, allseits ausliegcndc Platten
mit Tragnetzblech nicht als kreuzweise bewehrt berechnet werden.

4 . An Stoßstellen müssen die Tragnetzbleche einander auf mindestens
eine Maschenweite übergreisen . Die Stöße find an solchen Stellen anzuordnen,
an welchen die Eiscncinlage nicht voll beansprucht wird.

5 . Bei der Berechnung , Herstellung und Prüfung der mit Tragnetzblech
bewehrten Deckenplatten haben im übrigen die Bestimmungen der Vorschrift
des k. k. Ministeriums für öffentliche Arbeiten , Z . 4230 , IX ä sx 1911 über
die Herstellung von Tragwerken aus Eisenbeton Anwendung zu finden.

6. Die beabsichtigte Verwendung von Tragnetzblech ist in den Bauplänen
auszuweisen . Der Tragsähigkeitsnachwcis ist durch Vorlage einer statischen
Berechnung zu erbringen . Zur Bemessung von Platten , welche mit Traqnetz-
blech Nr . 8 , 9 , 10 . 11 und 15 bewehrt sind , können die nachfolgenden Trag-
fätigkeitstafeln verwendet werden . Die Tafelwerte wurden für freiaufliegende,
gleichförmig belastete Platten unter der Annahme ermittelt , daß das Mischungs-
verhältsnis des Betons 280 kx Portlandzement auf I m ^ Sand und Schotter,
die zulässige Betonspannung demnach 32 Irx/em ? und die zulässige Eisen¬
spannung 1000 LZ/em ? beträgt.

Die Tafeln geben , da das Plattengewicht bereits in Abzug gebracht ist,
jene Last, welche bei Einhaltung der zulässigen Spannungen auf die Platten
aufgebracht werden darf . Diese Last setzt sich in der Regel zusammen aus den Ge¬
wichten der Beschüttung , des Fugbodenbclages und des Deckenputzes und aus
der Nutzlast.

Tafeln der zulässigen Belastung der Platten in

Tragnetzblech Nr . 8

Stützweite in Meter:

Plattenstärke 0 90 1 00 j 110 i 1-20 1-30 1-40 1-50 ! 1-60 1-70 > 180 1 90 2 00 2-10 I 2 -20 2 -30 2 -40

5 ein
6 „

7 „

» ,

9 „

10 ..

719

1116

1577

2108

559

835

1248

1667

2664 2120

3280 ^ 2613

441

696

1002
1343

1714

2117

551

562

814

1098

1407

1740

282

458

668
908

1166

1448

226

576

554

756

976

1215

182

308

461

633

823

1029

145

253

385

533

698

875

115

208

322

452

593

746

89

170

248

382

505

640

68
138

224

323

431

550

50
110
186

272

868
474

34

86
153

228

314

406

20
67

125

192

267

349

8
49

100

159

226

290

32

78

130

189

255
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Tragnetzblech Nr. 9
Stützweite in Meter:

Plattenstärke

5 om

6 „
7 „
8 .
S

10 ..

0'90 ! 1-00 I 1-10 j 1-20 I 1-30 j 1-40 z 1-50 j 1-60 j 1-70 1'80 j 1-90 ^ 2-00 j 2-10 j 2-20 2-30 j 2 40
683

1038
1457
1908
2254
2640

529
814

1144
1514
1791
2038

417
646
920

1216
1439
1644

331
521
745
992

1174

265
422
610
816

212
345
502
678

969 829
1342 1110 922

169
281
417
564
674
774

131
230
346
473
566
650

105
187
287
898
478
548

81
151
238
333
402
464

60
121
196
229
339
391

43
95

160
234
284
330

27
73

130
194
238
277

14
54

104

160
198
231

3
37
81

132
162
191

22
60

103
132
156

Tragnetzblech Nr. 10
Stützweite in Meter:

Plattcnstärke 0-90 100 1 10 1-20 1-30 1-40 1-50 1-60 1'70 1-80 1-90 2-00 2-10 ' 2-20 i 2 30 ! 2-40
5 ein
6
7
8
9

10

815
1276
1824
2413
3084

3800

637
1006
1430
1917
2457
3035

505
806

1152
1553
1994
2465

405
653
942

1273
1639
2035

328
536
777

1056
1386
1695

266
442
647
883

1149
1480

216
366
542
744
974

1215

175
305
456
632
829

1040

142
253
385
538
709
892

113
210
325
459
609
770

89
174
274
388
525
666

69
143
231
333
452
579

51
116
194
287
390
503

36
94

162
244
837
437

23
73

134
206
290
880

II
55

109
174
249
328

Plattenstärke

5 om

6 ..
7
8 ..
9 „

10 ..

Tragnetzblech Nr. 11
Stützweite in Meter:

0-90 j 1-00 j 1-10

780
1198
1687
2228
2844
3135

609
942

1333
1767
2257
2489

482
754

1073
1428
1834
2020

1-20

386
611
876

1168
1504
1660

1-30

311
499
712
968

1249
1375

1-40 1-50 1-60 ! 1-70

252
411
598
808

1049
1145

204
339
500
678
884
975

165
281
418
573
752
828

132
232
352
485
640
705

1-80

105
191
286
413
548
604

1-90

82
151
248
350
469
516

200

62
128
208
298
404
444

2-10

45
102
172
252
345
380

2-20

31
81

142
213
296
315

2-30 2-40

18
62

116
179
253
277

6
44
93

148
214
234

Tragnetzblech Nr. 15
Stützweite in Meter:

Plattenstärke 0-90 100 1-10 1-20 130 140 1-50 1-60 1-70

5 em

6 „
7 „
8 ,
9

10

539
886

1084
1283
1479
1685

414
689
846

1002
1157
1319

321
545
670
794
919

1048

250
435
536
638
738
842

196
350
432
514
596
681

152
281
349
417
484
555

117
226
282
338
394
453

88
181
228
274
320
369

65
144
183
221
259
300

L. Für Abteilungswände.
1. Die aus Beton mit Tragnetzblech-Einlagen hergestellten Wände dürfen

zur Abtrennung einzelner Wohnungen und Geschäftslokale, sowie zur Ab¬
trennung von Wohnungsbestandteilen verwendet werden.

Im elfteren Falle haben die Wände eine Stärke von 10 ew, im letzteren
Falle eine solche von 6 om bei gewöhnlicher Geschoßhöhe und -Tiefe zu
erhalten.

2. Nachdem diese Wände nicht als tragende Teile dienen, kann das
Mischungsverhältnis des Portlandzements zum Sande im Verhältnisse von
einem Volumteil Portlandzcment zu fünf Teilen Sand gewählt werden und
genügt das Drahtnetzblech Nr . 1 mit 2 0 X 0 6 mm Litzenstärke als Einlage.

3. Die Wände sind zur Verhinderung des Umfallens mit den an¬
stoßenden Gebäudewänden in feste Verbindung zu bringen.

4. Die beabsichtigteAufstellung dieser Wände ist in den Bauplänen aus¬
zuweisen.

5. Die Aufstellung solcher Wände hat in der Regel auf Trägern zu
erfolgen.

Die Verwendung des Tragnetzbleches bei Herstellung von Tragwerken
aus Eisenbeton gehört zu den Befugnissen der Baumeister und behördlich
autorisierter Ziviltechniker.

Die Abänderung und Ergänzung , sowie die Zurücknahme der Be¬
willigung bleibt Vorbehalten.

Beschreibung des Tragnetzbleches.
Das Tragnetzblech wird in der Weise hergestellt, daß Eisenblech durch

das gezahnte Messer einer Maschine geschlitzt wird und die Schlitze in der
Richtung des Schnittes , also senkrecht zur Blechfläche auseinandergezogen
werden, so daß ohne Materialverlust ein Maschenwerkmit festen Knotenpunkten
entsteht, das hauptsächlich den Zweck hat, die bei Eisenbetonplalten als Einlage
gebräuchlichenRundeisennetze zu ersetzen.

Die Form der Tragnetzbleche ist aus der beiliegendenZeichnung ersichtlich.
Muster erliegen beim Stadtbauamte.

Die Nummernbezcichnung der derzeit erzeugten Drahtnetzbleche, deren
Ausmaße und Verwendungszwecke ist aus der folgenden Zusammenstellung zu
entnehmen.
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>

Nummer
des

Tragnetz¬
bleches

Breite Höhe

der Maschen
in

Millimeter

Litzenstärkc
in

Millimeter

Querschnitt¬
fläche für

einen Längcn-
meter in

Quadrat¬

zentimeter

Größte Länge
in

Meter

Größte Breites
in

Meter
Wird vorzugsweise verwendet für

2

3

4

8
9

10

11

12
13

14

15

17

20
21

24

42

42

63

63

205

205

205

205

400

400

400

205

42

63

120

120

10

10

20
20
75

75

75

75

150

150

150

75

10

20

40

40

20X0 6

2 5 X I '25

2 5 X l 'O
2-5 X 15
6-0X30
4-5 X 3 0
6-0 X 4-5
4-5 X 4 5
60 X 30
6 0 X 4-5
4-5 X 3 0
3 0 X 30

2-5 X 15

8-0 X 3 0
4-5 X 3-0
3 0 X 3-0

4 -80

3 .60

7-20

5-40

2 -40

3 60

1-80

2 -40

16

2-8

3-8

8-8
6-0
8-0
60

8-0
11-8
11-8
15-8

II -8

2-8

31

4-2

6-3

2-42

Verkleidung von Säulen , Trägern und solchen Kon¬
struktionen , welche feuersicher umhüllt werden sollen.
Stukkatur -(Einlage )Netzblech für Decken und Wände,

Einlage für freistehende Betonwände,

l Besonders widerstandsfähig für möglichst einbruchsichere
Wände.

i für Gartenzäune , Schutzgitter u . s. w.

Einlagen in Betonflöze von Decken.

! Hürden für Rinder -, Pferdeansläufc n . s. w.

Einlage in Betonflöze von Decken.

> Besonders widerstandsfähig für möglichst einbruchsichere
t Wände.

1 für Gartenzäune , Schutzgitter n . s. w.

Die beigebrachtcn Beilagen wurden dem Stadtbauamte zur Verwahrung übermittelt.

S.

Verzeichnis der Gift -Verschleißer.
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Rund -Erlaß vom 11 . Februar 1914,

Z . 8 -301 , anher bekanntgcgcbcn , daß laut Erlasses des k. k. Handelsmini¬
steriums vom 25 . Jänner 1914 , Z . 2562 ans 1913 das im H 1 der Mini-
sterial -Verordnung vom 2. Jänner 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 10 , erwähnte Ver¬
zeichnis der auf Grund der Gewerbeordnung in den im Reichsrate vertretenen
Königreichen und Ländern zum Absätze von Giften berechtigten Gewerbsleute
nach dem Stande vom 31 . Oktober 1913 im Verlage der k. k. Hof - und
Staatsdruckerei erschienen ist.

Der Bezugspreis dieses Verzeichnisses beträgt I X . (M . Abt . X, 1671 .)

«.

Erhöhung der Berpflegstaxen i» den allgemeinen
öffentlichen Krankenhäusern in Klosterneuburg und

in Mistelbach
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlässen vom

17 . Februar 1914 , Z . VI -488 und 520 (M . Abt . X , 1752 ),
dem Wiener Magistrate folgende zwei Kundmachungen über¬
mittelt:

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtume Österreich unter
der Enns vom 17 . Februar 1914 , Z . VI -488 , betreffend die Errichtung einer
I . und einer II . Verpflegsklasse und die Erhöhung der Berpflegstaxe für die
III . (bisher allgemeine ) Verpflegsklasse im allgemeinen öffentlichen Kranken-
Hause in Klosterneuburg:

Der niederösterreichische Landes -Ausschuß hat im Einvernehmen mit der
k k. n .-ö. Statthalterci die Errichtung einer I . und einer II . Verpflegsklasse
im allgemeinen öffentlichen Krankenhause in Klosterneuburg genehmigt und die
Berpflegstaxeu vom ersten Tage des aus die Kundmachung folgenden Monates
angefangen für die erste Verpflegsklasse mit 8 X , für die II . Verpflegsklass:
mit 5 X und für die III . (bisher allgemeine ) Verpflegsklasse mit 2 X 60 1,
per Kopf und Tag festgesetzt.

Dies wird hiemit zur allgemeinen Kenntnis gebracht.

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtume Österreich unter
der Enns vom 17 . Februar 1914 , Z . VI -520 , betreffend die Erhöhung der
Berpflegstaxen im allgemeinen öffentlichen Krankenhause in Mistelbach:

Der niederösterreichische Landes -Ausschuß hat im Einvernehmen mit der
k. k. n .-ö. Statthalterei die Berpflegstaxen für das allgemeine öffentliche
Krankenhaus in Mistelbach vom ersten Tage des auf die Verlautbarung
folgenden Monates angcfangen in der I. Verpflegsklasse mit 10 X , in der
II . Verpflegsklasse mit 4 X , in der III . Verpflegsklasse mit 2 X 70 ü per
Kopf und Tag festgesetzt.

Dies wird hiemit zur allgemeinen Kenntnis gebracht.

7 .

Verzeichnis der in den allgemeinen öffentlichen
Krankenanstalten »nd Landes -Wohltätigkeitsanstalten
in Niederösterreich derzeit bestehenden Verpflegs-

taxen.
1 . Allgemeine öffentliche Krankenanstalt „St . Ulrichs - Stiftung"

Allentsteig:
Berpflegstaxe III . Klasse 1 X 70 tr.

2 . Allgemeine öffentliche Krankenanstalt Amstetten:
Berpflegstaxe III . Klasse 2 X 50 Ir ab I . Dczeniber 1913.

3 . Rath ' sches allgemeines öffentliches Krankenhaus Baden:
Berpflegstaxe:

I . Klasse 13 X , Operationsgebühr bis 500 X.
II . Klasse 8 X, Operationsgebühr bis 200 X.

III . Klasse 2 X 70 Ir ab 1. Februar 1913.
Allgemeines öffentliches Krankenhaus:

4 . Eggenburg:
Berpflegstaxe:

I . Klasse 4 X.
II . Klasse 2 X 20 ü.

5 . Feldsberg:
Berpflegstaxe:

l . Klasse 6 X.
II . Klaff - 2 X.

6 . Gars:
Berpflegstaxe III . Klaffe I X 80 lr.
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7 . Hainburg:
Verpflegst «?- III . Klaffe 1 X 90 X.

8 . Oberhollabrunn:
Berpflegstaxe:

I . Klasse 10 X, Operationsgebühr I . und II . Klaffe 25 X . 50 X
oder 100 X.

II.  Klaffe 6 X.
HI . Klaffe 2 X 20 X.

9 . Horn:
Berpflegstaxe:

I . Klasse 2 X 70 X.
II . Klaffe I X 80 X.

10 . Klosterneuburg:
Berpflegstaxe III . Klaffe 2 X 40 X.

11 . Korneuburg:
Berpflegstaxe III . Klasse 2 X.

12 . Krems:
Berpflegstaxe III . Klaffe 2 X 50 X.

13 . Lilienfeld:
Berpflegstaxe III . Klaffe 2 X 50 X.

14 . Melk:
Berpflegstaxe III . Klasse 2 X 20 X ab 1. Dezember 1913.

15 . Mistelbach:
Berpflegstaxe:

I Klaffe 5 X 50 X, für Operationen besondere Gebühr.
II . Klasse 3 X 80 X.

III . Klaffe 2 X 50 X.
16 . Mödling:

Berpflegstaxe:
I . Klaffe 10 X.

II . Klaffe 5 X.
III . Klasse2 X 60 X ab 1. Juni 1913.

17 . Neunkirchen:
Berpflegstaxe:

I . Klaffe 8 X.
II . Klaffe 6 X.

III . Klaffe 2 X 50 X.
18 . Wiener -Neustadt-

Berpflegstaxe III . Klaffe 2 X 80 Ii.
19 . St . Pölten:

Berpflegstaxe III . Klaffe 2 X 40 X.
20 . Scheibbs:

Berpflegstaxe:
I . Klaffe 10 X , Operationstaxe bis 400 X.

II . Klaffe 5 X , Operationstaxe bis 200 k.
III . Klaffe 2 X 50 X, Röntgenapparat bis 30 X.

21 . Stockerau:
Berpflegstaxe III . Klasse 2 X 30 t>.

22 . Waidhofen a . d. Thaya:
Berpflegstaxe III . Klasse 2 X 50 X.

23 . Waidhofen a. d. Abbs:
Berpflegstaxe:

I . Klaffe 10 X , für Operationen besondere Gebühr.
II.  Klaffe 6 X ab 1. April 1918.

III . Klasse 2 X 50 b.
24 . Zwettl:

Berpflegstaxe:
I . Klasse 5 X.

II . Klaffe 2 X 10 X.

K. k. Krankenanstalten in Wien:

25 . Allgemeines Krankenhaus:
Berpflegstaxe:

I . Klaffe 15 X.
II . Klaffe 8 X.

III . Klaffe 3 X 20 ir.
26 . Krankenhaus Wieden:

Berpflegstaxe:
I . Klaffe 15 X.

II . Klaffe 8 X.
III . Klasse 3 X 20 Ir.

27 . Krankenhaus Rudolf -Stiftung:
Berpflegstaxe:

I . Klaffe 15 X.
II . Klaffe 8 X.

III . Klaffe 3 X 20 ii.
28 . Kaiser Frau ; Josef -Spital:

Berpflegstaxe:
I . Klaffe 15 X.

II . Klasse 8 X.
III . Klasse 3 X 20 X.

29 . Kaiserin Elisabeth -Spital:
Berpflegstaxe:

II . Klasse 8 X.
III . Klaffe 3 X 20 b.

30 . Kronprinzessin Stephanie -Spital:
Berpflegstaxe III . Klasse 3 X 20 Ii.

31 . Wilhelminen -Spital:
Berpflegstaxe III . Klasse 3 X 20 X.

82 . St . Rochus -Spital:
Berpflegstaxe III . Klaffe 3 X 20 k.

33 . Erzherzogin Sophien -Spital:
Berpflegstaxe:

II . Klaffe 8 X.
III Klasse 3 X 20 b.

34 . Niederösterreichische Landes -Gebäranstalt in Wien:
Berpflegstaxe III . Klasse 3 X 40 b, drei klinische Abteilungen:

der Betrieb der Zahl -Abteilung ist eingestellt.
35 . N .-ö. Landes -Zentral -Kinderheim in Wien:

») Für Kinder (Heimkinder ) :
im I . Lebensjahre 65 k,
im 2 . Lebensjahre 48 X,
im 3. bis 10 . Lebensjahre 48 X.

X) Auf Rechnung des Wiener Versorgungsfonds verpflegte Asyl-

im I . Lebensjahre 78 X,
im 2. Lebensjahre 68 X,
>m 3. Lebensjahre 52 X.

36 . N .-ö. Landes -Heil - und Pflegeanstalten „ Am Steinhof " :
Sanatorium:

I . Klaffe 20 X.
II . Klaffe 10 X.

III . Klaffe 6 X.
Heil - und Pflegeanstalten:

IV . Klaffe 2 X 60 X.
Für Geistessieche 2 X 60 X.

37 . N .-ö. Landes -Jrrenanstalt Gugging:
Berpflegstaxe:

III . Klaffe 2 X 40 X.
Für Geistessicchc 2 X 40 X.

38 . N .-ö. Landes -Jrrenanstalt Klosterneuburg:
Berpflegstaxe:

III . Klaffe 2 X 10 X.
Für Geistessieche 2 X 40 X.

39 . Kaiser Franz -Heil - und Pflegeanstalt für Geisteskranke in Mauer-
Ohlmg:

Berpflegstaxe:
I . Klaffe 10 X.

II . Klaffe 5 X.
III . Klaffe 2 X 20 X ab I . Jänner 1914.
Für Geistessieche 2 X 20 X ab 1. Jänner 1914.

40 . N -ö. Landes -Pflegeanstalt Mbs :
Berpflegstaxe:

II . Klaffe 5 X.
III . Klasse 2 X 20 X ab 1. Jänner 1914.
Für Geistessieche 2 X 20 X ab 1. Jänner 1914.

41 . Pflege - und Beschäftigungsanstalt für schwachsinnige Kinder in
Gugging:

Berpflegstaxe:
III . Klasse 1 X 20 X, für Zahlparteien I X 50 X.

42 . N .-ö. Landes -Siechenanstalt in St . Andrä vor dem Hagentale:
Berpflegstaxe:

III . Klasse I X 60 X für zahlungsfähige Pfleglinge , 70 X
Beitrag des Bezirksarmenfonds für arme Pfleglinge.

43 . N .-ö. Landes -Siechenanstalt in Allentsteig:
Berpflegstaxe:

III . Klaffe I X 60 X für zahlungsfähige Pfleglinge , 70 X
Beitrag des Bezirksarmenfonds für arme Pfleglinge.

44 . N .-ö. Landes -Siechenanstalt in Mistelbach :
Berpflegstaxe:

III . Klasse I X 60 X für zahlungsfähige Pfleglinge , 70 X
Beitrag des Bezirksarmenfonds für arme Pfleglinge.

45 . Pflege - und Beschäftigungsanstalt für schwachsinnige Kinder in
Oberhollabrunn:
Berpflegstaxe:

III . Klaffe I X 20 X, für Zahlparteien I X 50 X.
46 . Jdioten -Abteilung im Krankenhause Mödling:

Berpflegstaxe:
III . Klaffe 1 X 50 X.

(Statthalterei -Erlaß vom 18. Februar 1914 . Z . VI -6/25 , M . Abt . X,178l .) -v , > ,

8 .
Bnschenschankrecht des Weingarteupächters , falls

er zugleich Produzent ist.
Erlaß der k. k. n . -v . Statthalterei vom 3 . März 1914,

Z . XII - 3265/13 (M . B . A . XIX , 393 ) :

-- --- dl - N ., wohnhaft in Wien , XIX . (Nußdorf ) , Pächter mehrerer , dem
Stifte Klosterneuburg eigentümlich gehöriger , in Grinzing gelegener Wein¬
gärten , schenkte den von demselben gefechsten Wein in Nußdorf im Buschen¬
schanke aus.
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Dieser Betrieb wurde vom magistratischen Bezirksamte für den XIX.
Wiener Gemeindebczirk mit der Entscheidung vom 2l . November 1913,
Z . 2369/1V , untersagt und eingestellt , weil N . N.

a) nicht Eigentümer , sondern Pächter der fraglichen Weingärten ist, und
b) den von diesen Weingärten gefechsten Wein nicht im Sinne des Dekretes

der niederösterreichischen Landesregierung vom l9 . August >849 , Z . 36510,
L.-G .-Bl . Nr . 83 , im Orte der Erzeugung , als welcher laut Reg . Zirk.
vom 17 . Mai 1849 , L.-G, -Bl . Nr . 60 ex 1849 , bloß die Ortschaft
Grinzing zu gelten habe , ausschenkte.
Der gegen diele Entscheidung rechtzeitig eingebrachten Berufung wird

Folge gegeben und diese Entscheidung aus nachstehenden Gründen behoben:
Nach der in letzter Linie mit reichsgesetzlicher Kraft , jedoch ausdrücklich

auch für Niedcrösterreich gütigen Bestimmung des Hoskanzlei -Dekretes vom
28 . November 1845 , Z . 35095 , war jedem „ Untertan " (nach damaliger Rechts¬
lage nicht identisch mit . Grundeigentümer " / die Freiheit gegeben , die von ihm
selbst „erzeugten " Lebensmittel , Wein - und Obstmost zu allen Zeilen des Jahres
wie , wann und zu welchem Preise er will , zu verkaufen oder auszuschenken.
Unter Weinmost ist im Zusammenhalte mit den früheren diesbezüglichen Vor¬
schriften , welche durch das erwähnte Hofkanzlei -Dekret lediglich interpretiert
werden sollten , nicht allein Weinmost , sondern auch Wein zu verstehen.

Nun hat allerdings — im Widerspruche mit dem obigen Hofkanzlei-
Dekret — das Ministerium des Innern in einer in das L.- G .-Bl . unter
Nr . 83 ex 1849 aufgenommencn , anläßlich eines konkreten Falles ergangenen
Entscheidung ausgesprochen , daß „ bis zum Erscheinen eines neuen Gewerbe¬
gesetzes l1859 , welches hierüber im Kundmachungspatente Punkt V u bloß
ausspricht , daß „ der in einigen Landesteilen Lurch ältere Einrichtungen den
„Besitzern " von Wein - und Obstgärten gestaltete Ausschank des eigenen Er¬
zeugnisses nach den dafür bestehenden Vorschriften zu behandeln sei") der
Buschenschank in den laut L.-G .-Bl . Nr . 60 ex 1849 provisorisch errichteten
sechs stadthauptmannschaftlichcn Kommissariatsbezirken in der Umgebung Wiens
(Simmering , Sechshaus , Hietzing , Ottakring , Weinhaus , Nußdorf , umfassend
die sieben Ortschaften Nußdorf , Ober - und Unter -Döbling , Ober - und Unter-
Sievering , Grinzing und Heiligenstadt ) nur von den wirklichen Weingarten¬
eigentümern und im Orte der Erzeugung ausgeübt werden dürfe.

Schließlich hat das Ministerium des Innern — in teilweiser Abänderung
des erwähnten L.-G .-Bl . Nr . 83 ex 1849 — mit der Entscheidung vom 13 . De¬
zember 1899 , Z . 29603 , anläßlich eines konkreten Falles , jedoch inhaltlich mit
normativer Wirkung ausgesprochen , daß „ den Buschenschenkern in den ehemaligen
Vororten Wiens die Berechtigung eingcräumt werde , auch solchen selbst¬
gebauten Wein auszuschenken , welcher in einem dem Produzenten gehörigen,
in einem anderen ehemaligen Vororte Wiens gelegenen Weingarten wächst. "

Im Zusammenhalte dieser erwähnten Normen ist nun anzunehmen , daß
in denselben übereinstimmend das Hauptgewicht auf den Worten „selbsterzeugt " ,
beziehungsweise „Produzent " ruht , und daß auch das L.-G .-Bl . Nr . 83
ex 1849 , das Kundmachungs -Patent zur Gewerbeordnung und die Ministerial-
Entscheidung ex 1899 unter „ Weingarteneigentümer ", „Weingartenbesitzer " rc .,
die „ Urproduzenten " (zugleich Eigentümer der Weinfechsung ) meinen , zu welchen
auch die Pächter gehören.

Dies geht aus der rati » le ^ iv insoferne hervor , als der Zweck der
einschlägigen Vorschriften die Förderung der landwirtschaftlichen Produktion im
allgemeinen uud die Erleichterung des Absatzes der Erzeugnisse der Wein¬
produzenten sein sollte.

Das Buschenschankrecht stellt sich sohin als ein Realrecht dar , das an
den Erzeugnissen jedes Weingartens haftet und keiner anderen persönlichen
Qualifikation des Ausübenden bedarf , als daß derselbe eben der Produzent
sein muß.

Der Pächter eines Weingartens (zugleich der Produzent der Fechsung)
ist ebenso Landwirt wie der Eigentümer eines solchen und daher auch der
Förderung seiner Landwirtschaft im gleichen Maße teilhaftig.

Nun ist allerdings schon nach dem Hofkanzlei -Dekrete von 1845 die
Einschränkung des Buschenschankrechtes aus polizeilichen Rücksichten im
Interesse der öffentlichen Sicherheit und Moral für zulässig erklärt . Hiefür
kommen insbesondere die Vorschriften über die Sperrstunde im Betriebe , über
Musiklizenzen u . dgl . in Betracht.

Die Ausschließung des Pächters als solchen vom Buschenschankrechte
kann jedoch nicht aus solchen Rücksichten abgeleitet werden.

Insoweit sich die angefochtene Entscheidung auf den Umstand stützt, daß
der Buschenschank nicht im Orte der Produktion ausgeübt worden sei, wider¬
spricht diese Entscheidung der vorstehend erwähnten Ministerial -Entscheidung
von 1899.

».
Privatschulen , Kompetenz zur Erteilung vou Auf

trägen und Erlassung von Verboten.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 17 . März 1914,

Z. IX-1031 (M. B. A. I. 13492) :
Mit dem Bescheide des magistratischen Bezirksamtes für den I . Bezirk

vom 31 . August 1909 , Z . 49598 , wurde dem Th . K. in Wien im Sinne des
8 7 der kaiserlichen Verordnung vom 20 . April 1854 , R .-G .-Bl . Nr . 96 , die
Weiterführung des Titels , Neues Konservatorium für Musik " , beziehungsweise
„Konservatorium " für seine Privatmusikschule unter Androhung der im § 11
der bezogenen Verordnung festgesetzten Strafe untersagt und gleichzeitig auf¬

getragen , die Drucksorten , Statuten u . s. w , soweit sie die erwähnte unbefugte
Titelbezeichnung führen , unverzüglich zu beseitigen.

Die Statthalterei hat mit der Entscheidung vom 6 . Oktober 1909,
.1X 2907 , dem gegen diesen Bescheid cingebrachten Rekurse des Th . K. keine
olge gegehen und dem gleichzeitig gestellten Ansuchen um Zucrkennung der

aufschiebenden Wirkung nicht willfahrt.
Über den Ministcrialrckurs des Th . K. hat das k. k. Ministerium des

Innern mit dem Erlasse vom 5. März 1914 , Z . 1140/11 , die angefochtene
h . ä . Entscheidung und den derselben zugrundeliegenden Bescheid des magi¬
stratischen Bezirksamtes für den I . Bezirk in Wien behoben , weil das Aufsichts-
rccht über Privatschulen gemäß der kaiserlichen Verordnung vom 27 . Juni 1850,
R .- G .-Bl . Nr . 309 , beziehungsweise Z 1 des Gesetzes vom 25 . Mai 1868,
R .-G .-Bl . Nr . 48 , den Schul -, nicht aber den Politischen Behörden zusteht,
daher die Erlassung von Aufträgen der im Rekurse angefochtenen Art nicht
in den Wirkungskreis der politischen Behörden fällt.

Durch diese Entscheidung bleibt der Erlaß des k. k. n .-ö. Landesschulrates
vom 28 . Mai 1909 , Z . 1518 , mit welchem die Führung des Titels „Neues
Konservatorium für Musik " für die in Rede stehende Privatmusikschule untersagt
worden ist, unberührt , und es darf daher aus vorstehender Entscheidung seitens
der Partei ein Schluß zugunsten der Führung des Titels „ Konservatorium " für
die gegenständliche Anstalt nicht gezogen werden.

Gleichzeitig hat dieses Ministerium bemerkt , daß der Rechtszug nicht an
das k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht , sondern an das k. k. Ministerium
des Innern einzuräumen gewesen wäre.

n . Normativbestimmungen.
Hemeinderat:

Quartiergeldquote für Angehörige des Mannschafts
ftandes der städtischen Feuerwehr.

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 27 . Februar 1914 zur
P . Z . 1905 , folgenden Beschluß gefaßt:

„Jene Angehörigen des Mannschaftsstandes der städtischen Feuerwehr,
denen , abgesehen von der statutgemäßen Kasernierung unter Einstellung des
spstemmäßigen Quartiergeldes Naturalquartiere zugewiesen sind , haben auf die
Dauer dieser Zuweisung Anspruch auf eine Quartiergeldquote in der Höhe
von 25 Prozent des jeweiligen systemmäßigen Quartiergeldes.

Naturalquartiere dürfen nur verheirateten Mannschafts -Angehörigen , die
das Definitivum im Sinne des Gemeinderats -Beschlusses vom 14 . Juli 1911,
P . Z . 9181 , erlangt haben , zugewiesen werden . " (M . Abt . IV , 330 .)

51adtrat:
ii

Dienstvorschriften für die Feuerwehr der Stadt
Wien . — Zusatz.

Der Stadtrat hat in der Sitzung vom 17 . März 1914 zur P . Z . 3994
folgenden Beschluß gefaßt:

Im Abschnitte 5 (Strafen ) des I . Teiles der „ Dienstvorschriften für die
Feuerwehr der Stadt Wien " ist bei Punkt 6 nach dem Worte „Degradierung"
emzuschalten : „ Zugleich mit der Degradierung ist auch auszusprechen , ob und
wieviele Alterszulagen dem Degradierten mit seiner neuen Lohnklaffe zu-
kommen . " (M . Abt . IV , 5806/13 .)

Magistrat:
IS.

Schaffung einer statischen Fach -Abteilung im Stadt¬
bauamte.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 20 . Jänner
1914 , M . D . 60/14 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 7) :

Der Herr Bürgermeister hat sich zufolge Entschließung vom 18 . Jänner
1914 , Pr .-Z . 1013 , bestimmt gefunden , die Schaffung einer dem Studien¬
bureau d :s Stadlbauamles anzugliedernden statischen Fach -Abteilung mit dem
nachbezeichneten Wirkungskreise zu genehmigen:

Mitwirkung  bei der Berechnung bezw . Überprüfung  und
Kontralle der Berechnung von größeren  und insbesonders neuartigen
Trag - und Bauwerken , welche entweder seitens der Gemeinde selbst durch-
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geführt oder von derselben als Baubehörde beurteilt werden ; Teilnahme
an der Überwachung von Bauten , soweit bau statische  Momente in Betracht
kommen ; Studium der Fortschritte  aufdem Gebiete der Baumaterialen-
kunde , der Festigkeitslehre und der B aust atik  mit besonderer Be¬
rücksichtigung der Verwendungsmöglichkeit  des Studienmotcriales
zur stetigen Verbesserung der Systeme der bei den Bauten der Gemeinde Wien
zur Anwendung gelangenden Tragwerke , sowie zur Kontrolle  der seitens
privater Ballführungen  auszuführenden Baukonstruktionen:
Bearbeitung der auf die Zulassung oder Anwendung neuer Tragkonstruktionen
bezughabenden Dienststücke.

I ».
Konskriptionsämtliche Nachprüfung.

Erlaß des Magistrats - Direktors Karl Appel  vom
17. Februar 1914 , M . D . 744 (Normalienbatt des Magistrates
Nr . 10) :

Auf Grund des Gcmeinderats -Beschluss -s vom 6. April 1876 , Z . 1284,
über die Einführung einer konskriptionsämtlichen Fachprüfung , sowie ^ in Er¬
gänzung des h. ä . Normalcrlassts vom 22 . August 1887 , M . D . 324 (mag.
Verordnungsblatt ox 1887 , S . 139 ), betreffend die näheren Bestimmungen
über diese Prüfung , beziehungsweise im Nachhange zu den b. ä . Normal-
erlassen vom 18 . Oktober 1907 , M . D . 3619 er 1907 (N . Bl . Nr . 72
er 1907 ), vom 26 . Februar 1909 , M . D . 471 (N . Bl . Nr . 28 er 1909)
von , 24 . März 1910 , M . D . 1142 (N . Bl . Nr . 29 ex 1910 ), vom 8. Juli
1910 , M . D . 2622 (N . Bl . Nr . 84 ex 1910 ), vom 27 . Februar 1912,
M . D . 877 (N . Bl . Nr . 22 ex 1912 ) und vom 13. Jänner 1913 , M . D . 50
(N . Bl . Nr . 7 ex 1913 ), wird mit Genehmigung des Herrn Bürgermeisters
angeordnet , daß der Prüfungsstoff in Hinkunst auch das am 1. Mai 1914 in
Wirksamkeit tretende Gesetz vom 13 . Jänner 1914 , R . G . Bl . Nr . 9, über
den Dienstverlrag der in land - und forstwirtschaftlichen Betrieben zu Diensten
höherer Art angestellten Personen (Giiterbeamtengesctz ), und zwar die 88 1, 2,
11 , 12 , 15, 16 , 18, 19 , 20 , 21 , 28 , 29 , 31 , 37 und 40 desselben zu um¬
fassen hat.

Diese Anordnung tritt am 1. Mai 1914 in Kraft.

L4.

Schriftlicher Berkehr mit den am Allerhöchsten Hofe
bestehenden Ämtern.

Erlaß des Magistrats - Direktors Karl Appel  vom
18 . Februar 1914 , Z . 810 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 9) :

Der Herr Erste Obersthofmeistcr Seiner k. u . k. Apostolischen Majestät
hat unter dem 14 . Februar 1914 , zur Z . 899 , an den Herrn Bürgermeister
nachstehendes Schreiben gerichtet:

„Dem in Absicht auf eine Verminderung der Konzept - und Schreibarbeit
bei den k. k. Staatsbehörden schon ,seit längerer Zeit bestehenden und kürzlich
von dem k. u . k. Ministerium des Äußern akzeptierten Brauche folgend , haben
die obersten Chefs der am Allerhöchsten Hofe bestehenden Ämter verfügt , daß
im schriftlichen Verkehre der letzteren untereinander , ferner mit allen gemein¬
samen , k. k. österr . und kgl. ung . sowie kroatischen Behörden die bisher üblichen
Courtoisie -Ausdrücke , wie löblich , geschätzt, ergebenst , gefälligst , geneigtest rc.,
sowie alle lediglich auf eine besondere Höflichkeit abzielenden Redewendungen
zu entfallen haben.

Äuf die Form der von den gedachten Chefs Persönlich ergehenden Noten
erstreckt sich diese Bestimmung nicht.

Ich beehre mich, Euere Exzellenz von dieser Verfügung Kenntnis zu
geben und knüpfe hieran die Voraussetzung , daß auch der Wiener Magistrat
im schriftlichen Verkehre mit den am Allerhöchsten Hofe bestehenden Ämtern
sich des vereinfachten Geschäftsstiles bedienen werden ."

Hievon werden die Ämter des Magistrates mit der Weisung in Kenntnis
gesetzt, im schriftlichen Verkehre mit den am Allerhöchsten Hofe bestehenden Ämtern
den vereinfachten Geschäftsstil im Sinne des ersten Absatzes des Z 27 der
Geschäftsordnung für den Wiener Magistrat anzuwenden.

IS.

Veröffentlichung von Mitteilungen über dienstliche
Angelegenheiten durch städtische Angestellte . —
Vorherige Genehmigung der Vorgesetzten Dienst¬

stelle.
Erlaß des Magistrats - Direktors Karl Appel  vom

24 . Februar 1914 , M . D . 500 (Normalienblatt des Magistrates
Nr. 11) :

Den städtischen Angestellten wird es bei sonstiger Behandlung nach
den Bestimmungen des III . Abschnittes der Dicnstpragmalik für die Gemeinde-
Beamten und -Diener der Stadt Wien untersagt , über Angelegenheiten , die
ihnen in Ausübung ihres Dienstes oder infolge ihrer dienstlichen Stellung
bekannt geworden sind , ohne ausdrückliche Genehmigung ihrer Vorgesetzten
Dienststelle Mitteilungen zu veröffentlichen und die Tätigkeit eines städtischen
Amtes oder das dienstliche Wirken eines einzelnen städtischen Organes in
einer dem Ansehen des Amtes oder der dienstlichen Stellung des Angestellten
abträglichen Weise öffentlich zu besprechen.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im tzandes-
gcsetz- und Verordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre 4844 publizierten Gesetze

und Verordnungen.
L.. Rkichsgeschbiatt.

Nr . 4 « . Gesetz vom 2 . Februar 1914 , betreffend die
Schaumweinsteucr.

Nr . 41 . Verordnung des Finanzministeriums vom
10 . Februar 1914 , wegen Abänderung der Vorschriften über die
Bierwürzc -Kontrollmeßapparatc.

Nr . 42 . Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht vom 11 . Februar 1914 , mit welcher der
§ 1 der Verordnung des Ministers für Kultus und Unterricht vom 8 . April
1903 , R .-G .-Bl . Nr . 97 (Rigorosenordnung für die katholisch-theologischen
Fakultäten ), durch eine Zusatzbestimmung ergänzt wird.

Nr . 4S . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 16 . Februar 1914 , betreffend die Umwandlung der Zollexpo¬
situr in Barzdorf in ein Nebenzollamt II . Klasse.

Nr . 44 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 17 . Februar 1914 , betreffend die Konzessionierung einer mit
elektrischer Kraft zu betreibenden Kleinbahn von Zambana nach Fai.

Nr . 4S . Kundmachung des Ackerbauministeriums
vom 20 . Februar 1914 , betreffend das unter Nr. 25 im X. Stücke
des Reichsgesetzblattes vom Jahre 1906 publizierte Viehsenchenübercinkomme»
vom 25 . Jänner 1905 zwischen Österreich -Ungarn und dem Deutschen Reiche.

Nr 46 . Verordnung des Finanzministeriums vom
23 . Februar 1914 , betreffend die Schlußcinheitcnder an den in¬
ländischen Börsen (Wien , Prag und Triest ) notierten Effekten als Grundlage
für die Bemessung der Effektenumsatzsteuer.

Nr . 47 . Verordnung der Ministerien der Finanzen,
des Handels und des Ackerbaues vom 26 . Februar
1914 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der Erläuterungen
zum Zolltarife vom 13 . Februar >906 sowie des mit der Verordnung vom
27 . Mai 19 !1 , R .-G .-Bl . Nr . 100 , hinausgegebcnen Verzeichnisses über den
durchschnittlichen Handelswcrt der wichtigsten , der Wertverzollung nach Nr . 622
unterliegenden chemischen Hilfsstoffe und Produkte.

Nr . 48 . Kaiserliches Patent vom 27 . Februar
1914 , betreffend die Auflösung des Landtages von Tirol.

Nr . 48 . Kundmachung der Ministerien des Innern,
der Finanzen und der Justiz vom 19 . November
1913 , betreffend die Einhebnng eines Landeszuschlages zu den staatlichen
Verlaffenschaftsgebührcn von unbeweglichem , in Schlesien mit Ausnahme der
mährischen Enklavegemeinden gelegenen Vermögen , das zu einer außerhalb dieses
Gebietes abgehandelten Verlassenschast gehört.

Nr . S8 Kundmachung des Ministeriums für
Landesverteidigung und des Finanzministeriums vom
15 . Dezember 1913 , womit die Einreihung der Gemeinde Karfreit
in die achte Klaffe des Militärzinstarifes verlautbarl wird.

Nr . S1 . Kundmachung des Ministeriums des
Innern im Einvernehmen mit dem Eisenbahnmini¬
sterium , dem Justizministerium und dem Handels¬
ministerium vom 11 . Februar 1914  wegen Richtigstellung von



24 Amtsblatt der k. k. Reichshaupt» und Residenzstadt Wien. — Nr. 26, 31. März 1914.

Druckfehlern in der Verordnung des Eisenbahnministeriums im Einvernehmen
mit dem Justizministerium und dem Handelsministerium vom 20 . Jänner 1914,
R . -G .-Bl . Nr . 7 , betreffend Ergänzung und Änderung des Eisenbavnbctricbs-
reglements vom 11 . November 1009 , R .-G .-Bl . Nr . 172 , sowie Aufhebung
des Anhanges zu diesem.

Nr . 52 . Verordnung der Ministerien der Finanzen,
des Ackerbaues und des Handels vom 24 . Februar
1914 , betreffend eine Befugniserweiterung des Nebcnzollamles Spizza.

Nr . S2 . Verordnung des Ministeriums sür Kultus
und Unterricht im Einvernehmen mit dem Ackerbau¬
ministerium und den Ministerien sür Landesver¬
teidigung und sür öffentliche Arbeiten vom 24. Fe¬
bruar 1914 , mit welcher der Begriff der mittleren Lehranstalt im Sinne
des Gesetzes vom 25 . Jänner 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 15 , betreffend das Dienst¬
verhältnis der Staatsbeamten und der Staatsdiencrschaft (Dienstpraqmatik ),
festgestellt wird.

Nr . 34 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 2. März 1914 , betreffend die neue Benennung der Haupt-
zollamtsexpositor Homolicz.

Nr . 53 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 10. März 1914 , betreffend die Abänderung der Eczugsver-
hältniffe sowie der Pensionsnormen rücksichtlich einiger Kategorien von Post-
bcdienstetcn.

Nr . 36 . Verordnung des  Handelsministers
im Einvernehmen mit dem Minister des Innern vom
4 . März 1914 , mit welcher das Gewerbe derjenigen , welche aus dem
Frachtengeschäfte entstehende Forderungen an die Bahnvcrwaltungen oder
sonstige Transportanstaltcn erwerben und sodann im eigenen Namen und auf
eigene Rechnung geltend machen , an eine Konzession gebunden wird.

Nr . 37 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 9. März 1914 , betreffend die Errichtung eines Hauptzollamtes
1. Klaffe in Proßnitz (Mähren ),

Nr . 58 » Oieseh vom 16. März 1914 , wegen neuer¬
licher Verlängerung der Wirksamkeit des Gesetzes vom 30 . August 1891,
R . -G .-Bl . 136 , über die Ausübung der Konsulargcrichtsbarkcit.

Nr . 36 . Kaiserliche Verordnung vom 20 . März
1914 , womit der Rekrutcnstand zur Erhaltung der gemeinsamen Wehr¬
macht und das Rckrutenkontingent zur Erhaltung der Landwehr für das Jahr
1914 neu festgestellt und die Aushebung der Kontingente für dieses Jahr be¬
willigt werden.

Nr . 66 . Kundmachnng des Eisenbahnministeriums
Voni 5. März 1914 , betreffend die Liste der Eisenbahnstreckcn, auf
die das Internationale Übereinkommen über den Eiscnbahnfrachtvcrkchr vom
14 . Oktober 1890 , R .-G .-Bl . Nr . 186 >r 1892 , Anwendung findet.

Nr . 61 . Pollzugsvorschrift zum III. Hanptstücke
des Gesetzes vom 25 . Oktober 1896 , R .-G.-Bl.
9er . 220 , betreffend die direkten Personalste »» », unter Berücksichtigung
der mit dem Gesetze vom 23 . Jänner 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 13 (Pcrsonal-
stcucrnovcllc ), getroffenen Abänderungen.

Nr . 62 . Vvllzugsvorschrift zum IV. Hanptstücke
des Gesetzes vom 25 . Oktober 1896 , R .-G.-Bl.
9er. 220 , betreffend die direkten Personalsten»!!, unter Berücksichtigung der
mit den, Gesetze vom 23 . Jänner 1914 , N .-G .-Bl . Nr . 13 (Personalstcucr-
novclle ), getroffenen Abänderungen.

Nr . 6K. Vollzugsvorschrist zum V. Hauptstücke
des Gesetzes vom 25 . Oktober 1896 , R .-G.-Bl.
Nr . 220 , betreffend die direlten Personalsteuern, unter Berücksichtigung der
mit dem Gesetze vom 23 . Jänner 1914 , R .-G -Bl . Nr . 13 (Personalsteuer-
novelle ), getroffenen Abänderungen.

Nr . 6 -4. Vollzugsvorschrift zum VI. Hanptstücke
des Gesetzes vom 25 . Oktober 1896 , R .-G.-Bl.
Nr . 220 , betreffend die direkten Personalsten»», mit Berücksichtigungder
mit dem Gesetze vom 23 . Jänner 1914 , R -G .-Bl . Nr . 13 (Personalsten»
Novelle), getroffenen Abänderungen.

Nr . 65 . Vollzugsvorschrift zu Artikel III des
Gesetzes vom 23 . Jänner 1914 , R .-G.-Bl . Nr . 13,
betreffend Abänderungen des P -rsonalsteucrgesctzes vom 25 . Oktober 1896,
R .-G .-Bl . Nr . 220 lPersonalsteucrnoveüc ).

Nr . 66 . Sechster Nachtrag zur Vollzugsvorschrift
zum I. Hauptstücke des Gesetzes vom 25 . Oktober
1896 , R .-G.-Bl . Nr . 220 , betreffend die direkten Personal-
steuern , unter Berücksichtigung der mit dem Gesetze vom 23 . Jänner 1914,
R . G .-Bl . Nr . 13 (Personalsteuernovellej getroffenen Abänderungen.

Nr . 67 . Sechster Nachtrag zu der Vollzugsvor¬
schrist zum II. Hauptstücke des Gesetzes vom 25 . Ok¬
tober 1896 , R .-G.-Bl . Nr . 220 , betreffend die direkten Personal¬
sten» » .

Nr . 68 . Verordnung des Ackerbauministeriums,
des Ministeriums für Kultus und Unterricht , des
Finanzministeriums und des Handelsministeriums im
Einvernehmen mit dem k. k. Obersten Rechnungshöfe
vom 17. März 1914 , betreffend den Vollzug von Auszahlungen
durch die k. k. Postsparkassa für Rechnung der staatlichen Forst - und Domänen¬
verwaltung in Galizien.

Nr . 66 . Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , des Handels und des Innern vom 18. Mürz
1914 , betreffend die Abänderung und Ergänzung der Verordnung vom
27 . November 1907 , R .-G .-Bl . Nr . 256 , mit welcher Durchführungsbestim¬
mungen zu dem Gesetze vom 12 . April 1907 , R .-G -Bl . Nr . 210 , betreffend
den Verkehr mit Wein , Weinmost und Weinmaische , erlassen wurden.

Nr . 76 . Kaiserliche Verordnung vom 22 . März
1914 , betreffend die Vornahme einer Kreditoperation.

Nr . 74 . Kaiserliche Verordnung vom 24 . März
1914 , betreffend die Verwendbarkeit der Schuldverschreibungen von An-
lehen der Statt Klagenfurt , des Hcrzogtumes Steiermark , des Königreiches
Galizien und Lodomerien mit dem Großherzogtume Krakau und der Landes¬
bank des Herzogtumes Krain zur fruchtbringenden Anlegung von Stiftungs -,
Pupillar - und ähnlichen Kapitalien.

6. Landesgesktz- und Verordnungsblatt.
Rr . 26 . Gesetz vom 9. Jänner 1914 , mit welchen!

die Gültigkeit der in H 6 des Gesetzes vom II . Juni 1868 , L.-G .-Bl . Rr . 4,
enthaltenen Bestimmung über die Bestreitung der Hcrstellungs - und Er
haltungskvsten der Leitharegulicrung in der Strecke von Trautmannsdorf ab¬
wärts verlängert wird.

Nr . 24 . Verordnung der Ministerien für Acker¬
bau , Inneres , Justiz und der Finanzen vom 10. Februar
1914 , betreffend die Zusammenlegung landwirtschaftlicher Grundstücke
(agrarische Operation ) in Niederösterreich.

Nr . 22 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
7. Februar 1914 , Z. 11-560, betreffend die vom Militärärar und
aus Landesmitteln im Zeiträume vom 1. Jänner bis 31 . Dezember 1914 zu
leistende Vergütung sür die der Militärmannschast auf dem Durchzuge vom
Quartierträger zu verabreichende Mittagskost und betreffend den im 8 4,
zweiter Absatz des Gesetzes vom 26 . Dezember 1912 , R .- G .-Bl . Nr . 237 , er¬
wähnten Durchschnitt aller staatlichen Vergütungssätze für das Jahr 1914.

Nr . 2L . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
17. Februar 1914, Z. VI-488, betreffend die Errichtung einerI. und
einer II . Verpflegsklaffe und die Erhöhung der Berpflegstaxe für die III.
(bisher allgemeine ) Verpflegsklaffe im allgemeinen öffentlichen Krankenhause in
Klosterneuburg.

Nr . 24 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
17. Februar 1914 , A. VI-520, betreffend die Erhöhung der Ver-
pflcgStaxen im allgemeinen öffentlichen Krankenhausc in Mistelbach.
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Gesetze Verordnungen und Entscheidungen.
sowie

Rormativbestimmungcn des Gemeinderates, Stadtrntes md des Magistrates
in Aligelegechritrii der GememdeneMaltunZ nnd politischen ZmtsüÜMng.

I « hakt.
I . Verordnungen und Entscheidungen:

1. Rechtliche Natur der gewerbsmäßigen Erteilung von wissenschaftlichen
Auskünften.

2 . Zurücklegung gepfändeter Konzessionen.
3. Verzeichnis der ungarischen Heilanstalten und der für 1914 festgesetzten

Verpflegsgebühren.
4 . Brieftaubenschutz.
5 . Warnung vor der seitens der Allgemeinen Brunnen -Gesellschaft Berlin I

angepriesenen Entfettungskur.
6 . Amtskorrespondenz mit dem Statthaltereirate in Triest.
7 . Gift -Verschleiß.
8 . Zulassung der Hohlblocksteine der Firma I L C. Schömer.
9 . Zulassung der Karl P o s ch'schen Kunststeinstufen.

10 . Verkehrs - und Stallordnung für den Wiener Zentral -Viehmarkt in
St . Marx.

11 . Zulassung der Rudolf Lang ' schen  Eisenbetonstufen.
12. Zulassung der Kunststeinstusen der Firma Frauenlob L Lang.
18 . Daloff -Tee.

II . Normattvbestimmuugeu.
Magistrat:

14 . Aufschub von Beerdigungen ; Auflassung der Vormerkbücher bei den
magistratischen Bezirksämtern.

15 . Befähigungsnachweis für das Modistengewerbe.
16 . Gewerbliche Betriebsanlagen in der Nähe der Straßenbahnen.

Verzeichnis der im R e i ch s g e s e tz b l a tl e und im Landes¬
gesetz - und Berordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre  1914 publizierten Gesetze und
Verordnungen.

l . Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Rechtliche Natur der gewerbsmäßigen Erteilung von
wissenschaftliche » Auskünften

Erlaß des k. k. Handelsministeriums vom 22 . Dezember
1913 , Z . 38833 , St . Z . XII 397/6 , M . Abt . XVII a Z . 1058
(Normalienblatt des Magistrates Nr . 14) :

Das k. k. Handelsministerium hat in Abänderung der im Norm
Blatt Nr . 63 ex 1918 veröffentlichten Statthalterei -Entscheidung vom 22 . Sep¬
tember 1913 , Z . XII -2255/1 , ausgesprochen , daß die gewerbsmäßige Ectcilun g
von wissenschaftlichen Informationen in pharmazeutischen Angelegenheiten nicht
den Gegenstand einer Privatgeschäftsvermittlung zu bilden vermag.

A.
Zurücklegung gepfändeter Konzessionen.

Erlaß der k. k. n .-ö . Statthalterei vom 17 . Jänner 1914,
Z . I a- 108 (M . B . A. XVI , 21530 ) :

Mit der hierämtlichen Entscheidung vom 15 . Mai 1913 , Z . I a , 1428,
wurde in Bestätigung des Bescheides des magistratischen Bezirksamtes für den
XVI . Bezirk in Wien vom 15 . April 1913 , Z . 1139 , die von F . G ., Gast¬
wirt , am 8 . Jänner 1913 beim bezeichneren Bezirksamte erstattete Anzeige,
daß er sein Gast - und Schankgewerbe zugunsten der L. G . zurücklege , nicht
zur Kenntnis genommen.

Hiefür war die Erwägung maßgebend , daß am 8. Jänner 1913 be¬
züglich der Konzession des Genannten mehrere das ausdrückliche Verbot der
Konzessionszurücktegmig beinhaltende gerichtliche Exekutionsbewilligungen be¬
standen , der Konzessionär daher im angegebenen Zeitpunkte zur Anhcimsagung
des Gewerbes nicht berechtigt war , die gegenständliche Gewerbezurücklegung
aber auch nachträglich nicht in Wirksamkeit treten konnte , weil noch vor Ein¬
stellung der bereits vor dem 8. Jänner 19l3 gerichtlich bewilligten Exekutionen
neuerlich mehrere gerichtliche ebendasselbe Verbot der Gewerbezurücklegung
aussprechende Exekutionsbewilligungen auf die Konzession des F . G . erteilt
wurden , von welch letzteren Exekutionsbewilligungen eine — die zugunsten
der Firma W . erwirkte — noch zur Zeit des bezogenen erstinstanzlichen
Bescheides , beziehungsweise der angefochtenen hierämtlichen Entscheidungen in
Kraft stand.

Das k. k. Handelsministerium hat mit dem Erlasse vom 4 . Jänner
1914 , Z . 21288 , dem hiegegen Angebrachten Rekurse des F . G . keine Folge
gegeben.

3 .
Verzeichnis der ungarischen Heilanstalten und der

für 1S14 festgesetzten Verpflegsgebühren.
Mit Note des kön . ung . Ministeriums des Innern vom

14 . Februar 1914 , Z . 26700/VII b (M . Abt . XVIII , 1302 ) ,
wurde dem Wiener Magistrate nachstehendes Verzeichnis über¬
mittelt :

x.

Verzeichnis über die für das Jahr 1914 festgesetzten täglichen Verpflegs¬
gebühren in den ungarischen staatlichen Heilanstalten , weiters in den Landes -
öffentlichen und mit dem Öffentlichkeitscharakter versehenen Krankenhäusern.

1. Staatliche Heilanstalten.

X . Staatliche Krankenhäuser.

1 . Kön . ung . Universitätskliniken in Budapest:
I . Klasse 7 X.

III . Klasse 8 X.
2. Kön . ung . Universitätskliniken in KolozsvLr:

I . Klasse 10 X.
II . Klasse 6 X.

III . Klasse 2 X.
3 . Kön . ung Universitäts -Krankenhaus in Pocsony:

a) Besondere Klasse 8 X.
b) Allgemeine Klasse 2 X 20 b . *)

4 . Kön . ung . Staats -Krankenhaus in Marosväsärhely 2 X.
5 . Kön . ung . Staats -Augenlpital in Brassö:

I . Klaffe 5 X.
Allgemeine Klasse 2 X.

6. Kön . ung . Staats -Augenspital in Budapest:
I . Klasse 8 X.
Allgemeine Klaffe 3 X 34 b.

7 . Kön . ung . Staats -Augenspital in Perlak:
I. Klasse 5 X.
Allgemeine Klasse 1 X 80 ü.

Z
*) Wurde laut Note des kön. ung. Ministeriums des Innern vom IS. Mär ; ISI4,

. 46S5S/VIId <M. Abt. XVIII, 1441) ab I . Jänner 1SI4 ans s L 40 k erhöht.
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8. Kön. ung . Staats -Augenspital in Szeged:
I . Klaffe 5 8.
Allgemeine Klasse 2 8.

9. Kön. ung . Hebammen-Lehranstalt in Budapest:
I . Klasse 6 8.

III . Klasse 3 8.
10 . Kön. ung . Hebammen-Lehranstalt in Debreczen

I . Klasse 6 8.
III . Klaffe 2 8.

11. Kön. ung . Hebammen Lehranstalt in Kassa:
I . Klasse 6 8.

III . Klasse 2 8.
12. Kön. ung . Hebammen-Lehranstalt in Kolozsvär:

I . Klaffe 6 8.
III . Klasse 2 8.

13. Kön- ung . Hebammen-Lehranstalt in Nagyszeben:
I . Klaffe 6 8.

III . Klasse 2 8.
14. Kön. ung . Hebammen-Lehranstalt in Nagyvärad:

I . Klasse 6 8.
III . Klaffe 2 8.

15. Kön. ung . Hebammen-Lehranstalt in Poes:
I . Klaffe 6 8.

III . Klasse 2 8.
16. Kön. ung . Hebammen-Lehranstalt in Pozsony:

I . Klaffe 6 8.
III . Klasse 2 8.

17. Kön. ung . Hebammen-Lehranstalt in Szeged:
I . Klasse 6 8.

III . Klasse 2 8.
18. Kön. ung . Hebammen-Lehranstalt in Szekszärd:

I . Klasse 6 8.
III . Klasse 2 8.

19. Kön. ung . Hebammen-Lehranstalt in Szombathely:
I . Klasse 6 8.

III . Klasse 2 8.
20. Kön. ung . Hebammen-Lehranstalt in Ungovär:

I . Klasse 6 8.
III Klasse 2 8.

21 . Krankenhaus der kön. ung . Staatspolizei in Budapest 1 8 92 ff.

8 . Staats -Irrenanstalten.
1. Kön. ung. Staats -Jrrenheilanstalt am Leopoldifelde in Budapest:

Besondere Klasse 16 8.
I . Klasse 10 8.

II . Klasse 4 8.
III . Klasse 1 8 80 b.

2 . Kön. ung . Staats -Jrrenheilanstalt am Engelsfelde in Budapest:
II . Klasse 4 8.

III . Klasse 1 8 80 8
3 . Kön. ung . Staats -Jrrenheilanstalt in Nagyszeben:

I . Klasse 8 8.
II . Klasse 4 8.

III . Klasse 1 8 60 8
4 . Kön. ung . Staats -Jrrenheilanstalt in Nagykällä:

II . Klaffe 4 8.
III . Klasse 1 8 60 ff.

II . Landes - Krankenhaus.
1. Landes-Krankenhaus „Karolina " in Koloszvär 2 8.

III . Öffentliche Krankenanstalten.
1. Komitats -Krankenhaus in Arad 1 8 78 8
2. Komitats -Krankenhaus in Aranyosmarüt 1 8 10 8
3. Städtisches Krankenhaus in Baja 2 8 18 ff.
4 . Komitats -Krankenhaus in Balatzagyarmat 1 8 70 8
5 . Komitats -Krankenhaus in Bänffyhunyad 2 8 10 ff.
6. Gemeinde-Krankenhaus in Beksscsaba 1 8 94 ff.
7 . Komitats -Krankenhaus in Belsnyes 1 8 92 ff.
8. Komitats -Krankenhaus in Beregszäsz 1 8 90 ff.
9 . Komitats -Krankenhaus in Besztercze 1 8 66 ff.

10. Städtisches Krankenhaus in Beszterezebänya 1 8 76 ff.
11. Städtisches Krankenhaus in Braßö 1 8 70 ff.
12. Krankenanstalten am linken Donauufer in Budapest, St . Rochus,

St . Stephan und St . Ladislaus 3 8 84 ff.
13. Krankenanstalten am rechten Donauufer in Budapest, St . Johann,

St . Margarete 3 8 84 ff.
14. Komitats -Krankenhaus in Csikszereda1 8 84 ff.
15. Stiftungs -Krankenhaus in Czclldösnölk 2 8 6 ff.
16. Städtisches Krankenhaus in Debreczen 2 8 24 ff.
17. Komitats -Krankenhaus in Des 1 8 96 ff.
18. Komitats -Krankenhaus in Deva 2 8 2 ff.
19. Komitats -Krankenhaus in Dicsöszentmärton I 8 60 ff.
20. Komitats -Krankenhaus in Lrseknjvär 2 8 4 ff.
21 . Städtisches Krankenhaus in Esztergom 2 8 28 ff.

22. Komitats -Krankenhaus Fehergyarmat 2 8.
23. Städtisches Krankenhaus in Fehortemplom 1 8 74 ff.
24. Städtisches Krankenhaus in Fiume 2 8 16 ff.
25. Komitats -Krankenhaus in Fogaras 2 8 12 ff.
26. Stiftungs -Krankenhaus in Gyöngyös 1 8 80 ff.
27. Städtisches Krankenhaus in Györ 2 8 20 ff.
28. Komitats -Krankenhaus in Gyula 2 8 20 ff.
29. Städtisches Krankenhaus in Hödmezüväsärhely 2 8 4 ff.
30. Komitats -Krankenhaus in Homonna 1 8 94 ff.
31. Komitats -Krankenhaus in Jpolysäg 2 8.
32. Städtisches Krankenhaus in Jäszbereny 1 8 52 ff.
33 . Komitats -Krankenhaus in Kaposvär 2 8 40 ff.
34. Komitats Krankenhaus in Kapuvär I 8 56 ff.
35. Stiftungs -Krankenhaus in Kaßa 2 8.
36. Komitats -Krankenhaus in Kisvärda 2 8.
37 . Städtisches Krankenhaus in Komärom 2 8 32 ff.
38. Komitats -Krankenhaus in Löva 2 8 4 ff.
39 . Gemeinde-Krankenhaus in Lippa I 8 6V ff.
40. Städtisches Krankenhaus in Losoncz 1 8 84 ff.
41 . Komitats -Krankenhaus in Lugos 2 8 36 ff.
42. Komitats -Krankenhaus in Makö 2 8 10 ff.
43. Komitats -Krankenhaus in Marezali 1 8 90 ff.
44. Komitats -Krankenhaus in Marmarossziget 2 8 8 ff.
45. Komitats -Krankenhaus in Miskolcz 2 8 46 ff.
46. Komitats -Krankenhaus in Mücs 2 8 20 ff
47. Komitats -Krankenhaus in Müdos 1 8 72 ff.
48. Komitats -Krankenhaus in Mohärs 1 8 98 ff.
49 . Städtisches Krankenhaus in Munkäcs 2 8 18ff.
50. Komitats -Krankenhaus in Muraszombat 1 8 86 ff
51 . Komitats -Krankenhaus in Nagybecskerek1 8 86 ff.
52 . Komitats -Krankenhaus in Nagyenyed 1 8 76 ff.
58. Städtisches Krankenhaus in Nagykanizsa 1 8 78 ff.
54 . Städtisches Krankenhaus in Nagykäroly 1 8 60 ff.
55 . Komitats -Krankenhaus in Nagykikinda I 8 88 ff.
56 . Komitats -Krankenhaus in Nagymihäly 2 8 10 ff.
57. Städtisches Krankenhaus in Nagyszeben 2 8 4 ff.
58 . Stiftungs -Krankenhaus in Nagyszentmillös 2 8 4 ff.
59. Komitats -Krankenhaus in Nagyszombat 2 8 6 ff.
60. Komitats -Krankenhaus in Nagyszöllös 2 8 6 ff.
61. Komitats -Krankenhaus in Nagytapolcsäny 1 8 70 ff.
62 . Komitats -Krankenhaus in Nagyvärad 1 8 76 ff.
63. Komitats -Krankenhaus in Nyiregyhäza 2 8.
64. Komitats -Krankenhaus in Nyitra 2 8 2 ff.
65. Städtisches Krankenhaus in Pancsova 1 8 40 ff.
66 . Städtisches Krankenhaus in Pecs 2 8 20 ff.
67. Komitats -Krankenhaus in Rimaszombat 1 8 84 ff.
68. Komitats -Krankenhaus in Sätoraljanjhely 2 8 36 ff.
69. Komitats -Krankenhaus in Segesnär 2 8 32 ff.
70. Komitats -Krankenhaus in Szepsiszentgyörgy 1 8 84 ff.
71. Städtisches Krankenhaus in Sopran 1 8 64 ff.
72. Städtisches Krankenhaus in Szabadka 2 8 20 ff.
73. Städtisches Krankenhaus in Szatmärnömeti 1 8 78 ff.
74. Städtisches Krankenhaus in Szäszsebes 2 8 .*)
75. Städtisches Krankenhaus in Szeged 2 8 24 ff.
76 . Komitats -Krankenhaus in Szekszärd 2 8.
77. Komitats -Krankenhaus in Szekelyndvarhely 1 8 86 ff.
78. Komitats -Krankenhaus in Szekesschervär 2 8 32 ff.**)
79. Komitats -Krankenhaus in Szentes 1 8 94 ff.
80 . Komitats -Krankenhaus in Szigetvär 1 8 96 ff.
81. Komitats -Krankenhaus in Szolnok 1 8 94 ff.
82. Städtisches Krankenhaus in Temesvär 2 8 6 ff.
83 . Komitats -Krankenhaus in Torda 2 8.
84 . Komitats -Krankenhaus in Törökkanizsa 1 8 80 ff.
85. Komilats -Krankenbaus in Trencsen 2 8 34 ff.
86. Städtisches Krankenhaus in Mjvidsk 2 8 36 ff.
87. Städtisches Krankenhaus in Ungvär 2 8 38 ff.
88. Städtisches Krankenhaus in Zalasgerszeg 1 8 70 ff.
89. Komitatskrankenhaus in Zilah 1 8 88 ff.
90 . Komitats -Krankenhaus in Zsombolya 1 8 96 ff.

IV . Mit dem Öfsentlichkeitsr echte versehene Kranken¬
häuser.

1. Andrsnyi 'sches Stiftungs -Krankenhaus (Kinderspital) in Arad
1 8 80 ff.

2. Städtisches Krankenhaus in Bärtfa I 8 66 ff.
3 . Bezirks-Krankenhaus in Borosjenö 2 8.
4. Städtisches Krankenhaus in Breznübänya 1 8 70 ff.
5. „Bethesda "-Krankenhaus in Budapest 3 8 8 ff.
6. „Feher Kereszt"-Kinderspital in Budapest 3 8 14 ff.
7. Pasteur -Institut in Budapest 2 8.
8. Gemeinde-Krankenhaus in Csongräd 1 8 50 ff.
9. Städtisches Krankenhaus in Czegled 1 8 70 ff.

«) Wurde laut obzitierter Note, Z. 4SSS8/VIIb, ab 1. Jänner 1944 auf r k I» d
erhöht.̂ laut obzitierter Note, Z. 4SS58/VIId, ab 1. Jänner lg 14 aus s K SSk
erhöht.
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10 . Bezirks -Krankenhaus in Devecser 1 X 80 b.
11 . Städtisches Krankenhaus in Eperjes 1 X 80 d.
12 . KoinitatS -Krankcnhaus in Erdöd I X 50 X
1,8. Komitats -Krankenhaus in Fclsöör 2 X 8 X
14 . „ Jren " -Krankenhaus in Felsövisü I X 90 ü
1b . Krankenhaus in Gycrgyöszentmiklüs 1 X 74 X
16 . Städtisches Krankenhaus in Gyulafehsrvär IX 76 b.
17 . Städtisches Krankenhaus in Karänsebcs I X 50 k.
18 . Städtisches Krankenhaus in Kecskemst 1 X 80 X
19 . Gemeinde -Krankenhaus in Keszthely 2 X 20 in
20 . Vereins -Krankenhaus in Kszdiväsärhely I X 84 k.
21 . Bezirks -Krankenhaus in Köhalom 1 X 86 d.
22 . Gemeinde -Krankenhaus in Könnend 1 X 80 si.
23 . Bezirks -Krankenhaus in Körösbänja I X 80 in
24 . Vereins -Krankenhaus in Köszeg 1 X 70 X
2b . Komitats -Krankenhaus in Liptöszentmiklüs 1 X 80 in
26 . „Hermann Gustav " -Krankenhaus in Löcsc 2 X.
27 . Komitats -Krankenhaus in Magyarüvär 1 X 88 d.

Abteilung dieses Spitales für Lungenkranke in Moson 2 X 40 ln
28 . Städtisches Krankenhaus in Medgyes 2 X.
29 . Städtisches Krankenhaus in Nagybünya 1 X 60 si.
30 . Gemeinde -Krankenhaus in Nagysomkut 1 X 56 k.
31 . Gemeinde -Krankenhaus in Nagyszalonta I X 70 X
32 . „ Slrarovcczky " Kinderspital in Nagyvärad 1 X 44 ü.
33 . Krankenhaus des israel . heiligen Vereines in Nayvärad 1 X 90 X
34 . Stiftungs -Krankenhaus in Nsmetujvär 1 X 80 ü.
35 . Gemeinde -Krankenhaus in Orsova 2 X.
36 . Stiftungs -Krankenhaus in Päsztü 2 X.
37 . Franz Joscs -Kinderspital in Pozsony 1 X 80 d.
38 . Kösa -Schopper ' sches Spital in Rozsnyö 1 X 60 X
39 . Gemeinde -Krankenhaus in Särvär I X 90 k.
40 . Städtisches Krankenhaus in Selmeczbänya 1 L 90 b.
41 . Gemeinde -Krankenhaus in Siklös I X 74 Ii.
42 . Gemeinde -Krankenhaus in Sümeg 1 X 70 X
43 . „ Tätra " Krankenhaus in Trepcsszombat 2 X 50 X
44 . Spital der Menschenfreunde in Szombathely 1 X 70 b.
45 . Kinde,spital „Weißes Kreuz " in Szombathely 2 i< 20 X
46 . Gebärhaus . Weißes Kreuz " in Temesvär 2 Ir 20 ti.
47 . Kinderspilal . Weißes Kreuz " in Temesvär 2 X.
48 . Komitats -Krankenhaus in Turüczszentmärton 1 X 80 b.
49 . Graf Kärolyi ' scheS Spital in Ujpest 2 Ir 60 >i.
50 . Kindcrspital in Ujpest 2 X 60 X
51 . Städtisches Krankenhaus in Vcszprem 1 X 70.
52 . Städtisches Krankenhaus in Zenta l X 70 X
53 . Städtisches Krankenhaus in Zircz 1 X 90 i>.
54 . Städtisches Krankenhaus in Zombor 1 Ir 70.

L.
Verzeichnis der mit dem Öffentlichkeitsrechte bekleideten ungarischen Staats-

Kinderasyle.
Staats -Kinderasyle in Arad , Budapest , Debreczen , Gyula , Kaßa , Kecs - ,

kcmet , Kolozsvär , Marosväsärhely , Munkäcs , Nagyvärad , Pecs , Rimaszombat,
Szäbadka , Szeged , Szombathely , Temesvär und Veszprem.

Anmerkung,  Für die in den Verband dieser Asyle aufgenommenen
Kinder fremder Staatsbürger , sowie die zu Lasten der natürlichen Väter von
in Ungarn heimatberechtigten Kindern aufzurechncnden Gebühren betragen : von
0 bis 1 Jahr 20 Ir , I bis 2 Jahre 16 X , 2 bis 7 Jahren 14 X , 7 bis 15
Jahren 16 X monatlich.

4 .
Brieftanbenschutz.

Zufolge Erlasses der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 18. Februar
1913 , Z . 11-494 , wird Nachstehendes als Belehrung zur allge¬
meinen Kenntnis gebracht:

Aus den Kreisen der Interessenten wurde bereits wiederholt darüber
Klage geführt , daß die Brieftaubcnzucht infolge mangelhaften Schutzes der
Brieftauben , insbesondere wegen deren immer noch vorkommcnden Abschießens
einen großen Schaden erleidet , wodurch die auf die allseitige Ausgestaltung
und Förderung des militärischen Nachrichtendienstes hinzielende Tätigkeit der
sn Betracht kommenden Korporationen sehr erschwert und die mit viel Aufwand
und Mühe erzielten Erfolge in Frage gestellt werden.

Da Brieftauben Haustauben find , die für di - Zwecke der Nachrichten¬
übermittlung besonders gezüchtet , beziehungsweise trainiert werden , sind sie
als „zahme oder zahm gemachte Tiere " im Sinne des Z 384 a . b. G B.
anzusehcn und als solche „ kein Gegenstand des freien Tierfanges ".

Auf ihre Verfolgung , auf das Fangen , Töten , Schießen u . dgl . finden
daher die Bestimmungen der Jagd -, beziehungsweise Vogelschutzgesetze keine
Anwendung . Die widerrechtliche Verfolgung , Tötung oder Aneignung einer
Brief - — wie auch einer Haustaube überhaupt — ist vielmehr als ein Eingriff
in Privatrechte zu betrachten und nach den einschlägigen Bestimmungen des
Strafgesetzes (ZZ 171 , 201 e, 185 , 460 , 464 , 468 ) zu ahnden . (M . Abt . LVI,
3807/14 .)

S.
Warnung vor der seitens der Allgemeinen Brunnen-
Gesellschaft Berlin angepriesenen Entfettungskur.

Die k. k. n .-ö. Statthaltcrei hat zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums
des Innern vom 27 . Februar 1914 , Z 1360/8 , dem Wiener Magistrat mit
Rund -Erlaß vom 12 . März 1914 , Z . 526/8 , mitgeieilt . daß die Allgemeine
Brunnen -Gesellschaft Berlin S . O - 33 , in Tagesblättern und periodischen
Druckschriften in marktschreierischer Weise ihr „ Neues kombiniertes Verfahren
für Fettrückbildung " anpreist und ein „ Reaktol " genanntes Mittel in Vertrieb
bringt , hinsichtlich dessen die Vermutung begründet erscheint , daß es in Form
und Aussehen eines Mineralwassers in den Verkehr gesetzt wird.

Es wird aufmerksam gemacht , daß die Einfuhr des Mittels aus dem
Auslande an Privatpersonen der Beschränkung des 8 I8/g , Pkt 3 der
Mmisterial -Berordnung vom 21 . Februar 1906 , R .-G -Bl . Nr . 22 (Durch-
führungsvorschrift zum Zolltarifgesetze ) unterliegt und wird vor dem Vertriebe
dieses Geheimmittels gewarnt . (M . Abt . X, 2764 .)

«.
Amtskorrespondenz mit dem Statthaltereirate in

Trieft.
Rund -Erlaß des k. k. n .-ö. Statthalterei -Präsidiums vom

18 . März 1914 , P . Z . 872 (M .D . 1431 ) :
Laut Kundmachung der Statthalterei in Triest vom 29 . Jänner 1903

L.-G .- u . V .- « l . Nr . 9 , versieht seil 12 . Februar 1906 „ der k. k. Statt¬
hallereirat in Triest " die vom dortigen Stadtmagistrat : bis dahin im über¬
tragenen Wirkungskreise der Gemeinde besorgten Geschäfte der politischen Be¬
hörde 1. Instanz.

Dessenungeachtet laufen beim Triester Stadtmagistrate von auswärtigen
politischen Bezirksbehörden täglich zahlreiche Geschäftsstückc ein , welche Angelegen¬
heiten des Wirkungskreises der politischen Behörde I . Instanz betreffen und
daher dem k. k. Statthaltere,rat - in Triest zur Erledigung abgetreten werden
müssen.

Da es infolge dieser nicht zutreffenden Adressierungen häufig vorkommt,
daß dringende und wichtige Angelegenheiten (Militäragcnden ) eine ungebühr¬
lich- Verzögerung erfahren , werden die Herren Vorstände der n .-ö. Bezirks-
hanptmannschaften -c. über Erlaß des k. k. Ministeriums des Innern ' vom
5. März 1914 , Z . 3863/U . 1. ei 1913 , aufmerksam gemacht , daß sich die
Politischen Bezirksbehörden I . Instanz in Angelegenheiten , welche den Wirkungs¬
kreis einer politischen Bezirksbehörde berühren und die Stadt Triest samt
Territorium betreffen , direkt an den k. k. Statthaltereirat in Trieft zu wenden

I haben.

7 .
Gift -Berschleitz.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den I . Bezirk
vom 24 . März 1914 , M . B . A. I . 1712:

Das Bezirksamt erteilt dem Herrn Alfred Boscowitz,  wohnhaft I.
Rotenturmstraße 22 , die Konzession zum Verkaufe von zur arzneilichen Verwendung
bestimmten Stoffen und Präparaten , insofern dies nicht ausschließlich den Apo¬
thekern Vorbehalten ist, sowie zum Verschleiße von künstlichen Mineralwässern
im Standorte I ., Rotenturmstraße 22.

Diese Konzession wurde im Gcwerberegister unter R . Z . 4016/ü I ein¬
getragen.

8 .

Zulassung der Hvhlblockfteiuc der Firma I . «L C.
Schömer.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 28 . März 1914,
M . A. XIV , 493/13 :

In Erledigung des Ansuchens der Firma I . L C . Schömer,  Bau¬
meister in Klosterneuburg wird die Verwendung der von ihr erzeugten Hohl-
blocksteinc im Gemeindegebiet von Wien unter folgenden Bedingungen als zu¬
lässig erklärt:

1. Die Hohlblockfteine sind den vorgclegten Beschreibungen und Zeichnungen
entsprechend auszuführen und müssen bei ihrer Verarbeitung eine Mindest,
bruchfestigkeit auf Druck von 50 Iĉ /omr aufweisen . Die beabsichtigte Ver¬
wendung solcher Steine ist im Baugesuche anzuführen und in den Bauplänen
ersichtlich zu machen . Die erforderlichen Berechnungen sind dem Baugesuche
anzuschließen.

2. Die Bausteine sind aus einer Portlandzementbetonmischung von
mindestens 280 lê Portlandzcment auf I m ' Gemenge von reinen erdfreien
Sand und Schotter und schwefelfreier Kohlenlösche herzustellen . Der Kohlen-
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löscherusatzdarf höchstens »/, dieses Gemenges betragen. Als Bindemittel ist
auter Weißkalkmörtel mit mindestens ' /« Portlandzementzusatz zu verwenden.
° 3. Die Herstellung von Bauwerken aus Hohlblocksteinen darf nur durch
geschulte verläßliche Arbeiter vorgenommen werden und ist bei der Ausführung
mit der größten Sorgfalt vorzugehen. Die einzelnen Bauteile sind durch
Schließen kräftig zu verankern.

4 Di - Hohlblocksteine dürfen zur Herstellung von zweistöckigen(Erdgeschoß,
erNer und zweiter Stock) Gebäuden, unbelasteten Feuermauern und als Füll-
mauerwcrk bei Pfeilerbauten verwendet werden. Die Wandstärke der Steine ist
der Belastung entsprechendzu wählen . - . . . . .. .

5 Bei Gebäuden mit mehr als drei Geschossen(zwei Stockwerken) dürfen
die Lob'lblocksteine nur in den drei obersten Geschossen als tragend angenommen
werden während dieselben in den unteren Geschossen nur als Füllmauerwerk
-wischen entsprechendenTragpfeilern verwendet werden dürfen.
ö Die aus Hohlblccksteinen hergestelllen M -ucrwerksteile und Decken-
auslager sind derart zu dimensionieren, daß keine höhere Inanspruchnahme der
koblblocksteine aus Druck als 5 üZ/om^ entsteht. ^ . . .
^ 7 Die Mauern der einzelnen Geschosse sind durch Eisenbetonroste, welche
als Deckcnauslager zu dienen haben, zu trennen . Diese Roste haben d-e ganz-
Mauerbreite zu übergreisen, doch dürfen durch dieselben Rauch- und Benti-

latwnsabM ^ gefüĥ innerhalb vier Wochen vom Tage der Er¬
füllung an gerechnet, nicht vermauert werden und ist jeder Hohlblockstem mit
einer Fabriksmarke und dem Datum der Erzeugung zu versehen. ,

p. Die Baubehörde hat das Recht, jederzeit die Prüfung einzelner Steine
aus Druckfestigkeitdurch eine amtliche Anstalt zu verlangen.

Die Baubehörde behält sich die Abänderung und Ergänzung der vor¬
stehenden Bedingungen , sowie die gänzlich- Zurücknahme dieser Bewilligung
aus Grund der gemachten Erfahrungen vor.

' Die beig-brachtcn Beilagen 6 (I bis V) werden dem Stadtbauamte zur
Verwahrung übermittelt.

».
Zulassung der Karl Posch 'scher» Kunststeiustnsen.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 28. März 1914,
M . Abt . XIV, 6952/13:

Fn Erledigung des Ansuchens des Herrn Karl Posch , Kunststein-
Er -euger, XXI ., Groß -Enzersdorferstraße 42, wird die Verwendung der von
ihm unter der verantwortlichen Leitung des Baumeisters Anton .l u h n el,
XXI Asvernqassc 132, erzeugten Eisenbetonstufen bei Hochbauten im Gemcinde-
qebiete von Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt :
^ 1 Die Bestimmungen des Magistrats -Erlasses vom 15. August 1906,
M Abt. XIV . Z. 5090 , haben strenge Anwendung zu finden.

2 Freitragende Stufen von mehr als 1'30 in freier Länge sind außer
der im Punkte 4 dieses Erlasses angegebenen Mindcstbewehrung am Auflager¬
ende noch mit einem wenigstens 65 öm langen Beilageeisen von 10 mm Durch-

^versehen̂ ^ ^ ^ ^ s genannten Erlöstes bedungene Haftung hat
Serr Baumeister Anton Kühnel  zu übernehmen.
^ Die Auf nähme, christ vom 27. Februar 1914 wird dem Stadlbauamte
zur Verwahrung übermittelt.

1«.
Verkehrs - und Stallordnuug für den Wiener Zentral

Viehmarkt in St . Marx.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 31. März

1914 , M . Abt. IX, 1417:
Auf Grund der SS 10 und 18 der Marktordnung für den Wiener

Zentral -Viehinarkt in St . Marx und der 88 46 (Punkt 4) und 100 des Ge-
meindestatules für die k. k. Reichshaupt - und ResidenzstadtWien vom 24. Marz
1900 L -G. und V.-Bl . Nr . 17, werden hinsichtlich des Biehverkehres und der
Benützung der Stallplätze (Stallungen , Szälläse und sonstigen zur Emstallung
Menenden Räume und Plätze) auf diesem Markt - folgend- Bestimmungen er-

tz I Die Bringung und Entfernung der Tiere zu und von den Stall-
Plätzen, den Verkaufshallen. den Wagen, den Verladerampen u . w sowie
die Einstallung hat nach den Weisungen des Marktamtes zu erfolgen, welche,
insofern- veterinärpolizeiliche Rücksichten in Betracht kommen, im Einvernehmen
mit dem ÄetermäkülUlk lVLldkkl. ^ ^

8 2. Alle aus dem Zentral -Vichmarkte in St . Marx zum Zwecke des
Verkaufes einlangenden Tiere wüsten eingestallt werden.

Ebenso sind verkaufte Tiere , insofern- sie nicht am Markttage vom
Markte abgetrieben werden, und an einem Markttage unverkauft g-bl,ebene

Tiere « fallen . ^ ^ Markttage vor Schluß des Marktes -inlangen,
wüsten nur dann -ingestallt werden, wenn cs vom Marktamte aus besonderen
Gründen angeordnet wird.

Bösartige und scheue Tiere dürfen ohne Zustimmung des Veterinär¬
amtes nicht auf Stallplätze gebracht oder daselbst belasten werden. Sie sind
unter den gebotenen Vorsichten unmittelbar in das Schlachthaus St . Marx
zu bringen oder sofort an Ort und Stelle zu töten, falls dies vom Veterinär-
amte angeordnet wird.

Bei Marschunfähigkeit von Tieren ist nach den Anordnungen des
VeterinäramteS vorzugehen.

8 3. Die Zuweisung der Stallplätze erfolgt durch das Marktamt.
Zur Einstallung dienen in erster Linie die Stallungen ; soweit diese nicht

ausreichen, werden hiezu andere Räume bestimmt.
Die auf dem Markte einlangenden Tiere sind unmittelbar nach der An¬

kunft und vor dem Eintriebe auf die Stallplätze unter Angabe der Stückzahl,
Herkunft und Gattung sowie desNamens (Firma ) des Verkäufers beim Markt¬
amte anzumelden. In gleicher Weise sind nach Marktschluß seitens des Käufers
die verkauften, aber nicht am Markttage zum Abtriebe gelangenden Tiere,
sowie seitens des Verkäufers die unverkauft gebliebenen Tiere anzumelden.

Die Einstallung hat nach Zuweisung des Stallplatzes unverzüglich zu
erfolgen

Das eigenmächtige Unterbringen von Tieren auf Stallplätzen , das Ver¬
tauschen von Stallplätzcn , das Ausstellen oder Stehenlassen von Tieren an
einem hierzu nicht bestimmten oder zugewiesenen Platze ist verboten.

Durch die ein- oder mehrmalige Zuweisung desselben Stallplatzes wird
das Recht der wiederholten oder dauernden Benützung oder Reservierung nicht
erworben.

Die zulässige Dauer der Einstallung richtet sich nach besonderen Vor¬
schriften.

Die Unterbringung verkaufter Tiere am Markttage bis zum Abtriebe
oder bis zur Einstallung unterliegt keiner Anmeldung und hat auf den vom
Marktamte bestimmten Plätzen zu erfolgen.

ß 4. Die Marktparleien sind verpflichtet, auf ihre Kosten dafür Sorge
zu tragen , daß die Tiere ordnungsmäßig aus die Stallplätze gebracht, dort
sicher verwahrt , nach Vorschrift gefüttert, getränkt und gewartet, sowie recht¬
zeitig weggebracht werden. Die Aufstellung auf den Verkaufsplätzen muß
längstens eine halbe Stunde vor Marktbeginn beendet sein.

Die Marktparteien haben für die Durchführung der ihnen zukommenden
Obliegenheiten das erforderliche, für diesen Zweck auf dem Markte zugelaffene
Personale auf ihre Kosten beizustellen, insbesondere auch für die Vorführung
der Tiere zur vctcrinärpolizeilichen Untersuchung.

Bei Vernachlässigung dieser Pflichten wird vom Marktamte auf Kosten
der Partei Abhilfe getroffen.

ß 5. Die Stallplätze dürfen von den Marktparteien, denen sie zugewiesen
sind und deren Personale uur soweit ihre Anwesenheit erforderlich ist und nur
in der Zeit von 5 Uhr morgens bis 8 Uhr abends betreten werden. Außerhalb
dieser Zeit sowie allen anderen Personen ist der Eintritt — außer bei Ge¬
fahr im Verzüge — nur im amtlichen Aufträge oder mit Bewilligung des
Marktamtes , welche, insofern veterinärpcli,etliche Rücksichten in Betracht
kommen, im Einvernehmen mit dem Veterinäramte erteilt wird, gestattet.

8 6. Rinder müssen auf ihren Standplätzen mit Ketten oder festen
Stricken sicher befestigt werden.

8 7. Kühe sind nach Erfordernis zu melken. Bei Unterlassung wird das
Melken auf Kosten der Partei veranlaßt.

Der Genuß der Milch kann über Anordnung des VeterinäramteS unter¬
sagt werden. In den Handel darf sie nicht gelangen.

8 8. Die Reinigung der Stallplätze während und nach der Benützung
obliegt der Partei.

Für die notwendige Lüftung der Stallungen ist durch entsprechendes
Öffnen der Ventilationen , Türen und Fenster zu so, gen.

Der durch die Benützung der Stallplätze sich ergebende Dünger , dis
Streu und sonstiger Mist ist auf die bestimmten Sammelstellen zu schaffen.

Die während der Einstallung und beim Triebe verwendeten Stricke,
Blenden und anderen Geräte sind jedesmal nach Gebrauch zu reinigen.

8 9. Die Abfälle und Reste des Futters , die benützte Streu und der
Dünger werden Eigentum der Gemeinde und auf ihre Rechnung verwertet.
Sie dürfen daher von den Parteien weder verkauft noch verschenkt oder als
Entlohnung für geleistete Arbeit abgegeben, noch auf einen anderen Stallplatz
übertragen oder vom Markte entfernt werden.

8 10. Wenn ein eingestalltes Tier erkrankt, den Verdacht einer Er¬
krankung erweckt oder verendet, ist unverzüglich dem Veterinäramte die Anzeige
zu erstatten ; bis zu dem Eintreffen einer behördlichen Weisung ist alles zu
unterlassen, was die amtlichen Erhebungen erschweren oder die Weiter¬
verbreitung einer Seuche zur Folge haben könnte.

Notschlachtungen dürfen nur über Bewilligung des Beterinäramtes und
nach dessen Weisungen durchgeführt werden.

8 11. Auf den Stallplätzen dürfen den Marktparteien oder deren Personale
gehörig- Geräte oder sonstige Gegenstände nicht ausbewahrt werden. Aus¬
genommen sind Futierbottiche in den Schweinestallungen, die jedoch nicht ver¬
sperrbar sein dürfen.

Das Absperren von Stallungen oder Stallabteilungen , sowie das Ver¬
stellen von Eingängen ist verboten.

8 12. Jeder unnütze Wasserverbrauch ist verboten.
8 13. Auf den Stallplätzen , in den Futteraufbewahrungsräumen und in

den Stallgafscn ist das Rauchen und jede feuergefährliche Handlung verboten.
Diese Räume dürfen mit ungenügend versorgtem Lichte nicht betreten

werden.
8 14. Die Gemeinde übernimmt für die eingebrachten Tiere keinerlei

Haftung . Gegen Brandschaden sind die Tiere gemäß dem Gebührentarife für
> den Zentral -Biehmarkt in St . Marx versichert.
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Die Parteien haften für die von ihnen, ihren Bediensteten oder ihren
Tieren verursachten Schaden.

ß 15. Bei dem Triebe der Tiere ist alles zu vermeiden, was die körper¬
liche Sicherheit von Personen gefährden oder eine Schädigung von Tieren
herbeisühren könnte.

Jede Mißhandlung der Tiere, sowie das Pfeifen und Lärmen ist ver¬
boten.

§ 16. Übertretungen der Vorschriften dieser Kundmachung werden, soweit
nicht andere gesetzliche Bestimmungen zur Anwendung gelangen, gemäß 8 22
der Marktordnungfür den Wiener Zentral-Viehmarkt in St . Marx geahndet.

8 17. Diese Kundmachungtritt sofort in Kraft. Gleichzeitig treten die
Kundmachungen vom 5. März I8S6, M.-Z. 36535/XV «r 1894 (Vorschrift
für die Benützung der Rinderstallungenauf dem Zentral-Viehmarkte St.
Marx), und vom 10. August 1887, M.-Z. 197722 sr 1887 (Vorschrift über
die Benützung der im Zentral-Viehmarkte St . Marx befindlichen Zsälläsen und
Schweinestallungen) außer Kraft.

II
Zulassung der Rudolf Lang'scheu Eisenbetoustufen.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 1. April 1914,
M . Abt. XIV, 9768/13:

In Erledigung des Ansuchens des Herrn Rudolf Lang,  Steinbruch-
besitzers in Mannersdors am L. Gb., wird tue Verwendung der von ihm
unter der verantwortlichen Leitung des Baumeisters Friedrich Sollak  aus
Mannersdorf am L. Gb. erzeugten Eiscnbetonstufen bei Hochbauten im Ge-
meindegebicte von Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt:

1. Die Bestimmungen des Magistrats-Erlasses vom 15. August 1906,
M. Abt. XIV, Z. 5093, haben strenge Anwendung zu finden.

2. Freitragende Stufen von mehr als 1 30 m freier Länge sind außer
der im Punkte 4 dieses Erlastes angegebenen Bewehrung am Auslagerende
noch mit einem mindestens 65 ein langen Beilage-Eisen von 10 mm Durch¬
messer zu versehen.

3. Die im Punkte 2 des genannten Erlöstes bedungene Haftung hat
Herr Baumeister Friedrich Sollak  zu übernehmen.

Die Aufnahmeschrift vom 17. Februar 1914 wird dem Stadtbauamte
zur Verwahrung übermittelt.

IS.
Zulassung der Kunftsteinstufen der Firma Frauenlob

«E? Lang.
Erlaß des Wiener Magistrates vom 1. April 1914,

M . Abt. XIV, 11781/13 :
In Erledigung des Ansuchens der Firma Frauenlob L Lang  in

Berndorf wird die Verwendung der von ihr erzeugten Eisenbetonstiegenstufen
bei Hochbauten im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Bedingungen
als zulässig erklärt:

1. Die Bestimmungen des Magistrats-Erlasses vom 15. August 1906,
M. Abt. XIV, Z. 5093, haben strenge Anwendung zu finden.

2. Freitragende Stufen von mehr als 1 30 m freier Länge find außer
der im Punkte 4 dieses Erlasses angegebenen Bewehrung am Auflagerende
noch mit einem mindestens 65 cm langen Beilage-Eisen von 10 mm Durch- !
Messer zu versehen.

3. Die im Punkte 2 des genannten Erlasses bedungene Haftung hat
Baumeister Oskar Frauen lob  zu übernehmen.

Die Aufnahmeschrift vom 24. Jänner 1914 wird dem Stadtbauamte zur
Verwahrung übermittelt.

I»
Dalosf Tee.

Die k. k. n.-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom 10. April 1914,
. L-646 (M. B. A. I-I8476), dem Rekurse der Firma G. L R. Fritz-
czoldt  L Süß  gegen die Entscheidung des Bezirksamtes Innere Stadt

vom 12. März 1914, Z. 3780, mit welcher eine Sendung Dalofs-Tee beschlag¬
nahmt wurde, Folge gegeben und das magistratische Bezirksamt beauftragt,
die beschlagnahmte Sendung freizugcben.

Maßgebend für diese Entscheidung sind nachstehende Gründe:
Durch den Ministerial-Erlaß vom 15. August 1906, Z. 30010, wurde

der Vertrieb, nicht aber der Bezug des Daloff-Tees untersagt; ferner wurde
der Firma mit dem h. 8. Erlasse vom 20. Oktober 1913, Z. 8-1204/3, der
Bezug sämtlicher in der letzten Preisliste enthaltenen Präparate, also auch des
auf pa^. 395 im II . Band der genannten Preisliste angeführten Daloff-Tees
bewilligt.

Ferner hat im gegenständlichen Falle die Bestimmung des 8 5 der
Ministerial-Verordnung vom 17. September 1883, R.-G.-Bl. Nr. 152, sinn-

gemäß Anwendung zu finden, daß die verkehrsbeschränkenden Bestimmungen
auf den Großhandel keine Anwendung zu finden haben, umsomehr als die
Firma diese- und andere in Österreich verbotene Präparate nach dem Aus¬
lande versenden kann, das Präparat für den JnlandSvertriebalso gar nicht in
Betracht zu kommen braucht. (Vgl. Gesetze, Verordnungen rc. IX er 1906,
Seite 105, P . 20.)

II. Normativbestimmungen.
Magistrat:

14 .
Aufschub von Beerdigungen ; Auflassung der Vor¬
merkbücher bei den magistratischen Bezirksämtern.

Der geschäftssührendeHerr Vize-Bürgermeisterhat auf Grund eines
über eine diesbezügliche Anregung des magistratischen Bezirksamtes für den
III . Bezirk von h. a. erstatteten Berichtes am 15. April 1914 zur Pr .Z. 5611
folgende Verfügung getroffen:

„Punkte 3 und 4 der Vorschrift für die Erteilung von Bewilligungen
zum Aufschübe von Begräbnissen wird abgeändert, wie folgt:

Punkt 3 : Die Bewilligungwird im kurzen Wege erteilt, das heißt, sie
wird in die Rubrik „Anmerkung" des Totenbeschaubcfundes gesetzt und hat
den Tag, auf den die Beerdigung verschoben wird, zu enthalten.

Punkt 4 : Die erteilten Bewilligungen find in den Todesfallsanmelde-
Protokollen vorzumerken."

Es sind daher künftig dis in der mit der h. ä. Zuschrift vom 5. April
1912, M. Abt. X, Z. 1160, übermittelten Vorschrift für die Erteilung von
Bewilligungen zum Aufschübe von Begräbnissenin Punkt 4 vorgeschriebenen
Vormerkbücher aufzulaffen, dafür aber die erteilten Bewilligungen in den
seitens der Konskriptionsamts-Abteilungen aller magistratischen Bezirksämter
zu führenden Todesfallsanmelde-Protokollen (Drucksorte Nr. I des K. A.,
Abt. für Beerdigungswesen, Auflage 1913) entsprechend vorzumerken.
(M. Abt. X, 665/1914).

IS.
Befähigungsnachweis für das Modistengewerbe.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 2. März
1914, M . D. 1025 (Normalienblatt des Magistrats Nr . 12) :

Neuerlich ist darüber Klage geführt worden, daß einzelne magistratische
Bezirksämter bei der Würdigung des Befähigungsnachweises anläßlich des
Antrittes des Modistengewerbes durch Frauen zu entgegenkommendVorgehen.

Ich bringe daher den Statthalterei-Erlaß vom 26. Mai 1910, Z. I s-1776,
mit dem die magistratischen Bezirksämter angewiesen wurden, sich bei der
Prüfung des Befähigungsnachweises jener Frauen, die das Modistengewerbe
antreten wollen, die Überzeugung zu verschaffen, daß die vorgelegten Zeugnisse
auch die tatsächliche Erlernung des Gewerbes gewähr¬
leisten,  zur hinkünftigen genauesten  Darnachachtungin Erinnerung.

1«.
Gewerbliche Betriebsanlagen in der Nähe der

Straßenbahnen.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Ap p el vom 27. März

1914, M . D . 1429 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 16) :
In letzterer Zeit ereignete es sich öfters, daß bei gewerbebehördlichen

Verhandlungen über Betriebe, an denen die Straßenbahn als Anrainer
interessiert ist, die k. k. General-Inspektion der österreichischen Eisenbahnen
nicht eingeladcn wurde. Nach 8 99 der Eisenbahnbetriebsordnungmuß
zur Bauführung, welche in den als feuergefährlich erklärten Gebieten
vorgenommen wird, die Bewilligung der zur Oberaufsicht Uber den Betrieb
berufenen Behörde eingeholt werden. Im Normalienblatt Nr. 33 vom Jahre
1909 ist diese Bestimmung den politischen Behörden in Erinnemng gebracht
und wurden dieselben angewiesen, zu den Kommissionen, bei denen es sich um
Bauten im Feuer-Rayon handelt, die k. k. General-Inspektion der öster¬
reichischen Eisenbahnen einzuladen.

Durch die allgemeine Bezeichnung dieses Paragraphen: „Bauten oder
gewerblicheBetriebsanlagen im Feuerrayon" scheint eine irrtümliche Auf¬
fassung bei den Politischen Behörden zu herrschen, obwohl es im 8 99 aus¬
drücklich heißt: „In der Umgebung der Bahn dürfen von den Anrainern
Anstalten nicht getroffen oder Handlungen nicht ausgeführt werden, welche
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den Bestand der Bahn oder ihres Zubehörs oder eine regelmäßige und sichere
Benützung derselben gefährden oder welche eine Fcuersgesahr herbeiführen
könnten."

Aus diesem Wortlaut geht klar hervor, daß cs sich nicht nur um die
Feuersgefahr handelt, sondern in erster Linie um die Sicherheit des Be¬
triebes, dieser Paragraph daher auch für elektrische Straßenbahnen maßgebend
sein muß.

Ich sehe mich daher veranlaßt , die magistratischen Bezirksämter und jene
Magistrats -Abteilungen, welche Verhandlungen Uber Betriebsanlagen vor¬
nehmen, anzuweisen, von den Amtshandlungen über solche gewerblicheBe¬
triebsanlagen , die in einem Bereiche bis zu 56 9 m vom Bahnkörper der
Straßenbahn gelegen sind, die k. k. General -Inspektion der österreichischen
Eisenbahnen im Sinne des Handelsministerial -Erlasses vom 12. Jänner
1908, Z . 23229 (Norm . Bl . des Magistrates Nr . 33 ar 1909), zu ver¬
ständigen.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetz- und Verordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre LS14 publizierten Gesetze

und Verordnungen.
L. Reichsgrsetzblatt.

Nr . 72 . Verordnung des Finanzministeriums im
Einvernehmen mit dem Handelsministerium und dem
Eisenbahnministerium vom 24 . März 1914 zur Voll¬
ziehung des Gesetzes vom 2. Februar 1914, R .-G.-Bl . Nr . 40, betreffend die
Schaumweinsteucr.

Nr . 73 . Verordnung des Ministeriums des Innern
vom 28 . März 1914 , betreffend die Arzneitaxe zu der öster¬
reichischen Pharmakopöe Lä . VIII für begünstigte Parteien.

Nr . 74 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 27 . März 1914 , betreffend die Errichtung einer mit den
Befugnissen eines Nebenzollamtes II . Klasse ausgestatteten Zollexpositur mit
Hafen- und Seesanitätsdienst in Vranjica (Dalmatien ).

Nr . 73 . Verordnung der Ministerien der Finanzen,
des Handels und des Ackerbaues vom 30 . März 1914,
betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der Durchführungsvorschrift
zum Zolltarifgesetze vom 13. Februar 1906, R .-G .-Bl . Nr . 22, und der Er¬
läuterungen zum Zolltarife.

Nr . 76 . Konzessionsurkunde vom 23. März
1914 für die Lokalbahn von Schönbrunn -Witkowitz nach Königsberg.

Nr . 77 . Verordnung des Justizministeriums vom
30 . März 1914 , betreffend die Errichtung eines Bezirksgerichtes in
Ober -Wiköw in der Bukowina.

Nr . 78 . Verordnung des Justizministeriums vom
30 . März 1914 , betreffend die Errichtung eines Bezirksgerichtes in
Jagielnica in Galizien.

Nr . 7» . Kaiserliche Verordnung vom 7. April
1914 über die Verwendung von Teilen der Gebarungsüberschüfse der ge-
meinschaftlichen Waisenkaffen.

Nr . 8 « . Kaiserliche Verordnung vom 7. April
1914 , betreffend die Unfallversicherung der Bergarbeiter.

Nr . 81 . Kaiserliche Verordnung vom 7. April
1914 , betreffend Übergangsbestimmungen bei Veranlagung der Gebäude-
»euer für einig- der königlichen Hauptstadt Prag benachbarte Gemeinden bc,
dmn Vereinigung mit Prag und für die im Assamerungsrayon der künigl.ch-n
Hauptstadt Prag gelegenen Bauführungen.

Nr . 8S . Kaiserliche Verordnung vom 7. April
1914 , betreffend Stempel - und Gebührenbefreiungen aus Anlaß der Auf¬
teilung der kulturfähigen Gemeindegründe in Dalmatien.

Nr . 83 . Kaiserliche Verordnung vom 6. April
1914 , betreffend die Ergänzung des bosnisch-herzegowinischenEisenbahn¬
netzes.

Nr . 84 . Verordnung des Justizministers und
des Leiters des Finanzministeriums im Einvernehmen
mit dem Handelsminister und dem Obersten Rech¬
nungshöfe vom 8. April 1914 über die Abänderung einiger
Bestimmungen der Verordnung vom 15. Dezember 1909, R .-G.-Bl . Nr . 201^
betreffend die Hinterlegung gerrchtlich zu deponierender Wertpapiere bei der
Landesbank des Königreiches Böhmen.

Nr . 88 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für Kultus und
Unterricht vom 8. April 1914 , betreffend die Bezeichnung
der Allgemeinen Abteilung der Exportakademie des k. k. österreichischen Handels¬
museums in Wien als Anstalt, deren Zeugnisse über den mit Erfolg zurück¬
gelegten Besuch den Nachweis der Lehrzeit in einem Handelsgewerbe ganz,
beziehungsweise den Nachweis über die vorgeschriebene Dienstzeit in einem
Handelsgewerbe zum Teile ersetzen.

Nr . 86 . Verordnung der Ministerien der
Finanzen , des Ackerbaues, des Innern und des
Handels vom 11. April 1914 , betreffend die Ermächtigung
des Nebcnzollamtes Hotzenplotz zur Abfertigung ausländischer Postsendungen
mit lebenden Pflanzen.

Nr . 87 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 16. April 1914 , wegen Übertragung der bisher von dem
Steueramte in Cilli besorgten Geschäfte einer Punzierungsstätte an die Hütten¬
verwaltung in Cilli.

8 . Landesgeseh- und Verordnungsblatt.
Nr . 28 . Kundmachung des k. k. Statthalters

im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
14. März 1914, Z. XI K-245/1, betreffend die provisorische Fort¬
einhebung der Landesumlagen im I . Quartale 1914.

Nr . 26 . Kundmachungdes Landes -Ausschusses im
Erzherzogtum Österreich unter der EnnS vom 23 . No¬
vember 1913 , Z . 358/3-XXIX/435, betreffend die Abänderung des
8 II des Statutes für die Dr . Josef Hyrtl 'sche niederösterreichische Landes-
Waisenanstalt in Mödling.

Nr . 27 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10. März 1914 , Z. VI-664/7, betreffend die mehreren Straßen¬
bezirken erteilte Bewilligung zur Einhebung von höheren als 30prozentigen
Straßenumlagen für das Jahr 1914.

Nr . 28 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
6. März 1914 , Z. XIb -186/5, betreffend die der Gemeinde
Wetzleinsdorf im G-richtsbezirke Korncuburg erteilte Bewilligung zur Ein-
Hebung einer Bierverbrauchsauflage von 3 X für die Jahre 1914, 1915
und 1916.

Nr . 2S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
21 . Februar 1914 , Z. 8-291/2, betreffend die Bewilligung eines
Zuschlages zu den Taxpreisen für alkoholische Heilmittel in den Apotheken der
k. k. Reichshaupt, und Residenzstadt Wien.

Nr . 36 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
21 . März 1914, Z. VI-745/34, womit ein Zusatz zum Übereinkommen,
welches vom Zaya -Konkurrenz-Ausschusse Mistelbach-Laa mit dem Landes-
Ausschuss- des Erzherzogtumes Österreich unter der Enns und der k- l . «Dtaats-
verwaltung , betreffend die Regulierung der Mistel von der Mündung m den
Zayagießbach nach aufwärts bis zur Gemeindegrenze Mistelbach-Sieb entzücken,
abgeschlossen wurde, verlautbart wird.

Nr . 31 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Krrdi-rrnatum Österreich unter der Enns vom 21 . März
1914 , Z . XIb-1/30, betreffend die der Gemeinde Breitenstein erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Verschönerungstaxe für das Jahr 1914 bis
einschließlich 1918. _
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Magistrat:
10 . Ergänzung der Geschäftseinteilung.
11 . Änderung der Geschäftseinteilung.

Anhang:
Wiener Stadtbibliothek.

Verzeichnis der im Rcichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetz - und Verordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre  1914 publizierten Gesetze und
Verordnungen.

! Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Jnkafsobureaus.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom
18 . März 1914, ' Nr . 2988 (M . B . A . III , 30247 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Freiherrn v. Hardtl,  in Gegenwart der Räte des k. k. Ber-
waltungsgerichtshofes KrupSk ^ , Dr . Schimm,  Freiherr v. Weise
und 6 apek,  dann des Schriftführers k. k. Statthalterei -Konzipisten Edlen
v. Neupauer,  über Beschwerde des Oskar Moghorosy  gegen die
Entscheidung des k. k. Handelsministeriums vom 16. Mai 1918 , Z . 9619,
betreffend den Betrieb eines Inkassogeschäftes , der am 18 . März 1914 durch¬
geführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung
des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Hermann
Drucker,  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in Vertretung der Beschwerde ^
und der Gegenausführungen des k. k. Ministerialsekretärs Freiherrn v. H a an,
als Vertreters des belangten Ministeriums , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird teils als unzulässig , teils als unbegründet ab¬
gewiesen.

Entscheidungsgründe:

Der Beschwerdeführer Oskar Moghorosy  hatte am 14. Februar 1908
bei der niederöstcrreichischen Statlhalterei um Erteilung einer Konzession
sür ein Inkassogeschäft zur außergerichtlichen Eintreibung von geschäftlichen
Forderungen für seine Person angesucht , wobei er sich aus seine Verwendung
im Geschäfte seines Vaters I . Moghorosy,  dem im Jahre 1897 ein
Gewerbeschein zum Betriebe eines Inkassogeschäftes erteilt worden war und
dem er im Jahre 1906 als offener Gesellschafter beigetreten war , dann auf
seine Vorbildung und vollkommene Vertrauenswürdigkeit berief . Noch während
dieses Konzessionsgesuch anhängig war , meldete Oskar Moghorosy,  da
sein Vater inzwischen gestorben war , am 6. Juni 1911 beim magistratischen
Bezirksamte sür den III . Wiener Geineindebezirk das Inkassogeschäft als freies
Gewerbe mit dem Bemerken an , daß er die Tätigkeit desselben auf die Ein¬
treibung von Geschäftssordcrungen beschränkt habe . Das magistratische Bezirksamt
nahm letztgenannte Anmeldung unterm 12 . Oktober 1912 nicht zur Kenntnis und
verweigerte die Ausfolgung des Gewerbescheines , weil die Gesellschaftsfirma
I . M o g y o r o s y L S o h n eine derartige Gewerbeberechtigung nicht besessen
habe , demnach der Fortbestand der bezeichneten Unternehmung der gewerberecht¬
lichen Grundlage entbehre , insbesondere da der dem I . Moghorosy,  ver¬

storbenem Gesellschafter der genannten Gesellschaftsfirma , sür den Betrieb des
Inkassogeschäftes im Standorte III ., Matthäusgaffe 13 , ausgestellte Gewerbeschein
mit Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 27 . Mai 1807 von amtswegen
außer Kraft gesetzt wurde und weil es auch nicht festgestellt sei, ob der Ein¬
schreiter rechtlich der Alleininhaber der Gesellschaftsfirma I . Moghorosy
L Sohn  ist , ob nicht etwa diese Firma bereits erloschen ist. Ein weiterer
Grund für die Verweigerung der Ausfertigung des begehrten Gewerbescheines
liege außerdem darin , daß das mit der Eintreibung von Forderungen ver¬
bundene Geschäft sich zweifellos als eine über die bloße Jnkaffobesorgung
hinausgehende Privatgeschäftsvermittlung darstelle , zu welcher eine Konzession
im Sinne des Staatsministerial -Erlaffes vom 28 . Februar 1863 , Z . 2306,
notwendig ist."

Hiegegen ergriff Oskar Moghorosy  den Rekurs , welchen die Statt¬
halterei mit Erlaß vom 29 . Jänner 1913 , Z . 3089 , abwies , weil „sich die
Eintreibung von Forderungen nicht als freies Gewerbe , sondern als eine nach
dem Staatsministerial -Erlaffe vom 28 . Februar 1863 , Z . 2306 , konzessions¬
pflichtige Privatgeschäftsvermiltlung " darstelle . Zugleich gab auch die Statt¬
halterei in demselben Erlasse dem eingangs erwähnten Gesuche des Oskar
Moghorosy  um Erteilung einer Konzession zum Betriebe der Privat-
geschäftsvermittlung , beschränkt auf den Betrieb des Inkassogeschäftes im
Standorte Wien , III ., Matthäusgaffe 13 , mangels rücksichtswürdiger Gründe
keine Folge.

Dem Ministerial -Rekurse des Oskar Moghorosy  gegen diese Statt -
Halterei -Emscheidung hat endlich das Handelsministerium aus deren Gründen
mit dem Erlasse vom 16. Mai 1913 , Z . 9619 , keine Folge gegeben.

Hiegegen richtet sich die Beschwerde des Oskar Moghorosy,  welche
zwei Bcschwerdepunkte formuliert:

1. Wird eingewcndct , es sei zu Unrecht angenommen worden , daß der
gegenständliche Betrieb als ein nach dem genannten Staatsministerial -Erlaffe
konzessionspflichtiges Unternehmen zu betrachten sei, weil das Inkasso über¬
haupt keine Vermittlungstätigkeit bedeute , sondern als ein unter die Gewerbe¬
ordnung fallendes freies Handelshilfsgewerbe nach Art eines Bankiergeschäftes
zu betrachten sei, weshalb die Anmeldung als freies Gewerbe hätte zur
Kenntnis genommen und der Gewerbeschein hätte auSgefolgt werden sollen.

2 . Wenn aber selbst angenommen werden sollte, daß eine Konzessions¬
pflicht bestehe, so leide — wenn auch die Konzessionserteilung selbst im freien
Ermessen der Behörde liege — doch das Verfahren an einer Mangelhaftigkeit,
weil die Behörde unterlassen habe , die Gründe der besonderen Rücksichts-
Würdigkeit , die von der angefochtenen Entscheidung als nicht vorhanden ange¬
nommen wurden , gehörig zu Prüfen.

Der Berwaltungsgerichtshof ist bei Erledigung dieser Beschwerde vo
folgenden Erwägungen ausgegangen:

Xck I . Nach dem Hofkanzlei -Dekrete vom 5. Februar 1847 , Politisch
Gesetz-Sammlung Band 75 , Nr . 14, und Artikel V, Ut . I des Einführungs-
gcsetzes zur Gewerbeordnung erscheint die gewerbemäßige Privatgeschäfts-
Vermittlung in anderen als Handelsgeschäften an eine Konzession der Landes-
stelle gebunden . Ein Inkassogeschäft wird daher vor allem nur dann unter
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diese Bestimmungen fallen können , wenn dessen Tätigkeit als Privatgeschäfts-
Vermittlung betrachtet werden kann ; als eine solche Tätigkeit ist sie aber mit
Recht aufgefaßt worden.

Wenn auch nicht zu verkennen ist, daß unter den Begriff ^ „ Privatgeschäfts-
Vermittlung " vor allem die Tätigkeit jener Personen fällt , die — dem Wirkungs¬
kreise des Maklers entsprechend — »es sich zur Aufgabe stellen , mehrere Per¬
sonen zwecks Abschließung von neuen Rechtsgeschäften einander nahe zu bringen
und durch ihre Geschäftsgewandtheit unter Wegräumung allfälliger , der
Willenseinigung entgegenstehender Hindernisse und dergleichen das Zustande¬
kommen eines Willenskonsenses zwischen diesen dritten Personen herbeizusiihren,
so ist es doch ebenso gewiß , daß mit dieser Tätigkeit der Begriff der Privat¬
geschäftsvermittlung im Sinne des Artikels V , lit . t' des Einführungsgejetzes
zur Gewerbeordnung keineswegs auch schon erschöpft ist. Wenn das Gesetz ganz
im allgemeinen und ohne zu unterscheiden von „ Privatgeschäftsvermittlung"
spricht , so kann es bei Beurteilung des einzelnen Falles nur darauf ankommen,
und zwar in erster Linie , ob der Gegenstand , auf den sich die Tätigkeit des
Unternehmens beziehen soll, als „ Privatgeschäft " aufgefaßt werden kann , und
in zweiter Linie , ob jene Tätigkeit , welche von dem Unternehmer als ständige
Erwerbsquelle entwickelt werden will , unter den Begriff der Vermittlung sub¬
sumierbar ist. Der Beschwerdeführer beabsichtigt den Betrieb eines Unternehmens,
das sich zur Aufgabe stellt , Forderungen von Auftraggebern bei deren
Schuldnern zur Einkassierung zu bringen ; es soll seine Aufgabe sein, die
Zahlung von Außenständen bei den Schuldnern zu erzielen . Es kann nun nicht
bezweifelt werden , daß die Zahlung selbst ein Privatgeschäft ist, das , indem cs
die Erfüllung einer bestehenden Verpflichtung bedeutet , ein bestehendes Rechts¬
verhältnis zu ordnen bestimmt ist, ein Ausdruck , der auch dem gewöhnlichen
Geschäftsleben vollkommen geläufig ist.

Ebenso aber wie die Zahlung seitens des Schuldners muß auch die
Empfangnahme der Zahlung auf Seite deS Gläubigers , womit erst die Ein¬
ziehung des Außenstandes zum Abschlüsse kommt , als ein Privatgeschäft quali¬
fiziert werden . Das objektive Element „ Privatgeschäft " in dem Begriffe der
„Privatgeschäftsvermitttung " ist daher bei der Eintreibung von Forderungen
eines Auftraggebers , wie sie vom Beschwerdeführer als Gegenstand seines Jn-
kafsobureaus beabsichtigt wird , als vorhanden anzunehmen . Aber auch das sub¬
jektive Element der „Vermittlung " muß als darin gelegen anerkannt werden.

Denn die Tätigkeit des Inkassanten bezweckt zwischen von ihm ver¬
schiedenen Personen die Ordnung einer geschäftlichen Beziehung herbeizuführen,
wobei der Erfolg eines Eingreifens eben seinem Auftraggeber zugute kommen
soll . Wenn er im einzelnen Falle ein förmliches Einkassierungsmandat seitens
des Auftraggebers erhält , so vermag dieser Umstand seiner Eigenschaft als
„Vermittler " durchaus keinen Eintrag zu tun , weil er die Zahlung eben nicht
für seine Person und in seinem Namen , sondern für seinen Auftraggeber und
in dessen Namen in Empfang nimmt und sich mit diesem hierüber sowohl als
über seinen allfälligen Provisionsanspruch verrechnen muß . Es steht daher weder
mit dem juristischen , noch mit dem all : -meinen Sprachgebrauchs im Wider¬
spruche , wenn die Tätigkeit eines Jnkass bureaus als eine Zahlungsvermittlung
(Eintreibungsvermittlung ) und damit als eine „Privatgeschäftsvermittlung " auf¬
gefaßt wird.

Die zweite Voraussetzung , von welcher die Unterstellung der Privat-
geschäftsvermiurung und oamil auch eines Jnkassobureaus unter die Kon¬
zessionspflicht abhängig ist, ist die, daß die Geschäftstätigkeit in anderen als
Handelsgeschäften ausgeübt werden soll.

Eine Vermittlung in Handelsgeschäften und daher auch das Inkasso
kaufmännischer Forderungen im Sinne des Artikels 273 , Alinea 1 des Handels¬
gesetzbuches dagegen — und hierunter müssen Handelsgeschäfte im Sinne des
Handelsgesetzbuches verstanden werden — fällt unter die Gewerbeordnung und
st nur dann konzessionspflichtig , wenn entweder das Gesetz selbst einen Kon¬

zessionszwang aufstellt oder wenn eine im Grunde des Z 24 der Gewerbe¬
ordnung erlassene allgemeine Verordnung den Konzessionszwang ausspricht.

Weder das eine noch das andere ist nun hinsichtlich der Jnkassobureaus
zur Eintreibung von Forderungen in Handelsgeschäften der Fall , woraus folgt,
daß solche Unternehmungen dermalen freie Gewerbe sind.

Allein damit ist für den Standpunkt der Beschwerde , welche behauptet,
daß im vorliegenden Falle die Anmeldung des Beschwerdeführers einfach zur
Kenntnis zu nehmen und der Gewerbeschein für die Führung seines Jnkaffo-
bureaus als eines freien Gewerbes auszufertigen gewesen wäre , noch nichts
gewonnen , denn der Beschwerdeführer hatte keineswegs einen Jnkaffobureau-
betrieb in Handelsgeschäften , vielmehr einen Jnkassobetrieb zwecks Einbringung
von „ Geschästsforderungen " schlechthin zur Anmeldung gebracht . Der Begriff
„Geschäftsforderungen " ist aber ein viel weiterer , als der Begriff von Forderungen
in oder aus Handelsgeschäften , da er auch Forderungen umfaßt , die dem ge¬
meinrechtlichen Verkehre entspringen.

Eine Geschäftsforderung kann ebensogut eine Handelsgeschäftsforderung,
als eine Forderung aus dem Geschäfte eines Handwerkers , aus einem Realitäten-
gcschäfte, einer Erbschafts -Angelegenheit , aus der Forderung jedes Privaten
aus irgend einem gemeinrechtlichen Titel , kurz eine Forderung , die mit Handels¬
geschäften nichts gemein hat , bedeuten.

Daraus aber folgt , daß die Anmeldung , da sie nach ihrem ganz allge¬
mein gefaßten Wortlaute auch Forderungen anderer Art als solche in Handels¬
geschäften betraf , über den Rahmen eines Jnkassobureaus als eines freien
Gewerbes selbst hinausgriff , weshalb sie schon aus diesem Grunde mit Recht
nicht zur Kenntnis genommen und die Ausfertigung des Gewerbescheines mit
Recht verweigert werden konnte.

Der erste Beschwerdepunkt erweist sich daher als unbegründet.
2 . In zweiter Linie macht die Beschwerde auch geltend , daß selbst

unter der Voraussetzung , daß das beabsichtigte Unternehmen der Konzessions-
Pflicht unterliege , doch das Verfahren mangelhaft sei, da die Behörde unter¬

lassen habe , das Vorliegen besonders rücksichtswürdiger Gründe für die Er¬
teilung der Konzession zu prüfen.

Auf diesen Beschwerdepunkt aber , der sich zwar als Geltendmachung
eines Verfahrensmangel geriert , tatsächlich nach Inhalt der Beschwerdeschrift
aber gegen das Meritum der Konzessionsverweigerung selbst gerichtet ist,
hatte der Gerichtshof in der Erwägung , daß die Erteilung der Konzession im
freien Ermessen der Behörde liegt , nach § 3 , lit . s nicht einzugehen , weshalb
die Beschwerde in diesem Punkte als unzulässig erkannt werden mußte.

2 .

Legate für wohltätige Zwecke sind zum Wiener all¬
gemeinen Bersorgungsfonds beitragspflichtig.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom
2 . April 1914 , Z . 3382 (M . Abt . XI , 28517/14,:

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k.
Senats -Präsidenten Dr . Reissig,  in Gegenwart der Räte des k. k. Ber-
waltungsgerichtshofes Freiherrn v. Benz,  Dr . Kunst,  Ritter v.
Lozinski und Dr . Miczynski,  dann des Schriftführers k. k.
Sektionsrates Dr . Ritter v. Schneid,  über die Beschwerde des Dr . Ewald
Hecher in Wien , als Testamentsvollstrecker nach Marie W e b e r , einver¬
ständlich mit der k. k. Finanzprokuratur in Wien , als Vertreter in der Dr.
Albert W e b e r ' schen Stipendienstiftung , gegen die Entscheidung des k. k.
Finanzministeriums vom 15 . April 1918 , Z . 25834 , betreffend den Beitrag
zum Wiener allgemeinen Versorgungsfonds , nach der am 2. April 1914
durch geführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung
des Vortrages des Referenten sowie der Ausführungen des Dr . Ewald
Hecher,  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in Vertretung der Be¬
schwerde und der Gegenausführungen des k. k. Finanzrates Dr . Juch , in
Vertretung des belangten Ministeriums , sowie jener des Magistrats-
Kommissärs Dr . Hornek,  als Vertreter des mitbeteiligten Magistrates der
k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:

Die am 23 . November 1911 verstorbene Marie Weber,  Private in
Wien , hat in ihrem Testamente vom 18 . November 1910 die von ihr ange¬
ordnete Stiftung , „zur Erteilung von Stipendien an unbemittelte , ordent¬
liche Hörer der juristischen Fakultät der Universität Wien , christlichen Be¬
kenntnisses " zur Alleinerbin ernannt und eine Reihe von Vermächtnissen
angeordnet , darunter solche zugunsten der Gemeinde Wien für arme Rekon¬
valeszenten , welche auch nicht arbeitsfähig sind , der Wiener Freiwilligen
Rettungs -Gesellschaft , des Wiener Wärmestuben - und Wohltätigkeitsvereines , des
Hauses der Barmherzigkeit zur Pflege armer Schwerkranker und Unheilbarer
in Wien , des k. k. Krankenanstaltenfonds zur Errichtung von zehn Stiftungs¬
betten (Frciplätzen ) im Allgemeinen Krankenhause in Wien , der Gemeinde
Wien zur Errichtung von zehn Stiftungsbetten im Kaiser Franz Josef-
Spitale (Jubiläumsspital ) in Lainz , endlich des Vereines für die evangelische
Diakoniffensache in Wien zur Errichtung von fünf Stiftungsbetten im evan¬
gelischen Diakonissenkrankenhanse in Wien , LVII1 ., Hans Sachs -Gasse 12.
Der von dieser Verlassenschaft zu entrichtende Beitrag zum Wiener allge¬
meinen Versorgungsfonds wurde vom Zentral -Tax - und Gebührenbemefsungs-
amte in Wien bemessen vom Betrage des reinen Nachlasses , abzüglich des
Wertes des außerhalb Wiens gelegenen unbeweglichen Vermögens . Diese Be¬
messung hat die Finanzprokuratur in Wien namens der zur Erbin ernannten
Stiftung sowie der von der Erblasserin ernannte Vollzieher ihres letzten
Willens mit Rekurs angefochten.

Sie begehren , daß die Beträge der Geldsummen , welche den ob-
genannten Vermächtnisnehmern zugewendet erscheinen , ferner der Betrag der
der zur Erbin -ernannten Stiftung zukommenden Erbschaft aus der Be¬
messungsgrundlage ausgeschieden werden , und berufen sich zur Stütze dieses
Begehrens auf das Hofkanzlei -Dekret vom 26 . Jänner 1843 , Nr . 677,
Justizgesetzsammlung , aus welchem sie ableiten , daß von Erbschaften oder
Vermächtnissen zu wohltätigen Zwecken ein Beitrag zum Wiener allgemeinen
Versorgungsfonds nicht abzunehmen sei. Aus diesem Grunde erheben sie
gegen die Entscheidung des Finanzministeriums , mit welcher ihrem Rekurse
gegen die den Zahlungsauftrag bestätigende Entscheidung der Finanz -Landes-
Dircktion in Wien keine Folge gegeben wurde , die gegenwärtige Beschwerde.

Der Verwaltungsgerichtshof ist bei seiner Entscheidung von nachstehenden
Erwägungen ausgcgangen:

Z 3 des Gesetzes vom 27 . Juni 1910 , L.-G -Bl . Nr . 142 , betreffend die
Regelung der Verlassenschaftsbeiträge zum Wiener allgemeinen Versorgungs¬
fonds bestimmt , daß der Beitrag vom ganzen reinen Nachlasse zu bemessen ist.
Ausnahmen hievon sind nur in den Z8 2 und 4 gemacht . Eine Ausnahme
nach der Richtung , daß nach dem Zwecke zu unterscheiden wäre , dem das durch
letzten Willen zugewendete Vermögen zu dienen hat , daß insbesondere Erb¬
schaften , Erbteile oder Vermächtnisse zu wohltätigen Zwecken vom Beitrage
befreit wären , ist nicht gemacht . Schon dieser Umstand spricht gegen die Be-
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schwerde. Denn es geht nicht an, von einer Regel, die in einem Gesetze auf¬
gestellt ist, das alle Vorschriften in Ansehung einer bestimmten Abgabe zusammen¬
fassen will, Ausnahmen zuzulafsen, die nicht in diesem Gesetze selbst ent¬
halten find.

Daß nun das zitierte Gesetz alle Vorschriften, welche in Ansehung des
Verlassenschaftsbeitrages zum Wiener allgemeinen Versorgungssonds fortan
Geltung haben sollen, erschöpfen wollte, ergibt sich aus dem letzten Satze des
Z 15 des Gesetzes, der die Anordnung enthält, daß alle bisherigen Bestim-
münzen über diese Berlafsenschaftsbeiträge aufgehoben werden. Zu diesen Vor¬
schriften gehört nun in erster Linie das Hof-Dekret vom 30. August 1806,
Nr. 782 der Justizgesetzsammlung, mit welchem dieser Beitrag eingeführt
wurde. Dieses Hos-Dekret erscheint durch8 15 des Gesetzes in seiner Gänze
aufgehoben, also auch in seinem Schlußsätze, der eine Ausnahme von der
Abgabepflicht vorsah, indem er verordnete, daß in den Fällen, daß durch ein
Testament einem Armen-Jnstitute ein bestimmter Betrag legiert wurde, dieser
von der für das reine Verlassenichaftsvermögen zu bestimmenden Abgabe ab¬
zuschlagen ist. Durch § 15 erscheinen ferner zweifellos aufgehoben der Erlaß
des Ministeriums der Justiz vom 17. Februar 1849, R.-G.-Bl. Nr. 121,
womit die Erhöhung der Verlafsenschaftsperzentualgebühr für den allgemeinen
Versorgungsfonds in Wien genehmigt wurde, ferner alle übrigen Vorschriften,
die sich speziell mit dem Bcrlassenschaftsbeitrage zum Wiener allgemeinen Ver¬
sorgungsfonds beschäftigen, so das Hof-Dekret vom 28. April 1807, Nr. 809
der Justizgesetzsammlung, das Hof-Dekret vom 17. Juni 1808, Nr. 844 der
Justizgesetzsammlung, das Hof-Dekret vom 22. Juni 1821, Nr. 1770 der
Justizgesetzsammlung, das Hof-Dekret vom 28. Februar 1842, Nr. 600 der
Justizgesetzsammlung, der Erlaß des niederösterreichischen Appellationsgerichtes
vom 16. September 1842, Z. 10719, der Justizministerial-Erlaß vom 3. De¬
zember 18S8, Z. 24297, und der Justizministerial-Erlaß vom 21. September
1882, Z. 17684. Es muß aber durch 8 15 des Gesetzes für aufgehoben
erachtet werden auch das Hofkanzlei-Dckret vom 26. Jänner 1843, Nr. 677
der Justizgesetzsammlung, insofern dessen in Absatz2 enthaltene Anordnung,
mit welcher dem Gubernium für Mähren und Schlesien bedeutet wurde, daß
bei den zu wohltätigen Zwecken vermachten Legaten der gesetzliche Beitrag zum
lokalen Armensonds nicht abzunehmen sei, auch auf den Verlassenschaftsbeitrag
zum Wiener allgemeinen VersorgungsfondsAnwendung zu finden hatte.
Hiefür spricht schon der Wortlaut des 8 15. Denn wenn dort verordnet
wird, daß alle bisherigen Bestimmungenüber den Verlassenschaftsbeitrag
zum Wiener allgemeinen Versorgungsfonds aufgehoben werden, so ist es klar,
daß damit zum Ausdrucke gebracht werden wollte, daß alle, wo immer ent¬
haltenen, auf diese Abgabe sich beziehenden Vorschriften außer Kraft gesetzt
werden sollten, nicht bloß diejenigen Vorschriften, die sich speziell mit dieser
Abgabe befaßten, sondern auch jene, die sich auch auf andere Abgaben bezogen,
aber wegen ihrer allgemeinen Natur auch auf jene Abgaben Anwendung zu
finden hatten. Daß dies die Intention des Gesetzgebers gewesen ist, ergibt sich
recht deutlich aus der Entstehungsgeschichte des Gesetzes. Der zum Bericht¬
erstatter über die Petition der Gemeinde Wien, betreffend die Regelung des
Verlassenschaftsbeitrages zum Wiener allgemeinen Versorgungssonds— Uber
welche Petition das Gesetz erlaffen wurde — bestellte Abgeordnete hat in der
Sitzung des niederösterreichischen Landtages vom 17. Februar 1910 zur Be¬
gründung des Gesetzentwurfesgesagt: „Das gegenwärtige Recht über diese Materie
beruht auf einer Reihe alter Hof-Dekrete und Ministerial-Erläffc. Diese Gesetzes¬
normen sind einesteils sehr lückenhaft und kontrovers, andernteils sehr veraltet.
Infolge des Mangels eines geeigneten gesetzlichen Substrates ist auch die
Spruchpraxis der Gerichte in dieser Frage nicht einhellig und schwankend. Es
ist daher gewiß am Platze, die Materie einer zeitgerechten Neuregelung zu
unterwerfen, wobei alle bestehenden Streitfragen möglichst beseitigt werden."
Die Schwankungen in der Rechtsprechung, von denen hier die Rede ist, haben
tatsächlich bestanden und hauptsächlichdas Verhältnis zwischen dem Hos-Dekrete
vom 30. August 1806 und jenem vom 26. Jänner 1843 betroffen. Unter den
Streitfragen, die beseitigt werden sollten, muß daher der Berichterstatter auch
jene nach der Anwendbarkeit des letzterwähnten Hof-Dekretes auf den Verlassen-
schaftsbeitrag zum Wiener allgemeinen Versorgungsfonds verstanden haben. Der
Antrag des Berichterstatters hat nach dieser Richtung von keiner Seite eine An¬
fechtung erfahren und esist daher mit allem Grunde anzunehmen, daß der Gesetz¬
geber, indem er alle bisherigen Bestimmungen über den Verlaffenschaftsbeitrag
zum Wiener allgemeinen Versorgungsfonds für aufgehoben erklärte, auch die
Anwendung des Hof-Dekretes vom 26. Jänner 1843 auf diese Beiträge ausge¬
schloffen wissen wollte.

Wenn die Beschwerde vermeint, daß trotz der Bestimmung der HZ3
und 15 des Gesetzes das Hof-Dekret vom 27. Februar 1843 seine Geltung in
Bezug auf den Verlaffenschaftsbeitrag zum Wiener allgemeinen Versorgungs¬
fonds nicht verloren habe, da es einen Gegenstand der Zivilrechtsgesetzgebung
behandle, welche nach 8 11, ü des Gesetzes vom 21. Dezember 1867, R.-G.-Bl.
Nr. 141, in den Wirkungskreis des Reichsrales gehöre, so kann auch dieser
Einwand nicht für stichhältig erkannt werden. Denn ein Gesetz, welches eine
öffentliche Abgabe regelt, ist kein Gegenstand der Zivilrechtsgesetzgebung. Dies¬
falls wird es genügen, auf die Bestimmung des 8 694 des allgemeinen bürger¬
lichen Gesetzbuches hinzuweisen, worin ausgesprochen ist, daß die gesetzlichen
Beiträge zu öffentlichen Anstalten eine Staatsauflage sind und nicht nach den
Grundsätzen des Privatrechtes, sondern nur nach den politischen Verordnungen
beurteilt werden können.

S.
Ehebewilligung nach H 40 W . G . — Delegierung

der Landesbehörden . — Vorschrift.
Rund-Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom6. April 1914,

Z. 11-1181, M. Abt. XVI, 5398/14 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr. 20) :

„Nach 8 40 W. G. ist die Verehelichung vor dem Eintritte in das
stellungspflichtige Alter und während der Dauer der Stellungspflichtgrund¬
sätzlich nicht gestattet; doch kann die Ehebewilligung bei rücksichtswürdigen
Umständen vom Minister für Landesverteidigung erteilt werden.

Zur Durchführung dieser Bestimmungen hat das k. k. Ministerium für
Landesverteidigung mit dem Erlasse vom 20. März 1914, Z. XIV-I14, Nach¬
stehendes angeordnet:

1. Die Gesuche um Ehebewilligung sind, mit den erforderlichen Belegen
versehen, bei der zuständigen politischen Bezirksbehörde einzubringen, die sie
nach Prüfung der Verhältnisse unter Antragstellung mit tunlichster Be¬
schleunigung der Vorgesetzten politischen Landesbehörde vorlegt.

Hiezu wird bemerkt, daß gemäß ß 86 W. G. solchen Gesuchen die
Stempel- und Gebührenfreiheit zukommt und daß auch die zur Begründung
der Gesuche dienenden Behelfe, wie FamilienauskunftSbögen, Grundbuchs¬
auszüge, ärztliche Zeugnisse, Reverse rc. rc., wenn sie nur zu diesem Zwecke
dienen, von dem Stempel und unmittelbaren Gebühren bedingt befreit sind;
diese Behelfe haben daher im Sinne der Stempel- und Gebührengesetze und
Verordnungen mit dem Vermerke „Stempel- und gebührenfrei in Wehr¬
angelegenheiten" versehen zu sein.

2. Zur Entscheidung über Gesuche um die Erteilung
von Ehebewilligungen nach 8 40 W. G. werden die
politischen Lanvesbehörden delegiert.

8. Diese haben sich in allen Fällen, in denen sie eine solche Bewilligung
erteilen, ausdrücklich auf die vom Ministerium für Landesverteidigung hiemit
generell erteilte Ermächtigung zu berufen. Nach der Verlautbarung dieser
Delegierung im 2. Nachtrage zu den W. V. I. (vgl. Punkt 12 dieses Erlasses)
wird die bezügliche Bestimmung der Wehrvorschriften zu beziehen sein.

Im Falle der Verweigerung  der angesuchten Ehebewilligung ist
die binnen vier Wochen einzubringende Berufung an das Ministerium für
Landesverteidigung einzuräumen und gelten diesfalls die Bestimmungen des
Gesetzes vom 12. Mai 1896, R.-G.-Bl. Nr. 101."

Dies wird zufolge des eingangs zitierten Rund-Erlasses unter Hinweis
aus die Bestimmung des 8 86, letzter Absatz des W. G-, wonach die wechsel¬
seitige Amtskorrcspondenz der Gemeindevorsteher und Matrikelführer in Wehr¬
und Landsturmangelegenheiten in den im Reichsrate vertretenen Königreichen
und Ländern die Portofreiheit genießt, verlautbart.

4.

Gift -Verschleiß.
Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VII. Bezirk

vom 18. April 1914, M. B. A. VII, 95/1:
Auf Grund des Ansuchens vom 18. Februar 1914 wurde der Firma

„Ciba", chemische Industrie-Gesellschaftm. b. H., vertreten durch den Geschäfts¬
führer Friedrich Maschncr,  geboren 1877 zu Wien, in Niederösterreich,
heimatberechtigt in Brandeis an der Elbe, Land Böhmen, wohnhaft IX. Bezirk,
Höfergasse3, die Konzessionsurkundezum Verkaufe von Giften und von zu
arzneilicher Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten, insofern dies
nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist, mit der Beschränkung auf
den Großhandel im Standorte VII. Bezirk, Westbahnstraße27/29, ausgefertigt.

Dieses Gewerbe ist im Gewerberegister unter Reg-Z. 2383/VII lr ein¬
getragen. Geschäftsvorgängerin war die offene Handelsgesellschaft MaschnerL
Viehoff,  deren Gewerbeberechtigung durch die infolge des am 30. Jänner
1918 erfolgten Ablebens des offenen Handelsgesellschafters Artur Viehoff
bedingte Auflösung der Gesellschaft erloschen ist.

S.
Zulassung der Weil 'schen „ReformMauersteine ".

Erlaß des Wiener Magistrates vom 19. April 1914,
M. Abt. XIV, Z. 9233/12:

In Erledigung des Ansuchens der Herren Dr. Kornelius Weil  und
Stephan Weil  wird bekanntgegeben, daß gegen die Zulassung der Ver¬
wendung der nach der vorliegenden Fabrikationsbeschreibung erzeugten„Reform¬
mauersteine" bei Hochbauten im Gemeindegebiete von Wien nach erfolgtem
Nachweise der Herstammung des Rohmateriales und der Erzeugungsstättr
unter folgenden Bedingungen kein Anstand besteht:
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1. Die zu Ballführungen «„ gelieferten Resormbausteine müssen das im
8 36 Wr . B .-O . festgesetzte Maß besitzen und müssen den geprüften hinsichtlich
ihrer Eigenschaften in Bezug auf Frostbeständigkeit und Fcuersicherheit ent¬
sprechen und wird die Druckfestigkeit im lufttrockenen Zustande mit mindestens
140 kx per Quadratzentimeter festgesetzt ; bezüglich der zuliiffigen Inan¬
spruchnahme wird das Mauerwerk aus Reformbausteinen demjenigen aus
gewöhnichen Mauerziegeln gleichgestellt.

2 . Über Verlangen der städtischen Bauaufsichtsorgane ist eine, wenn not¬
wendig , wiederholte Prüfung der angelieserlen Reformbausteine auf Kosten der
Fabrik , beziehungsweise des Bauherren im Sinne des ß 44 Wr . B .-O . vor¬
nehmen zu lassen , unqualitätsmäßige Steine sind ungesäumt von der Baustelle
zu entfernen.

3 . Die Reformbausteine sind vor dem Vermauern anzunässen und ist auf
eine besonders gut Anfeuchtung bei warmem und trockenem Wetter zu achten;
die Verwendung von Zementmörtel bedingt ein stärkeres Aufzuchten der
Steine.

4 . Die Verwendung dieser Steine ist in den Bauplänen anzugeben.
5 . Die Resormmauersteine sind mit einem Fabrikszeichen zu ver¬

sehen.
6 . Der Zutritt in die Erzeugungsstätte während des Betriebes ist den

Organen des Stadtbauamtes über jedesmaliges Verlangen zu gestatten.
Die Abänderung , beziehungsweise teilweise oder gänzliche Zurückziehung

der Genehmigung bleibt auf Grund der mit diesen Steinen gemachten Prakti¬
schen Erfahrungen Vorbehalten.

Die beigebrachten Beilagen 4 bis § und der Mustersteine werden dem
Stadtbanamte zur Verwahrung übermittelt.

«.
Führung des Titels „Diplomierter Ingenieur ".

Rund -Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 24 . April
1914 , Z . ü 1-32/12 (M . D . 2016 ) :

Anläßlich der Abgabe eines Gutachtens der n .-ö. Jngenieurkammer
rücksichtlich der Anrechenbarkeit der praktischen Befähigung eines Zivil -Ingenieurs
für Maschinenbau wegen Erweiterung seiner Befugnis als Zivil -Ingenieur
für Elektrotechnik wurde von dieser Kammer auf die unbefugte Führung des
Titels „Diplom . Ingenieur " seitens dieses Zivil -Ingenieurs hingewiesen.

Unter Bezugnahme auf das Gesetz vom 10 . April 1872 , R .- G .-Bl.
Nr . 54 , betreffend die Organisation der Technischen Hochschule in Wien , wo¬
nach dieser Hochschule das Recht eingeräumt wird , Hörern , welche ein Abso-
lutorium erworben haben , zu den strengen Prüfungen zuzulaflen und ihnen
über die bestandene Prüfung ein „ Diplom " auszufertigen und unter Dar¬
legung der in den Kreisen der akademischen ..Technikcrschaft bestehenden Ansicht,
daß der Titel „ Diplom . Ingenieur " in Österreich nur jenen Absolventen
einer inländischen technischen Hochschule zustehe , welche sich dieser strengen
Prüfung mit Erfolg unterzogen haben , berichtete nunmehr die Statthalkrci
an das im Gegenstände zur Entscheidung kompetente Ministerium für Kultus
und Unterricht.

Das Ministerium für Kultus und Unterricht hat nunmehr mit dem
Erlaffe vom 24 . März 1914 , Z . 6645 , der Statthalterei eröffnet , daß das
vom Zivil -Ingenieur für Maschinenbau und Elektrotechnik N . N . an der
polytechnischen Schule in Zürich erworbene Jngcnieurdiplom nicht als gleich¬
wertig mit einem an einer inländischen technischen Hochschule erworbenen
Diplome Uber die Ablegung der strengen Prüfungen anerkannt werden kann.

Dem Genannten kann daher nach h. o. Anschauung , nicht das Recht zu-
crkannt werden , den Titel „ Diplomierter Ingenieur " in Österreich zu führen,
umsomehr , als auch denjenigen Absolventen unserer heimischen technischen
Hochschulen , welche das Zeugnis über die abgelegte zweite Staatsprüfung er¬
langt haben , dieses Recht nicht zuerkannt wird.

Hiezu wird bemerkt , daß über die Gleichwertigkeit von an der Technischen
Hochschule in Zürich zurückgelegten Studien in jedem einzelnen Falle die h. o.
Entscheidung abgesondert einzuholen ist, da die Organisation dieser Hoch¬
schule nicht durchwegs der der inländischen Hochschulen entspricht.

Sollte der Ingenieur N . N . die Gleichstellung seines an der Züricher
Technischen Hochschule erworbenen Diplomes mit einem zweiten Slaats-
prüfungszeugniffe einer inländischen technischen Hochschule anstceben , so wird
derselbe demnach unter Nachweisung seines bisherigen Studienganges darum
anzusuchcn haben.

7 .

Öffentlicher Landnngs - und Lagerplatz am Donau¬
kanal.

Kundmachung der k. k. n .-ö. Statthalterei vom April 1914,
Z . X , 968/14 , (M . Abt . IV , 2171 ) :

An Stelle des mit der Statthaltcrei -Kundmachung vom 5. Dezember
1913 , Z . X -2566/1 , wegen des Umbaues der Kaiser Franz Josefs -Brücke ge¬

sperrten öffentlichen Landungsplatzes am rechten Ufer der Donau oberhalb der
genannten Brücke (Post Nr . 22 des im L.-G - und V .-Bl . Nr . 241 vom
Jahre 1910 enthaltenen Verzeichnisses der öffentlichen Landungsplätze ) wird
bis auf weiteres der bereits bestehende AuSstreifPlatz am linken Ufer des Donau¬
kanals an der Brigittenauerlände , unterhalb des Döblinger -Steges , gemäß
8 83 der provisorischen Schiffahrts - und Strompolizeiordnung vom 4 . No¬
vember 1910 , R .-G .-Bl . Nr . 201 , als öffentlicher Landungsplatz bestimmt.

Derselbe beginnt 50 m unterhalb der Achse des Döblinger -Steges und
erstreckt sich von da an auf eine Länge von 260 m kanalabwärts . Der Landungs¬
platz ist durch Abschrankung und Aufschriften kenntlich gemacht.

Sämtliche Fahrzeuge , welche an diesem Platze anzulegen beabsichtigen,
haben bei unmittelbarer Einfahrt in den Donaukanal an den festgesetzten Warte¬
plätzen (Punkt 12 der derzeit in Geltung stehenden Statthalterei -Kundmachung
Z . X -303/48 ) erl9l4behufs gefällsämtlicher und strompolizeilicher Behandlung an¬
zulegen und vor Fortsetzung der weiteren Talfahrt den Ankunfts - und Passier¬
schein bei der k. k. Stromaufsicht Nußdorf , beziehungsweise bei der k. k. Donau-
kanal -Jnspektion zu lösen.

Für die Ablagerung von Holz haben folgende Bestimmungen zu gelten:
1 . Das Holz ist derart zu lagern , daß ein Abrollen von Holzstückcn aus

die Straße unmöglich ist.
2 . Gegenüber den Häusern auf der Brigittenauerlände darf nur Lang¬

holz, gegenüber dm unverbauten Teilen auch Kleinholz gelagert werden
letzteres muß jedoch in einer Mindestentfernung von 20 m stromabwärts vom
letzten Hause abgelagert werden.

3 . Zwischen den Stößen des Langholzes ist ein Zwischenraum von 3 w
frei zu halten , wobei die Hölzer parallel zur Straße zu liegen haben.

4 . Bei den Gaskandelabern , welche durch Prellblöcke geschützt sind , darf
in einer Mindestentfernung von 2 m kein Holz gelagert werden.

5 . Die Kleinholzlagerung hat in nachstehender Weise zu erfolgen:
Die einzelnen Stöße dürfen eine Breite von 6 m , eine Länge von 12 m

und eine Höhe von 3 m nicht überschreiten . Zwischen den einzelnen Stößen
sind Verkehrswege von mindestens 1 m Breite frei zu lassen . Zwischen der
Langholz - und der Kleinholzlagerung ist ein Querstreifen von 5 m Breite frei
zu lassen.

6 . Für die Lagerung von Langholz wird eine Maximallagerfrist von drei
Wochen , vom Beginne der Ausladung an gerechnet , für die Lagerung von
Kleinholz oder anderen Waren eine Frist von 13 Tagen (Werktagen ), vom
Tage der Ausladung an gerechnet , bestimmt.

Bei Überschreitung obiger Fristen wird ein Lagerzins im Betrage von
5 ü pro Tag und Quadratmeter der benützten Fläche zugunsten des Donau-
regulierungssonds eingehoben.

Die durch die Stompolizciordnung bestimmte fünftägige Ausladefrist darf
in keinem Falle überschritten werden.

7 . Das Hantieren mir offenem Feuer und Licht sowie das Rauchen ist
auf dem Kleinholzlagerplatze strengstens verboten.

Im übrigen sind leicht brennbare und explosible Gegenstände von der
Lagerung überhaupt ausgeschlossen.

Für jede Beschädigung an den Anlagen der Gemeinde Wien anläßlich
des Abladens , Lagerns und der Abfuhr von Holz oder anderen Waren ist der
betreffende Benützer des Platzes haftbar.

Ein Marktverkehr darf auf dem Lagerplatze nicht betrieben werden.
Die Überwachung der abgelagerten Gegenstände obliegt den Besitzern

derselben.
Die Organe der k. k. Donaukanal -Jnspektion sind beauftragt , die strikteste

Einhaltung obiger Anordnungen zu überwachen und ist deren Weisungen un¬
weigerlich Folge zu leisten.

Im übrigen sind die Bestimmungen der jeweils in Kraft stehenden
Statthalterei -Kundmachung , betreffend die Regelung der Schiffahrt im Wiener
Donaukanale und die Ein - und Ausfahrt bei Nußdorf , sowie die sonstigen
strompolizeilichen Vorschriften einzuhalte » .

8 .

Regelung des Berkehres in der Nutzwaldgaffe im
XIX . Bezirke.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 29 . April 191 4
M . Abt . IV . 3345/12:

Aus Grund der 88 46 (Ziffer 3 ) und 100 des Gesetzes vom 24 . März
1900 , L.-G - und V .-Bl . Nr . 17 , werden für den Verkehr durch die Nuß¬
waldgaffe im XIX . Bezirke folgende Anordnungen getroffen:

1. Dem leichten Fuhrwerk ist die Durchfahrt in der Richtung von der
Silbergasse zur Hohen Warte,

2 . dem Schwerfuhrwerk ist die Durchfahrt in beiden Richtungen ver¬
boten.

3 . Beiden Fuhrwerksgattungen ist die Zu - und Abfahrt zu und von den
Häusern der Nußwaldgaffe nur in der Richtung von der Hohen Warte gegen
die Silbergasse gestattet.

4 . Vor den Häusern Or .-Nr . 15 , 17 , 18 und 20 darf nur im Schritte
gefahren werden.
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Übertretungen dieser Vorschrift werden gemäß U 100 und 101 des oben
genannten Gesetzes mit Geld bis zu 400 L oder mit Arrest bis zu 14 Tagen
bestraft.

r ».

Verbot des Wegwerfeus von Papier und Obstresteu
auf die Straße.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 30 . April 1914,
M . Abt . IV , 87 (im Einvernehmen mit der k. k. Polizei-
Direktion erlassen ) :

Auf Grund der W 46 (Ziffer 2 und 3) und 100 des Gesetzes vom
24 . März 1900 , L.-G - und V .-Bl . Nr . 17 , wird Hiemil verboten , öffentliche
Straßen oder Gehwege durch Wegwerfcn von Papier (Zeitungsbiättern,
Ankündigungszctteln , Fahrscheinen , Papierabfällcn und dergleichen ) , Obstschalen
oder Obstrestcn zu verunreinigen.

Übertretungen dieses Verbotes werden , sofern sie' nicht unter die Be¬
stimmungen des Strafgesetzes fallen , auf Grund der HZ 100 und 101 des
oben genannten Gesetzes mit Geld bis zu 400 L oder mit Arrest bis zu
14 Tagen bestraft.

Abschnitt 4.

Magistrats -Abteilung XIX.

Der durch das Normale Nr . 28/13 verfügte 2 . Absatz hat zu lauten:
„Die individuellen Steuerangelegcnheitcn,  betreffend

die Erwerbsteuer der zur öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten Unter¬
nehmungen , bezüglich welcher die Steuervorschreibung der k. k. Steuer¬
administration für den I . Bezirk obliegt und die Tantiemenabgabe . "

Abschnitt v.
Stcueramt.

Der 2 . Absatz hat zu lauten:
„Einhebung und Verrechnung der von der k. k. Steucradministration für

den I . Bezirk vorgeschriebenen Erwerbsteuer von den der öffentlichen Rechnungs¬
legung unterworfenen Unternehmungen und der Tanticmenabgabe , weiters der
Militärtaxen von . .

II. Norlmilivdestimmullgen.
Magistrat:

i «.
Ergänzung der (tzeschäftseinteilung.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 6. April
1914 , M . D . 1480 ex 1914 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 18) :

Mit der Verordnung des Handelsministeriums vom 4 . März 1911,
R .-G .-Bl . Nr . 56 , wurde das Gewerbe derjenigen , welche aus dem Fracht¬
geschäfte entstehende Forderungen an die Bahnverwaltungen oder sonstige
Transportanstalten erwerben und sodann im eigenen Namen und auf eigene
Rechnung geltend machen , an eine Konzession gebunden und die Verleihung
einer solchen der politischen Landesbehörde Vorbehalten.

Der Herr geschäftsführcndc Vize -Bürgermeister Heinrich Hierhaminer
hat sich zufolge Entschließung vom 1. April 1914 , Pr .-Z . 4738 , bestimmt ge¬
funden , die Erstattung des Vortrages im II . Senate und die Berichterstattung
an die Landesbehörde hinsichtlich dieses konzessionierten Gewerbes der Magistrats-
Abteilung XVII s, zu übertragen.

Es ist daher bei den Agenden der Magistrats -Abteilung XVII a (hicr-
ämtlichcr Erlaß vom 30 . Jänner 1912 , M .-D . 1827/10 , Norm .-Bl . Nr . 17
ox 1912 ) am Schluffe Folgendes beizusügen : „ Erwerbung und Geltendmachung
von aus dem Frachtgeschäfte entstehenden Forderungen im eigenen Namen und
auf eigene Rechnung . "

Die Beschäftigung der Revision von Frachtdokumenten und der Reklama¬
tion aus Frachtverträgen für fremde Rechnung (sogenannte Frachten -Revisions-
und Reklamations -Bureau ) wird auch weiterhin nach der geltenden Praxis als
Privatgeschäftsvermittlung zu behandeln fein , wozu die Magistrats -Abteilung XVIIa
nach dem erwähnten Normalerlasse (Norm .-Bl . Nr . 17 ex 1912 ) bereits zu¬
ständig erscheint.

LI
Änderung der Geschäftseinteiluug.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 27 . Apri ^
1914 , M . D . 1792 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 19)

Der Herr Bürgermeister hat mit Entschließung vom 22 . April 1914'
Z . 5959 , folgende Abänderung der Geschäftseinteilung verfügt:

Anhang.
Wiener Stadtbibliothek.

Verzeichnis der Neuerwerbungen aus dem Gebiete der Nechts-
iind Staatswissenschaft

im IV. Merteljahre 1914.

41 Rechts - und Verwaltungs Angelegenheiten im allgemeinen.

Rechtspflege , Verfassung und Verwaltung im
allgemeinen.

Anträge — der Kommission zur Förderung der Verwaltungsrcform , betreffend
Erlassung einer Geschäftsordnung der k. k. Bezirkshauptmannschasten samt
Erläuterungen . K. k. Hof - und Staatsdruckerei , Wien , 1913 . — 0 58887.

Dienstpragmatik . Die — . (Gesetz, betreffend das Dienstverhältnis der Staats¬
beamten und der Staatsdienerschaft .) Mit Erläuterungen von Dr . Rudolf
Ehmer . Moser , Graz , 1914 . — 4 58954.

— Die — . (Gesetz über das Dienstverhältnis der Staatsbeamten und der
Staatsdienerschaft . H ?g. von Graf Anton Pace . Manz , Wien , 1914 . —
4 58933.

— für die Gemeinde -Beamten und -Diener der Stadt Wien , 1914 . —
4 1818.

Gorup v. Besanetz , Fcrd . Frh . v Organisation und Instruktion der Wiener
k. k. Sicherheitswachc . Selbstverl . Wien , 1910 bis 1913 . — 4 58988.

Güterbeamtengcsetz . Gesetz vom 13. Jänner 1914 über den Dienstvertrag der
in land - und forstwirtschaftlichen Betrieben angestellten Personen . Hsg.
von Dr . Siegmund Grünberg . Manz , Wien , 1914 . — 4 59012.

Hartl Karl , Dr . Die Dienstpragmatik . Gesetz vom 25 . Jänner 1914 , betreffend
das Dienstverhältnis der Staatsbeamten und Staatsdienerschast . Zusammen-
gcstellt von . G . Schöpperl , Wien , 19 !4 . — 4 59033.

Jsze Gaston . Das Verwaltungsrecht der französischen Republik . Mohr,
Tübingen , 1913 . — 4 58842.

Langer Alfons , Dr . Das Disziplinarverfahren nach der Dienstpragmatik.
Erläuterungen und Beispiele . Manz , Wien , 19 i4 . — 4 1407.

Lübeck. Sammlung der — ' ischen Gesetze und Verordnungen . 80 . Bd . 1913 . —
4 25969.

Nawiasky Hans , Dr.
4 59019.

Die Dienstpragmatik . Vorlesung . Tempsky , Wien , 1914.

Personalsteuergesetz . Das neu - — . Bearbeitet von Dr . Julius/Knöpfelmacher.
R . Pagauschek , Mähr .-Ostrau , 1914 . — 4 58953.

Rauda Anton Ritter v., Dr . Die Schadenersatzpflicht nach österr . Rechte.
3 . verm . Aufl . Manz , Wien , 1913 . — 4 59023.

Redslob Robert , Dr . Abhängige Länder . Eine Analyse des Begriffes von der
ursprünglichen Herrschergewalt . Veit L Komp ., Leipzig, 1914 . — 4 58926.

Reichs - und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 22 . Juli 1913 , erläutert von
Th . Meyer . C . Heymann , Berlin , 1913 . — 4 58961.

Sand Eduard . Die Abgrenzung der Befugnisse des Magistrates und der
Stadtverordneten n . d. Städteordnunq vom 30 . Mai 1853 . Vahlcn,
Berlin , 1914 . — 4 58915.

Scherer Hermann . Dienstpragmatik der k. k. Staatsbeamten und Staatsdiener.
II . Aufl . Selbstverl ., Wien . — 4 58925.

Seydel Max , v. Bayrisches Staatsrecht . Neubcarb . von Dr . I . v. Graßman
und Dr . Robert Pilot , v. . . . Mohr , Tübingen , 1913 . . . I . u . II . Bd.
- L 58882.
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Szombathy Otto , Dr . Die neue Einkommensteuer . Manz , Wien , 1914 . . . —
X 58932.

Ulbrich I ., Dr . Das österr . Staatsrecht . Neubearbeitung . Mohr , Tübingen,
1909 . - 8 58873.

Finanzverwaltung.

Rausch Karl . Finanzielle und wirtschaftliche Kriegsrüstung . Vorschläge zur
Sicherung eines geregelten Staats - und Wirtschaftslebens in Kriegszeiten.
Braumüller , Wien , 1914 . — X 58096.

Handel , Gewerbe und Industrie.

Berthvmien CH. 8s rspos bebäomaäaire äavs Is commerce . 4 . Rousseau , !
Paris . 1914 . - X 58943.

Popäs äs edömLgs -bourss äu travail , konäs äes crises . XssociLtmn
intseiiS -tiouals pour 1a lutts oontrs 1s ebümLAS . . . Rublie 9- l occasiou
äs I'eipusition universelle äs 6aiiä . 1913 . — . . . . I 58871.

Macholl Anton . Die Profilgestaltung der Untergrundbahnen . Eine bautechnische
wirtschaftliche Studie . R . Oldenburg , München , 1914 . — .4 58936.

Oescber Leopold . Bau -Objekte aus Eisen , dargestellt in 14 Plänen . Prandel L
Co .. Wien , 1847 . — 0 59005.

Tille Alexander , Dr . Die Berufsstandspolitik des Gewerbe - und Handels¬
standes . Rosenbaum L Hart , Berlin , 1910 . — 4 58874.

Sozialpolitik.

Arbeitslosen -Versicherung . Der gegenwärtige Stand der — . Hsg . v. d. Abt . XI
des Wiener Magistrates , Wien , 1914 . — .4 59060.

(̂ oneres . kremier international äs ia protection cie i enkanee . kruxe1 !tz85
1913 . - X 58947 . , ^

Jugendpflege . Handbuch für — . Hsg . v . d. deutschen Zentrale für Jugend¬
fürsorge . H . Berger , Langensalza , 1913 . — 8 58780.

Meyer Paul . Dr . Die Notstandsarbeiten und ihre Probleme . Ein Beitrag zur
Frage der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit . Fischer , Jena , 1914 . —
X 59020.

Selter Hugo , Dr . Handbuch der deutschen Schulhygiene . Th . Steinkopff,
Dresden und Leipzig . 1914 . — 8 58886.

Souäek Jakob . Der rechtliche Charakter der Arbeiiskonflikte . Wege zur Sicherung
rechtlicher Zustände auf dem Gebiete des Arbcitsvertrages . M . Perles,
Wien , 1914 . . . . — A 59111 . „ ^ ^

§ teinberger H . Die Wohnung und die Wohnungsfeuchtlgkeit . W . Ernst L Sohn,
Berlin , 1914 . - 4 58977.

Striemer Alfred . Zum Kampfe um hie wirtschaftliche Selbständigkeit des
Klein - und Mittelbetriebes . Duneker LHumblot , München u . Leipzig, 1914.
- 6 59098 . ^ .

Tews I . Schulkämpfe der Gegenwart . Vorträge zum Kampfe um die Volks¬
schule in Preußen , gehalten in der Humboldt -Akademie in Berlin . Teubner,
Leipzig , 1906 . . . . — X 58861.

Volkswirtschaftslehre.

Arnedt Otto , Dr . Die Notlage des städtischen Grundbesitzes . Aufsätze und
Reden über Bodenreform . „Politik " , Berlin , 1914 . — X 58941.

Böttinger Josef . Die Wertbestimmung von Wohnungsgebäuden und von Bau¬
werken industrieller Anlagen . Lehmann L Wentzcl , Wien , 1905 . —

Marschall Bieberstein v. Die Sparpflicht für Minderjährige und Wohnungs¬
frage . Ein Versuch ihrer Lösung , von Freiherrn — . Fischer , Jena , 1914 . —
X 58924.

« . Gemeindeverwaltung.
Bau Ordnung für die k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien (Entwurf

vom Jahre 1913 ). Verlag des Gemeinderats -Präfidiums , Wien , 1913 . —
6 54409.

Benkert Kurt , Dr . Die Entwicklung des Dresdner Wohnhauses vom 16 . bis
zum Ausgang des 18 . Jahrhunderts . Duncker und Humblot , München
und Leipzig , 1914 . — X 59091.

Hübner O . Der Straßenbaum in der Stadt und auf dem Lande , seine
Pflanzung und Pflege , sowie die erforderlichen Maßnahmen zu seinem
Schutze . Parey , Berlin , 1914 . — 4 58979.

Krüer Hermann . Die Markthallen und ihre Hilfskräfte als Faktoren der
Lebensmittelversorgung in unseren Großstädten . Marcus , Bonn , 1914 . —
X 59097.

Reich A . Reinigung und Beseitigung städtischer und gewerblicher Abwässer
Jänecke , Hannover , 1907 . — 4 58855.

Roth G . Die Verkehrsabwicklung auf Plätzen und Straßenkreuzungen . M.
Boerner , Halle a . S ., 1913 . — X 58888.

Rottmann Walter . Die Untersuchung und Verbesserung des Wassers für alle
Zwecke seiner Verwendung . Jänecke , Hannover , 1907 . — X 58856.

Varlez Louis . 8a kolitigus communals eontre I« cbomaxs specisloiiieiit
a 6auä . Rsmbert ^ , Rruielle », 1913 . — X 58870.

1'. Städtische Unternehmungen.
Frense Heinrich . Das Holzpflaster in London . G . Fischer , Jena , 1914 . —

X 59011.

Schiff Emil . Sollen die Berliner Elektrizitätswerke verstadtlicht werden?
Springer , Berlin , 1914 . — X 59022.

I». Berwaltungsberichte , Statistik , Voranschläge und Rechnnngs-
abschliifse der Städte.

Berlin . Hauptjahresabschluß der Stadthauptkassa pro 1J12 . — 8l . 17640.
Berlin . Verwaltungsbericht pro 1912 . — St . 17639.
Breslau . Stadthaushaltsplan pro 1914 . — St . 17943.
Budapest . 82beskoväros bivatalos cimts .iL 1914 . — X 5500 >.
Darmstadt . Voranschlag pro 1914 . — St 30724.
Darmstadt . Verwaltungsbericht pro 1912 . — 8t 30727 . .
Frankfurt a . M . Bericht über die Verhandlungen der Stadtverordneten -Ver-

sammlung , 46 . Band , 1913 . — 8t 17794.
Frankfurt a . M . Verwaltungsbericht pro 1912 . — 3r 17793.
Graz . Voranschlag pro 1914 . — 8t 22180 . . ^ iaiL
Heidelberg . Voranschläge über die Emnahmen und Ausgaben Pro 1914 . -

Karlsruhe . Chronik für das Jahr 1912 . — -4 41738.
Karlsruhe . Voranschläge pro 1914 . — 8t 21713.
Kassel . Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde -Angelegen¬

heiten pro 1912 . — 8t 30367.
Köln . Geschäftsberichte der Gas -, Elektrizitäts - und Wasserwerke 1912/13 . —

— Bericht Uber die Verwaltung der städt . Bahnen Pro 1912/13 . — 8t . 56421.
Kopenhagen . 8taäen Kobsubavus RssnskaboA LerstuiuZ am Kommunen»

LnIigAenäer kor 1912/13 . — 8t 29354.
I-onäon connt ^ couneil . Report ot tbs eouncii to 31 st Aaren , 1913.

8t 38965.
Lübeck. Berwaltungsbericht pro 1912 . — 8t 37998.
Mainz . Verwaltungs -Rechenschaft pro 1912/13 . — 8t 30739.
Milano . Rilaneio äi previsione . . . äell ' anno 1914 . — 8t 51596.
— Ounto consuntivo äell ' anno 1912 . — 8t 50256.
Mühlhausen i. Elf Verwaltungsbericht pro 1912 . — 8t 54827.
München . Bericht über den Stand der Gemeinde -Angelegenheiten Pro 1912 . —

8r 23121.
Stargard . Haushaltsplan pro 1914 . — 8t 30893.
Stettin . Verwaltungsbericht pro 1912 . — 8t 30699.
Wittenberg . Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde-

Angelegenheiten Pro 1912 . — 8r 30702.

Periodische Publikationen.

Amtsblatt f . d. Handels - und Gewerbe -Verwaltung . VIII . Jhrg . 1918 . —

Amtsblatt der k. k. Polizei -Direktion in Wien s. d. Jahr 1902 , 1903 , 1905
bis 1913 . — X 27849.

Arbeiterversorgung . XXXI . Jhrg . 1914 . — L 1627.
Arbeitsvermittlung . Ergebnisse der — in Österreich nu Jahre 1912 . —

.4 52237.
Archiv des öffentlichen Rechts . 31 . Bd . — X 18368.
Archiv . Allgemeines statistisches Archiv . VII . Bd . 2 . Halbbd . — X 22383.
Berlin . Kommunalblatt der Haupt - und Residenzstadt — - 54 . Jahrg . 1913

samt Beilageband . — 8 17637.
Bibliographie . Allgemeine — der Staats - und Rechtswissenschaften . XI,VI.

1913 . — X 7781 . ^
Blätter f. d. Armenwesen der Stadt Wien . XII . Jahrg . (Nr . 138 bis 144 ). —

8 38240.
- Juristisch - X8II . Jahrg . 1913 . - S 25215.
— Kommunalpolitische — . VIII . Jahrg . 1914 . — 8 54458.
Bodenreform . 24 . Jahrg . 1913 . — X 52107.
Bulletin des Jnterationalen Arbeitsamtes . Bd . XII . 1913 . — X 40007.
Chronik . Politische — und volkswirtschaftliche — der österreichisch-ungarischen

Monarchie . Nebst Beilage : Parlamentarische — 1913 . .- (1 56706.
Conrad , Dr . I . Grundriß zum Studium der politischen Ökonomie . III . Teil.

Finanzwiffenschaft . Fischer , Jena , 1918 . — 8 58946.
Dokumente des Fortschrittes . Intern . Revue . VII . Jahrg . 1914 . — L 57433.
Eisenbahnstatistik . Österr . — . 1912 . I . u . II . Teil . — 6 41625.
Finanz -Archiv . 31 . Jahrg . I . Bd . — X 1626.
Gemeinde -Verwaltungsblatt . 26 . Jahrg . 1913 . — 8 32727.
Gemeindezeitung , Deutsche — . 52 . Jahrg . 1913 . — 8 31995.
Gerichts -Zeitung , Allgemeine österr . 64 . Jahrgang . 1913 . — 6 158.
Jahrbuch der Bodenreform . X . Bd . 1914 . — X 57356.
Jahrbuch der Wr . k. k. Krankenanstalten . XV . u . XVI . 1906 u . >907 . —

8 27162 . ^ ^
Jahrbuch des allgem . Verbandes d. aus Selbsthilfe beruhenden deutschen Er¬

werbs - und Wirtschaftsgenoffenschaften f. 1912 . — 8 33648.
Hygiene . Jahresbericht über die Leistungen und Fortschritte auf dem Gebiete

der - . 30 . Jahrg . 1912 . - X 52214.
Juristen -Zeitung , Deutsche . XVIII . Jahrg . 1913 . — 8 57115.
Jahrbuch , Kommunales . VI . Jahrg . 1913/14 . — X 53069.
Monatsschrift . Statistische — . N . F . XVIII . 1913 . — X 1311.
Nachrichten . Amtl . — des k. k. Ministeriums des Innern . 25 . Jahrg . 1913.

6 22485.
Patentblatt . Österr . — . XV . Jahrg . 1913 . — ö 35122.
Personalist und Emanzipator . Jahrg . 1913 . Nr . 317 — 328 . — 6 50221.
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Praxis . Die — der kommunalen und sozialen Verwaltung . II . Kursus . —
X 23208.

Rechtschutz . Gewerblicher — und Urheberrecht . 18 . Jahrg . 1913 . — 8 42713.
ReichsarbeitSblatt . LI . Jahrg . 1913 . — 8 41588.
- 7 . 8 . u . 9 . Sonderheft . — 8 41588.
Reichsgesetzblatt für das Deutsche Reich . 1913 . — 6 42475.
Sammlung von Entscheidungen der k. k. Gewerbeqerichte . XlV . Bd.

Nr . 2063/2206 . - 4 36264.
Selbstverwaltung . 40 . Jahrg . 1913 . — 8 22347.
Städtebuch , Österreichisches . XIV . Bd . — 6 19325.
Stadtrechte . Ober -Rheinische — . II . Abt . 3 . Heft . — 4 40027.
Rundschau . Soziale — . XV . Jahrg . 1914 . — 4 38694.
Verordnungsblatt des k. k. Ministeriums des Innern . 1913 . — 8 37393.
Verordnungsblatt des k. k. Justizministeriums . XXIX . Jahrgang 1913 . —

8 18884.
Verwaltungsarchiv . Zeitschrift für Verwaltungsrech ! und Verwaltunasqerichts-

barkeit . Bd . XXII . — 4 26282.
Vorträge , Städtebauliche — . VII . Bd . — 8 55883.
Wochenschrift . Dorns volkswirtschaftliche —. 1914 . — 6 32499.
Zeitschrift . Österreichische — für öffentl . Recht . Herausg . von Edmund Bernatzik.

Manz , Wien , 1914 . — 4 58952.
Zeitschrift . Österreichische — für Verwaltung . XI,VI . Jahrgang . 1918 . —

6 1745.
Zeitschrift für Sozialwissenschaft . N . F . IV . Jahrgang . 1913 . — 4 32759.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes
gesetz und Verordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre 1S14 publizierten Gesetze

und Verordnungen.
Neichsgesehblatt.

Nr . 88 . Kaiserliches Patent vom 23 . April 1914,
betreffend die Einberufung deS Landtages von Niederösterreich.

Nr . 8N. Kundmachung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 4. April 1914 , bet-effend die Zeugnisse der an der
Fraucngemerbeschule für Weißnähen und Kleidermachen in Lundenburg be¬
stehenden Fach -Abteilung für Kleidermachen.

Nr . ÄS Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 16. April 1914 , betreffend die Bezeichnung des
tirolisch -vorarlbergischen Blinden -Lehr- und Erziehungs -Institutes in Innsbruck
als Anstalt , deren Zeugnisse über den mit Erfolg zurückgelegten Besuch der an
derselben bestehenden Abteilungen für Korbflechterei und für Bürstenbinderei
den Nachweis über die ordnungsmäßige Beendigung des Lehrverhältnifles , be¬
ziehungsweise den Nachweis über die vorgeschriebene Verwendungsdaucr als
Gehilfe in einem handwerksmäßigen Gewerbe ganz oder zum Teile ersetzen.

Nr . SI . Kundmachung des Ministeriums des
Innern Vom 22 . April 1914 , betreffend die Feststellung der
Verbotszonen für Luftfahrzeuge.

Nr . SS . Verordnung des Finanzministeriums
Vom 24 . April 1914 , betreffend die Abänderung der Hauszinssteuer-
Einzahlungstermine in den Stcuereinhcbungsbezirken Kralup a . M . und Wel-
warn in Böhmen.

Nr . SS . Verordnung der Ministerien der Finanzen,
des Handels und des Ackerbaues vom 28 . April 1914,
betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der Durchführungsvorschrift
zum Zolltarisgesetze vom 13 . Februar 1906 , R .- G -Bl . Nr . 22 , und der Er¬
läuterungen zum Zolltarife.

Nr . S4 . Kaiserliche Verordnung vom 1. Mai 1914,
betreffend die Verwendbarkeit der Teilschuldverschreibungen der von dem König¬

reiche Galizien und Lodomerien mit dem Großherzogtume Krakau aufzunehmenden
Anleihe im Nominalbeträge von 80,000 .000 L zur fruchtbringenden Anlegung
von Stiftung ?-, Pupillar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr . SS . Verordnung des Finanzministeriums vom
31 . März 1914 , betreffend die Gewährung der Stcmpelfreiheit für
Anmeldungen von Holzschlägerungen.

Nr . SS . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 29 . April 1914 , betreffend die Ermächtigung des Nebenzoll-
amtes Niedcreinsiedel zu Sebnitz zur zollfreien Abfertigung von aus dem Aus-
lande zurückgelangenden gebrauchten äußeren Umschließungen und Behältnissen.

Nr . S7 . Kaiserliche Verordnung vom 4. Mai
1914 , betreffend die im ersten Halbjahre 1914 aus dem staatlichen Melio-
rationskonde zur Verwendung gelangenden Unterstützungen.

Nr . S8 . Verordnung des Justizministers vom
1 . Mai 1914 , über die Abänderung der Anmerkung 5 zur Tarifpost 10
des Advokatentarifes.

Nr . SS . Kaiserliche Verordnung vom 5. Mai
1914 , betreffend das metrische Karat.

Nr . ISS . Verordnung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit den Mini¬
sterien des Innern , der Finanzen und des Handels
vom 7. Mai 1914 , betreffend das metrische Karat.

Nr . IS1 . Kaiserliches Patent vom 7. Mai 1914,
betreffend die Einberufung des Landtages von Vorarlberg.

Nr . IST . Kundmachung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 5. Mai 1914 , betreffend die Zeugnisse der Fach¬
abteilung für Kleidermachen an der Frauengewerbeschule für Weißnähen,
Kleidermachen und Sticken der Stiftung „ Frinta " in Görz.

Nr . ISS . Verordnung des Ministers des Innern
im Einvernehmen mit dem Handelsminister vom

5 . Mai 1914 , betreffend die Anzeige von übertragbaren Krankheiten.

Nr . 1S4 . Konzessionsurkunde vom 5. Mai 1914,
für d>e Lokalbahn von Marienberg nach Braunsberg.

Nr . ISS . Kaiserliches Patent vom 18. Mai 1914,
betreffend die Einberufung des Landtages von Tirol.

8 . Landesgesetz- und Verordnungsblatt.
Nr . SS . Kundmachung des k. k. Statthalters

im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
2. April 1914 , Z. 11-1087/16, betreffend die Durchführung der
Hauptstcllung im Jahre 1914.

Nr . SS . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
7. April 1914 , Z . Xl b-165/4, betreffend die der Gemeinde Mördern
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Verschönerungstaxe und die hiefür
erlassenen Einhebungsvorschriften.

Nr . S4 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22. April 1914 , Z. V1-717/1, betreffend die der Gemeinde Mank
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Beerdigungsgebühr von 13 L.
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Nr. »5 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
23 . April 1914, Z . XI b-296/1 , betreffend die der Gemeinde Gmünd
im Gerichtsbezirke Gmünd erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent
der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr. 38 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
23 . April 1914, Z . XI b-307/1 , betreffend bieder Gemeinde Haders¬
feld erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr. 37 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
23 . April 1914 , Z . XI d-298/1 , betreffend die der Gcmeinde
Kollnitzgraben erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr. 38 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
26 . April 1914 , Z . XIb -264/2 , betreffend die der Gemeinde
Gloggnitz erteilte Bewilligung zur Einhebung von Vcrschönerungstaxen und
die hiesür erlassenen Einhebungsvorschriften.

Nr. 38 . Kundmachung der k. k. niederöster¬
reichischen Finanz -Landes -Dircktion vom 6 . April
1914 , Z . IV-129/6 , betreffend die Errichtung der linienverzehrungs¬
steueramtlichen Abfertigungsstellen „ Station Großmarklhalle « und „ Groß-
Schwechat ".

Nr. 48 . Gesetz vom 4. Mai 1914, betreffend die Auf¬
schiebung der Neuwahl des Gemeinde -Ausschusscs in Klosterneuburg und der
Ergänzungswahlen in anderen Gemeinden des Erzherzogtums Österreich unter
der Enns.
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VI.

Gesehe, Verordnungenu»i>Entscheidungen,
sowie

Normtivbestimumllgen des Gemeinderates, StadtratesM des Magistrates
in AlMlegecheitm der OemeindMiwaltlMZ und politischen AmtsHiMg.

Inhalt.
I . BerorLunngen und Entscheidungen:

1 . Erwerbung von Forderungen aus dein Frachlcngcschäste und Geltend¬
machung dieser Forderungen für eigene Rechnung — ein konzessioniertes
Gewerbe.

2. Verpachtung von Gewerbercchten . — Stellung des Pächters . — Selbst-
betriebsanzeigc des Verpächters.

3 . Ernennung von Korrespondenten des k. k. Archivrates.
4. Neue Durchführungsbestimmungen zum Wcingesctze.
5 . Berechtigung der Wäschewarenerzeuger zur Micdererzeugung.
6 . Eisenbahnbauverfahren ; Gebührenbehandlung von Eingaben und

Protokollen . — Vorschrift.
7. Ing . I . I . Müller 's  explosionssicherer Benzinlagerungsbchälter

System „Absolut " ; Zulassung.
8 . Sieben -Uhr -Ladenschluß.

9 . Verkehrseinschränkungen auf der Sophienbrücke.
10 . Krankenhaus Eggeuburg . — Erhöhung der Verpflegstaxe.
11 . Auslassung des Durchfahrtsverbotes für die Laur :nzgassc im V . Bezirke.
12 . Krankenhaus Waidhosen an der Thaya . — Festsetzung von drei Ber-

pflegsllasscn.
11 . Königlich niederländischer Honorar -Generalkonsul.
14 . Gift -Verschleiß.
15 . Verkehrsregelung auf dem Hamerlingplatze im VIII . Bezirke.
16 . Persönliche Gebührenfreiheit der Gemeinde Wien gemäß 8 69 und

Tarifpost 75 d Gebührengcsctzcs bei Einbeziehung von Straßengrund
gemäß Z 9 der Wiener Bauordnung.

Verzeichnis der im R e i ch s g es etz b l a t t e und im Landcs-
gesetz - und Verordnungsblatt ? für Österreich unter
der Enns im Jahre  1914 publizierten Gesetze und
Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Erwerbung von Forderungen aus dem Frachten¬
geschäfte und Geltendmachung dieser Forderungen
für eigene Rechnung — ein konzessioniertes Gewerbe.

Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 27 . März 1914-
Z . XII -998/9 , M . A. XVII a, 1567/14 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 25 ) :

Mit der Ministerialverordnung vom 4. März 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 56,
wurde auf Grund des ß 24 , Absatz 1 und 2, und des 8 57 , Absatz 3 der
Gewerbeordnung das Gewerbe derjenigen , welche aus dem Frachtengeschäste
entstehende Forderungen an die Bahnverwaltungen oder sonstige Transport¬
anstalten erwerben und sodann im eigenen Namen und auf eigene Rechnung
geltend machen , an eine Konzession gebunden.

Infolge Erlasses des k. k. Handclswinisteriums vom 4 . März 1914,
Z . 1348 , werden die unterstehenden Behörden auf das Erscheinen dieser
Ministerialverordnung mit der strengen Weisung aufmerksam geinacht , daß die
Anmeldung dieser bisher als freies Gewerbe behandelten Erwerbstätigkeit von
nun an nicht mehr zur Kenntnis genommen werden darf und allenfalls ein¬
langende Gesuche um Verleihung der Konzession für dieses Gewerbe hieher
zur kompetenten Entscheidung vorzulegen sind.

Die Erlangung der Konzession selbst wurde , abgesehen von dem Zutressen
der in Z 23 , Absatz 1 der Gewerbeordnung normierten allgemeinen Voraus¬
setzungen für den Antritt konzessionierter Gewerbe , von der Rücksichtnahme auf
die Lokalverhältniffe , sowie von dem Nachweise von Fachkenntnissen im Tarif-
und Transportwesen abhängig gemacht . Die Bestimmung des Ausmaßes der
Fachkenntnisse , welche von dem Konzessionswcrbcr nachzuwcisen sind , wurde
der freien h. o. Erwägung überlassen . Vor der Vorlage des Berhandlungsaktcs
ist in jedem Falle mit der zuständigen Staatsbahndirektion das Einvernehmen
zu pflegen.

Die Verpachtung des Gewerbes , sowie der Betrieb desselben durch
einen Stellvertreter (Geschäftsführer ) ist dem Konzessionsinhaber ausnahmslos
untersagt . Auf diese Bestimmung , sowie auf das im zweiten Absätze des tz 4
weiters ausgesprochene Verbot der Verwendung von Angestellten , Agenten und
anderen Personen außerhalb der Betriebsstätte zum Zwecke der Erwerbung der
im ß I genannten Forderungen wird mit der Weisung besonders aufmerksam
gemacht , daß Übertretungen dieses Verbotes unnachsichtlich zu ahnden sind.

Die vorerwähnten Verbote , sowie die Bestimmungen der 88 5 bis 7,
betreffend die Genehmigung des gleichzeitigen Betriebes dieses Gewerbes mit
anderen Gewerben , di« Zurücknahme der Konzession im Sinne des 8 57,

Absatz 3 der Gewerbeordnung und die besondere gcwcrbcpolizciliche Regelung
finden Anwendung auch auf die bereits bestehenden Gewerbebetriebe , deren
Gebarung von Seite der Gewcrbebehörden strengstens zu überwachen ist.

2 .
Verpachtung von Gewerberechten . — Stellung des
Pächters . — Selbstbctriebsanzeige des Verpächters.

Verwaltungsgerichtshof - Erkenntnis vom 1. April 1914,
! Z . 3464 ox 1914 M . Abt . XVII u, 2179/14 , (Normalienblatt

des Magistrates Nr . 23 ) :
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k.

Zweiten Präsidenten Freihcrrn v. S ch w a r tz e n a u , in Gegenwart der Räte
des k. k. Verwallungsgerichtshofes , und zwar des k. k. Senats -Präsidenten
Dr . Edlen v. Schuster und der k. k. Hofräte Dr . Schimm,
v. Bonfioli - Cavalcabo und Öapek,  dann des Schriftführers
k. k. Statthalterci -Konzipisten Edlen v. Neupauer,  über die Beschwerden
der Wiener Automobrl Taxameter und Verkehrs -Gesellschaft m . b . H . in
Wien gegen die Entscheidungen des k. k. Handelsministeriums vom 30 . Ok¬
tober 1912 , Z 28353 , Z . 28354 und Z . 28357 , betreffend die Ver¬
pachtung einer Fiaker - Lizenz, nach der am 1. April 1914 durchgeführlcn
öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vor¬
trages des Referenten sowie der Ausführungen des Dr . Adolf Bäck,
Hof - und Gerichts -Advokaten in Wien , in Vertretung der Beschwerden,
zu Recht erkannt:

Die Beschwerden werden als unbegründet abgewicsen.

Entscheidungsgründe.

' Die beschwerdeführcnde Gesellschaft pachtete von B . B . zwei Einspänner-
Lizenzen und eine Fiaker -Lizenz, sämtliche Lizenzen mittels Kraftwagen be¬
trieben . Im Jahre 1912 erstattete B . B . bei der Gewerbebehördc die An¬
zeige, daß er die Lizenzen wieder selbst betreiben werde . Diese Anzeige wurde
in allen drei Fällen von der Gewerbebehördc I . Instanz zur Kenntnis ge¬
nommen , die Rekurse dagegen wurden von der Statthallerei als unstatthaft
zurückgewiesen . Das Ministerium entschied mit den nunmehr angefochtenen
Entscheidungen in allen drei Fällen dahin , daß die Entscheidung der Statt¬
halterei als ungesetzlich von Amtswegcn aufgehoben und die Hinausgabe
einer neuen Entscheidung angeordnet werde.

Zur Begründung wurde bemerkt:
„Der Ausspruch der k. k. Statthalterei , daß der Inhaber eines

konzessionierten Gewerbes nicht verpflichtet ist, die Gewerbebehörde davon in
Kenntnis , zu setzen, daß er sein von ihm an dritte Personen verpachtetes Ge-
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werbe wieder selbst betreiben werde , ist in den Bestimmungen der Gewerbe¬
ordnung nicht begründet . Schon aus der im 8 55 , Abs. 2 G .-O . im allge¬
meinen vorgesehenen Anzeige , bezw . Genehmigungspfl 'cht für den Fall , daß
der Gewerbeinhaber von der ihm nach Abs. 1 des Z 55 , Iss - zukommenden
Fakultät Gebrauch macht , einerseits und aus der Notwendigkeit , daß die Gewerbe-
behörde jederzeit unterrichtet sei über den Träger der aus den Betriebsbefugnissen
fließenden Rechte und Pflichten anderseits erhellt , daß der Gewerb -inhaber
verhalten ist, auch von der Beendigung des pachtweijcn und der Wiederauf¬
nahme des persönlichen Betriebes der Gewerbebehörde Kenntnis zu geben.
Anderen Falles wäre die Gewerbebehörde gar nicht in der Lage , die ihr im 8 144,
Abs. 7 und rm Z145 G .-O . auferlegten Verpflichtungen , die bei allen Veränderungen
im Gewerbe platzgreifen,zuerfüllen . Da ge gen steht es der Gewerbebehörd e
nicht zu , über den Rechtsbestand , sowie über alle privat¬
rechtlichen Konsequenzen des betreffenden Pachtver¬
trages eine Entscheidungzu fällen . In dieserBeziehung
werden die allfälligen Ansprüche des Pächters eines
Gewerbes auf den ordentlich en Rechtsweg zu verweisen
sein . Die Gewerbebehörde wird aber Vorsorge zu
treffen haben , damit bei einer Anzeige des persönlichen
Wiederbetriebes des Gewerbes durch den Verpächter
der Weiterbetrieb durch den Pächter eingestellt werde.
Der k. k. Statthalterei gegenüber wird bemerkt , daß der Bescheid des Wiener
Magistrates , mit welchem die Wiener Automobil -Taxameter - und Verkehrs -Gesell¬
schaft m . b . H . von der zur Kenntnis genommenen Anreize des B . B . ver¬
ständigt wurde , in den beiden oben letztgedachten Belangen (Verweisung des
Pächters auf den ordentlichen Rechtsweg und Einstellung des Fortbetriebes
durch den Pächter ) unvollständig und ergänzungsbedürftig ist. "

In den drei Beschwerden wird die Anschauung vertreten , daß die Ge-
werbcbchörde , bevor sie die Anzeige des Wiederbetriebes durch den Verpächter
zur Kenntnis nahm , die Pächterin hätte verständigen sollen und im Falle ihres
Nichteinverständnisses die Anzeige bis zur Erledigung eines eventuellen Zivil-
rechtsstreites abzuweisen gehabt hätte . Die beschwerdeführende Gesellschaft er¬
blickt in dem Vorgehen des belangten Ministeriums einen Eingriff in die ge¬
werblichen zur » guoosits , die sie als Pächterin durch die behördliche Genehmigung
an den gepachteten Konzessionen erwarb . Auch wird ausgeführt , daß durch die
angefochtene Entscheidung in die Privatrechte der Pächterin aus dem Pacht¬
verträge eingegriffen werde , indem nämlich dadurch der Verpächter in die Lage
gesetzt werde , sich seinen Verpflichtungen gegen die Pächterin zu entziehen.

Der Verwaltungsgerichtshof konnte die Beschwerde nicht als begründet
erkennen.

Er hielt an der Rechtsanschauung fest, die schon wiederholt , so beispiels¬
weise in den Erkenntnissen vom 6. April 1894 , Z . 1395 , Sammlung Nr . 7821,
und vom 5. Oktober 1894 , Z . 3610 , Sammlung Nr . 8072 , dargelegt wurde.
Nach dieser Rcchtsanschauung erlangt der Pächter einer gewerblichen Konzession
(Z 55 G .-O .) durch die Geuehmhaltung als solcher keineswegs eine selbständige
und unabhängige Gewerbeberechtigung , sondern lediglich die Anerkennung
seiner Persönlichen Qualifikation zum Betriebe des gepachteten Gewerbes . Er
bleibt aber hiebei von der Person und den Verhältnissen des Konzessions¬
inhabers durchaus abhängig , wie sich das daraus ergibt , daß das Recht
des Pächters zur konzessionsweisen Ausübung des Gewerbes sofort hinfällig
wird , sobald auf Seite des Konzesstonsinhabers Umstände eintreten , die das
Erlöschen , die Zurücknahme oder den Verlust der Konzession zur rechtlichen
Folge haben.

Der Pächter kann seine Ansprüche aus dem Pachtverträge nur gegen den
Verpächter im privatrechtlichen Wege geltend machen , kann jedoch, weil ihm im
Verhältnisse zum Pächter eine öffentlich -rechtliche Befugnis nicht zusteht , der
Gewerbebehörde gegenüber selbständig nicht austreten , hat also auch nicht den
Anspruch auf Gehör über Erklärungen , die der Verpächter in Beziehung auf
seine gewerbliche Stellung bei der Gcwerbebehörde abgibt . Ebenso wie nur der
Verpächter die Genehmigung des Pächters kraft des Z 55 G .-O . zu erwirken
hat , steht es auch dem Verpächter zu , von der ihm erteilten Genehmigung zur
Verpachtung abzustehen ; dem Verpächter allein steht es zu , ungeachtet des Be¬
standes des Pachtverhältnisses die Konzession wirksam zurückzulegen (8 144 G . O .) .

Nur die Erklärungen des Verpächters sind demnach in diesen Belangen
für die Gewerbebehörde von Bedeutung , mag es sich nun um die Frage handeln,
ob eine gewerbliche Berechtigung verpachtet sein solle und wer als Pächter in
Betracht zu kommen habe , oder aber um die Frage , ob das Gewerbe fortbe-
stehen oder zurückgelegt werden solle (88 55 und 144 G .-O .) .

Sobald also die Anzeige des Verpächters bei der Gewerbebehörde ein¬
langt , daß er das Gewerbe nicht mehr durch einen Pächter , sondern selbst
betreiben will , hat die Gewerbebehörde nur den vormaligen Verpächter des
Gewerbes als das Betriebssubjekt für das betreffende Gewerbe anzusehen.

Es ist daher nicht richtig , wenn in der Beschwerde behauptet wird , die
Gewerbebehörden seien verpflichtet , vor der Erledigung der bezüglichen Anzeigen,
des Gewerbeinhabers dem Pächter Gelegenheit zu geben , , sich auszusprechen
eventuell die endgültige Entscheidung über einen Rechtsstreit zwischen Pächter
und Verpächter abzuwarten . Denn der Gewerbebehörde gegenüber kommt als
das Subjekt der Gewerbeberechtigung ausschließlich der Verpächter in Betracht.
Die Frage voer , welche zivilrechtlichen Beziehungen zwischen dem Verpächter
und Pächter des Gewerbes bestehen, ob der Verpächter in allem und jedem
seinen zivilrechtlichen Verpflichtungen gegen den Pächter nachkam , ist für die
Gewerbebehörde ohne jede Bedeutung . Es läßt sich also nicht behaupten , daß
durch die behördliche Kenntnisnahme von der im konkreten Falle vorgckommenen
Anzeige des Selbstbetriebes der vorher verpachteten gewerblichen Konzessionen
in einer gesetzlich unzulässigen Art im Zivilrechtsverhältnifse eingegriffen worden
sei. Ein solcher Eingriff läge nicht einmal dann vor , wenn der Verpächter ohne
vorgängige Anzeige Uber die Auflassung des Pachtverhältnisses sofort sein Ge¬

werbe unbedingt zu rü ck gel e g t hätte . Denn kraft des ß 144 G .-O . ha,
diese Zurücklegung des Gewerbes ohne Unterschied , ob es vorher verpachtet war
oder nicht , die Wirkung des Erlöschens der gewerblichen Befugnis . Es mag
richtig sein , daß durch die fraglichen Erklärungen , die der Verpächter der Ge-
werbebehörde gegenüber abgibt , zivilrechtliche Verbindlichkeiten des Verpächters
gegenüber dem Pächter verletzt werden ; allein dieser Umstand hindert nicht die
gewerberechtliche Wirksamkeit solcher Erklärungen , die die Gewerbebehörde kraf,
der Gewerbeordnung zu respektieren nicht nur berechtigt , sondern auch ver¬
pflichtet ist.

Die Beschwerden mußten demnach als unbegründet abgewiesen werden.

Ernennung von Korrespondenten des k. k Archivrates
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 4. April

1914 , M . D . 1562 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 17) :
Das k. k. n .-ö. Statthalterei -Präsidium hat unter dem 23 . März 1914,

zur Zahl 912/13 folgenden Erlaß an den Herrn Bürgermeister gerichtet:
„Auf Grund des Z 11 des mit Allerhöchster Entschließung vom25 .tMai

1912 genehmigten Statutes hat der k. k. Archivrat die in der angeschloffenen
Liste (siehe unten ) genannten Persönlichkeiten zu seinen Korrespondenten für
das h. o. Verwaltungsgebiet auf die Dauer von 5 Jahren ernannt.

Ich lade Euer Hochwohlgeboren ein , die Korrespondenten , deren Aufgaben
aus der bereits mit h. o. Pr . Z . 964/1913 übermittelten Instruktion *) ersichtlich
sind, in ihrer Tätigkeit zu fördern und zu unterstützen , sowie die Ernennung
im dortigen Amtsblatte zu verlautbaren ."

Verzeichnis
der Korrespondenten des k. k. Archivrates für Niederösterreich.

Dr . Josef Büchner,  Skriptor am n . -ö. Landes -Archiv in Wien.
Dr . Berthold Cernik,  Professor an der theologischen Hauslehranstall

und Archivar des Chorherrenstiftes Klosterneuburg.
Dr . Eugen Frischauf,  k . k. Notar in Eggenburg.
Dr . Roman H ö d l, Direktor der k. k. Staatslehrerbildunqsanstalt in

Oberhollabrunn.
Dr . Josef Lampl,  k - u . k. Sektionsrat im Haus -, Hof - und Staats¬

archiv in Wien.
k . Willibald Leeb,  Pfarrer in Grünau.
Dr . Johann Polek,  Hofrat , Universitäts -Bibliotheks -Direktor i. R . in

Baden bei Wien.
Dr . Rainer v. Reinöhl,  k . k. Gymnasial -Professor i . R ., Stadt¬

archivar in Baden.
Alois Richter,  Alt -Bürgermeister in Retz.
Dechant Franz Taver Niedling,  Pfarrer in Schwechat.
k . Martin Riesenhuber,  O . S . B . im Stifte Seitenstetten.
Dr . Vinzenz Karl Schindler,  Archivar des Deutschen Ritterordens

in Wien.
Alfred Anthony v. Siegenfeld,  k . u . k. Sektionsrat im Haus -,

Hof - und Staatsarchiv in Wien.
Franz Staub,  kais . Rat , Archiv -Direktor im k. k. Ministerium für

Kultus und Unterricht.
? . Alfons 2 äk , ? . krüm . Pfarrer in Kirchberg an der Wild.

Hievon werden die städtischen Ämter zur Darnachachtung verständigt.

4 .
Nene Durchführungsbestimmungen zum Weingesetze.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 8. April
1914 , Z . XIl -1023 (M . Abt . IX , 2076 ) :

Das k. k. Ackerbauministerium hat mit dem Erlasse vom 18 . März
1914 , Z . 12688 -1, mit Beziehung auf seinen im Einvernehmen mit dem k. k.
Ministerium des Innern ergangenen Erlaffe vom 22 . November 1907,
Z . 45031 (h a . Rund -Erlaß vom 11. Dezember 1907 , Z . X a -3S80/25 ), und
aus Anlaß der neuen zum Weingesetze erlassenen Durchführungs -Verordnung
vom 18 . März 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 69 , einvernehmlich mit den Ministerien
des Handels und des Innern zur Darnachachtung nachstehendes eröffnet:

1. ß 4, letzter Absatz des Weingesetzes:
Im Sinne des letztes Absatzes des 8 4 des Weingesetzes sind die Er¬

zeuger der im 8 4 , Absatz 1 angeführten Weine verpflichtet , diese Getränke
in besonderen , von den für die Herstellung und Lagerung gewöhnlicher Weine
verschiedenen Räumlichkeiten herzustellen und auf Lager zu halten . Diese be¬
sonderen Räumlichkeiten sind der politischen Behörde I . Instanz bei der Er¬
stattung der vorgeschriebenen Anzeige anzugeben.

Die Nichtbeachtung dieser Vorschriften ist gemäß Z 11 des Weingesetzes
strafbar.

*) Siehe Norm. Bl . Nr . M/I3.
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2 . Lä Z 5 des Weingesetzes:
Der Zusatz von Konsumzucker verfolgt den Zweck, solche Moste , die

infolge schlechter, das Reifen der Trauben beeinträchtigender Witterungs-
Verhältnisse zu wenig Zucker enthalten , auf einen normalen Zuckergehalt zu
bringen oder alkoholarmen Weinen , die aus solchen Mosten entstanden sind,
einen normalen Alkoholgehalt zuzuführen oder die Umgärung fehlerhafter oder
kranker Weine zu bewirken.

Die politischen Behörden werden daher bei der Erteilung von Bewilligungen
zur Zuckerung von Most (Weinmaische ) nachstehende Grundsätze zu beobachten
haben:

») Die Zuckerungsbewilligung kann nur ausnahmsweise und nur zur
Zuckerung eines solchen Mostes erteilt werden , dessen Zuckergehalt wegen
Elementarschäden oder wegen ungünstiger Witterung so niedrig geblieben
ist, daß der Most tatsächlich einer Zuckerung bedarf;

b) der Zuckergehalt des Mostes darf durch die Vornahme der Zuckerung
höchstens so weit erhöht werden , als derselbe unter den gegebenen Ver¬
hältnissen (das ist unter Berücksichtigung des Produktionsortcs , der dort
angewendeten Kultivierungsmethode der betreffenden Traubensorten ) in
normalen Jahren zu sein Pflegt;

c) die Zuckerrungsbewilligung darf — auch in den unter Punkt a) und b)
bezeichneten Fällen — nur zur Zuckerung eines solchen Mostes erteilt
werden , dessen ursprünglicher Zuckergehalt zur Zeit der Weinlese nicht
mehr betragen hat als 15 ° nach der Klosterneuburger Mostwage.
In der Erlaubnis zur Zuckerung vou Most (Weinmaische ) und Wein ist

sowohl die Menge des zu zuckernden Leseproduktes als auch des zuzusetzenden
Zuckers und überdies die Örtlichkeit zu bestimmen , in der die Zuckerung geschehen
darf . Hiebei darf in keinem Falle eine größere Menge als 4 irx per Hektoliter
bewilligt werden . Außerdem ist der Gesuchsteller dahin zu verständigen , daß
die Zuckerung nur an dem Tage vorgenommcn werden darf , welcher in
Gemäßheit Artikels II , Punkt 1 a , Absatz 3, beziehungsweise Punkt 2 , Absatz 1
der neuen Durchführungsverordnung zu 8 5 des Weingesetzes angegeben wurde.

Die Nichtbefolgung der von den politischen Behörden bei Erteilung der
Erlaubnis zur Zuckerung auferlegten Beschränkungen , beziehungsweise die
Nichterfüllung der hiebei von den Behörden gesetzten Bedingungen fällt unter
die Strafbestimmungen des 8 5 , Absatz 2 des Weingesctzes.

Ferner hat das k. k. Ackcrbauministerium mit dem Erlaffe vom 18. März
1914 , Z . I2688 -II , im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern und
des Handels zur Darnachachtung folgendes eröffnet:

Gemäß 8 5 des Gesetzes vom 12 . April 1907 , R .-G .-Bl . Nr . 210 , kann
nicht bloß für einzelne Personen , sondern unter Umständen auch für ganze
Gemeinden oder für das Gebiet ein oder mehrerer politischer Bezirke die Er¬
laubnis zur Zuckerung von Weinmost oder Weinmaische erteilt werden . Handelt
es sich um eine Zuckerung zum Zwecke der Verbesserung des Leseproduktes,
so haben die bezüglichen Gesuche, insofern dieselben von einzelnen Personen
eingebracht werden , gemäß Artikel II , Absatz l der neuen Durchführungs -Ver-
ordnunc , zum obzitierten Gesetze nebst den übrigen in der genannten Durch-
fUhrungs -Verordnung festgesetzten Angaben auch das Ausmaß der Weinbau¬
fläche, die voraussichtlich - Menge sowohl des zu zuckernden Leseproduktes , als
auch des zuzusetzenden Zuckers und die Örtlichkeit (Kellerei , Magazin re.) zu
enthalten , in der die Zuckerung geschehen soll.

Diese Gesuchserfordernisse bestehen nicht , insofern es sich um die Er¬
teilung einer Erlaubnis zur Zuckerung für ganze Gemeinden oder für das
Gebiet einer oder mehrerer politischer Bezirke handelt . Derartige Bewilligungen
sollen jedoch nur ganz ausnahmsweise und auf Grund einer eingehenden
Prüfung aller eine derartige Maßnahme rechtfertigenden Voraussetzungen ge¬
geben werden.

In allen Fällen , in welchen es sich um eine Zuckerung zum Zwecke der
Verbesserung des Leseproduktes handelt (Artikel II , Punkt 1 a der neuen
Durchführungs -Verordnung ), ist die Bewilligung der Zuckerung erst dann zu
erteilen , wenn ihre Notwendigkeit unter Bedachtnahme aus die in dem eingangs
erwähnten Ministerial -Erlaffc vom 18 . März 1914 , Z . I2688 -I , aä § 5 des
Weingesctzes in den Punkten 2a bis e angeführten Voraussetzungen in zweifel¬
loser Weise festgestellt wurde.

Auch im Falle einer Zuckerung nach Punkt 2 der neuen Durchführungs¬
verordnung ist mit der Bewilligung erst dann vorzugehen , wenn die Not¬
wendigkeit der Zuckerung festgestellt wurde.

Sowohl die Zuckerung zur Verbesserung des Leseproduktes als auch die
Zuckerung bereits eingelagerten Leseproduktes kann nicht nur den Produzenten,
sondern auch den zum Verkehre mit Wein befugten Gewerbetreibenden bewilligt
werden.

In Gemäßheit der im selben Ministerial -Erlasse aä 5 des Weingesetzes
getroffenen Bestimmungen sind die Gesuche um Zuckerung vor der bezüglichen
Schlußfaffung .. stets den zuständigen Kellerei -Inspektoren behufs Abgabe einer
gutächtlichen Äußerung zu übermitteln.

Sollte sich gegebenenfalls eine politische Behörde nicht veranlaßt sehen,
die diesfällige gutächtliche Äußerung des Kellerei -Inspektors zur Grundlage
ihrer Entscheidung zu machen , so sind vor definitiver Stellungnahme im
Gegenstände die betreffenden Aktenstücke unverzüglich dem Ackerbauministerium
im Wege der politischen Landesbehördc vorzulegen.

Die im Artikel III , Absatz 4 der neuen Durchführungsverordnung
erwähnten Abschriften sind dem zuständigen Kellerei -Inspektor mit aller Be¬
schleunigung zu übermitteln.

Abzüge des zur neuen Durchführungsverordnung erlassenen Regierungs-
communiques werden mit dem Aufträge übermittelt , für die tunlichste Bekannt¬
machung der vorstehenden Ministerial -Erläffe , etwa durch Einschaltung in das
Amtsblatt und durch Verständigung der landwirtschaftlichen Bezirksvereine und
der zuständigen Gewerbe -Genossenschaften Sorge zu tragen.

Die Verständigung des niederösterreichischen Landes - Ausschusses , des
niederösterreichischcn Landeskulturrates der k. k. Landwirtschafts -Gesellschaft und
der niederösterreichischen Handels - und Gewerbekammer , endlich der Kellerei-
Inspektoren erfolgt von hieraus.

* *

Erlaß  des Ackerbauministeriums im Einvernehmen mit dem Ministerium
des Innern vom 22 . November 1907 , Z . 45031 , an all - politischen Landes¬
stellen zur Einführung des Gesetzes vom 12 . April 1907 , R .-G.-Bl . Nr . 210,
betreffend den Verkehr mit Wein , Weinmost und Weinmaische:

Mit I . Dezember d. I . tritt das Gesetz vom 12 . April 1907 , R .-G .-Bl.
Nr . 210 , betreffend den Verkehr mit Wein , Weinmost und Weinmaische und
gleichzeitig die zu diesem Gesetze erlassene Durchführungsverordnung in Wirk¬
samkeit.

Um eine einheitliche Handhabung des Gesetzes herbeizuführen , werden
der k. k. Statthalterei (Landesregierung ) die nachstehenden Bemerkungen zur
Kenntnis gebracht , welche bestimmt sind , den zur Mitwirkung an der Durch¬
führung der gesetzlichen Bestimmungen berufenen Organen als Grundlage für
ihre diesbezüglichen Amtshandlungen zu dienen.

8 2.
Das Gesetz findet auf alle Getränke Anwendung , deren Grundlage der

Saft der frischen Weintrauben ist. Ausgenommen hievon sind nur jene Ge¬
tränke , welche infolge ihres medikamentösen Charakters vom k. k. Ministerium
des Innern als oberster Sanitätsbehörde als Pharmazeutische Zubereitungen
erklärt werden , und welche in die von dem genannten Ministerium periodisch
herausgegebenen Verzeichnisse ausgenommen find , beziehungsweise jeweils aus¬
genommen werden . Auf die Erzeugung dieser Getränke und den Verkehr mit
denselben finden ausschließlich die vom k. k. Ministerium des Innern erlassenen
speziellen Verfügungen Anwendung.

Sterilisierte Traubenmoste werden als Weinmost im Sinne des 8 2,
Alinea 1 des Gesetzes anzusehen sein.

Lä 8 3.

Im 8 3 des Gesetzes werden jene Behandlungen und Versahrensarten
angeführt , welche nicht als Verfälschung des Weines oder Mostes im Sinne
des 8 6 zu gelten haben.

Solche Behandlungen sind zunächst alle in der rationellen Kellerbehand¬
lung gesunder oder erkrankter Weine und Moste anerkannten Verfahrensarten,
auch wenn bei deren Anwendung geringe Mengen gesundheitsunschädlicher
Stoffe in den Wein (Most , Maische ) gelangen . Zu den erkrankten Weinen und
Mosten sind auch jene zu rechnen , welche erst Anzeichen einer Erkrankung auf¬
weisen.

Derartige in der rationellen Kellerbehandlung anerkannte Verfahrens¬
arten sind in erster Linie alle rein mechanischen Behandlungen und Hantie¬
rungen , wie das Abziehen , Umsüllen , Filtrieren , Lüften , Pasteurisieren , Be¬
sonnen , Gefrieren u . s. w. Das Gesetz erwähnt hier ferner ausdrücklich das
Schönen mit mechanisch wirkenden Schönungsmitteln . Als solche kommen der¬
malen insbesondere in Betracht : Gelatine , Hausenblase , Hühner - und Blut¬
eiweiß , frisches Blut und frische Milch gesunder Tiere , technisch reine Kasein-
und Albuminpräparate , Klärerden , Kaolin , Tannin und Rebkcrnextrakt.

Das Gesetz gestattet hiebei auch die Verwendung von Alkohol , jedoch nur
insofern , als dieselbe eine im Rahmen einer rationellen Kellerbehandlung an¬
erkannte Verfahrensart darstcllt (Reinigung von Fässern und Flaschen , Vor¬
bereitung gewisser Schönungsmittel , Behandlung kahmiger Weine und dergl .).
Überdies darf diese Verwendung nur in einem solchen Außmaße erfolgen , daß
hiedurch nicht mehr als ein Volumenprozent Alkohol in den Wein gelangt.
Hiezu dürfen im Sinne des 8 6 des Gesetzes nur reiner Sprit , das ist raffi¬
nierter , mindestens 95prozenliger suselfreier Alkohol , oder echte Weindestillate
(Wcinsprit , Weinbranntwein ) verwendet werden . Dagegen wird ein direkter
Zusatz von Alkohol , lediglich zum Zwecke der Erhöhung des Alkoholgehaltes im
Wein , als unzulässig angesehen werden müssen.

Das Gesetz erwähnt in diesem Zusammenhänge als zulässige Verfahrens¬
arten noch das Schwefeln , das Umgären , das Auffrischen mit Kohlensäure
und das Entfärben mit gereinigter Tier - und Pflanzenkohle.

Was das Schwefeln anbelangt , so erfolgt dasselbe im rationellen Kellerei¬
betriebe dermalen mit Schwefel , Schweselschnitten oder kondensierter (verflüssigter)
schwefeliger Säure ; die genannten Materialien müssen arsenfrei sein. Von einer
rationellen Kellerbehandlung wird aber auch nur dann die Rede sein können,
wenn die Weine und Moste einer solchen Behandlung unterzogen werden , durch
welche ein etwaiger Überschuß an freier schwefliger Säure vermieden oder doch
bis zur Grenze wieder entfernt wird , innerhalb welcher der Wein (Most ) als
vom Standpunkte des Lebensmittclgcsetzes einwandfrei angesehen werden kann.

Auf das Umgären des Weines finden , insofern dasselbe unter Verwen¬
dung von Zucker erfolgt , die Bestimmungen des 8 5 des Gesetzes Anwendung;
für die solcher Art umgegorcnen Weine gelten die Vorschriften des 8
Punkt 1.

Das Gesetz gestattet ferner das Verschneiden von Wein mit Wein sowie
mit Weinmost , und zwar ohne weitere Beschränkung . Es ist selbstverständlich,
daß auch das Vermischen verschiedener Moste untereinander sowie von Wein,
oder Most mit Weinmaische in gleicher Weise zulässig ist. Eine notwendige
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Voraussetzung für die Zulässigkeit dieser Manipulation bildet es aber , daß auch
der zum Verschnitte herangezogene Wein oder Most an sich den Erfordernissen
des Gesetzes entspricht.

Desgleichen gestattet das Gesetz die Verwendung von reinem , gefälltem,
kohlensaurem Kalk zum Zwecke der Entsäuerung des Weines . Das Entsäurer,
des Weines mit anderen Materialien erscheint daher unzulässig . Was die
Menge des zu verwendenden kohlensaurer , Kalkes anbelangt , so enthält das
Gesetz keinerlei nähere Bestimmungen ; es bleiben daher auch hiefür die allge¬
meinen Grundsätze des Lebcnsmillclgcsrtzes maßgebend.

Bei der Wiederherstellung erkrankter Weine und Weinmoste , und zwar
ausschließlich für diesen Fall , erklärt das Gesetz auch einen Zusatz von Wein¬
säure im Höchstausmaße von 1 Gramm per Liter und von Natriumbrsulfit
(doppelschwcfligsaures Natrium ) im Hächstausmaße von 5 Gramm per Hekto¬
liter für zulälsig.

Wvs den letzteren Punkt anbelangt , so ist zu bemerken , daß ein Zusatz
von Natriumbisulsit in der angegebenen Menge iin Weine oder Moste einen
solchen Gehalt an freier schwefliger Säure erzeugen kann , daß dessen Genuß
gesundheitsschädlich wäre . Es muß daher auch in diesem Falle , damit den Be¬
stimmungen des Lebcnsmittelgesctzes entsprochen werde , dem Weine oder Moste
vor dem Konsum durch entsprechende Behandlung ein etwaiger Überschuß an
freier schwefliger Säure wieder entzogen werden.

Endlich gestattet das Gesetz noch das Ausfärben des Weines durch Be¬
handlung mit frischen Nolmeintrcstcrn oder durch Zusatz von Karamel . Mit
Rücksicht darauf , daß nach 8 6 des Gesetzes der Zusatz von Stärkezucker zum
Weine verboten ist, muß der zum Ausfärbcn verwendete Karamel aus reinem
Rohr - oder Rübenzucker bereitet sein.

8 4.

Für die Herstellung einzelner Kategorien von Weinen , und zwar von
SUßsDessertiwciucn , Schaumweinen , sowie aromatisierten und gewürzten
Weinen , gestattet das Gesetz gewisse Ausnahmen von den für die Herstellung
von Wein im allgemeinen festgesetzten Bestimmungen , indem für die Bereitung
der genannten Getränke — außer den im 8 3 des -scsetzcs gestatteten — noch
gewisse andere Bcrfahrcnsartcn und Zusätze als zulässig erklärt werden.

Bei der Herstellung von S !>ß(Dessert )weinen ist die Verwendung von
technisch reinem Rohr - und Rübenzucker (Konsumzucker ) . Rosinen oder Korinthen
und der Zusatz von Alkohol in solcher Menge gestattet , daß das Produkt nicht
mehr als 22 9 Volumprozent Alkohol cmhätt.

Urtcr Süß (Dcsseri )weinen werden solche Weine verstanden , welche an
Alkohol oder Zucker oder an beiden reich sind und sich durch einen diesen Ge¬
tränken eigentümlichen Geschmack oder Geruch auszeichnen . Als Regel kann
angenommen werden , da ; solche Weine im fertigen Zustande mindcstcns
12 Volumprozent Alkohol und überdies noch unvergorcncn Zucker enthalten
und daß der Alkohol - und der Zuckergehalt zusammen einem Gehalt von
mindestens 260 Gramm Zucker im Liter entsprechen . Dieses Verhältnis wird
dadurch ermittelt , daß dem effektiven Gehalte des Weines an unvergorenem
Zucker jene Zuckcrmcnge zugezählt wird , welche sich aus der Umrechnung des
Alkoholgehaltes auf Zucker ergibt . Hiebei hat die Umrechnung des Alkohol¬
gehaltes (Volumprozent ) auf Zucker im Verhältnisse von 1 : 16  zu erfolgen.
Es wäre daher unzutreffend , wenn jemand schon deshalb für einen Wein den
Charakter eines Süß - oder Dessertweines in Anspruch nehmen wollte , weil
dieser Wein einen Zusatz von Zucker oder Alkohol erhalten hat.

Bei der Herstellung von aromatisierten und gewürzten Weinen dürfen
nebst den im 8 3 und — für Süß - und Dessertweine — im 8 4, Alinea 2,
des Gesetzes gestatteten Verfahrensarten und Zusätzen auch die für die Er¬
zielung der beabsichtigten Gcschmackswirkung erforderlichen Zusätze Verwendung
finden . Zu diesen Getränken gehören namentlich die sogenannten Wermutweine
sowie die sonstigen Bittcrweine , insofern sie nicht im Sinne des 8 2, Alinea 2
des Gesetzes als medikamentöse Weine erklärt wurden.

Bei der Herstellung von Schaumweinen , das heißt jener schäumenden
Flaschenweine , welche entweder durch Flaschengährung oder durch Impräg¬
nierung mit reiner Kohlensäure unter Zusatz von Kognak oder Feinsprit und
Zucker erzeugt werden , sind zum Zwecke der Erzielung eines entsprechenden
Säuregehaltes und Buketts auch jene gemäß 8 6 des Gesetzes sogst unstatthaften
Versahrensarten und gesundheitsuuschädlichen Zusätze gestattet , welche in der
rationellen Schauwwcinfabrikation üblich sind.

Jene Weine , welche die Grundlage für die Bereitung der im 8 4 des
Gesetzes erwähnten Getränke zu bilden bestimmt sind , müssen im übrigen den
Bestimmungen des Gesetzes vollkommen entsprechen.

Unter Konsumzucker wird nur Zucker in fester Form mit mindestens
99 3 Polarisalionspiozenten , von Saccharose herrührcnd , zu verstehen sein.

ß 5.

Das Gesetz gestattet den Zusatz von reinem Rohr - und Rübenzucker
(Konsumzuckcr ) zum Weine auf Grund spezieller von der politischen Behörde
erster Instanz , beziehungsweise von der politischen Landesbehörde zu erteilenden
Bewilligungen . Die näheren Bestimmungen , namentlich über den Inhalt und
die Art der Einbringung der bezüglichen Gesuche , find in der Durchführungs-
Verordnung zum Weingesetze enthalten . Die zur Erteilung dieser Erlaubnis
kompetenten politischen Behörden haben die bezüglichen Ansuchen sofort nach deren
Einlangen in Behandlung zu nehmen und die Erledigung an den Gesuchsteller
binnen kürzester Frist abgehen zu lassen . Eine besonders beschleunigte Erledigung
der Gesuche um die Erlaubnis zur Zuckerung wird namentlich in jenen Fällen
zu erfolgen haben , in denen es sich um eine infolge von Elementarereigniffen
vorzeitig cingeleitc Lese handelt.

Bezüglich des Begriffes „Konsumzuckcr " wird aus die Bemerkungen dieses
Erlasses zu 8 4 des Gesetzes verwiesen.

Aä 8 6.
Die Verwendung anderer als der in den 88 3 und 4 dieses Gesetzes

gestatteten Versahrensarten und Zusätze und die Beimengung von anderem als
reinem Rohr - und Rübenzucker (Konsumzucker ) bei der Herstellung von Wein
wird vom Gesetze als Verfälschung des Weines (Mostes ) bezeichnet und ist nach
Maßgabe der Bestimmungen der 88 11 und 12 des Lebcnsmittelgesetzes strafbar.
Im dritten Absätze des 8 6 werden eine Reihe von Materialien beispielsweise
augcsührt , welche heute vielfach Verwendung finden , deren Beimengung zum
Weine aber in Hinkunft — abgesehen von den in 8 4 für Süß (Dessert )weine,
Schaumweine und aromatisierte Weine festgesetzten Ausnahmen — eine Ver¬
fälschung des Weines begründen würde.

Aä 8 7.
Die Bestimmung , wonach im Sinne der 88 11 und 12 des Lebensmittel-

gesetzes Wein , welcher einen Zuckerzusatz erhallen hat , nicht als Natur - oder
Originalwcin oder dergleichen bezeichnet werden darf , findet auch aus solchen
Wein Anwendung , welcher durch Vergärung von gezuckertem Most entstanden
ist. Das gleiche gilt für Verschnitte von Naturmosten und -weinen mit ge¬
zuckerten Mosten und Weinen.

Dagegen findet die Bestimmung des 8 7 keine Anwendung auf solche
Süß (Dessert )weine , welche zwar die in dem vorliegenden Erlaffe zu 8 4 des
Gesetzes angeführten Merkmale aufweisen , aber ohne Verwendung von Zucker,
Rosinen oder Korinthen oder von Alkohol in einem ein Volumprozent über¬
steigenden Ausmaße erzeugt wurden.

Derartige Getränke , wie solche zum Beispiel in manchen Gegenden
durch Aufguß von Wein oder Most aus Tcockenbeeren desselben Produktions¬
gebietes und desselben Jahrganges hergestcllt werden (Ausbruchweine ), können
daher auch weiterhin als Natur (Original )wein oder Natur (Original )sLßwei»
oder unter einer ähnlichen Bezeichnung in Verkehr gebracht werden.

Aä8 8-
Dieser Paragraph enthält zunächst das unbedingte Verbot , weinähnliche

und weinhaltige Getränke (Kunst - und Halbwein ) zum Zwecke de- Verkaufes
herzustcllen , feilzuhaltcn oder zu verkaufen.

Was die weinähnlichen Getränke anbelangt , sind Obst - und Beeren¬
wein , Malzwein und Met ausdrücklich von dem erwähnten Verbote aus¬
genommen.

Als weinhaltige Getränke (Halbwcinc ) werden im Gesetze die nachstehen¬
den Getränke aufgeführt:

s ) Tresterwein ; auf die Erzeugung desselben für den eigenen Hausbedarf
finden jedoch die im 8 9 deS Gesetzes und Artikel III der Durch¬
führungs -Verordnung enthaltenen Ausnahmsbestimmungcn Anwendung ;

b) gestreckter, verlängerter Wein ; das Wässern des zum Verkaufe be¬
stimmten Weines (Mostes ) und die Feilhaltung und der Verkauf ge¬
wässerten Weines (Mostes ) ist somit auch dann verboten , wenn keine
anderweitigen Zusätze beigegeben wurden;

e) Hefewcin;
ä ) Gemische von Wein mit weinhaltigen Getränken sowie mit Obst -,

Beeren -, Malzwein und Met oder mit anderen weinähnliche » Ge¬
tränken.

8 9.

Durch die Bestimmung des 8 9 des Gesetzes wird die Herstellung und
Verwendung von Tresterwein für den eigenen Hausbedarf , einschließlich der
Bediensteten (Gesinde , Angestellte ), an eine Anzeigepflicht gebunden . Diese An-
zeigcpflicht sowie die in der Durchführungs -Verordnung diesbezüglich erlassenen
näheren Verfügungen sollen dazu dienen , die Kontrolle über die bestimmungs-
gemäßc Verwendung des erzeugten Tresterweines zu erleichtern und etwaige
Mißbräuche hintanzuhalten. Aä8 io.

Zu dem im 8 10 des Gesetzes bezeichnten Räumen gehören namentlich
Preßhäuser , dann die Kellereien (Lager - und Schankkeller ) der Produzenten,
Händler und Wirte , die Verkaufslokalitäten der Weinhändler und aller jener,
welche sich mit dem Verkaufe von Wein befassen, sowie die Betriebslokalitäten
der Gastwirte.

Bei Beurteilung der Frage , ob im einzelnen Falle der gesetzlichen An¬
ordnung Genüge geleistet wurde , wird namentlich der Zweck, den das Gesetz
mit dieser Vorschrift verbindet , in Betracht zu ziehen sein.

ki.
Berechtig « ,rg der Wäschewareuerzeuger zur Mieder¬

erzeugung.
Erlaß der k. k. n .-ö . Statthalterei vom 29 . April 1914,

Z . Ia -1240/8 , M . B . A . VIII , 823/1 ex 1914 (Normal -e,l-
blatt des Magistrates Nr . 22 ) :

Mit der Entscheidung vom 18 . Dezember 1912 , Z . I a-2201/I , hat die
Statthalterei im Grunde des 8 36 , Absatz L der Gewerbeordnung entschieden,
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daß F . B . in Wien auf Grund seiner Gewerbeberechtigung zuin Betriebe des
Pfaidlergewerbcs auch zur Erzeugung von Miedern berechtigt ist, weil Mieder
im allgemeinen als Wäschestücke zu betrachten sind.

Das Handelsministerium hat mit Erlaß vom 18 . April 1914 , Z . 27837,
dem von der Genoffenschaft der Miedererzeuger in Wien hiegegen eingebrachtcn
Rekurse in der Erwägung keine Folge gegeben , daß Mieder zur Unterkleidung
gehören wie die Wäsche und daß ebenso wie das Pfaidlcrgewerbe auch die
Erzeugung von Miedern derzeit ein freies Gewerbe ist, sowie , daß sich mit
dieser Erzeugung seit jeher auch die Pfaidler (Wäschewarenerzeuger ) befaßt
haben , weshalb gewerberechtlich nicht behauptet werden kann , daß die Mieder¬
erzeugung einem besonderen Gewerbe Vorbehalten bleiben muß.

«.
Eisenbahnbauverfahren ; Gebührenbehandlnug von

Eingaben und Protokollen . — Vorschrift.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 16 . Mai

1914 , Z . VI - 1065:
An alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Niedcrösterreich , an den Wiener

Magist at , Abt . V, sowie an die Stadträte von Wiener -Neustadt und Waid¬
hofen an der Dbbs.

DaS k. k. Eisenbahttminislrium hat im Einvernehmen mit den k. k.
Ministerien des Innern und der Finanzen mit Erlaß vom 24 . April 1914,
Z . 33346/8 er 1913 folgendes eröffnet:

Wiederholt ist wahrgenominen worden , daß die iin Eisenbahnbau¬
verfahren vorkommenden Eingaben und Protokolle nicht ordnungsmäßig ver-
gebsthrt worden sind.

Die k. k. Statthalterei in Wien wird cingeladcn , dafür Sorge zu
tragen , daß zur Vermeidung der nachteiligen gebührengesetzlichen Folgen die
bezeichnten Eingaben und Protokolle , soweit nicht die persönliche Gebühren¬
befreiung der k. k. Staalsbahnen oder eine Stempel - und Gebührenbefreiung
nach der Konzession der beteiligten Eisenbahn in Frage kommt und nach den
Gesetzen über Bahnen niederer Ordnung : Artikel V , iit . u des Gesetzes vom
3l . Dezember 1894 , R .-G .-Bl . Nr . 2 ex 1895 , Artikel V und VII,
Artikel VIII , IX , XI und XII des Gesetzes vom 8 . August 1919 , R .-G .-Bl.
Nr . 149 , noch wirksam ist — was im Protokolle stets ausdrücklich zu kon¬
statieren sein wird — ordnungsmäßig vcrgebührt werden.

Es kommen insbesondere in Betracht Eingaben und Protokolle , betreffend
die Traffenrevision , Stations -Komnnsiion , die politische Begehung , die kom-
miffionelle Verhandlung und Kollaudierung der feuersicheren Herstellungen , die
technisch-polizeiliche Prüfung rc.

Die Erhebungen und Verhandlungen , betreffend die Feststellung des
Gegenstandes und Ilmfanges der durch den Bahnbau veranlaßt « ! Enteignung

enießen , wenn sie nicht in Verbindung mit anderen gebührenpflichtigen Ver-
andlungen vorgenommen werden , die bedingte Gebührenbefreiung nach

T . P . 102 , Iit . 1 des Gebührengesetzes.
Eingaben um Verhandlungen , welche Ansprüche nach Z 10 , Iit . b und

Iit . o des Eisenbahn - Konzessionsgesctzes vom 14 . September 1854,
R .-G .-Bl . Nr . 238 , zum Gegenstände haben , sind im allgemeinen gebühren¬
pflichtig.

7.
Ing . I . I . Müller s explofioussicherer Benzin¬
lagerungsbehälter System „ Absolut " ; Zulassung.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 22 . Mai 1914,
M . Abt . IV , 6471/13:

Auf Grund der vom Stadtbauamte und vom Kommando der städtischen
euerwehr abgegebenen Gutachten wird gegen die Verwendung des vom
ngenieur I . I . Müller,  III ., Strohgasse 6, in^ den Handel gebrachten

Lagerungsbehälters für Bezin nach dem patentierten System „ Absolut " gemäß
der vorgelegten Beschreibung und Zeichnung vom feuer - und sicherheitspolizei¬
lichen Standpunkte unter folgenden Bedingungen grundsätzlich kein Anstand
erhoben:

1. Bei Aufstellung des Apparates in Verkaufs -, Geschäfts - und BctriebS-
räumen und hinsichtlich der einzulagerndcn Menge der brennbaren und explosiblen
Flüssigkeiten sind die Bestimmungen der Ministerial -Verordnung vom 29 . Jänner
1901 , R .-G .-Bl . Nr . 12 , oder etwa an ihre Stelle tretenden Vorschriften
genau einzuhalten.

2 . Das Lagerungsgesäß ist auf einem gemauerten oder betonierten
Fundamente derart aufzustellen , daß ein Senken oder Umkippen des Gefäßes
sicher vermieden werde.

3 . Der Fußboden des Raumes , in dem das Lagerungsgesäß ausgestellt
werden soll , muß aus undurchlässigem , feuersicherem Materiale hergestellt sein
und eine Umfassung aus ebensolchem Materiale von solcher Höhe erhalten,
daß der Raum zwischen den Umfassungswänden ausreicht , die gesamte Menge
der eingelagerten Flüssigkeiten im Falle des Auslaufens aufzunehmen.

4. DaS Lagerungsgefäß darf nur aus Keffelblcchhergestcllt werden;
Zusammenstöße von Blechen sind autogen zu schweißen, so daß Lötstellen oder
Nieten vermieden werden . Der Behälter ist innen und außen zu verzinken.

5 . Die Verbindung der Armaturen und Rohre mit dem Behälter darf
nur mittels Verschraubung und Verlötung , nicht durch Verlötung allein,
erfolgen.

6 . Rohrleitungen sind aus Schmiedeeisen oder schmiedebarem Eisen
herzustellen.

7 . Das Entlüftnngsrohr ist unmittelbar ins Freie zu führen , und muß
wenigstens 2 50 in über dem Erdboden ausmünden ; das Ende des Rohres
muß wenigstens 1 in von den nächsten Tür - und Fensteröffnungen ent¬
fernt sein.

8 . Das Abfüllen der explosiblen Flüssigkeiten von den Fässern in den
Lagerbehäller hat mittels Stahlschlauches und Stechhebers zu erfolgen . Letzterer
ist gasdicht in das Faß einzuschrauben.

9 . Um die Bewilligung zur Ausstellung der Apparate ist in jedem ein¬
zelnen Falle bei dem zur Amtshandlung berufenen magistratischen Bezirksamte
anzusuchen.

10 . Für den Fall , als mit diesem Apparate ungünstige Erfahrungen
gemacht werden , behält sich der Magistrat die Stellung weiterer Bedingungen,
allenfalls auch die Zurücknahme dieser Zulaffungserklärung vor.

8 .

Siebe », Uhr Ladenschluß.
Verordnung des k. k. Statthalters im Erzherzogtume

Österreich unter der Enns vom 23 . Mai 1914 , Z . Ia - 1261/28,
betreffend den Ladenschluß in Handelsgewerben und verwandten
Geschäftsbetrieben im Gebiete der Stadt Wien , L.-G .- u . V .°Bl.
Nr . 41:

Auf Grund des Z 96 s , Absatz 3 der Gewerbeordnung wird angeordnet
wie folgt:

8 1-
Im Gebiete der Gemeinde Wien sind in den Monaten Jänner , Februar

März , Juli und August bei Gewerben , deren Warenumsatz sich in für den
Kundenverkehr offenen Geschäftsräumlichkeiten (Laden ) vollzieht , diese Räum¬
lichkeiten samt den zu ihnen gehörigen Kontoren und Magazinen um 7 Uhr
abends zu schließen.

In den im Absätze 1 bczeichncten Monaten iü das Feilbieten von
Waren im Umherzichen und auf der Straße nach 7 Uhr abends ve boten,
sofcrne nicht im Sinne des H 96 i G -O.  von der Gewerbebehörde Aus¬
nahmen in Bezug auf das Feilbicten von Waren auf der Straße zugelassen
werd en.

8 2.
Die Bestimmungen des Z 1 finden keine Anwendung auf für den

Kundcnverkehr offene Geschäftsräumlichkeiten (Laden ), in denen ausschließlich
Naturblumen oder Lebensmittel verkauft werden , sowie auf das Feilbieten von
Naturblumen und Lebensmitteln im Umherzichen und auf der Straße.

Bei Betrieben , in denen nebst anderen Waren vorwiegend Lebensmittel
verkauft werden , gilt die gleiche Ausnahme , jedoch nur für den Verkauf der
Lebensmittel.

8 3z.
Die Bestimmungen des Z 1 finden ferner keine Anwendung:

s ) an Samstagen:
b) an jenen Werktagen , die unmittelbar vor katholische Feiertage fallen , an

denen in Wien nach dem Herkommen das Ladengeschäft ruht;
e) in der Karwoche.

8 4.
Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch für den Warenverkehr der

Konsumvereine und anderer Erwerbs - und Wirschafts -Genossenschaften.

8 5.
Diese Verordnung tritt sofort in Kraft.

S.
Verkehrseinschräukunge » auf der Sophienbrücke.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 23 . Mai 1914,
M . A. IV , 2787:

Auf Grund der ßZ 46 (Ziffer 3) und 100 des Gesetzes vom 24 . März
1930 , L -G .- und V .-Bl . Nr . 17 (Gemeindestatut ), werden sür des Befahren
der Sophienbrücke im III . Bezirke folgende Verkehrsbeschränkungen angeordnet:

1. Menschenansammlungen sowie die Benützung der Fahrbahn durch
Fußgänger find verboten.

' 2 . Falls die Brücke mit einem Zuge oder von zw « Zügen der städti¬
schen Straßenbahnen befahren ist, dürfen gleichzeitig nur Fuhrwerke mit einem
Gesamtgewichte von höchstens drei Tonnen über die Brücke verkehren.
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3 . Wenn die Brücke von Zügen der städtischen Straßenbahnen ganz frei
ist, können Lasten mit einem Gesamtgewicht bis zu 6 Tonnen über die Brücke
verkehren.

4. Der Verkehr von Fuhrwerken mit mehr als 6 Tonnen Gesamtgewicht
ist verboten.

Übertretungen dieser Vorschrift werden gemäß ZA 100 und 101 des oben
genannten Gesetzes mit Geld bis zu 400 X oder mit Arrest bis zu 14 Tagen
bestraft.

1«.

Krankenhaus Eggenbnrg . — Erhöhung der
Verpflegstaxe.

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom
25 . Mai 1914 , Z . VI -1169 (M . Abt . X, 5728 ), dem Wiener
Magistrate nachstehende Kundmachung übermittelt:

Kundmachung
des k. k. Statthalters im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
25 . Mai 1914 , Z . V1- I169 , betreffend die Erhöhung der Verpflegstaxe der

1. Klaffe im Allgemeinen öffentlichen Krankenhause in Eggenburg.

Der niederösterreichische Landes -Ausschuß hat im Einvernehmen mir der
k. k. n .-ö. Statthalterei die Verpflegstaxe für das Allgemeine öffentliche
Krankenhaus in Eggenburg vom Tage der Verlautbarung an gerechnet in der
l.  Verpflegsklafse mit 5 X per Kopf und Tag festgesetzt.

LI

Auflassung des Durchfahrtsverbotes für die Laureuz-
gasse im V . Bezirke.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 27 . Mai 1914,
M . Abt . IV , 3972/13:

Der Magistrat findet sich bestimmt , die hierämtliche Kundmachung vom
4 . August 1902 , M . Abt . IV , 732/02 , betreffend das Verbot der Durchfahrt
durch die Laurenzgasse im V . Bezirke für sämtliches Straßensuhrwerk , mit
Rücksicht auf die in letzterer Zeit durch den Umbau mehrerer Häuser erzielte
Verbreiterung dieser Gasse außer Kraft zu setzen.

Hievon wird zur Kenntnisnahme die Mitteilung gemacht.

IS.

Krankenhaus Waidhofen an der Thaya - — Fest¬
setzung von drei Verpflegsklafse « .

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom
30 . Mai 1914 , Z . VI 788 (M . Abt . X, 5799 ), dem Wiener
Magistrate nachstehende Kundmachung übermittelt:

Kundmachung
des k. k. Statthalters im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
30 . Mai 1914 , Z . VI -788/1 , betreffend die Festsetzung der Verpflegslaxen im

Allgemeinen öffentlichen Krankenhause in Waidhofen an der Thaya.

Der niederösterreichische Landes -Ausschuß hat im Einvernehmen mit de
k. k. n .-ö. Statthalterei die Einführung einer I ., II . und III . Verpflegsklafse
im Allgemeinen öffentlichen Krankenhaus - in Waidhofcn an der Thaya ge¬
nehmigt und die Verpflegstaxen vom Tage dieser Kundmachung angefangen
für die I . Verpflegsklafse mit 10 X , für die II . Verpflegsklafse mit 5 X und
für die HI . kallgemeine ) Verpflegsklafse mit 2 X 50 b per Kopf und Tag
festgesetzt.

IS

Königlich niederländischer Honorar Generalkonsul.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . Mai 1914,

Z. IX-797/2:
Seine k. u . k. Apostolische Majestät haben mit allerhöchster Entschließung

vom 25 . April 1914 , dem Bestallungsdiplome des zum königlich niederländi¬
schen Honorar -Generalkonsul in Wien ernannten Johann Zacharias Lapair
das Allerhöchste Exequatur huldreichst zu erteilen geruht.

Der Genannte wird daher in seiner amtlichen Eigenschaft anzuerkennen
und zur Ausübung seiner Konsularfunktionen zuzulasscn sein . (Erlaß des Mini¬
steriums des Innern vom 20 . Mai 1914 , Z . 5089M . 1.)

Der Amtssprengel des königlich niederländischen Honorarkonsulatcs in
Wien erstreckt sich unter anderem auch auf ganz Niederösterreich.

14 .
Gift -Verschleiß.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den I . Bezirk
vom 8. Juni 1914 , M . B . A. I , 12548:

Das Bezirksamt erteilt im Sinne der ZA 15, Punkt 14 und 141 G .-O.
dem Herrn Michael Wallace,  k . u . k. Hoflieferant , I ., Tegetthoffstraße 8,
die Konzession zum Verkaufe von Giften und von zur arzneilichen Verwendung
bestimmten Stoffen und Präparaten , insofern dies nicht ausdrücklich den
Apothekern Vorbehalten ist , und zum Verschleiße von künstlichen Mineralwässern
im Standorte I ., Tegetthoffstraße 3.

Diese Konzession wurde im Gewerberegister unter Reg .-Z . 4053/k/I ein¬
getragen ; für die Erwerbsteuerbemeffung wurde der Konto Kat .-Z . 32345/1
belasten.

Gleichzeitig wird die Bestellung des Herrn Franz Demmel,  geboren
1876 zu München in Bayern , heimatberechtigt in München , Land Bayern,
wohnhaft Mödling , Elisabethstraße 5 , zum verantwortlichen Geschäftsführer
des vorbezeichneten Unternehmens gemäß A 55 G .-O . genehmigt.

IS.
Verkehrsregelung auf dem Hamerlingplatze im

VIII . Bezirke,
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 9. Juni 1914,

M . A. IV , 3030:
Auf Grund der AA 46 (Ziffer 3) und 100 des Gesetzes vom 24 . März

1900 , L.- G - und B .-Bl . Nr . 17 , wird den Fuhrwerken aller Art die Durch¬
fahrt durch die zwischen der Skodagaffe und der Kupkagafse längs des Ge-
bändes des k. u . k. militärgeographischen Institutes (VII !., Hamerlingplatz 3)
verlaufende Fahrbahn des Hamerlingplatzes im VIII , Bezirke verboten.

Die Zufahrt zum Gebäude des k. u . k. militärgcographischcn Instituts
(VIII ., Hamerlingplatz 3) wird hiedurch nicht berührt.

Übertretungen dieses Verbotes werden auf Grund der AA 100 und 101
des Gesetzes vom 24 . März 1900 , L.-G .- u . B .-Bl . Nr . 17 , mit Geld bis zu
400 X oder mit Arrest bis zu 14 Tagen bestraft.

16 .
Persönliche Gebührenfreiheit der Gemeinde Wien
gemäß F 6S « nd Tarifpvst 7S I» Gebührengesetzes
bei Einbeziehung von Straßengrund gemäß H S der

Wiener Bauordnung.
Zufolge Baukonsenscs des magistratischen Bezirksamtes für den XIX . Be¬

zirk vom 30 . April 1909 , M . Abt . XIV , 31120/08 , gelangte bei der Liegen¬
schaft Einl .-Z . 277 des Grundbuches Nußdorf im XIX . Bezirke eine Grund¬
fläche des Straßengrundes in der Muthgassc Parz . 922 im Ausmaße von
33 90 IN? zur Mitverbauung.

Der Einlösungsbetrag für diese Grundfläche wurde auf Grund des
Stadtrals -Beschlufses vom 16. Oktober 1912 , P . Z . 16786 , mit 1860 X ein¬
verständlich festgesetzt.

Mit dem Zahlungsaufträge Reg . P . 448 14 hat das k. k. Zentral -Tax-
und Gebührenbemeffungsamt in Wien der Gemeinde Wien und den Eigen¬
tümern der obgenannten Liegenschaft als Erwerbern des einzubeziehendcn
Straßengrundes zur ungeteilten Hand eine 3prozentige Übertragungsgebühr
von dem vereinbarten Einlösungsbetrage samt IO Prozent städtischen Zuschlag
vorgeschrieben.

Über den hie gegen eingebrachten Rekurs des Magistrates , M . Abt . I,
2123/14 , hat die k. k. n .-ö. Finanz -Landes -Direktion mit dem Erlasse vom
30 . Mai 1914 , Z . IX , 774 , folgende Entscheidung gefällt:

„Dem Rekurse gegen die unter der G -R .-P . 448/14 der Finanzkassa XIX
vorgeschriebene Jmmobilargebühr per 40 X 80 5 samt Wiener städtischen
Zuschlag wird Folge gegeben , und die Gemeinde Wien gemäß A 69 und
Tarifpost 75 b Geb .-Ges - von der Zahlungspflicht ganz losgezählt ." (M . Abt . I,
3985/14 .)
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Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte nnd im Landes¬
gesetz- und Verordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre 1814 publizierten Gesetze

und Verordnungen.
Reichsgesehblatt.

Nr . 166 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister des Innern , dem
Minister sür Kultus und Unterricht und dem Minister
für öffentliche Arbeiten vom 12. Mai 1914 , betreffend
Abänderung einiger Bestimmungen der Punkte 6 und 7 der Ministerialver-
ordnung vom 6 . August 1807 , R .-G .-Bl . Nr . 186 , über den nach ß 23 , Ab¬
satz 1 des Gesetzes vom 5 . Februar 1807 , R .-G, -Bl . Nr . 26 , zum Antritte der
im 8 15 , Punkte I , 2, 5 , 6, 7, 8 , 10 . II , 14, 17 , 18, 20 , 21 , 22 und 23
des Gesetzes vom 15 . März 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 33 , beziehungsweise des
Gesetzes vom 5 . Februar 1807 , R .-G .-Bl . Nr . 26 , angeführten konzessionierten
Gewerbe erforderlichen Nachweis der besonderen Befähigung.

Nr . 107 . Verordnung des Ministeriums für
Kultus und Unterricht und des Finanzministeriums
vom 13. Mai 1914 , womit der Betrag der fassionsmäßigen Aus¬
gabspost für die Führung des Dekanatsamtes in Ansehung des neuerrichteten
Dekanates Ober -Bobrau und des in seinem Sprengel geänderten Dekanates
Groß -Meseritsch in der Diözese Brünn festgesetzt wird.

Nr . 108 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und
dem Obersten Rechnungshöfe vom 14. Mai 1914,
be reffend den Vollzug der Ein - und Auszahlungen für Rechnung derZentral-
Gtebarung der k. k. Post - und Telegraphcnanstalt.

Nr . ION. Verordnung des Handelsministers vom
23 . Mai 1914 , betreffend die Abänderung der Besoldungsverhältniffe
und der Pensionen der Kalkulantinnen des k. k. Postsparkassenamtes.

Nr . 110 . Verordnung des Gesamtministeriums
Vom 29 . Mai 1914 , über die Zuweisung der vollen Gerichtsbarkeit
an das k. u . k. Vize -Konsulat in Adalia.

Nr . 111 . Verordnung der Ministerien der
Finanzen und des Handels vom 30 . April 1914,
betreffend die Erteilung von Austrittsbestätigungcn für Ausfuhrwaren durch
die Zollämter.

Nr . 112 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 26 . Mai 1914 , betreffend die Errichtung eines Nebenzollamtes
II . Klaffe in Wiesenrhein (Vorarlberg ) .

Nr . IIS . Verordnung  der Ministerien der
Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
28. Mai 1914 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der
Erläuterungen um Zolltarife vom 13 . Februar 1906.

Nr . 114 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister des Innern und dem
Minister sür öffentliche Arbeiten vom 26 . Mai 1914,
betreffend die Errichtung eines besonderen Gcwerbe -Jnspektoratcs für den Bau
der Wasserstraßen mit dem Sitze in Krakau.

Nr . 113 . Verordnung des Justizministers vom
27 . Mai 1914 , über den Urheberrechtsschutz im Verhältnisse zur
Schweiz.

Nr . 116 . Kaiserliche Verordnung vom 1. Juni
1914 , über die Teilung von Katastral -Parzellen und die Verbücherung dcS
Erwerbes von Liegenschaften geringen Werkes (Parzclleneinteilnngs -Novelle ).

Nr . 117 Kaiserliche Verordnung vom 1. Juni
1914 , betreffend einige Abänderungen des Gesetzes vom 23 . Mai 1883,

R .-G .-Bl . Nr . 83 , Uber die Evidenzhaltung des Grundsteuerkatasters.

Nr . 118 . Kaiserliche Verordnung vom 1. Juni
1914 , betreffend die Änderungen des Verfahrens in bürgerlichen Rechts-
angelegenheitcn (Gerichtsentlastungsnovclle ) .

Nr . 11s . Verordnung des Ministers für Landes¬
verteidigung Vom 23 . Mai 1914 , betreffend die Inkraftsetzung
des Gesetzes vom 5 . Juli 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 130 , über die Militärstraf-
Prozeßordnung für die gemeinsame Wehrmacht.

Nr . ISO . Verordnung des Ministers für Landes¬
verteidigung Vom 23 . Mai 1914 , betreffend die Inkraftsetzung
des Gesetzes vom 5. Juli 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 131 , über die Militärstraf-
prozeßordnung für die Landwehr.

Nr . 121 . Verordnung des Ministers für Landes¬
verteidigung im Einvernehmen mit dem Kriegsminister,
des Ministers des Innern und des Justizministers
vom 23 . Mai 1914 zur Durchführung des Gesetzes vom5. Juli
1912 , R .-G .-Bl . Nr . 130 , über die Militärstrafprozeßordnuvg sür die gemein¬
same Wehrmacht.

Nr . 122 Verordnung der Minister sür Landes¬
verteidigung , des Innern und der Justiz vom 23 . Mai
1914 zur Durchführung des Gesetzes vom5. Juli 1912, N G.-Bl. Nr. 131,
über die Militärstrafprozcßordnung für die Landwehr.

Nr . IS » . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 16. Mai 1914 , betreffend die Umwandlung des Hauptzollamtes
11. Klasse in Capodistria in ein Nebenzollamt I . Klasse und Auflassung des
dortigen Salzamtes.

Nr . 124 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 19. Mai 1914 zur Vollziehung des Artikels1, 8, Z 3 und 4,
der Branntweinsteuernovelle vom 23 . Jänner 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 11.

Nr . 123 Verordnung des Justizministeriums vom
2. Juni 1914 über die Durchführung einiger Bestimmungen der Ge¬
richtsentlastungsnovelle.

Nr . 126 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 3. Juni 1914 , betreffend die Bildung neuer Erwerbsteuer¬
veranlagungsbezirke für die Amtssprengel der neuerrichteten Bezirkshauptmann¬
schaften in Elbogen und Kralup.

Nr . 127 . Kundmachung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten vom 5. Juni 1914 , betreffend die
Abhaltung der Prüfungen für Bewerber um die Befugnis eines Ziviltechnikers
(Zivilingenieurs oder Zioilgeometers ).

Nr . 128 . Verordnung des Ministers für öffent¬
liche Arbeiten Vom 6. Juni 1914 , betreffend die Begünsti-
gungen für die Studierenden an den montanistischen Hochschulen, welche den
Präsenzdienst als Einjährig -Freiwillige ableisten.

Nr . 12N . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 10. Juni 1914 , betreffend die Abänderung der mit der
Kundmachung vom 16. November 1897 , R .-G .-Bl . Nr . 268 , bestimmten
Anzahl der Mitglieder und Stellvertreter der Einkommensteuerberufungs-
Kommissionen.

Nr . IS . Kundmachung des Ministeriums des
Innern vom 11. Juni 1914 wegen Richtigstellung eines Fehlers
in der Verordnung des Ministeriums des Innern vom 28 . März 1914,
R .-G .-Bl . Nr . 73 , betreffend die Arzneitaxe zu der österreichischen Pharma-
kopöe Lä . VIII für begünstigte Parteien.

6. Landesgesttz- und Verordnungsblatt.
Nr . 41 . Verordnung des k. k. Statthalters

im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
23 . Mai 1914 , Z . IU - 1261/28 , betreffend den Ladenschluß in
Handelsgewerben und verwandten Geschäftsbetrieben im Gebiete der Stadt
Wien ? )

Nr . 42 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
12 . Mai 1914 , Z. XIb -375/2, betreffend die Einhebung der
Landesumlagen für das Jahr 1914.

») Erscheint in dieser Nummer der .Gesetze, Verordnungen>c." volliuhaltlich abgedruckt.



46 Amtsblatt der !. !. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien. — Nr. 52. 30. Juni 1914

Nr. 4L. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
21 . Mai 1914, Z . VI-1136/30 , betreffend die Erlassung eines neuen
Kurstatutes für den Kurort Baden.

Nr. 44 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
16 . Mai 1914 , Z . XId -300/1 , betreffend die der Gemeinde
Limbach im Gewichtsbezirke Zwettl erteilte Bewilligung zur Einhebung von
100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . 45 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
16 . Mai 1914 , Z . XI d-366/1 , betreffend die der Gemeinde Rohr¬
bach an der Gölsen im Gerichtsbczirke Hainfeld erteilte Bewilligung zur Ein¬
hebung von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden
Umlagen.

Nr . 4 « . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
16 . Mai 1914, Z . XI d-3l3/1 , betreffend die der Gemeinde Traut-
mannSdorf im Gerichtsbczirke Geras erteilte Bewilligung zur Einhebung von
100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . 47 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
16 . Mai 1914, Z . XI d-369/1 , betreffend die der Gemeinde St . Veit
an der Gölsen im Gerichtsbezirke Hainfeld erteilte Bewilligung zur Einhebung
von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden
Umlagen.

Nr . 48 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
30 . April 1914 , Z . X-881/9 , betreffend die Eröffnung eines
öffentlichen Landungsplatzes in Dorf -Aggsbach.

Nr . 41». Gesetz vom 16 . Mai 1914 , womit einige Be¬
stimmungen des Gesetzes vom 26 . Mai 1910 , L.-G . u . B .-Bl . Nr . 118 , be¬
treffend die Verpflichtung der Besitzer von Gebäuden und gewerblichen Anlagen
in der Stadt Laa an der Thaya zum Anschlüsse an die städtische Wasserleitung
und zur Entrichtung einer Wasserlcitungsgcbühr , abgeändert werden.

Nr . 5V . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
25 . Mai 1914 , Z . VI-1169, betreffend die Erhöhung der BerpflegS-
taxe der I . Klaffe im allgemeinen öffentlichen Krankenhause in Eggenburg.

Nr . 31 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 23 . Mai
1914 , Z . Xlb -302/1 , betreffend die der Gemeinde Schrems im Ge-
richlSbezirke Schrems erteilte Bewilligung zur Einhcbung von 100 Prozent
der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . 52 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
25 . Mai 1914, A. XI d-309/1, betreffend die der Gemeinde Hern-
stein im Gerichtsbezirke Pottcnstein erteilte Bewilligung zur Einhebung von
100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . 5L Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
2 . Juni 1914 , Z . Xld -308/2 , betreffend die der GemeindeBogen-
ncusiedl -Streising im Gerichtsbezirke Wollersdorf erteilte Bewilligung zur Ein¬
hebung von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden
Umlagen in der Katastralgemeinde Streifing.

Nr . 54 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
2 . Juni 1914 , Z . XId-414/1 , betreffend die der Gemeinde Kiblitz
im Gerichtsbezirke Ravelsbach erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100
Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

i
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Gesetze, Verordnungen uni»Entscheidungen,
sowie

NirmlrtivbestliiimiiiMl des Gcmeinderates, Stadtrates und dcs Magistrates
in Aligelegentiritrli der Grmeindknerwllltnng nnd politischen Amtstchrnng.
Inyakt.

>. Berordunngen und Entscheiduugen:

I. Befähigungsnachweis für Erlangung von Konzessionen für die gewerbe-
mäßige Verfertigung und den Verkauf von Feuerwerksmaterialien,
Feuerwerkskörpern und Sprengpräparattn aller Art, ferner fllr die
gewerbemäßige Darstellung von Giften, Zubereitung der zu arzneilicher
Verwendung bestimmten Stoffe und Präparate und Erzeugung von
künstlichen Mineralwässern. (Z 15, Pkt. II und 11 G.-O)

2 Zulassung von Eisenbetonstusen(System Gustav Aufhauser).
3. Zulassung von Eisenbetonstusen(System Franz Hopp).
4. Abziehen der Rauchsänge bei Neubauten.
5. Änderung im polizeilichen Meldewesen.
6. Hauserbauungen nach Baurecht (Gesetz vom 26. April ISIS, R.-G -

Bl. Nr. 86), konskriptions- und tabularämtliche Behandlung.
7. Gift-Verschleiß; Verlegung der Betriebsstätte.
8. Konvenlionak-Tekegrammadressen der k. ». k. Behörden.
9. Röselerdecken-Zulassung.

IO. Gift-Verschleiß.

II . Normativbestimmuugeu:
Magistrat:

11. Oberbehördliche Entscheidungen, Umfang der Jntimation.
12. Pferdeeinkaufs-Kommission.
13. Verzugszinsen-Berechnung fiir rückständige Wassergebühren.
14. Vereinfachungen in der Evidenzhaltung der Strafen zum Versorgungs¬

fonds und im Vollzüge der Arreststrafen.
15. Teilung der Magistrals-Abteilung XVII und XVIII. — Änderung der

Geschäftseinteilung des Magistrates.
16. Zusammensetzung der Geschäslsgruppen des Magistrates. — Änderung

der Geschäftseintcilung.
17. Unmittelhare Stellvertretung des Magistrats-Direktors.
18. Regelung der Lohn- und Dienstverhältnisse der städtischen Kanzlei-Aus-

hitfsschreibkräfteund Kanzlei-Aushilfsdiencr.
IS. Allgemeine Pensionsvorschrist.
20. Stcmpelbchandlung der Quittungen über Wassergebühren.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes-
gesetz - und Verordn » ngsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre  1Sl4 publizierten Gesetze und
Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
L.

Befähigungsnachweis für Erlangung von Kon
zessionen für die gewcrbemäßige Verfertigung und
den Verkauf von Feuerwerksrnaterialien , Feuer¬
werkskörpern und Spreugpräparaten aller Art,
ferner für die gewerbemäßige Darstellung von
Giften , Zubereitung der zu arzneilicher Verwendung
bestimmten Stoffe und Präparate «nd Erzeugung
von künstlichen Mineralwässern . ( H LS, Pkt . II

und 14 G .-O .)
Runderlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 9. Juni 1914,

XIl -1724, M . Abt. XVII, 2069/14 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 30) :

Mit der im XI,VIII. Stücke des Reichsgesetzblattes unter Nummer 106
er 1S14 kundgemachten Ministerialverordnungvom 12. Mai 1914 wurden
auf Grund von Z 15, Punkt II und 14, sowie von § 23, Abs. I G.-O., die
Punkte 6 und 7 der Ministerialverordnungvom 6. August 1907, R.-G.-Bl.
Nr. 196, über den zum Antritte mehrerer konzessionierterGewerbe erforder¬
lichen Nachweis der besonderen Befähigung teilweise abgeändert.

Durch diese Nachtragsverordnung wurden die in den Punkten 6 und 7
der Ministerialverordnungvom 6. August 1907, R.-G.-Bl. Nr. 196, ent¬
haltenen Bestimmungen über den Befähigungsnachweis dahin ergänzt, daß
nunmehr auch durch das Zeugnis über die mit Erfolg abgelegte zweite chemisch-
technische Staatsprüfung an einer inländischen technischen Hochschule oder durch
das Diplom über das Doktorat der technischen Wissenschaften mit Chemie als
Dissertationsfach einer inländischen technischen Hochschule oder durch das Diplom
über das Doktorat der Philosophie mit Chemie als Disfertationsfacheiner
inländischen Universität

der Nachweis der besonderen Befähigung:
Für die gcwerbemäßige Verfertigung und den Verkauf von Feuerwerks¬

materialien, Feuerwerkskörpcrn und Sprengpräparaten aller Art (Punkt 6 der
zitierten Ministerialverordnung). ferner für die gewerbemäßige Darstellung von
Giften und die Zubereitung der zur arzneilichen Verwendung bestimmten
Stoffe und Präparate, und dann für die Erzeugung von künstlichen Mineral¬
wässern(Punkt 7 der zitierten Mmisterialverordnung) erbracht werden kann,
in den beiden letzteren Fällen in Verbindung mit einer mindestens zweijährigen
Praxis.

Ferner wurde angeordnet, daß für das letzterwähnte Gewerbe, und zwar
gleichfalls in Verbindung mit einer mindestens zweijährigen Praxis der Nach¬
weis der besonderen Befähigung auch durch das Diplom eines Magisters der
Pharmazie einer inländischen Universität dargetan werden kann.

Punkt 7 erfährt überdies insofern noch eine Präzisierung, als jenen
Arbeitsstätten, an welchen die zweijährige Praxis zurückgelegl werden kann,
nun auch die chemisch-pharmazeutischen Laboratorien und die Apotheken aus¬
drücklich angereiht werden.

Auf diese Weise trägt die Verordnung den zur Kenntnis dcs Handels¬
ministeriums gebrachten Wünschen der Interessentenkreise Rechnung. ,

Hü rauf werden die obgenannten Behörden zufolge Erlasses des k. k.
Handelsministeriums vom 12. Mai 1914, Z. 11982 «r 1913, aufmerksam
gemacht.

2.
Zulassung von Eisenbetonstnfcn ( System Gustav

Aufhauser ) .
Erlaß des Wiener Magistrates vom 10. Juni 1914,

M . Abt. XIV, 12660/13:
In Erledigung des Ansuchens des Herrn Franz Aufhauser  ssn .,

Steinmctzmeister, XII., Brcilenfurterstraße1, wird die Verwendung der von
demselben unter der verantwortlichenLeitung des Baumeisters Eduard
L oi d o l d, XVl., Wattgaffe 20, erzeugten Eisenbetonstufen bei Hochbauten
im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig
erklärt:

1. Die Bestimmungen des Magistrats-Erlasses vom 15. August 1906,
M. Abt. XIV, Z. 5093, haben strenge Anwendung zu finden.

2. Freitragende Stufen von mehr als 1 30 freier Länge find außer der
im Punkte 4 dieses Erlasses angegebenen Bewehrung am Auslagerende noch
mit einem mindestens 65 cm langen Beilageisen von 10 mm Durchmesser zu
versehen.

3. Die im Punkte 2 des genannten Erlasses bedungene Haftung hat der
Baumeister Eduard Loidold  zu übernehmen.

Die Aufnahmeschrift über die Belastungsprobe wird dem Stadtbauamte
zur Verwahrungübermittelt.

s
Zulassung von Eisenvetonstufen (System Franz Hopp ).

Erlaß des Wiener Magistrates vom 11. Juni 1914,
M . Abt. XIV, 10231/13:

In Erledigung des Ansuchens des Franz Hopp,  Baumeisters , XXL,
Pragerstraße 65, wird die Verwendung der von demselben erzeugten Eisen-



48 Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien. — Nr . 62 , 31 . Juli 1914.

betonstufen bei Hochbauten im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Be-
dingungeu als zulässig erklärt:

1. Die Bestimmungen des Magistrats -Erlasses vom Ist . August 1906,
M . Abt . XIV , Z . 5093 , haben strenge Anwendung zu finden.

2 . Freitragende Stufen von mehr als I 30 m freier Länge find außer
der im Punkte 4 dieses Erlasses angegebene Bewehrung am Auflagerende noch
mit einem mindestens 6 5 ein langen Bcilageisen von 10 mm Durchmesser zu
versehen.

Die Beilagen 0 , O und (1 werden dem Stadtbauamte zur Verwahrung
übermittelt.

4 .
Abziehen der Rauchfänge bei Neubauten.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 16 . Juni
1914 , M . Abt . XlV , 2747/14 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 27 ) :

Mit dem Erlasse der Magistrats -Direktion vom 20 . November 1913,
M . Abt . XIV , 173/13 *), wurde angeordnet , daß das Abziehen der Rauchfänge
künftighin zweimal , und zwar das erstemal nach Fertigstellung des Rohbaues
und das zweitemal nach dem Setzen aller nicht transportablen Feuerstellen
durch den Rauchfangkehrer zu erfolgen hat.

Gleichzeitig wurde aber angeordnet , daß der Rauchfangkehrer schon
während des Aufgehens des Baues nach Vollendung jeder Gleiche sich über
die Art der Ausführung der Rauchfänge zu überzeugen hat und im Falle des
Vorfindens vorschriftswidriger Ausführungen und Mängel verpflichtet ist,
sofort die Bauführung hievon behufs Abstellung der Übelstände in Kenntnis
zu setzen und im Falle der Erfolglosigkeit seiner Vermittlung die Anzeige an
das Stadlbanamt zu erstatten.

Die Genossenschaft der Rauchfangkehrer hat dem Magistrate mitgeteilt,
daß die Baumeister diese Begehung seitens der Rauchfangkehrer abgelehnt
haben , weil in der Baubewillignng eine diesbezügliche Bauvorschrift nicht ent¬
halten ist.

Ich finde daher anzuordnen , daß künftighin in die Baubewilligung für
Neu -, Um - und Zubauten und Stockwerksaussetzungen folgende Vorschrift aus¬
genommen werde.

„Das Abziehen der Rauchfänge hat zweimal , und zwar das erstemal nach
Fertigstellung des Rohbaues einschließlich des Rauchfangmauerwerkes am Dach¬
boden und Uber dem Dache und das zweitemal nach dem Setzen aller nicht
transportablen Feuerstellen durch einen gewerbsbercchtigten , nach der Kehr¬
bezirkseinteilung (Erlaß der k. k. n . -ö. Statthallerei vom 29 . November 1905,
Z . I -2I23/5 ) hiezu berufenen Rauchfangkehrer zu geschehen. Der Rauchfang¬
kehrer hat sich jedoch schon während des Aufgchens des Baues nach Voll¬
endung jeder Gleiche über die Art der Ausführung der Rauchfänge zu über-
zeugen und ist im Falle des Voifindens vorschriftswidriger Ausführungen und
Mängel verpflichtet , sofort die Bauführung hievon zur Abstellung der Übel¬
stände in Kenntnis zu setzen und im Falle der Erfolglosigkeit seiner Ver¬
mittlung die Anzeige an das Stadtbauamt zu erstatten.

Der Rauchfangkehrer ist daher rechtzeitig zu bestellen und ist ihm die Be¬
sichtigung des Baues zu diesem Zwecke zu gestatten . Der bestellte Rauchfang¬
kehrer ist dem Sladtbauamte entweder gleichzeitig mit der Vaubeginnsanzeige
oder ober spätestens vor Erreichung der Kellergleiche namhaft zu machen.

Über das Ergebnis tes zweimaligen Abziehens der Rauchfänge ist dem
Stadtbauamte noch vor Erteilung der Bewohnuugs - und Benützungsdewilligung
ein Befund vorzulegen . "

S.
Änderung im polizeilichen Meldewesen.

Kundmachung der k. k. Polizei -Direktion Wien vom 18. Juni
1914 , Z . 595 (M . Abt . XIX , 1480 ) :

Mit Zustimmung des k. k. Ministeriums des Innern hat die k. k. n .-ö.
Stattbalterei laut Erlaßes vom 2. Jänner 1914 , Z . VII a -2740,19 er 1913,
auf Grund des Z I der Ministerial -Verordnung vom 15 . Februar 1857,
R .-G -Bl . Nr . 33 , für den Wiener Polizeirayon in Bezug auf das polizeiliche
Meldewesen folgendes angeordnet:

1 . Für die Meldung von Hauptwohnparteien und Afterparteien —
letztere sollen in Hinkunst Unterparteien genannt werden — sind neue Meldungs¬
formulare auszugeben.

2 . In diese Formulare ist zur Hintanhaltung von Jrrtümern eine Be¬
lehrung über die richtige Ausfüllung der Rubriken bezüglich der Göttin und
Kinder , sowie bezüglich der Borwohnung aufzunehmen.

3 . An den Meldungsnachweisen (Kuverten ) ist ein für die Bestätigung
der Abmeldung bestimmter Coupon anzubringen , dessen Verwendung , respektive
Ausfüllung jedoch bei der Meldung nicht obligatorisch sein soll.

Auf diesem Coupon wird im Falle der Abmeldung deren Übernahm
amtlich durch Aufdruck der Tagesstampiglie zu bestätigen sein , wenn die Coupon
rubriken bezüglich der Adresse , des Namens und des Berufes entsprechend aus-
gefüllt find.

*) Siehe Normalienblatt der Magistrates Nr, 74/rsi».

Sind die erwähnten Rubriken schon zur Zeit der Anmeldung richtig
ausgcfüllt , so ist auf dem Coupon auch die amtliche Dammstampiglie des
Anmeldungstages beizudrücken.

4 . Bei der Anmeldung männlicher Unterparteien ist der Meldungs¬
nachweis (Kuvert ) nicht nur vom Wohnungs (Arbeits )geber zu unterschreiben,
sondern auch vom Hauseigentümer oder dessen Stellvertreter mitzufertigen.

5 . Im Familienverbande lebende Kinder , welche das 18 . Lebensjahr
überschritten haben , find nicht auf den Meldzetteln der Eltern zu verzeichnen,
sondern separat zu melden.

Diese Anordnungen werden hiermit zur allgemeinen Kenntnis gebracht
und treten am 1. Juli 1914 , von welchem Tage an die neuen Meldungs¬
formulare zur Ausgabe gelangen , in Kraft.

Die alten Formulare können zur Meldung noch bis zum 14 . Oktober
1914 inklusive benützt werden.

Bei Verwendung derselben wird die Mitfertigung des Hauseigentümers
oder seines Stellvertreters (gemäß Punkt 4) nicht verlangt werden , jedoch wird
in solchen Fällen auch keine Bestätigung über die Abmeldung erfolgt.

Vom 15 . Oktober 1914 an sind ausschließlich die neuen Formulare zur
Meldung zu benützen.

«.
Hauserbauttngen nach Baurecht ( Gesetz vom « V. April
ISIS , R -G -Bl . Nr . 88 ) , konskripkions und tabular-

ämtliche Behandlung.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 19 . Juni
1914 , M . D . 2707/14 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 28 ) :

Auf Grund des mit dem Präsidium des k. k. Landesgerichtes Wien und
der k. k. Finanz -Landes -Direktion gepflogenen Einvernehmens wurden für die
lonskriptions - und tabularämiliche Behandlung der nach Baurecht (Gesetz vom
26 . April 1912 , R .-G .-Bl . Nr 8t >) im Wiener Gemeindegebiete erbauten Häuser
folgende Bestimmungen festgesetzt:

1. Diese Gebäude werden mit Konskriptionsnummern (nicht Eviderz-
nummcrn ) bezeichnet , da sie im Gegensätze zu den sonst auf Pachlgründen her¬
gestellten Bauwerken dauernder Natur sind , daher nach Z 6 des bezogenen
Gesetzes während des Bestandes des Baurechtes ein Zugehör dieses mit ding¬
lichem Charakter ausgestatteten Rechtes , nach Erlöschen des Baurechtes aber
ein Zugehör der Realität selbst bilden.

2 . Die Erbauung eines nach Baurecht erbauten Hauses wird sowohl bei
der Einlage der belasteten Liegenschaft als auch bei der Baurechtseinlage an¬
gemerkt.

3. Jnjene » Wiener Gemeindebezirken,in welchen die Konskriptionsnummern
mit den Grundbuchseinlagezahlen übereinstimmen , haben die Konskriptions¬
nummern der nach Baurecht erbauten Häuser mit den Einlagezahlen der Bau¬
rechtseinlagen übercinzustimmen.

4 . Den Konskriptionsnummern solcher Häuser werden , um die Baurechts-
eigenschaft derselben ersichtlich zu machen , die Buchstaben „ B . R ." beigesügt
und werden dieselben auch in den Tabularbeschlüssen ersichtlich gemacht.

Endlich werden die nachstehenden , mit dem Statthalterei -Ermsse vom
5. Juni 1875 , Z . 14746 , und dem L.-G .-Bl . vom 16 . Juni 1880 , Z . 37244,
ausgesprochenen Konskribierungsgrundsätze in Erinnerung gebracht.

Mit dem Gesetze vom 2. Juni 1874 , R .-G .-Bl . Nr . 88 , ist die Anlage
neuer Grundbücher im Erzherzogtums Österreich unter der Enns angeordnet
worden . Auf Grund dieses Gesetzes hat die k. I. n .-ö. Statthalterei unterm
5. Juni 1875 , Z . 14746 , und in weiterer Folge das k. k. Landesgericht in
Wien  unterm 16 . Juni 1880 , Z . 37r44 , den Beschluß gefaßt , daß die Grund¬
buchseinlagezahl auch als Konskriplionsnummer anzunehmen ist (damals in den
Bezirken I bis X und XX ) und weiters verfügt , daß Gebäude , die auf Bc-
stondgründen (Pachlgründen ) hergestellt , daher von der Aufnahme in das
Grundbuch ausgeschlossen sind , Enidenznummcrn  zu führen haben . In
Ansehung der Bezirke XI bis XIX und XX l ist die Konskriptionsnummer ent¬
sprechend den im Grundbuche für diese Bezirke eingetragenen Katastral¬
gemeinden  zu erteilen.

7.

Gift -Berschleiß ; Berleguiig der Betriedsftätte.

Erlaß des Magistratischen Bezirksamtes für den XX . Bezirk
vom 25 . Juni 1914 , M . B . A. XX , 56837/13:

Die Verlegung des Standortes des von Herrn Anton Bständig  auf
Grund der Konzession vom 12 . September 1912 , M . B . A. IX ., 16691 , im
IX . Bezirke , Tendlcrgasse 4 , betriebenen Konzession zum Verschleiße von Giften
und von zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen , auch medikamentös
imprägnierten Verbandsstoffen und Präparaten , insofern dies nicht ausdrücklich
den Apothekern Vorbehalten ist, nach XX Bezirk , Jägerstraße 28 , wird gemäß
Z 39 der Gewerbeordnung mit dem Beifügen zur Kenntnis genommen , daß
gleichzeitig der Konto Kat .-Z . 10831/20 eröffnet wurde.
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8 .
Kouveutional -Telegrai 'imadresser » der k. u . k

Behörden.
Mit Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 1. Juli 1914,

Z . IX -2043/4 (M . D . 3199 ), wurde nachstehendes neues Ver¬
zeichnis aller jener k. u. k. Vertretungsbehörden veröffentlicht,
die an ihrem Amtssitze eine Konventional -Telegrammadreffe
registriert haben . Die Statthalterei -Erlässe vom 30 . August
1912 , Z . 1X-2903 , vom 25 . Oktober 1912 , Z . IX -2903/1 , vom
14 . Februar 1913 , Z . IX-438/2 und vom 26 . Mai 1913,
Z . IX-438/3 , erscheinen hiedurch gegenstandlos geworden.

* »

Verzeichnis.

Als Telegrammadresse haben registriert:
1. Austung:

a) Das k. u . k. Ministerium des Äußern;
b) die k. u . l. diplomatischen Missionen in : Athen , Bangkok , Belgrad,

Berlin , Bern , Buenos -Aires , Bukarest (im Sommer Sinaia ), Cetinje,
Dresden , Konstantinopel , Kopenhagen , Lissabon , Madrid (im Sommer
San Sebastian ), Mexiko , München , Paris , Peking , Rio de Janeiro
(Telegrammadresse Austung Petropolis ), Rom (Botschaft beim königlich¬
italienischen Hose) , St . Petersburg , Santiago de Chile , Sofia , Stuttgart,
Tanger , Teheran , Tokio und Washington;

e) die k. u . k. Konsularämter in : Aden , Addis -Abeba , Alexandrien , Antivari,
Antofagasta , Aregnipa - Jslay , Baltimore (Maryland ), Bsrranquilla,
Bogota , Bombay , Boston , Bridgetown (Barbados ), Cairo (diplomatische
Agentie und Generalkonsulat ), Calcutta , Charleston (West - Virginia ),
Lhefoo , Chicago , Clcvelaud (Ohio ), Colombo , Colon (Panama ), Curiiyba,
Denver (Colorado ), Galveston , Gibraltar , Guayaquil , Havana , Hongkonk,
Honolulu , Huaraz , Jquique , Johannesburg , Junin (Cerro de Pasc »,
Peru ), Kapstadt , Kingston (Jamaika ), Kobe (Japan ) , Lima . Malta,
Managua (Nicaragua ), Manila , Milwaukee , Mobile (Alabama ), Monterrey
(Nuevo -Leon), Montevideo , Montreal , New -Orleans , New -T-ork, Penang,
Pensacola , Philadelphia , Pittsburg (Pennsylvania ), Port -Louis (Mauritius ),
Port of Spam , Port Said , Punta Arenas , Richmond (Virginia ), San
Francisco , San Juan (Puertorico ), Santiago de Cuba , Sao Paulo,
Savannah , Shanghai Smgapore , St . Gallen (Schweiz ), St . Louis
(Missouri ), St . Paul (Minnesota ), Sydney , Tacna - Arica , Tampico
Aamaulivas ) , Tanger (vom völligen k. u . k. Gesandten geleitet ), Tientsin,
Trinidad (Cuba ), Tunis , Valdivia (Chile ), Valparaiso , Veracruz , Winnipeg,
Jokohama und Zanzibar;
2 ., Austung Knights : Die k. u . k. Botschaft in London.
3 . Konaustung : Die k. u . k. Konsularömter in Buenos -Aires , Mexiko,

Rio de Janeiro und Santiago de Chile.
4 . Konaustung Cannon : Das k. u k. Generalkonsulat in London.
5 . Palvenezia : Die k. u k. Botschaft beim heil . Stuhle.

S.

Nöselerdecken -Zulassuug.
Erlaß des Wiener Magistrates vom 6. Juli 1914 , M.

Abt . XIV , 9253/13:
In Ecledigunge des Ansuchens der Firma Nöselerdeckcn -Gesellschast

W . Harms,  I ., Graben 15, wird die Verwendung der von derselben er¬
zeugten Röselcrdecken im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Be¬
dingungen als zulässig erklärt:

1. FUr die Röselerdecke haben im allgemeinen die Bestimmungen der
Ministcrial -Verordnung vom 15 . Juni 1911 über die Herstellung von Trag
werken aus Eisenbeton bei Hochbauten Anwendung z» finden.

2 . Die Decke ist als Eisenbeton -Rippendecke anzusehe », bei der die Steine
lediglich als Füllkörper dienen . Die die Rippen verbindende Betondruckplatte
muß eine Stärke von mindestens 3 cm erhalten . Die Ausführung der Decke
ohne obere Betonplatte ist nicht zulässig . Die Schub - und Haftspannungen
sind in jedem Falle nachzuweisen . Zur Aufnahme der Schubspannungen dürfen
nur die Betonrippen ohne die anschließenden Wandungen der Steine heran¬
gezogen werden . Falls der Bctonquerschnitt zur Aufnahme der Schubbean¬
spruchungen nicht genügt , ist eine entsprechende Bügelbewahrung vorzusehen.
Die Eisenzugspannung ist für die unterste Faser zu berechnen.

„ Zur Bestimmung des Eigengewichtes der Decke ist das Einheitsgewich-
des Überbetones mit 2200 ke/n ^ , das der Steinplatte einschließlich der Belon-
rippen , falls ein besonderer Nachweis nicht erbracht wird , mit 1100
anzunehmen.

4 . Als Füllsteine find gut gebrannte und unbeschädigte Maschinziegel
von der in der Zeichnung angegebenen Form und entsprechend dem beim
Stadtbauamte erliegendeu Muster zu verwenden . Die Ziegel sind vor dem
Ausbringen des Betones gut zu befeuchten.

5 . Die Auflagerung der Decke auf Mauerwerk muß mindestens 15 cm
betragen und ist in der Weise auszuführen , daß die Kantenpressung das zu¬
lässige Maß nicht überschreitet . Die Rippen sind mit dem Mauerwerke in ent¬
sprechenden Abständen sachgemäß zu verankern oder eS ist eine besondere
Schließenverhängung der Pfeiler anzuordnen.

6 . Die Einrüstung der Decke muß mit besonderer Sorgfalt entsprechend
den beiliegenden Zeichnungen erfolgen . Als Schalungslatten sind Bierkanthölzer
von mindestens 8 cm Höhe und 12 cm Breite , als Bewehrungseisen Flach¬
eisen 40 mm Höhe und mindestens 4 mm Dicke zu verwenden . Die Flach¬
eisen sind an den Auslagerenden hackenförmig umzubiegen . Die Verbindung
des Bewehrungseisens mit der Schalungsplatte hat durch Schellen und
Schrauben in Abständen von höchstens 1 m , und zwar derart zu erfolgen , daß
das Flacheiscn 1 cm von der Latte absteht . Die Unterzüge sind in der Regel
abseits der Stellen der größten Deckenmomente nach Figur 3 und 5 anzu¬
ordnen . In diesem Falle darf die Entfernung der Unterzöge bis zu 2 m be¬
tragen.

Wird ein Unterzug uach Figur 1 und 2 an der Stelle der größten Feld¬
momente (in Dcckenmitte ) angeordnet , so darf der Abstand der Unterzüge
höchstens 1' 50 m betragen . Der erste Unterzug darf vom Auflager höchstens
0 '50 m abstehen . (Figur 3.)

Die Stützen sind zur Verhütung seitlicher Verschiebung durch Querhölzer
(Kreuze ) untereinander zu verbinden . Die Holzstärken find den Zeichnungen
entsprechend zu wählen.

Bei einer Stützenlängc von mehr als 4 w sind entsprechend stärkere
Stützen anzuwenden . Für das Verlegen der Schalungslatten unter den Rippen
sind genaue Lehren mit den Latten entsprechenden Einschnitten zu verwenden,
die erst entfernt werden dürfen , bis die Lage der Latten durch unterseitig an-
znnagelnde Querhölzer gesichert ist. Zur Sicherung der Lage der Schalungs-
laitcn können auch Unterzüge verwenoet werden , die nach Figur 8 mit genau
Passenden Einkämmungcn für die Latten versehen find , doch muß in diesem
Falle der Querschnitt der Unterzüge , wenn sie nicht nahe dem Auflager liegen,
um die Tiefe der Einkämmung (2 ow ) auf 12/14 , beziehungsweise 12/16 cm
vergrößert werden.

7 . Beiderseits zwischen Mauerwerk gespannte Decken sind in der Regel
als frei aufliegend zu berechnen . Nur wenn die Auflagerung nicht auf Mauer¬
werk aus Weißkalkmörtel erfolgt , die erforderliche Einspannung nachgewiesen
werden kann , die Ausführung der Decke gleichzeitig mit dem Mauerwerk erfolgt
und das Auflager nach Figur 4 durchaus in vollem Beton hcrgestellt wird,
darf eine teilweise Einspannung angenommen und das Feldmoment mit vier
Fünftel von jedem des frei aufliegcnden Trägers berechnet werden . In diesem
Falle ist der Anflagereinspannung dadurch Rechnung zu tragen , daß am Auf¬
lager eine Eisenbewehrung angeordnet wnd , deren Querschnitt mindestens 0 4
von der dem Feldmomenle entsprechenden Bewehrung beträgt ; doch ist auch
b : i frei auslisgend berechneten Decken den durch die satte Einmauerung ent¬
stehenden Einspannungsmomenten durch Anordnung einer Auslagerbewchrung,
welche mindestens 02 jener des Feldmomentes betragen muß , Rechnung zu
tragen.

Decken, welche über mehrere Felder durchlaufen , können , wenn sie zwischen
Eisenbetonunterzügen gespannt sind , oder auf den Stützen frei aufliegen,
nach den Regeln für durchlaufende Träger berechnet und bewehrt werden;
es ist jedoch im Bereiche des negativen Momentes an Stelle der Füllkörper
voller Beton zwischen den einzelnen Rippen zu verwenden , wenn die Druck¬
spannungen in der Rippe das zulässige Maß überschreiten (Figur 11 und 12 ) .
Diese Einflußbreite und die Betondruck - und Eisenspannung am Aufleger sind
in jedem Falle nachzuweisen . Aus die Durchbiegung der Unterzüge (Stützen¬
senkung ) braucht in der Regel keine Rücksicht genommen zu werden . Es ist
gestattet , bei der Berechnung der Eisenbetonbalken zwischen denen solche Decken
gespannt sind, den im Bereiche des negativen Momentes zwischen den einzelnen
Rippen sich befindlichen Beton und auch die obere Wandung der Steineinlage
dem Druckgurte des Balkens zuzuzählen , vorausgesetzt , daß die Dicke der oberen
Steinwandung und jene des Aufbetons zusammen mindestens 6 cm beträgt
(Figur 12 ). Das Gewicht von Scheidenlauern kann nach der in Figur 13 und 14
angegebenen Lastverteilung in Rechnung gestellt werden.

8 . Decken oberhalb von Wohnräumen sind mit einer Beschüttung von
mindestens 8 cm Stärke oder mit einer hinsichtlich Schalldichtigkeit gleich¬
wertigen Schichte eines anderen feuersichere » Materials zu versehen.

9 . FUr jede Decke ,ist vor dem Aufbringen deS Betons beim Sladtbau-
amte rechtzeitig um die Überprüfung anzusuchen.

10. Die beabsichtigte Verwendung dieser Decken ist in den Bauplänen
ansznweisen . Besondere D ckenpläne und Berechnungen sind Sorzulegen.

11 . Die Ausführung dieser Decken gehört zu den Befugnissen der Bau¬
berechtigten Zivilingenieure und der Baumeister und darf nur unter der Leitung
eines mit der Herstellung dieser Decke wohlvertrauten Fachmannes erfolgen.

12. Die Ergänzung und die Abänderung der vorstehenden Bedingungen
sowie die Zurücknahme der Bewilligung bleiben Vorbehalten.

Die beigebrachten Beilagen werden dem Stadtbauamte zur Verwahrung
übermittelt.

I«.
Gift Verschleiß.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 21 . Juli 1914 , M.
Abt . XVII , 807 , an die Bosnische Elektrizitäts -Aktiengesellschaft

1*
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in Jajce , General -Repräsentanz für Österreich, I., Tegetthoff-
straße 7, zu Händen des Herrn Dr . Adolf Röder,  Hof - und
Gerichtsadvokaten, I., Singerstraße 27:

Die Bosnische Elektrizitäts-Aktiengesellschaft in Jajce, General-Repräsentanz
für Österreich ist am 10. März 1914 um die Genehmigung zur Errichtung
einer Zweigniederlassung(Betriebsbureau) ihres in Brückl, Kärnten bestehenden
Hauptbetriebes zur Erzeugung von Quecksilberchlorid(Konzession erteilt von
der k. k. Bezirkshauptmannschaft St . Veit an der Glan am 17. Juni 1913,
Z. 13420) für Wien, I., Tegetthofsstraße7, eingeschritten.

Auf Grund der gepflogenenErhebungen wird der Gesellschaft gemäß
8 40, Absatz2 G.-O. diese angesuchte Genehmigung mit dem Bemerken ge¬
werbebehördlich erteilt, daß dieser Betrieb im Gewerberegisterunter Zahl
4079/b/I eingetragen wurde und die Besteuerung zur KZ . 1,200.836/1 er¬
folgen wird.

Gleichzeitig wird die Bestellung des Herrn Emil Käufler (1874 Brünn,
Mähren, geboren, ebendorthin zuständig, mosaisch, ledig, Vll ., Neustiftgafse 121
wohnhaft), welcher nur den Befähigungsnachweis für den Handel mit Gifte»
(Z 2 Ministerial-Verordnung vom 21. April >876, R.-K.-Bl. Nr. 60) erbracht
hat, zum verantwortlichenStellvertreter(Geschäftsführer) für diesen Betrieb
gemäß 88 3 und 55 G.-O. für insolange gewerbebehördlich genehmigt, als sich
in Wien nur ein Vertriebsbureau befindet und keine Erzeugung stattfindet.

» *
*

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den XIII. Be¬
zirk vom 24. Juli 1914, M. B. A. XIII, 11310, an Georg
Wagrand  l, Wien, XIII., Auhofstraße 171.

Das magistratische Bezirksamt für den XIII. Bezirk erteilt Ihnen die
angesuchtc Konzession zum Verkaufe von Giften und gifthältigen Drogen,
ferner von zu arzneilichen Zwecken verarbeiteten Stoffen und Präparaten ein¬
schließlich medikamentös imprägnierter Verbandstoffe, insoweit die- hinsichtlich
dieser Erzeugnissenicht den Apothekern Vorbehalten ist, endlich zum Verschleiße
künstlicher Mineralwässer im Sinne des 8 15, Punkt 14 G.-O. mit dem
Standorte XIII., Auhofstraße 171.

Die bestehenden Vorschriften über Aufbewahrung, Verkauf nn> Ver¬
sendung von Giften sind im Sinne der Ministerial-Verordnung vom 21. April
1876, R.-G.-Bl. Nr. 60, vom 2. Jänner 1886, R.-G.-Bl. Nr. 10, und vom
8. Mai 1896, Z. 15693, Abs. 6, genauestens einzuhalten.

Diese Konzession wurde im h. ä. Gcwerberegister unter Register
Z. 1818, K/XIII, eingetragen; für die Erwerbsteuerbemcffungwurde der
Konto Kat.-Z. 16816/13 vergeben; wegen Einleitung der Erwerbsteuer¬
bemessung haben Sie sich unmittelbar an die k. k. Steueradministration für
den XII./XIII. Bezirk in Wien zu wenden.

ll. Normativbestiinmungeri.
Magistrat:

LI
Oberbehvrdliche Entschei - nnge », Umfang der

Jntimation.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 16. Mai

1914, Z . XVII, 695/14 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 32) :

Über Erlaß derk. k. n -ö. Statthaltern vom 14. Februar 1911, Z. I a-532,
werden die Bezirksämter aufmerksam gemacht, daß formelle oberbehördliche Ent¬
scheidungen, soferne nicht anderes im einzelnen Falle von der Obcrbehörde
angeordnet wird, allen beteiligten Parteien vollinhaltlich  nützuteilcn
sind, daß hingegen Eröffnungen, die sich nach ihrem Inhalte, ihrer Fassung,
meist schon nach ihrer Stellung im Anschlüsse an die oberbehördliche Entscheidung
hinter der Rekursklausel, als lediglich an die Behörde gerichtet darstellen, den
Parteien nicht bekanntzngeben sind.

IS.
Pferdeeinkaufs -Kommission.

Erlaß des Magistrats-Direktors Karl Appel  vom 5. Jmii
1914, M . D . 2485/14 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 24) :

Im Hinblicke auf die Bestellung des Herrn Magiflratsratcs Dr. Franz
J am ö ck zum Vorstande der Magistrats-Abteilung 11 (Straßen Angelegen¬
heiten) hat sich der Herr Bürgermeister mit der Entschließung vom5. Juni 1914,
M. D. 2485, bestimmt gefunden, dem genannten Magistratsrate vom I. Juli

1914 an, insolange er als Vorstand der Magistrats-Abteilung VI bestellt ist,
auch die Leitung der Pferdeeinkaufs-Kommission und das Referat Uber den
Pferdeankauf und die Pferdevcrwertungzu übertragen.

Die städtischen Betriebe und Unternehmungenhaben daher künftig den
Pfertebedarf und die Notwendigkeit von Pferdeausmusterungen dem Herrn
Magistratsrate Dr. Iamöck  bekanntzugebcn.

I»
Verzugszinsen -Berechnnng für rückständige Wasser¬

gebühre».
Erlaß des Magistrats-Direktors Karl Appel  vom 23. Juni

1914, M . D. 2801 , M . Abt. VIII, 1995/14 (Normalienblatt
des Magistrates Nr. 29) :

ES wurde die Wahrnehmung gemacht, daß bei der Anrechnung von
Verzugszinsen für rückständige Gebühren, die auf Grund des Gesetzes vom
22. Dezember 1910, L.-Ä.- u. V.-Bl. Nr. 256, betreffend die Versorgung der
k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien mit Hochquellenwasser, vorgeschrieben
worden sind kein gleichmäßiger Vorgang eingehalten wird.

Es wird daher Folgendes zur Kenntnis gebracht:
Nach8 7 letzter Absatz des vorgenannten Gesetzes sind für rückständige

Gebühren die für die staatlichen Steuern geltenden Verzugszinsen cinzuheben.
Unter G-bühren sind nicht bloß die Gebühren für den„allgemeinen"

Wafferbezugnach8 4 und für den„besonderen" Wasserbezug nach8 6 deS
Gesetzes, sondern auch die im 8 7 aufgezählten Leistungen zu verstehen und
daher auch für rückständige Abzweigskosten, Wafsermesserrentenn. s. w. die
für staatliche Steuern geltenden Verzugszinsen einzuheben.

Die Verpflichtung zur Bezahlung von Verzugszinsen tritt ein, wenn die
vorgeschriebene Gebühr 100 ll übersteigt und nicht innerhalb 14 Tagen »ach
Zustellung des bezüglichen Zahlungs-Auftrages entrichtet wird.

Die Verzugszinsen sind von dem auf die Zustellung des Zahlungs-Auf-
trages folgenden Tage an bis zur Absteckung der Schuldigkeit zu berechnen.

Das Ausmaß der Verzugszinsen beträgt für je 100 ll und für jeden
Tag des Zinsenlaufes1»/„, Heller.

Die Verzugszinsen werden somit in der Weise ermittelt, daß der Ge¬
bührenrückstand mit dem I-/,»fachen der Anzahl der Tage, für welche die
Verzugszinsen zu entrichten sind, multipliziert und das in Hellern sich ergebende
Produkt durch 100 geteilt wird.

Die Formel lautet:„ liX1-3x r
wobeik den Rückstand und 1 die Tage bedeutet.

Die rückständigen Gebühren sind zur Verzugszinsen-Berechnung nur in
ganzen Kronen zu nehmen. Rückständige Heller unter einer halben Krone sind
falle» zu lassen, jene Uber eine halbe Krone aber als ganze Krone anzunehmen.
Fünfzig Heller gelten als ganze Krone.

Die Monate sind bei der Verzugszinsen Berechnung mit ihrer wirklichen
Tageszahl anzusetzen.

14 .
Vereinfachungen in der Evidenzhaltnng der Strafen
zum Versorgungsfonds und im Vollzüge der Arrest¬

strafen.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 1. Juli

1914, M . D . 1879/14 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 31) :
In Ergänzung und teilweiser Abänderung des hierämtlichen Normal¬

erlasses vom 22. Juni 1903, M. D. 281/97, Norm.-Bl. Nr. 50 03, wird
bezüglich der von den magistratischen Bezirksämternverhängten Strafen Nach¬
stehendes verfügt:

1. Sobald die städtische Hauptkasseabteilungeinen Strafakt mit dem
Berichte Uber das Ergebnis des Einhebungsversuches, wie „Mangel an
Deckung, unbekannter Aufenthalt" dem Bezirksamte vorgelegt hat, ist für sie
der Strasfall abgetan; es entfallen daher alle späteren Anzeigen an vas Be¬
zirksamt.

2. Der Inhalt des Berichtes der Hauptkafseabteilungist in der An¬
merkungsspalte bei der Strasvorschreibung einzutragen; eine allsällige spätere
Zahlung ist bei derselben Vorschreibung abzustatten.

3. In die jährlichen Rückstandsausweisesind nur mehr jene nicht be¬
zahlten Posten aufzunehmen, bezüglich deren kein Bericht der bezeichneten Art
(Mangel, unbekannt) vorgelegt wurde.

Dem Ausweise ist aber ein Verzeichnis über diejenigen während des
Jahres vorgeschriebenen nicht bezahlten Posten beizulegen, bezüglich deren ein
solcher Bericht erstattet wurde. In das Verzeichnis für das 1. Halbjahr 1914
find auch alle derartigen nach den bisherige» Bestimmungen nicht erledigten
Vorschreibungen aus früheren Jahren aufzunehmen.

4. Die von der Hauptkasseabteilung mit obbezeichnelenBerichten vor¬
gelegten Strafakten sind dieser nicht mehr zur Einsicht(viäsat) zu über¬mitteln.
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5 . An die Stadtbuchhaltung sind nur jene Strafakten zur Einsicht
(vickeat ) zu leiten , die nicht durch Bezahlung des vollen ursprünglich vor¬
geschriebenen Strafbetrages oder durch den Vollzug der Arreststrafe bei der
Magistrats -Abteilung XX erledigt sind.

I ».
Teilung der Magistrats - Abteilung und
XUll ». — Änderung der Geschäftseinteilung des

Magistrates.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom

3. Juli 1914 , M . D . 2259/14 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 3?) :

Mit Genehmigung des Herrn Bürgermeisters werden die mit Ent¬
schließung desselben vom 15 . Jänner 1912 , Pr . Z . 420 (Erlaß des Magistrats-
Direktors Karl Appel  vom 80 Jänner 1912 , M . D . 1827/1 » , Norm.
Bl . 17/1912 ), getroffenen Verfügungen in der nachfolgenden Weise ergänzt:

Magistrats -Abteilung XVII.
In dem Absätze : „ Betricbsanlagen , wenn sie strittig sind oder u . s. w ."

wird cingefügt:
„Betriebsanlagen , wenn sie . berühren (ausgenommen

bezüglich jener Gewerbe , deren Behandlung der Magistrats - Abteilung V
oder XVII a zukommt ), Vortrag im II . Senate . "

In dem Absätze : „Zurücknahme , beziehungsweise Entziehung u . s. w . "
wird eingesügt:

„Zurücknahme , beziehungsweise . zu halten (ausge¬
nommen bezüglich jener Gewerbe , deren Behandlung der Magistrats -Abteilung V
oder XVII a zukommt ), Vortrag im II . Senate . "

Magistrals -Abteilung XVII a.
Als vorletzter und letzter Absatz wird angesügt : „ Gewerbliche Angelegen¬

heiten (mit Ausnahme der Strafamtshandlungen ) hinsichtlich der in - und aus¬
ländischen Aktiengesellschaften , Erwerbs - und Wirtschafts -Genossenschaften , Gesell¬
schaften mit beschränkter Haftung (mit einem Stammkapital von mehr als
I ,000 .000 X ), ferner der sonstigen zu öffentlicher Rechnungslegung verpflichteten
Unternehmungen , wenn cs sich um Gewerbe handelt , bezüglich deren die Be¬
handlung von allgemeinen gewerblichen Angelegenheiten oder der Vortrag im
II . Senate über die Koiitessionsverleihnng (und Übertragung von einem Bezirke
in einen andern ) der Magistrats -Abteilung XVII a zukommt.

Zurücknahme , beziehungsweise Entziehung von Gewerbeberechtigungen,
Entziehung des Rechtes , Lehrlinge oder jugendliche Hilfsarbeiter zu halten hin¬
sichtlich jener Gewerbe , deren Behandlung der Magistrats -Abteilung XVjla
zukommt.

1«.
Zusammensetzung der Geschästsgruppeu des

Magistrates . — Änderung der (Kcschäftseinteilnng.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom

11 . Juli 1914 , M . D . 3063 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 36 ) :

Der Herr Bürgermeister hat mit der Entschließung vom II . Juli 1914
Nachfolgendes vcrsügt:

Anläßlich der Ernennung des Herrn Ober -Magistratsrates Dr . Max
Weiß  zum Magistrats -Direktor und des Herrn Tit . Ober -Magistratsrates
KarlPawelka  zum wirklichen Ober -Magistratsrate finde ch mich bestimmt,
hinsichtlich der Geschäftsverteilung die nachfolgenden Anordnungen zu treffen:

„Dem Herrn Magistrats -Direktor Dr . Max Weiß  bleiben außer der
allgemeinen Oberaufsicht über alle städtischen Ämter (ausgenommen Stadt¬
buchhaltung ), Anstalten und Unternehmungen die unmittelbare Dienstaufsicht
über die Magistrats -Abteilungen I , IX , XXI und XXII und die Auf¬
nahmen in den städtischen Dienst gewahrt.

Die Geschäftsgruppen des Maaistratcs sind hinkünftig in nachstehender
Weise zusammengesetzt (Z 5 der G .-O . für den Magistrat ) :

Gefchäftsgruppe V:

Vorstand : Herr Ober -Magistratsrat Dr . August Nüchtern.

Personalangelegcnhcitcn der rechtskundigen Beamten , der technischen
Beamten (Hauptstalus und Hilfsstatus des Stadtbauaimcs ), der Beamten der
städtischen Sammlungen , der Beamten des städtischen Archivs , der Kanzlei-
beamten , der Kanzlisten , der Kanzlei -Diurnisten , der Maschinisten (mit Aus¬
nahme jener der städtischen Feuerwehr ), der Zeugwarte , der Amtsdiener , der
Aushilfsdiencr und der Bauausscher.

Bestellung der Genossenschafts -Kommissäre.
Magistrats -Abteilungen III (Fondsgüter u . s. w .), III a (Wohnungs-

fürsorge ), VI (Straßenangelegenhciten ) , VII (Kanalisierung und Wasserrechts-
angelegenheiten ), VIll (Wasserversorgung ) und XV (Schulangelegenheiten ).

Geschäftsgruppe  L.

Vorstand : Herr Ober -Magistratsrat Dr . Jakob Dont.

Magistrats -Abteilungen IV (Sicherheitspolizei u . s. w .), X (Gesundheits¬
wesen), XI (Armcnwesen und offene Armenpflege ), XI a (Heimatsgesetznovelle ),
XI b (geschloffene Armenpflege ), XII (Armenlindervflege ), XIII (Stiftungen)
und XVIII (Bersichcrungsangelegcnheiten ) .

Geschäftsgruppe  0.

Vorstand : Herr Ober -Magistratsrat Dr . August Mayr.
Magistrats -Abteilungen II (Finanzangelcgenhciten ) und V (Eisen¬

bahnen u . s. w .).
Städtische Unternehmungen d. s. Gaswerke , Elektrizitätswerke , Straßen¬

bahnen , Brauhaus der Stadt Wien , Leichenbestattung und Stellwagenunter¬
nehmung.

Geschäftsgruppe  O.

Vorstand : Herr Obcr -Magistratsrat Karl Pawelka.

Magistrats -Abteilungen XIV (Baupolizei ), XVI (Militär - und Be-
völkcrungswcsen ), XVII (Gcwerbeangclcgenheiten ), XVII a (Gewrrbcangelegen-
hciten ), XVII t> (Genossenschaftsangelegenheiten ), XIX (Steuer - und Wahl¬
angelegenheiten ) und XX (Schubangelegenhciten und Gemeinde -Arrestanten ) ,
Visitation der magistratischen Bezirksämter und Revision der bezirksiimtlichen
Vorlagen ."

Weiters finde ich mich bestimmt , die seinerzeit der Magistrats -Direktion
übertragene und innerhalb dieser dem damaligen Herrn Ober -Magistratsrate
Dr . Max Weiß »ä psrsonain zugewiesene Agende der Umgestaltung der
Stadtbahn zum elektrischen Betriebe wieder der Magistrats -Abteilung V zu
überweisen.

Im Abschnitte X der Geschäftseinteilung für den Magistrat (IV . Auflage,
Wien 1910 ) haben demnach bei der Aufzählung der Agenden der Magistrats-
Abteilung V im 8 . Absätze die letzten Worte : „ Ferner die . . . zum elektrischen
Betriebe " zu entfallen . Der erste Absatz hat zu lauten : „ Eisenbahnen (Haupt -,
Lokal- und Kleinbahnen ) mit Ausnahme der Besteuerungsangelcgenheiten,
jedoch einschließlich der Handhabung der Feuer - und Sanitätspolizci . "

17 .
Unmittelbare Stellvertretung des Magistrats

Direktors.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom
11 . Juli 1914 , M . D . 2999/14 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 37 ) :

Der Herr Bürgermeister hat mit der Entschließung vom 2. Juli 1914,
P . Z . 9974 , den Herrn Ober -Magistratsrat Dr . August Nüchtern  zum
unmittelbaren Stellvertreter des Magistrats -Direktors bei der Führung der
kurrenten Geschäfte , sowie als Vorsitzenden bei den Beratungen des Gremiums
der Magistratsrät - im Falle der Verhinderung des Magistrats -Direktors auch
förmlich und ausdrücklich bestellt.

18 .

Negelnng der Lohn - und Dienstverhältnisse der
städtischen Kanzlei Aushilfsschreibkräfte und Kanzlei-

Anshilfsdiener.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom
13 . Juli 1914 , M . D . 2353/1914 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 34 ) :

Der Gcmcinderal hat in seiner Sitzung vom 10 . Juli 1914 zur
Pr . Z . 10558/14 beschlossen:

Die nachfolgenden Bestimmungen gelten für jene Bediensteten , welche
am Tage dieses Beschlusses im Sinne der Gemeinderatsbeschlüsse vom
1. März 1907 , Z . 394 , und vom 13 . März 1908 , Z . 897 , auf getrennten
Wochenlistcn geführt werden.

Diese Bediensteten haben in Hinkunft je nach ihrer bisherigen Ver¬
wendung die Bezeichnung Kanzleigehilfen und Kanzleihilfsdiener zu führen.

Auf Personen , die bereits einen Ruhegenuß von der Gemeinde be¬
ziehen , finden diese Bestimmungen nur Anwendung , wenn sie mit der Ein¬
stellung ihres Ruhegenusses für die Dauer ihrer weiteren Dienstesverwendung
einverstanden sind.
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8 2.
Die Kanzleigehilfen erhallen bei einer

Dienstzeit von
Jahren
1- 3
4 - 6
7 - 10

11 - 14
15 - 18
19 - 22
23 - 26
27 - 30

31 oder mehr

ein Taggeld
von

3 L 80 >,
3 L SO Ir

einen Monatslohn
von

110 L
125 L
140 L
155 L
170 L
185 L
200 L

einen monatlichen
Mietzinsbeitrag von

20 L
30 L
40 L
50 L
60 L
70 L
80 L

8 3.

Die Kanzleihilfsdiener erhalten bei einer
Dienstzeit von ein Taggeld einen Monatslobn

Jahren
1 - 3
4 - 6
7 - 10

11 — 14
15 - 18
19 - 22
23 - 26
27 - 30

31 und mehr

3 L 30 ir
3 L 80 ü

100 L
IIO L
ILO l<
130 L
140 L
150 L
160 L

einen monatlichen
Mietzinsbeitrag von

20 L
20 L
30 L
30 L
40 L
40 L
50 L

Außerdem ist den Kanzleihilfsdienern die Dienstkappr und das Stiefel-
pauschale , sowie , insoweit die Diensteszuweisung es erfordert , auch die
Uniform nach Maßgabe der für die provisorischen Amtsdiener gellenden Be¬
stimmungen — jedoch ohne Distinktion — beizustellen.

IN
Allgemeine Pensionsvorschrift.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom
15 . Juli 1914 , M . D . 1318/14 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 39 ) :

Mit dem Gemeinderaisbcschlusse vom 10 . Juli 1SI4 , Pr . Z . I05I0 -I4
wurde die . Allgemeine Pensionsvorschrift für die provisorischen Bediensteten der
Gemeinde Wien " und die „ Pensionsvorschrift für die provisorischen Bediensteten
der Gaswerke , Elektrizitätswerke , des Brauhauses der Stadt Wien und der
Ökonomie „ Wallhus ", sowie dir Leichenbestattungsunternehmung " genehmigt.

Beide Vorschriften sind mit Rückwirkung vom 1. Jänner ISI4 an für
alle an diesem Tage noch im aktiven Dienste gewesenen Bediensteten in Kraft
getreten.

Die für die Herren Amtsvorstände und Direktoren der städtischen Unter¬
nehmungen zum Zwecke der Handhabung und Durchführung der beiden Vor¬
schriften otwendigen Exemplare können bei der Magistrats -Direktion behoben
werden . Zu diesem Zwecke wolle die nötige Anzahl der einen oder der anderen
Vorschrift binnen längstens 5 Tagen  mittelst Dicnstzettels bei der
Magistrats -Direktion angesprochen werden.

SN.

Stempelbchandlnng der Quittungen über Wasser¬
gebühren.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom
16 . Juli 1914 , M . D . 3242/1914 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 40 ) :

Die im Z I bezeichnet « , Bediensteten sind nach Maßgabe der ZZ 2
und 3 von amtswcgen in jene Bezugsstufen einzureihen / welche ihrer
ununterbrochenen Dienstzeit bei der Gemeinde Wien entsprechen.

Die neuen Bezüge fallen mit dem ersten Tage des auf den Tag dieses
Beschlusses folgenden Monates an.

Die nicht nach Wien Zuständigen haben bei sonstiger Entlassung binnen
Jahresfrist das Heimatrecht zu erwirken.

8 5.

Die Vorrückung in die höheren Bezugsstufen erfolgt nach Maßgabe der
Gesamtdienstzeit (K 4) und unter der Voraussetzung einer während der
ganzen Dauer der Vorrückungssrist vollkommen zufriedenstellenden Ver¬
wendung über ein im Dienstwege bei der Magistrats -Lireklion einzubrinqendes
schriftliches Ansuchen.

Die Abweisung eines Ansuchens um Vorrückung hat die Verlängerung
der Vorrückungsfrist um ein Jahr zur Folge.

Der Genuß der höheren Bezüge beginnt mit dem ersten Tage des auf
den Ablauf der Vorrückungssrist folgenden Monates.

8 6.
Die Taggeldcr und Mouatslöhne werden halbmonatlich , die Mietzins

beiträge monatlich im nachhinein ausbezahlt.

Die Einreihung in die neuen Bezüge , die Vorrückung sowie die Be¬
urteilung , ob die Verwendung eine vollkommen zufriedenstellende ist, steht dem
Bürgermeister zu.

Die Behandlung der Personalangelegenheiten obliegt den Dienststellen,
denen die Personalangelegenheiten der Kanzlisten , Diurnisten und Diener zu¬
gewiesen sind.

8 8.
Insoweit diese Bestimmungen nicht entgegenstchen , sind tie KZ 8

bis 10 ; 12 ; 14 — 17, Absatz I , 20 und 22 des Diurnisten - und Kanzlisten-
Normales sinngemäß  anzuwenden , wobei die mit Taggeld Angestellten
den Diurnisten , die mit Monatsbezug Angestellten den Kanzlisten II . Klasse
gleichzuhalten sind.

II.

Eine weitere Aufnahme von Kanzleigehilfen und Kanzleihilfsdienern ist
unzulässig.

Im Falle der Auflösung des Dienstverhältnisses eines Kanzleigehilfen
oder eines Kanzleihilfsdieners tritt eine entsprechende Vermehrung der
Diurnisten und Amtsdiener II . Bezugsklasse ein.

III.

Die im Verwaltungsjahre 1914/15 zu gewärngenden Mehrkosten von
35 .000 Kronen (Ausgabsrubrik III 14 ) und von 30 .000 Kronen (Ausgabs¬
rubrik III 17 ) sind auf den Reservefonds zu verweisen . "

Die Durchführung dieses Gemeinderalsbeschlusses ist im Zuge.

Das k. k. Finanzministerium hat unter dem 26 . Mai 1914 , Z . 25290,
an die k. k. n .-ö. Statthalterei folgenden Erlaß gerichtet:

„In Erledigung des Berichtes vom 2. April 1914 , Z . ö IV -43/2 er 1914,
betreffend die Stempelbehandlung der Quittungen über Gebühren für den
Nutzwasserbezug aus der Wientalleilung , wird eröffnet , daß die Lieferung von
Trink - und Nutzwasser an die im Gemeindegrbiete gelegenen Häuser zu den
den Gemeinden anvertrauten öffentlichen Aufgaben gehört , den Gemeinden
daher in Ansehung der Quittungen über den 'Wasserzins die Persönliche Be¬
freiung gemäß Tarifpost 75 b des Gebührengesetzes zukommt und zwar ohne
Unterscheidung , ob die Zahlung des Wafferzinses auf Grund eines allgemein
giltigen (gesetzmäßigen ) Wasserzinstarifes oder auf Grund eines mit dem Eigen¬
tümer des im Gemeindegcbicte gelegenen Hauses abgeschlossenen Wasser-
lieferungsvertragcs erfolgt.

Die Quittungen über die von der StaatSgcbäudeverwaltung zahlbaren
Waffergebühren sind daher stempelfrei zu behandeln . "

Hievon werden die städtischen Ämter mit folgendem Beifügen in Kenninis
gesetzt:

1. Es sind demnach auch die Quittungen über die von privarenWicn-
talwafferabnchmcrn zahlbaren Wasiergebühren stempelfrei.

2 . Ebenso sind Quittungen über geleistete Hochqmllenwassergebühren
stempelfrei zu behandeln.

Unter Hochquellenwasiergebühren sind nicht bloß die Wassergebühren im
engeren Sinne nach K 4 und H 6 des Wiener Waffervrrsorgunasgesetzes vom
22 . Dezember 1910 , L.-G .- u . V .-Bl . Nr . 256 , sondern auch die Neben-
gebllhren nach H 7 dieses Gesetzes, wie die Abzweigungskosten samt dem
15prozentigen Regiezuschlag , Wassermefferrentcn , Gebühren für den Anschluß
von Feuerwechseln und Prüfungstaxen zu verstehen.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetz- und Verordnnngsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre 1V1L publizierten Gesetze

nnd Verordnungen.
-1. Rt'ichsgrsehblatt.

Nr . 131 . Kundmachung  des Eisenbahnmini-
sieriums vvm 10 . >ZUUt 1914,  betreffend die Konzessionierung
von zwei mit elektrischer Kraft zu betreibenden schmalspurigen Kleinbahnlinien
im Gebiete der Gemeinden Teplitz - Schönau und Seiten ; und di - Abänderung
der Kundmachung des Eisenbahnministeriums vom 21 . März 1897 , R .- G .-
Bl . Nr . 86 , betreffend die Konzessionierung einer Nebenlinie der mit elektrischer
Kraft betriebenen schmalspurigen Kleinbahn von Tcplitz nach Eichwald.
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Nr. ISS . Kundmachung des Ministeriums des
Innern im Einvernehmen mit dem Justizministerium
vom 13. Juni 1914 , betreffend die Richtigstellung der Verordnung
des Justizministeriums vom 30 . März 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 77 , betreffend die
Errichtung eines Bezirksgerichtes in Ober -Wikow in der Bukowina.

Nr. ISS . Verordnung des Eisenbahuministeriums
V0Nl 15 . Juni 1914 , betreffend die Abänderung der mit der Ver¬
ordnung des Eisenbahnministeriums vom 16. Juli 1897 , R .-G .-Bl . Nr . l76,
erlassenen , mit der Kundmachung des Eisenbahnministcriums vom 1l . Mai
1902 , R .-G -Bl . stkr. 100 . abgeänderten Vorschrift über die Uniformierung der
Bediensteten der Staats - und Privat -Eisenbahnen.

Nr . 144 Verordnung der Ministerien der Justiz,
des Handels und der Finanzen vom 14. Mai 1914,
betreffend die Bestimmung von Abrechnungsstellen für die Einlieferung von
Schecks.

Nr. 1S5 Verordnung des Handelsministeriums im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium und dem
Obersten Rechnungshöfe vom 16. Juni 1914 , betreffend
den Vollzug der Ein - und Auszahlungen für Rechnung der k. k. Post - und
Telegraphen -Direktionen.

Nr. IS6 Verordnung des Ministeriums für
Kultus und Unterricht und des Finanzministeriums
vom 18. Juni 1914 , womit der Betrag der fasstonsmäßigen Aus¬
gabspost für die Führung des Dekanats -tBikariats -sAmtes in Ansehung des
neu errichteten Dekanats -(Vikariats -)Amtes Kladno und des in seinem Sprengel
geänderten DekanatS -(Vikariats -)Amtcs Schlan festgesetzt wird.

Nr. IS7 Kaiserliche Verordnung vom 26. Juni
1914 , betreffend die Forterhebung der Steuern und Abgaben sowie die
Bestreitung des Staatsaufwandes für die Zeit vom l . Juli bis 31 . Dezember
1914 , dann die Verfassung des Zentral -Rechnungsabschlufses über den Staats¬
haushalt der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder für die Zeit
vom 1. Jänner bis 30 . Juni 1914.

Nr. 1S8 Kaiserliche Verordnung vom 25. Juni
1914 , betreffend die Pensionsverficherung der Angestellten.

Nr. ISN. Verordnung des Ministers des Innern
vom 25 . Juni 1914 , betreffend die berufsmäßige Krankenpflege.

Nr . 14 « . Verordnung des  Handelsministe¬
riums im Einvernehmen mit den Ministerien des
Innern und des Ackerbaues vom 20. Juni 1914,
betreffend Ergänzungen und Abänderungen der Schiffahrts - und Seepolizei¬
ordnung für die Seen Kärntens.

Nr. 141 . Kaiserliche Verordnung vom 4. Juli
1914 , betreffend das k. k. österreichische Kriegerkorps.

Nr. 142 . Verordnung des Ministeriums des
Innern vom 4. Juli 1914 , betreffend di- Widmung der auf
Grund des Apothekengesetzes auferleglen Geldstrafen.

Nr. I4S . Verordnung des Ministeriums des Innern
Vom 6. Juli 1914 , betreffend die Ein eilung der unfallversicherungs-
pflichtigen Betriebe in Gefahrenklassen und die Feststellung der Prozentsätze der
Gefahrenklassen für die Periode vom 1. Jänner >915 bis 31 . Dezember 1919.

Nr . 144 . Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht vom 23 . Juni 1914 , betreffend die Be.

günstigungen für die Studierenden an Hochschulen , welche den Präsenz-
dicnst als Einjährig -Freiwillige oder als Zweijährig -Freiwillige der Kriegs¬
marine ableisten.

Nr . 143 . Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht vom 23 . Juni 1914 , betreffend die Nachweise
über die Ableistung des militärischen Pläsenzdienstes , welche von den Studierenden
der Hochschulen mit Rücksicht auf Z 21 des Wehrgesetzes vom 5. Juli 1912,
R . G .-Bl . Nr . 128 , zu erbringen sind.

Nr . 146 . Kaiserliches Patent vom 13. Julj 1914 ,
betreffend die Auflösung des Landtages vo» Galizien.

Nr . 147 . Kundmachung des Ministeriums des
Innern im Einvernehmen mit dem Finanzministerium
Vom 27 . Juni 1914 , wegen Berichtigung von Druckfehlern in den
im Reichsgesetzblalte unter Nr . 61 , 62 , 63 und 64 er 1914 publizierten Voll-
zugsvorschristen zum 114 , IV ., V. und VI . Hauptstücke des Personalsteuer-
gesetzes.

Nr . 148 . Verordnung des Finanzministeriums
Vom 6 . Juli 1914 , betreffend die Gewährung der Stempelfreiheit für
die Anmeldungen des Bezuges von Forstprodukten und für die Anzeiaen über
Aufforstungen.

Nr . 14S . Verordnung des Finanzministeriums
Vom 14 . Juli 1914 , betreffend die Einlegung von Wechsel» für geborgte
Mineralöl -Steuerbeträge.

Nr . 13 « . Kundmachung des Eisenbahministeriums
Vom 15. Juli 1914 , womit die Bestimmungen„Technische Einheit im
Eisenbahnwesen , Fassung 1913 " in Wirksamkeit gesetzt werden.

Nr . IS1 . Verordnung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten vom 13. Juli 1914 , betreffend die Auf¬
hebung der k. k. Hüttenverwaltung in Cilli und Errichtung der k. k. Berg-
und Hüttenverwaltung in Cilli.

Nr. 132 . Kaiserliche Verordnung vom 20. Juli
1914 , betreffend die Gewährung einer außerordenilichen Dotation an den
staatlichen Melioratiousfonds.

Nr . 13S . Kaiserliche Verordnung vom 25 . Juli
1914 , betreffend Übertragung von Befugnissen der politischen Verwaltung
an den Höchstkommandiercnden der Streiekräfte in Bosnien , Herzegowina und
Dalmatien.

Nr 134 . Kaiserliche Verordnung vom 25. Juli
1914 über die Mitwirkung der Gemeinden und öffentlichen . Beamten an den
Aufgaben der Landesverteidigung und die Bestrafung der Verletzung einer
Amtspflicht.

Nr . 133 . Kaiserliche Verordnung vom 25 . Juli
1914 über die Bestrafung der Störung des öffentlichen Dienstes oder eines
öffentlichen Betriebes und der Verletzung einer Liefe, ungspflicht.

Nr . 156 . Kaiserliche Verordnung vom 25 . Juli
1914 über die zeitweilige Unterstellung von Zivilpersonen unter die Militär¬
gerichtsbarkeit.

Nr . 137 . Kaiserliche Verordnung vom 25. Juli
1914 über die Unterstellung der auf die Kricgsartikel nicht beeideten , in
aktiver Dienstleistung stehenden Militärpersonen unter die Bestimmungen des
II . Teiles des Militärstrafgesetzbuches.

Nr . 138 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 25 . Juli 1914 , womit Ausnahmen von den bestehenden Ge¬
setzen verfügt werden.
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Nr . ISS . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 25 . Juli 1914 , womit beschränkende polizeiliche Anordnungen
über das Poßwesen erlassen werden.

Nr . 160 . Verordnung des Gesamtministeriums
Vom 25 . Juli 1914 über den Besitz von Waffen, Munitionsgcgen-
ständen und Sprengstoffen und den Verkehr mit denselben

Nr . 161 Verordnung der Ministerien des
Innern und der Justiz im Einvernehmen mit den
Ministerien der Finanzen und des Handels vom
25 . Juli 1914 , womit die in Serbien erscheinenden Periodischen Druck¬
schriften verboten und die Revision der von dort einlangenden nicht periodischen
Druckschriften angeordnet wird.

Nr . 162 . Verordnung der Ministerien des Handels
und des Innern vom 25 . Juli 1914 über die Behandlung
der Postsendungen.

Nr . 163 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 25 . Juli 1914 über die Einstellung der Wirksamkeit der Gc-
schwornengerichte.

Nr . 164 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 25 . Juli 1914 , womit Zivilpersonen, die sich strafbarer Hand¬
lungen wider die Kriegsmacht des Staates schuldig machen , der Mililärstraf-
gerichtsbarkeit unterstellt werden.

Nr . I6S . Verordnung der Ministerien des Innern
und der Justiz vom 25 . Juli 1914 , womit die Veröffent¬
lichung militärischer Nachrichten in Druckschriften ausdrücklich verboten wird.

Nr . 166 . Verordnung des Ministers für Landes¬
verteidigung und des Ministers des Innern vom
25 . Juli 1914 , betreffend die Verhütung von Wehrpflichtverletzungen
durch Grenzüberschreitung.

Nr . 167 . Verordnung des Gesamtministeriums
Vom 25 . Juli 1914 über die Einschränkung und Überwachung des
Telegraphen - und Telephonverkehres.

Nr . 168 . Verordnung der Ministerien des
Innern , der Finanzen , des Handels und des Acker¬
baues vom 25 . Juli 1914 , womit die Einfuhr mehrerer Artikel
verboten wird.

Nr . 16S . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
25 . Juli 1914 , mit welcher die Aus- und Durchfuhr mehrerer Artikel
verboten wi >d.

Nr . 170 . Verordnung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 25 . Juli 1914 , mit der auf Grund
des Z 2 des Gesetzes vom 26 . Dezember I9l2 , R .- G .-Bl . Nr . 266 , betreffend
die Kriegsleistungen , der Zeitpunkt des Beginnes der Verpflichtung zu Kriegs-
leistungen verlaulbart wird.

Nr . 171 . Verordnung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 25 . Juli 1914 , mit der im Ein¬
vernehmen mit dem Kriegsministerium und den übrigen beteiligten Ministerien
die Vergütungen für die gemäß dem Gesetze vom 26 . Dezember 1912 , R .-G .-
Bl . Nr . 226 , betreffend die Kriegsleistungen , geleisteten persönlichen Dienste,
beigestellten Fuhrwerke , Tiere , Kraftfahrzeuge und Verpflegsartikel festgesetzt
werden.

Nr . 172 . Verordnung der Ministerien für
Landesverteidigung und der Finanzen im Einver¬
ständnis mit dem Kriegsministerium vom 25 . Juli
1914 zur Hintanhaltung des Mißbrauches von Brieftauben.

Nr . 173 . Verordnung des Eisenbahnministe¬
riums vom 26 . Juli 1914 , betreffend Ausführung der Vor¬
schrift des 814 , Absatz (2) des Eisenbahn -Betriebsrcglements vom 11 . November
1909 , R .-G .-Bl . Nr . >72.

Nr . 174 . Verordnung der Ministerien der
Finanzen , des Ackerbaues und des Handels vom
8 . Juli 1914 , betreffend die Ermächtigung des k. k. Nebenzollamtes
I . Klasse Schaudau zur Abfertigung lebender Pflanzensendungen.

Nr . 17S Erlaß des Ministers für Kultus und
Unterricht vom 15 . Juli 1914 , betreffend die Allerhöchst
genehmigte Abänderung des Statutes der nunmehr als „ Akademische
Spezialschule für Medailleurkunst " zu bezeichnenden „ Graveur - und Medailleur-
schule" in Wien.

Nr . 176 . Kundmachung des Eisenbahnministe¬
riums Vom 15 . Juli 1914 , betreffend die Konzcffionierung einer
mit elektrischer Kraft zu betreibenden Kleinbahn von Bozen nach Köhlern.

Nr . 177 . Kundmachung des Eisenbahnministe¬
riums vom 23 . Juli 1914 , betreffend die Erstreckung der kon¬
zessionsmäßigen Frist für die Herstellung und Inbetriebsetzung der mit
elektrischer Kraft zu betreibenden normalspurigen Kleinbahn von der
Station Rüßdorf der Kahlenbergbahn tu , XlX Wiener Gemeindebezirke aus
das Plateau des Kahlenberges.

6 . Landesgrfttz- und Verordnungsblatt.

Nr . SS . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
30 . Mai 1914, Z . VI-788/1 , betreffend die Festsetzung der Ver-
Pflegstaxen im allgemeinen öffentlichen Krankenhause im Waidhofen an der
Thaya.

Nr . 36 . Kundmachung des k. k. Statthallers
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
3 . Juni 1914 , Z . X-1393, betreffend die Ermächtigung der Eich¬
ämter in Amstetten , Baden , Krems , Laa an der Thaya , Melk , Mistelbach,
Mödling , Ob -rhollabrunn , Korncuburg , Retz , Scheibbs , si . Pölten , « tock. rau,
Waidhofen an der Thaya , Waidhos -n an der Ybbs , Wiener -Neustadt und
Zwettl zur eichamtlichen Prüfung und Beglaubigung von Präzisionswagen.

Nr . 57 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
4 . Juni 1914, Z . XI b-415/1 , betreffend die der Gemeinde Königs-
brunn im Gerichtsbezirke Korneuburg erteilte Bewilligung zur Einhebung von
100 Vrorent der direkten Steuern des Jahres >914 übersteigenden Umlagen.

Nr . S8 . Kundmachung des k. k. Statthalters
m Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
l . Juni 1914 , Z . X>b-362/2 , betreffend die der Gemeinde Nuß.
ors au der Traisen im Gerichtsb -znk - Herzogenburg erteilte Bewilligung zur
kinhebung von >00 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 über-
teiaenöen Umlaaen.

Nr . SS . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
4 . Juni 1914 , Z . XIb -420/1 , betreffend die der Gemeinde Purrath
im G -richtsbezirke Groß -Gerungs erteilte Bewilligung z»r Einhebung von
100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.
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Nr . KV. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
4 . Juni 1914 , Z . VIb-421/I , betreffend die der Gemeinde Veste-
nötin im Gerichtsbczirke Waidhofen an der Thaya erteilte Bewilligung zur Ein¬
hebung von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden
Umlagen.

Nr . KI . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 4 . Juni
1914 , Z . XIb -422/1 , betreffend die der Gemeinde Waschbach im Ge-
richtsbezirkc Retz erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . KL . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
4 . Juni 1914, A. XI b 303/2 , betreffend die der Gemeinde Waid¬
hofen a . d. Thaya im Gcrichtsbezirke Waidhofen a . d. Thaya erteilte Be.
willigung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres
1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . KS . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
9. Juni 1914 , Z . XI b-413/1 , betreffend die der Gemeinde
Hainfeld im Gerichtsbezirke Hainseld erteilte Bewilligung zur Einhebung von
100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . V4 Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
9 . Juni 1914, Z . XI b 4l7/1 , betreffend die der Gemeinde Moll¬
mannsdorf im Gerichtsbezirke Korneuburg erteilte Bewilligung zur Einhebung
von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 19l4 übersteigenden
Umlagen.

Nr . K5 Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
16 . Juni 1914, Z . XI d- 456/1 , betreffend die der Gemeinde Brand-
Laaben im Gcrichtsbezirke Neulengbach erteilte Bewilligung zur Eiuhcbung
von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden
Umlagen.

Nr . kk . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
16 . Juni 1914, A. XI d-409/1 , betreffend die der Gemeinde Eiben¬
stein im Gerichtsbezirke Gmünd erteilte Bewilligung zur Einhcbung von
IM Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . K7 Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
16 . Juni 1914 , A. XI d-464/2 , betreffend die der Gemeinde Kopf¬
stetten im Gerichtsbezirke Groß -Enzersdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung
von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . K8 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 16 . Juni
1914 , H. XI d-416/1 , betreffend die der Gemeinde Markt im Gerichts¬
bezirke Waidhofen an der Thaya erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100
Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . KS . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 16 . Juni
1914 , Z . XI b 472/1 , betreffend die der Gemeinde Watzmanns im Ge¬
richtsbezirke Weitra erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent
der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . 7V . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 18 . Juni
1914 , Z . XI b-463/1 , betreffend die der Gemeinde Hochwolkersdorf im

Gerichtsbezirke Wiener -Neustadt erteilte Bewilligung zur Einhcbung von 100
Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen in
den nach Schwarzenbach eingeschulten Gemeindeteilen.

Nr . 71 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 18 . Juni
1914 , Z . XI b 471/1 , betreffend die der Gemeinde Rutzendors im Ge¬
richtsbezirke Groß -Enzersdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100
Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . 72 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 19 . Juni
1914 , Z . XI d -457/1 , betreffend die der Gemeinde Enzersfeld im Ge-
richtsbe .nke Korneuburg erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent
der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . 72 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 19 . Juni
1914 , H XI 5 461/1 , betreffend die der Gemeinde Haßbach im Gerichts¬
bezirke Neunkirchcn erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkicn Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . 74 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 22 . Juni
1914,Z . Xlv -455/1 , betreffend die der Gemeinde Blumenthal im Gerichts¬
bezirke Zistersdorf erteilte Bewilligung zur Einh bung von 100 Prozent der
direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . 75 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom

24 . Juni 1914 , Z . XI k 454/1 , betreffend die der Gemeinde Amt
Aspang im Gerichtsbezirke Aspang erteilte Bewilligung zur Einhebung von
100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Um¬
lagen.

Nr . 7K . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
24 . Juni 1914 , A. XId -490/1 , betreffend die der Gemeinde
Straßhof im Gerichtsbezirke Neunkirchen erteilte Bewilligung zur Einhebung
von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Um¬
lagen.

Nr . 77 . Kundmachung des k. I. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
24 . Juni 1914 , Z . VI347/3 , betreffend die Zulassung des von
der österreichischen Asphalt -Aktiengesellschaft in Wien , IX ., Liechtensteinstraße 90
erzeugten Dachdeckungsmateriales „Durolit ' als feuersicheres Dacheindeckungs-
matcriale bei Bauten in Niederösterreich mit Ausschluß von Wien.

Nr . 78 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
29 . Mai 1914 , Z . X-399/33 , mit der das Übereinkommen, welches
von den in eine Konkurrenz zu vereinigenden Gemeinden Weißenkirchen,
Würmla , Atzenbrugg und Michelhausen und den Bezirksstraßen -Ausschüffen
Herzogenburg und Atzenbrugg mit dem Landes -Ausschufse des Erzherzogtumes

Österreich unter der Enns und der k. k. Staatsverwaltung im Sinne des H7
des Gesetzes vom 21 . April 1913 , L.-G - und B .-Bl . Nr . 53 , betreffend
die Regulierung des Perschlingbaches in der Mittelstrecke von 450 m oberhalb
der OrlsgemeindegrenzeKapclln -Weißenkirchen bis zum Anschluffe an die bereits,
regulierte Strecke der Perschling in der Gemeinde Atzenbrugg , abgeschlossen
wurde , verlautbart wird.

Nr . 7V . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
10 . Juni 1914 , Z . 8-870/8 , betreffend die Anzeigepflicht bei Er¬
krankung an Masern , Keuchhusten und Mumps in Kurorten , Badeorten,
Sommerfrischen , Winterstationen u. s. w.
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Nr. 8« . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10. Juni 1914 , Z . 8 870/8 , betreffend die Anzcigepflicht bei Er¬
krankung an Masern , Keuchhusten , Mumps , Röteln und Schafblattern siir
Anstalten und Internate.

Nr . 81 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
24 . Juni 1914 , Z . XI b 468/1 , betreffend die der Gemeinde
Manhartsbrunn erteilte Bewilligung zur Einhebung von 10 ) Prozent der
direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . 8S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
24 . Juni 1914 , Z . XI d 469/2 , betreffend die der Gemeinde
Ober -Piesting erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr. 8S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
24.  Juni 1914 , A . XI l) 314/2 , betreffend die der Gemeinde
Waidmannsfeld erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . 84 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
25 . Juni 1914 , Z . Xll -292/2 , betreffend die der Gemeinde
St . Pölten erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Fleischübcrbeschangebühr
von 4 5 per Kilogramm eingeführtes Fleisch.

Nr . 8S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
25 . Juni 1914 , A. Xl 5 418/2 , betreffend die der Gemeinde
Nöhagcn erteilte Bewilligung zur Emhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . 80 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
26.  Juni 1914 , Z XI 5 - 297/3 , betreffend die der Gemeinde Har-
mannsdorf im Gerichtsbezirke Korneuburg erteilte Bewilligung zur Einhebung
einer Bierverbrauchsauflage von 3 L für jeden im Ortsgemeindegebiete zum
Verbrauche gelangenden Hektoliter Bier für die Jahre 1914 und 1915.

Nr . 87 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzhcrzogtume Österreich unter der Enns vom

2. Juli 1914, Z. XI 5-459/2, betreffend die der Gemeinde Gaiselberg
im GcrichtSbezirke Zistersdorf erteilte Bewilligung zur Emhebung von IM Prozent
der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr. 88 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzvgtume Österreich unter der Enns vom
2. Juli 1914, Z. XI 5-460/1, betreffend die de> Gemeinde Grimmen-
stcin im Gerichtsbezirke Aspang erteilte Bewilligung zur Emhebung von
100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen
in den nach Feistritz eingeschultcn Gemeindeteilen.

Nr. 8N. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzvgtume Österreich unter der Enns vom
3. Juli 1914, Z. XI5-465/1, betreffend die der Gemeinde Klein-̂
Höflein im Gerichtsbezirke Retz erteilte Bewilligung zur Emhebung von
IM Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . NO. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
3. Juli 1914, Z. Xl 5-466/1, betreffend die der Gemeinde Kranichberg
im GcrichtSbezirke Gloggnitz erteilte Bewilligung zur Einhebung von IM Prozent
der direkten Steuern des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr. NI. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
3 . Juli 1914 , Z . XI 5 -467/1 , betreffend die der Gemeinde Kronberg
im Gerichtsbezirke Wölkersdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung von
100 Prozent der dir -kien Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . N2. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
7. Juli 1914, Z. Xl 5-470/3, betreffend die der Gemeinde Obersulz
im Gerichtsbezirke Zistersdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung von
100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr. NS. Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
26 . Juli 1914 , Pr . Z . 79/U , betreffend Vorschriften für die Ein¬
richtung und Handhabung des Meldungswcsens im Erzherzogtume Österreich
unter der Enns mit Ausnahme der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt
Wien.

Nr . S4 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
26 . Juli 1914 , Pr . Z . 80/iK , betreffend die Bestimmung einer
Frist für die Hinterlegung der Pflichtexemplare im Sinne des Z 17 des
Paßgesetzes voin 17 . Dezember 1882 , R .-G .-Bl . Nr . 6 vom Jahre 1863.
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in ZiigelWiheitkli der Gmrindeoerllillltllng und politischen Amtskichrnng.

Inhalt.

I . Verordnungen und Entscheidungen:

1 . Gewerbliche Starkstromanlagen . Sicherheitsvorschriften.
2 . Kontor -Praktikanlen in Niederlagen fabriksmäßig betriebener Gewerbe

qualifizieren sich als Lehrlinge.
3 . Zulassung von Eisenbetonstufen (System Gustav Aufhauser ).
4 . Auflassung der Kanzlei des Ordens der Eisernen Krone.
5 . Bargeld - und Wertpapiersendungen an die k. k. n .-ö. Statthalterei

(Geldstücke).
6 . Handels -Attache Georges Moroianu.
7 . Gift -Verschleiß.

8 . Konstituierung des Permanenz -Komitees für Kricgskrankenfürsorge in
Niederösterreich.

II . Normativbcstimmuugeu:
Magistrat:

9 . Durchführung der allgemeinen Pensiousvorschrift für die provisorischen
Bediensteten der Gemeinde Wien.

10 . Durchführung der Pensionsvorschrift für die provisorischen Bediensteten
der Gaswerke , Elektrizitätswerke , des Brauhauses der Stadt Wien und
der Ökonomie „ Wallhof " sowie der Leichenbestattungsunternehmung.

Anhang:
Wiener Stadtbibliothek.
Drucksehlerberichtigung.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetz - und Berordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre  1914 publizierten Gesetze und
Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
L.

Gewerbliche Starkstrouianlageu.
Sicherheitsvorschriften.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . Februar
1914, Z . In -565, M . Abt. V, 672/1914 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 26 ) :

I.

Mit dem im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern , dem Handels¬
ministerium und dem Eisenbahnministerium ergangenen Erlasse des Ministeriums
für öffentliche Arbeiten vom 29 . Öktober 1909 , Z . 12/2 , LX1I , 1908 (h. o.
Erlaß vom 12 . November 1909 , Z Io , 2113 , Norm .-Sammlung 7070)
wurde die Einhaltung der vom Elektrotechnischen Vereine in Wien hinaus-
gcgebenen „ Sicherheitsvorschriften für elektrische Starkstromanlagen , Ausgabe
:907 " , bei allen Amtshandlungen innerhalb der beteiligten Ressorts über elek¬
trische Starkstromanlagen vorgcschrieb . n, insofern nicht durch etwaige Spezial¬
vorschriften bereits anderweitige Anordnungen erlassen wurden oder durch be¬
sondere Umstände des konkreten Falles ein Abgehen von diesen Sicherheits-
Vorschriften erforderlich erscheint . Demgemäß bilden die erwähnten Vorschriften
die maßgebende Grundlage hinsichtlich jener Vorsichten , die im Interesse der
öffentlichen Sicherheit und der beteiligten Anrainer bei der Herstellung , Instand¬
haltung und beim Betriebe solcher Anlagen gefordert werden müssen.

An der Hand der seither geschöpften Erfahrungen hat es sich jedoch ge¬
zeigt , daß im Hinblicke auf di - Fortschritte auf dem Gebiete der Starkstrom¬
technik die Anwendung jener Bestimmungen der „Sicherheitsvorschriften " , die
sich mit dem Freilcitungsbau befassen , derzeit nicht ganz entspricht , da einer¬
seits durch die Anwendung jener Bestimmungen den im Interesse der öffent¬
lichen Sicherheit und des Nachbarschutzes zu stellenden Forderungen nicht im
erwünschten Ausmaße Rechnung getragen wird , andernteils aber diese Anwen¬
dung wieder Uber das Maß des Notwendigen weit hinausgehende Erschwe¬
rungen für die Anlage solcher Leitungen zur Folge hat.

Mit dem Erlasse vom 5 . Februar 1914 , Z . 17285 er 1913 , hat nun das
k. k. Handelsministeriumeröffnet, daß sich infolgedessen die beteiligten Zentral¬
stellen im Interesse eines zweckdienlichen und gleichmäßigen Vorgehens der
Unterbehörden vera laßt sahen , vorbehaltlich eventueller späterer Maßnahmen
nach dem Zustandekommen einer Revision der mehrcrwähnten Sicherheits-
Vorschriften , die Anordnung zu treffen , daß bei allen Amtshandlungen be¬
treffend elektrische Starkstromanlagen bis auf weiteres anstatt der Bestimmungen
der ZK 74 bis 76 der „ Sicherheitsvorschriften für elektrische Starkstromanlagen

des Elektrotechnischen Vereines in Wien , Ausgabe 1907 " , die in der Beilage
angeführten Bestimmungen als Direktive anzuwenden sind.

Hiebei wird insbesondere auf 8 24 dieser Bestimmungen aufmerksam
gemacht . Gemäß dieser Bestimmungen wird hinsichlich der Dimensionierung
und Montage der Leitungen und des Lcitungsgcstänges bei Kreuzungen mit
staatlichen oder in staatlicher Instandhaltung stehenden Telegraphen -, Tclephon-
und Signalleitungen sowie hinsichtlich der Maßnahmen zum Schutze dieser
Leitungen überhaupt an der bestehenden Praxis nichts geändert ; im gleichen
bleiben hinsichtlich der Kreuzung von Eisenbahnen , bezw . hinsichtlich der Ent¬
langführung von privaten Freileitungen (Starkstromleitungen ) an Bahnen die
bestehenden eisenbahnbehördlichen Vorschriften , namentlich der Rund -Erlaß des
Eisenbahnministcriunis vom 16. Dezember 1912 , Z . 44531 (Amtsblatt des
E . M . l-VIII , 1912 , Nr . 170 ), auch weiterhin ungcändert in Kraft.

Beilage.

Grundsätzliche Bestimmungen für Freileitungen , die au Stelle der 88 74
bis 76 der Sicherheitsvorschriften für elektrische Starkstromanlagen des

Elektrotechnischen Vereines in Wien , Ausgabe 1907, zu treten haben.

ä . Beschaffenheit und Festigkeitsberechnung der
Leitungen.

Als Material für die Herstellung von Freileitungen sind im allgemeinen
blanke Drähte oder Seile zu verwenden.

8 2.
Alle Leitungen , welche im Freien geführt werden sollen , (mit Ausnahme

von Kobeln mit nahtlosem Bleimantel ) sind auch, wenn mit einer Jsolations-
schicht versehen , an aufrechtsteheuden oder hängenden Isolatoren von ent¬
sprechender mechanischer Festigkeit und Durchschlagsfähigkeit zu montieren und
derart zu führe », daß eine zufällige Berührung derselben ohne Zuhilfenahme
besonderer Hilfsmittel durch Unbefugte ausgeschlossen erscheint.

Die Verlegung der Freileitungen hat so zu erfolgen , daß der tiefste
Punkt der Leitung sowohl bei 40 ° 6 . Temperatur über dem Gefrierpunkt , als in
dem im 8 5 angegebenen Falle , wenn eine Eisbelastung zu erwarten ist, auch
bei Minus 5 ° 6 . Temperatur und gleichzeitiger Belastung mit Eis , auf der
freien Strecke , sowie bei Entlangführungen an öffentlichen Verkehrswegen
mindestens 5 in über den Erdboden , bei Straßenkreuzungen mindestens 6 ,»
und bei Leitunqsführungen über Dächer u . dql . mindestens 3 m über Stand¬
fläche verbleibt.

Bei Betriebsspannungen bis 300 Volt bei Wechselstrom , oder 600 Volt
bei Gleichstrom ist eine Führung der Leitung auch in geringerer Höhe zulässte,
wenn durch die Art der Führung der Leitung eine Feuergefahr durch Ableitung



58 Amtsblatt der I. k. Reichshaupt, und Residenzstadt Wien. — Nr. 70 , 28 . August 1914.

oder Funkenbildung ausgeschlossen , sowie eine Berührung der Leitung durch
Unberufene ohne Zuhilfenahme besonderer Hilfsmittel nicht zu befürchten ist.
Derartige Leitungen müssen jedoch mindestens 3 m über Standfläche geführt
werden.

Zwischen Leitungen von wenige : als 300 Volt Wechselstrom - oder 600 Volt
Gleichstromspannung sind folgende Minimalabstände einzuhallen , sofern die
Leitungen nicht unausschaltbare gleichpolige Parallelzweige bilden :

Bei Führung der Leitungen nebeneinander soll der Abstand von Mitte zu
Mitte 100 mm mehr 1/200 des Abstandes der Stützpunkte oder der Distanz¬
halter , mindestens aber 150 min betragen . Bei Führung der Leitungen über¬
einander ist ein Abstand von Mitte zu Mitte von 1/rOO des Abstandes der
Stützpunkte , mindestens aber von 150 mm einzuhalten.

8 3.

Bei Kupferleitungen dürfen die nachfolgenden Beanspruchungen nicht
überschritten werden:

bei halb hartem Kupfer . 10 LZ/mm ?,
bei hart gezogenem Kupfer . 12 üg/mm ?,
bei Seilen aus hart gezogenen Kupferdrähten . 16 irpi/mm ?.
Als hart gezogenes Kupfer gilt ein Material , welches eine ruhende

Zuglast von 40 iex/mm ? mindestens 1 Minute aushält , ohne daß ein Bruch
eintritt.

8 4.
Die auf Grund der Festigkeitsberechnungen ermittelte größte Beanspruchung

von Leitungen aus anderem Materiale als Kupfer darf den dritten Teil der
Beanspruchung des betreffenden Materiales an der Bruchgrenze nicht über¬
schreiten.

8 5.
Die Leitungen sind derart zu verlegen , daß die unter K 3 , bezw . 4 an¬

gegebene Höchstbeanspruchung sowohl bei minus 5" 6  Temperatur und Be¬
lastung der Leitung durch Wind , bezw . durch Eis , als bei minns 25°
Temperatur ohne zusätzliche Belastung der Leitung nicht überschritten wird.

Hiebei ist als Windbelastung ein Wert von 150 üx/m ? vom Winde senk¬
recht getroffener Fläche zugrunde zu legen . Bei Drähten ist diese Fläche gleich
dem 0 ' 7fachen des Durchmessers multipliziert mit der Länge auzunehmen . Bei
Seilen ist als vom Winde getroffene Fläche der 0 '7 fache Durchmesser des dem
Seil umschriebenen Kreises multipliziert mit der Länge anzunehmen . In
Gegenden , in welchen besonders Hobe Windgeschwindigkeiten Vorkommen (z. B.
Boragcgendcn ), ist mit einer dementsprechend höheren Windbelastung bis maximal
250 bx/m - ebener Fläche zu rechnen.

In Gegenden , in welchen eine Belastung der Leitung durch Eis (Rauh¬
reis ) zu erwarten ist, ist die nach KZ 3 und 4 zulässige Beanspruchung der
Leitung bei einer Temperatur von minus 5° 6  mit einer gleichzeitigen Eis¬
belastung von 0-015 kg/mm ? Querschnitt und 1 m L-itungslänge nachzuweiscn.
Eine gleichzeitige Berücksichtigung von Eis - und Windbelastung ist nicht er¬
forderlich.

Von vorstehenden Bestimmungen abweichende , für die Beanspruchung der
Leitungen günstigere Annahmen hinsichtlich der tiefsten zu berücksichtigenden
Temperatur und der Belastung durch Wind oder Eis sind zulässig , wenn sie
sich auf verbürgte meteorologische Beobachtungsreihen stützen.

Hiebei darf der Umstand , daß der Wind die Leitung nicht senkrecht trifft
und infolgedessen die Drahtspannung geringer ist, als unter sonst gleichen Ver¬
hältnissen in der geraden Strecke , entsprechende Berücksichtigung sinken . Die
Beanspruchung der Eckmastc ist überdies für diejenigen anderen im K 5 ange¬
führten Fälle (minus 25 ° 6  Temperatur ohne zusätzliche Belastung oder minus
5° Temperatur und Eisbelastung ) zu kontrollieren , in welchen die höchsten
Beanspruchungen der Leitungen austreten lönnen.

In geraden Strecken sind bei Verwendung eiserner Maste mindestens
alle 3 Lm besondere Abspannmaste zu setzen. Bei der Berechnung derartiger
Abspannmaste ist außer der Windbelastung , welche senkrecht zur Leitungs¬
richtung auzunehmen ist, auch die Beanspruchung durch zwei Drittel des
gesamten einseitigen Leitungszuges bei minus 5 ° 6  und Windbelastung in die
Rechnung einzusühren.

Bei der Errichtung von Leitungen mit Holzmasten in Gegenden , die
besonders heftigen Stürmen ausgesetzt sind , ist alle 500 m ein verankerter
oder ein gekuppelter Mast zu setzen.

Bei Freileitungen für Betriebsspannungen über 300 Volt bei Wechsel¬
strom oder 600 Volt Gleichstrom müssen bei Holzmasten die Ankerdrähte ent¬
weder zuverlässig geerdet oder in einer Höhe von mindestens 3 m über Stand¬
fläche mit Isolatoren versehen werden . Eisenmaste und deren Ankerdrähte müssen
bei solchen Leitungen zuverlässig geerdet werden.

8 8.
Die im solgenden für Gestänge aus verschiedenem Materiale angegebenen

Höchstbeanspruchungen gelten sinngemäß auch für Querträger , Jsvlatorcnstützen,
Jsolatorenaufhängung , Abspannungen u . dgl.

8 9-
Alle Maste müssen der Bodenbeschaffenheit entsprechend fundiert sein.

Holzmaste sollen in mittlerem Boden auf eine Tiefe von 1'5 m bis 2 '5 m,
mindestens jedoch auf l/7  ihrer Länge , in den Boden eingegraben und gut
verrammt werden . Eiscnmaste müssen entweder einbetoniert werden oder durch
am Fußende angebrachte Wellbleche , entsprechend auSgcbildete Mastfüße oder
d- rgleichen derart ausgestattet sein , daß die auftretcnde Bodenbeanspruchung
die jeweils zulässige Größe nicht überschreitet . Bei der Dimensionierung der
Betonfundamente ist der passive Erddruck zu berücksichtigen.

8 10 .

Bei Freileitungen für Betriebsspannungen über 300 Volt Wechselstrom
oder 600 Volt Gleichstrom muß mindestens an jedem dritten Stützpunkte durch
Aufschriften in den landesüblichen Sprachen , sowie überdies noch durch An¬
bringung des Gefahrenzeichens (rote Blitzpfeile ) auf die Gefährlichkeit der Be¬
rührung der Leitungen aufmerksam gemacht werden.

d ) Holzgestänge.

8 11-
Holzmaste für Betriebsspannungen über 300 Volt Wechselstrom oder

600 Volt Gleichstrom müssen mindestens 15 em , Holzmaste für Betriebs¬
spannungen über 1000 Volt mindestens 17 om und alle Holzmaste bei
Richtungsänderungen mindestens 18 cm Zopfstärke haben.

8 3.
Die Verbindung von Drähten und Seilen hat durch derartige Leitungs-

Verbindungen zu erfolgen , welche mindestens 85X der Festigkeit der zu ver¬
bindenden Leitungen besitzen. Lötverbindungcn müssen vom Zug entlastet sein.
Leitungen aus har ! gezogenem Kupfer dürfen überhaupt nicht gelötet werden.

ö . Beschaffenheit und Fcstigkcitsbercchnung des
Leitungsgestänges.

a) Allgemeines.

8 7-
Sowcit für das Leitungsgcstänge gemäß den nachfolgenden Bestimmungen

der Nachweis ausreichender Festigkeit zu erbringen ist, hat dies unter Berück¬
sichtigung folgender Annahme zu geschehen:

Das Vorhandensein der vorgeschriebenen Festigkeit ist unter Berücksichtigung
des Winddruckes angenommen nach den Bestimmungen des K 5, und zwar
bei horizontaler Windrichtung nachzuweisen . Als Windbeanspruchung des
Leitungsgcstänges ist der Winddruck auf das Gestänge selbst, vermehrt um den
auf das Gestänge übertragenen Teil des Winddruckes auf die Leitungen in die
Rechnung einzusühren . Die Windrichtung ist bei geraden Leitungsstreckcn senk¬
recht zur Leitungsrichtung anzunehmen . In Eckpunkten der Leitung ist der auf
das Gestänge übertragene Anteil des Winddruckes auf die Leitungen unter der
Annahme zu ermitteln daß der Wind in der Richtung der Winkelhalbierenden
der den Eckpunkt bildenden beiden Leitungsrichtungen wirkt und ist als vom
Wind getroffene Fläche die Projektion der Leitung auf eine senkrecht zur Wind¬
richtung gedachte Ebene anzunehmen . Bei der Berechnung der Eckmaste ist die
Beanspruchung durch die Resultierende der beiderseitigen Leitungszüge zu be-
rückfichligen ; diese Beanspruchung ist nach ihrem gemäß K 5 bei minus 5» 6
und Windbelastung jeweils zu erwartenden Höchstwerte in die Rechnung einzu-
führcn.

8 12.
Im allgemeinen ist der Nachweis zu erbringen , daß die unter Berück¬

sichtigung der Bestimmungen des K 7 ermittelte höchste Beanspruchung der
Holzmaste bei imprägnierten oder gegen Fäulnis in anderer Weise geschützten
Stangen oder bei solchen aus besonders widerstandsfähigen Holzgattungen (wie
z. B . Lärche) 110 ieg/om ?, bei nicht imprägnierten Wcichholzstangen 70 üg/em?
nicht überschreitet.

An Stelle der Rechnung auf vorstehender Grundlage kann für gerade
Strecken und einfache Holzmaste die Zopfstärkc 2 entsprechend der Formel:
2 -- -- 1 . 2 j/it . O bestimmt werden , wobei für die Mastentfernungcn folgende
Höchstwerte zulässig sind:

Für Linien mit einem Gesamtquerfchnitte der Leitungsdrähtc und Schutz-
drähtc

») bis 110  mm ? . 80 m,
b) über 110  bis 210  mm ? . 60 m,
0) über 210 bis 300 mm? . 50 m,
ä ) über 300 mm ? . 40 m.

In obiger Formel bedeutet !) die Summe der Durchmesser aller an den
Mast verlegten Leitungen in Millimetern und kl die mittlere Höhe der
Leitungen am Mast in Metern.

Im übrigen wird die Mastentfernung , soweit nicht konstruktive und
wirtschaftliche Gründe von selbst dagegen sprechen , für die lausende Strecke
nicht begrenzt.

e) Flußeisengestänge.

8 13-
Bei Flußeisengestängen darf die höchste Beanspruchung der Konstruktions¬

teile in keinem Falle 1500 üx/om ? überschreiten.
Die einzelnen Konstruktionsteilc sind hiebei auf Kmckbeanspruchung zu

rechnen und muß die Zugbeanspruchung derselben ebenfalls unterhalb der
angegebenen Höchstgrenze von 1500 bg/cm ? verbleiben.
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cl) Gestänge aus besonderem Material.

8 14.

Bei Verwendung anderer Materialien für die Herstellung des Leitungs¬
gestänges dürfen dieselben bis zu >/ ' ihrer Bruchfestigkeit , die durch eine glaub¬
würdige Bescheinigung über angcstellte Versuche nachzuweisen ist, beansprucht
werden.

(1. Besondere Bestimmungen für die Ausführung von
Hochspannungsleitungen bei Kreuzungen mit öffent¬
lichen Verkehrswegen (Reichs st ratzen , Bezirks st ratzen

und Fahrwege in geschlossenen Ortsgebieten ).

8 15.

Wenn Leitungen für Betriebsspannungen von über 800 Volt Wechsel¬
strom oder 600 Volt Gleichstrom über öffentliche Verkehrswege geführt werden,
darf die manmale Beanspruchung der Lcilungsdrähte , bezw . Seile im Kreuzungs¬
felde nicht größer als »/-> der gemäß 3 und 4 zulässigen Höchstwerte gewählt
werden . Die Leitungsberechnung selbst hat sinngemäß den Bestimmungen des
8 5 zu erfolgen . Im Krenzungsfeld und in den benachbarten Spannseldern
darf als Leitungsmateriale nur hart gezogener Kupferdraht , bezw . aus solchem
Draht hergestellle Seile verwendet werden.

8 16.
Bei Kreuzungsmasten aus Flußeisen darf die höchste Beanspruchung der

Konstruktionsteilc in keinem Falle 1200 Ira/ei » -, bei solchen aus imprägnierten
oder besonders widerstandsfähigen Holzgattungen (wie z. B . Lärche) 80 irx/cm-
überschreiten . Die Berechnung der Maste hat sinngemäß den Bestimmungen
des Z 7 zu erfolgen . Für di - Fundierung der Kceuzungsmaste gelten die
Bestimmungen des § 9 . Das Kreuzungsfeld ist tunlich kurz, in der Regel nicht
länger als 25 cm auszuführen.

8 17-
Die Leitungen sink in den Krcuzungsmasten , d. h. auf den beiderseits

der Kreuzungsstelle aufzustcllenden Masten an je drei Punkten bruchsicher
auszuhängen . Die zur Befestigung der Leitungsseilc an den Kreuzungsmasten
dienenden Isolatoren dürfen nur auf Druck beansprucht werden . Für diese
Isolatoren ist eine derartige Konstruktion zu wählen , daß selbst beim Bruche
von Isolatoren ein Hcrabfallen der Leitung ausgeschlossen erscheint . Dies ist
als erreicht anzuseheu , wenn z. B . bei Standisolatoren die Jsolatorstütze über
den Bund hinausragt.

v . Besondere Bestimmungen für die Ausführung von
Hochspannungsleitungen in Ansiedlungen und bei
Entlangführ un gen an öffentlichen Verkehrswegen
(Reichs st raßen , Bezirks st raßen und Fahrwege in ge¬

schlossenen Ortsgebieten ).
8 18-

Wenn Leitungen für Betriebsspannungen von über 800 Volt Wechsel¬
strom oder 600 Volt Gleichstrom über bewohnte Grundstücke , ausgedehnte ge¬
werbliche Bctriebsanlagen oder längs öffentlicher Verkehrswege in und außer
geschlossenen Ortsgebieten geführt werden , ist die Höchstbeanspruchung der
Leitungen für die in Betracht kommenden Leitungsstrecken nicht größer als
3/5 der gemäß M 3 und 4 zulässigen Höchstwerte anzunehmen . Die Leitungs¬
berechnung selbst hat sinngemäß den Bestimmungen des 8 5 zu erfolgen . Be-
Überführungen der Leitung über bewohnte Grundstücke oder ausgedehnte ge¬
werbliche Betriebsanlagen ist die Leitung in den Kreuzungsfeldern beiderseits
je au zwei Punkten bruchsicher abzuspannen.

8 is.

Für die Berechnung und Ausstellung der Maste in derartigen Leitungs-
streckcn gelten gleichfalls die in den ZZ 7 bis einschließlich 14 festgelegten
Vorschreibungen.

Die verwendeten Holzmaste müssen ausnahmslos mindestens 18 cm
Zopfstärkc besitzen. Bei Einhaltung dieser Bestimmungen und einer größten
Mastenlfernung von 40 m ist der Nachweis der Beanspruchung hölzerner
Maste nicht zu erbringen.

Bei Leitungen mit hölzernen Masten darf in derartigen Leitungsstrecken
die Mastentfernung von 40 m überschritten werden , sobald der Nachweis er¬
bracht wird , daß die in dem Z 18 festgelegte Beanspruchung der Leitung,
bezw . des Leitungsgcstängcs , nicht überschritten wurde.

8 . Führung von Leitungen von verschiedenen Betriebs¬
spannungen aus dem gleichen Gestänge.

8 20.

Wenn Leitungen für Betriebsspannungen von über 300 Volt Wechsel¬
strom oder 600 Volt Gleichstrom an demselben Gestänge mit Nieder¬
spannungsleitungen geführt werden , so sind Vorkehrungen zu treffen , die
den Übertritt der Hochspannung in die Niederspannungsleitung unschädlich
machen (z. B . geerdete Spannungssicherungen ). Die Niederspannungsleitungen
sind stets unter de» Hochspannungsleitungen anzuordnen.

Wenn mit einer Niederspannungsleituna , welche an demselben Gestänge
mit einer Hochspannungsleitung geführt ist, eine vom gemeinschaftlichen Ge¬
stänge abzweigende Leitung verbunden wird , so ist letztere entweder mit allen
Vorsichtsmaßregeln zu führen , welch- für die Führung der Hochspannungs-
lcitung vorgeschrieben sind , oder es ist bei dem Verlassen des Hochspannnngs-
gestänges die betreffende Leitung mit einer geerdeten Spannungssicherung zu
versehen.

8 21.
Wenn Betriebstelephonleitungen an dem Starkstromgestängc geführt

werden , so muffen die Betriebstelephonstationen so eingerichtet sein, daß selbst,
wenn die Schwachstromleilungen mit der Starkstromleitung in Berührung kommen
eine Gefahr für den Sprechenden ausgeschlossen erscheint . Die Telephon¬
stationen müssen durch Abschmelzsicherungm geschützt sein . Derartige Leitungen
sind , insoweit sie über öffentlichen Verkehrswegen geführt werden , mit 4 mm
starkem Bronzedraht auszuführen . Sofern die Betriedstelephonleitung vom
Starkstromgestänge abzweigt oder dasselbe verläßt , hat entweder die Führung
der Betriebstelephonleitung mit Einhaltung der für die betreffende Starkstrom-
leitung vorgeschriebenen Vorsichtsmaßregeln zu erfolgen , oder ist dieselbe mit
geerdeten Spannungssicherungen zu versehen . Die Betriebstelephonleitungen
sind stets unter den Starkstromleitungen zu führen.

Sonstiges.
8 22.

An Winkelvunkten sind bei Verwendung von Standisolatoren , um das
Anschnellcu der Leitung bei Jsolatorenbruch zu verhindern , seitlich der Isolatoren
Fangbügel anzubringen oder die Leitung an je zwei Punkten bruchsicher abzu¬
spannen . Außerdem müssen die Leitungen an derartigen Stellen so verlegt
werden , daß die Isolatoren durch die Leitung nur auf Druck beansprucht
werden.

8 23.

Die Anbringung von Schutznetzen unter oder über den Leitungen sowie
die Anbringung von Fangbügel unter den Leitungen (Erdungsbügel ) ist zu
vermeiden.

8 24.

Die unter 6 enthaltenen Borschreibungen gelten sinngemäß auch für die
Kreuzung von Starkstromleitungen mit privaten Schwachstromleitungen sowie
für die Kreuzung mit anderen Starkstromleitungen von nicht gleicher Betriebs¬
spannung.

Hinsichtlich der Dimensionierung und Montage der Leitungen und des
Leitungsgcstävges , bei Kreuzungen mit staatliche » oder in staatlicher Instand¬
haltung stehenden Telegraphen -, Telephon - und Signalleitungen sowie hin¬
sichtlich der Maßnahmen zum Schutze dieser Leitungen überhaupt bleiben die
bestehenden Anordnungen aufrecht , wonach bei Genehmigung gewerblicher
Bctriebsanlagen über die im einzelnen Falle vom Vertreter der Staats-
Telegraphenverwaltung instruktionsgemäß gestellten Forderungen — allenfalls
nach Vorlage der Berhandlungsaktcn an das Handelsministerium im Sinne
des Z 5 der Ministerial -Verordnung vom 25 . März 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 41,
und des Erlasses des Handelsministeriums vom 10 . Oktober 1907 , Z . 29853 —
zu entscheiden ist.

Desgleichen bleiben hinsichtlich der Kreuzung solcher Starkstromleitungen
mit Eisenbahnen und ihrer Entlangführung an Bahnen die bestehenden eisen¬
bahnbehördlichen Vorschriften , namentlich der Rund -Erlaß des Eisenbahn¬
ministeriums vom 16 . Dezember 1912 , Z . 44 ^31 (Amtsblatt des E . M . I-VIII
Stück ex 1912 , Nr . 130 ), auch weiterhin ungcändert in Kraft.

8 25.

Die Ortsseuerwehren sind vor Inbetriebnahme der Starkstromleitungen
über ihr Verhalten gegenüber der Leitung bei Bränden entsprechend zu unter¬
richten . Insbesondere sind dieselben darüber aufzuklären , daß die Lcitung mit
dem Wasserstrahl nicht in Berührung kommen darf , sowie über diejenige»
Stellen in Kenntnis zu setzen, an welchen unter Umständen die Leitung ab
geschaltet oder mit entsprechenden Schutzmitteln durchschnitten werden kann.

II.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 16 . März

1914 , Z . I a-696 (M . Abt . V, 822/1914 ) :
Über Erlaß des k. k. Handelsministeriums vom 17 . Februar 1914,

Z . 4741 , wird eröffnet , daß nach Z 14 der mit dem h o. Erlasse vom 24 . Fe¬
bruar 1914 , Z . In 565 , bekanntgegebenen grundsätzlichen Bestimmungen für
Starkstromfreileitungen die Verwendung von Eisenbetonmasten vorbehaltlich der
kompetenzmäßigen Prüfung des Zutreffcns der in diesem Paragraphen und in
den vorangehenden allgemeinen Bestimmungen (8Z 7 bis 9) geforderten
Voraussetzungen prinzipiell nicht unzulässig ist. In Ansehung allfälliger
Kreuzungen mit staatlichen Schwachstromanlagcn wird auf § 24 der „ Grund¬
sätzlichen Bestimmungen " verwiesen.

III.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 8. Mai 1914,

Z . I a-565/1 (M . Abt , V, 1349/1914 ) :
Zufolge einer seitens der Unternehmung für den Bau elektrischer Starkstrom¬

anlagen an das Handelsministerium gelangten Mitteilung soll seitens einzelner
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Gewerbebehörden bei Verhandlungen über die gewerbebehördliche Genehmigung
derartiger Anlagen auf Grund des H 18 der mit dem Erlasse des k. k. Handels¬
ministeriums vom 5 . Februar 1914 , Z . 1725843 sh. o. Erlaß vom 24 . Fe¬
bruar 1914 , Z . In 565 ) hinauSgegebcnen „ Grundsätzlichen Bestimmungen ftir
Freileitungen ", die an Stelle der HZ 74 bis 76 der Sicherheitsvorschriften für
elektrische Starkslromanlagen des Elektrotechnischen Vereines in Wien zu treten
haben , verlangt worden sein , daß bei Führung von Starkstromleitungen längs
öffentlicher Verkehrswege Doppelisolaioren mit bruchsicherer Abspannung ver¬
wendet werden.

Das Handelsministerium bat hieraus Anlaß genommen , der k. k. Statt¬
halter « zu eröffnen , daß diese Forderung im zitierten Paragraphen nicht be¬
gründet ist, weil dortselbst für die Entlangführung  von Starkstrom - !
leitungen für Betriebsspannungen von über 360 Volt Wechselstrom oder
K60 Volt Gleichstrom an öffentlichen Verkehrswegen in - und außerhalb ge¬
schlossener Ortsgebiete nur verlangt wird , daß die Höchstbeanspruchung der
Leitungen für derartige Strecken nicht größer als mit 3/5 der gemäß HZ 3
und 4 der „ Grundsätzlichen Bestimmungen " zulässigen Höchstwerte anzunehmen
ist, während außerdem lue bruchsichere Abspannung an je zwei Punkten beider¬
seits der Kreuzungsfclder nur bei Überführung  der Leitungen über b e-
wohnte Grundstücke  oder ausgedehnte gewerbliche Be¬
triebsanlagen  angeordnet wird und für die Kreuzungen mit öffentlichen
Verkehrswegen unbeschadet der Anordnung des H 24 nur die Vorschriften des
Abschnittes 0 der „ Bestimmungen " (HZ 15 bis 17 ) maßgebend sind.

Uber Erlaß des k. k. Handelsministeriums vom 18 . April 1914 , Z . 12566,
werden nun hievon die unterstellenden Behörden mit Beziehung auf den h. o.
Erlaß vom 24 . Februar 1914 , Z . la 565 , behufs Vermeidung von Rekursen
gegen derartige Borschreibungen in Kenntnis gesetzt.

2 .

Kontor -Praktikanten in Niederlagen fabriksmäßig
betriebener (bewerbe qualifizieren sich als Lehrlinge.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . Juli 1914,
Ia - 1794 (M . B . A. l , 32044 ) :

Mit dem Bescheide vom 25 . Mai 1914 , Z . 21482 , hat das magistratische
Bezirksamt es abgclehnt , den zwischen der offenen Handels - Gesellschaft A, , P.
L Komp , und dem in der Wiener Zweigniederlassung der genannten Firma
als Kontorpraklikunten angestellten H B . abgeschlossenen Lehrvertrag gemäß
H 99 G .-O . zu bestätigen , weil bezüglich des Genannten im Sinne des H 97 G .-O.
notwendige Erfordernis der Verwendung zur praktischen Erlernung des Ge¬
werbes nicht zmreffe , indem der lediglich in der Kontorarbeit beschäftigte
Praktikant bei dieser Tätigkeit des von der Firma fabriksmäßig betriebene
Gewerbe selbst zu erlernen nicht in der Lage sei, er somit als Lehrling im
Sinne des H 97 G .-O . nicht anzusehen sei.

Über den gegen diesen Bescheid eingebrachten Rekurs der Gesellschaft
wird die angefochtene Entscheidung aufgehoben und dem Bezirksamte die Be¬
stätigung des Lehrvertrages aufgctragen , weil beabsichtigt ist, den aufgenommenen
Lehrling in der Niederlage der Fabrik in Wien in kommerzieller Richtung
auszubildcn , der Betrieb in Wien sich als ein Handclsgewerbe darstellt , hin¬
sichtlich dessen es der Unternehmung unter den im H 108 G .-O . angeführten
Voraussetzungen frcisteht , der für Handelsgewerbe bestehenden Genoffenschaft
beizutreten , weshalb der Lehiling als eine im Handclsgewerbe beschäftigte
Person anzusehen ist und daher auf dos durch den Lehrvertrag begründete
Rechtsverhältnis die Bestimmungen des H 97 G .-O . anzuwenden sind.

S.
Zulassung vou Eisenbetonftnfen ( System Gustav

Aufhauser ).
Erlaß des Wiener Magistrates vom 22 . Juli 1914 , aä

M . Abt . XIV , 12660/13:
Die h. ä . Erledigung vom 10 . Juni 1914 , M . Abt . XIV , 12160/13

(Siehe Amtsblatt Nr . 62 „ Gesetze, Verordnungen und Entscheidungen VII ", !
Seite 47 , 2 . Spalte ), wird dahin richtiggcftellt , daß es in der ersten Zeile
statt : „ In Erledigung des Ansuchens des Herrn Franz Aufhauser"
richtig : „ In Erledigung des Ansuchens des Herrn G u st a v Aufhauser"
lauten soll .)

4 .
Auslassung der Kanzleides Ordeus der Eisernen Krone.

Rund -Erlaß des k. k. n .-ö. Statthalterei -Präsidiums vom
25 . Juli 1914 , P . Z . 1924 (M . D . 3674 ) :

In Gemäßheit der Allerhöchste » Entschließung vom 11 . Dezember 1913
werden die Geschäfte des österr . kaiserl . Ordens der Eisernen Krone vom
1. Juli l . I . angefangen von Seiner k. u . k. Apostolischen Majestät Oberst¬
hofmeisteramt geführt.

In Hinkunft sind daher alle Korrespondenzen und Sendungen in Ange¬
legenheiten des Ordens der Eisernen Krone nicht mehr an die Kanzlei des
österr . kaiserl . Ordens der Eisernen Krone , sondern an das Obersthofmeister¬
amt Seiner k. u . k. Apostolischen Majestät zu leiten.

Hievon ergeht über Erlaß des k. k. Ministeriums des Innern vom
2. Juli 1914 , Z . 7303/U . 4 , die Mitteilung.

5 .

Bargeld - und Wertpapiersendungen an die
k. k. n.-ö . Statthalterei (Geldstücke ) .

Rund -Erlaß der k. k. n.-ö. Statthaltern vom 29 . Juli 1914,
Z . R . 115 (M . D . 4038 ) :

Die früher im Amtsgebäude der k. k. n .-ö. Statthalterei untcrgebracht
gewesene k. k. n .-ö. Landeshauptkassa (jetzt k. k n .-ö. Finanz -Landeskassa ) ist
derzeit von der k. k. n .-ö. Statthalterei räumlich getrennt und befinden sich
deren Amtslokalitäten im III . Bezirke . Vordere Zollamtsstraße 5.

Der bisher geübte Vorgang Bargeld , Werteffekten u . dgl ., welche in der
Einlaufstelle der Statthalkerei mit den bezüglichen Berichten einlangen , erst
von hieraus bei der genannten Kassa zu hinterlegen , stößt nunmehr auf
Schwierigkeiten.

Im Interesse einer Geschäftsvcr -infachung , sowie aus Kontrolle - und
Gebarungsrücksichten empfiehlt es sich daher , für die Statthalterei bestimmte
Werte (Bargeld , Staats - oder Privatschutdverschreibungen , Sparkaffabücher,
Wechsel u . dgl .) nicht als Beilagen den Statthaltereiberichten anzuschließen,
sondern diese — in kaffaämtliche Verwahrung zu nehmenden — Werte ab¬
gesondert , unmittelbar an die k. k. Finanz -Landeskaffa in Wien einzusenden.

In den nach wie vor in solchen Fällen außerdem an die l . k. n .-ö. Statt¬
halterei zu erstattenden Berichten wäre auf die gleichzeitige Absendung der
Werte an die Finanz -LandeSkassa unter Anführung der der Kassa gegebenen
Andeutungen hinzuweisen.

Diese Wertsendungen an die Kassa wären , insofern es sich um Bargeld*
sendungen handelt — mittels der grünen Postsparkassa -Empsangerlagscheine der
k. k. Finanz - Landeskassa in Wien (Konto -Nr . 37792 1) oder mittels der
sogenannten roten Steuercinzahlungsscheine (Preis 2 k per Stück ) und nur
in Ausnahmsfällen mit Postanweisung zu bewirken.

In allen diesen Fällen wird darauf zu achten sein , daß auf der Rückseite
des Erlagscheines aus dem Steuercinzahlungsscheine oder auf dem PosU
anweisungscoupon die bewirkte Zahlung durch kurze Angabe des Anlasses und
Zweckes der Zahlung , des Zeitraumes für den , und der Partei für welche
diese Zahlung geleistet wird , des Datums und der Zahl des eventuellen
Zahlungsauftrages soweit genau charakterisiert wurde , daß die Kassa die Ver¬
rechnung im einschlägigen Journale richtig vornehmen kann.

Sollte eine Zahlung im Clearingverkehre geleistet werden , olme daß
hierbei ein Postspartaffa -Empfangserlagschein mitbenützt wird , so wäre stets
gleichzeitig der Kassa im Postwege ein kurzes Avisoschrciben (Dienstzettel ) zu-
kommen zu lassen , in welchem Anlaß und Zweck der geleisteten Zahlung in
der oben angegebenen Weise genau zu charakterisieren ist.

Wertpapiersendungcn sind solche Aviso beizuschließen und sind hiebei die
speziellen Postvorschriftm zu beachten.

Nur in jenen Fällen , in welchen cs sich um aufgetragene Rückcrsätze an
das hiesige Ökonomat oder an die Hilfsämter -Direktion (zum Beispiel Ersätze
an das Amtspauschale ) handelt , ik der gesonderte Erlag bei der Finanz-
Landeskassa zu ^ vermeiden und das Geld unmittelbar an obige Stelle (Statt-
Halterei -Hilfsäinter -Direkuon oder Ökonomat ) zu übersenden.

Auch Stempel sind nach wie vor nicht an die Finanz -Landeskassa , sondern
hierher vorzukegen.

Sollten Beträge bloß zwecks Beschaffung von österreichischen Stempel¬
marken (Pässe , Buchauszüge rc .) hierher einzuscnden sein , so wären statt der
betreffenden Barbeträge die davon anzukaufenden Stempel in natura direkte
an die Statthalterei vorzukegen.

S.
Handels Attach «" Georges Moroianu.

Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 2. August 1914,
Z . IX -2467 (M . D . 3965 ) :

Die königlich rumänische Gesandtichaft in Wien hat dem k. u . k. Mini¬
sterium des Äußern zufolge Erlaßes des k. k. Ministeriums des Innern vom
14 . Juli 1914 , Z . 7682/öI . I ., zur Kenntnis gebracht , daß der königlich rumänische
Handels -Attache G . Moroianu  in gleicher Eigenschaft für Italien und die
Schweiz nach Mailand transferiert wurde.

Doch wird G . Moroianu  auch weiterhin provisorisch die Funktion
eines Handels -Attaches für Österreich -Ungarn ausüben.

Hievon wird im Nachdange zur hierortlichen Verständigung vom 22 . Juli
1911 , Z . t a -2547/I , die Mitteilung gemacht.
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7.

Gift -Verschleiß.
Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den I. Bezirk

vom 10 . August 1914 , M . B . A . I , 15030:
Das Bezirksamt erteilt der Drogerie „zum Samariter ", W i z in g e r

L Komp ., Ges . m . b. H ., I -, Teinfaltstraße 4 , die Konzession zum Verkaufe
von Giften , sowie der zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffe und
Präparate , insofern dies nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist,
und zum Verschleiße von künstlichen Mineralwässern im Standorte 1., Tein¬
faltstraße 4.

Diese Konzession wurde im Gcwcrberegister unter Reg .-Z . 4093/ !: I ein¬
getragen ; für die Erwerbsteuerbemessung wurde der Konto Kat .-Z . 24562/1
eröffnet.

Gleichzeitig wird die Bestellung des Herrn Ernst Mücke , geb. 1873 zu
Wien in Nicderösterreich , kieimatberechtigl in Wien , Land Niederösterreich,
wohnhaft in Wien , Vlll ., Florianigaffe 5, zum verantwortlichen Geschäfts¬
führer des vorbezeichneten Unternehmens gemäß Z 55 der Gewerbeordnung
genehmigt.

8 .

Konstituierung des Permanenz -Komitees für Kriegs-
krankcnfürsorge iu Niederösterreich.

Rundschreiben des Permanenz -Komitees für Kriegskrankcn-
fürsorge in Nlederösterreich vom 15 . August 1914 , Z . 6, P . C.
(M . D . 4383 ) :

Das über Auftrag des Herrn Ministers des Innern gebildete und bereits
konstituierte Permanenz -Komitee für Kriegskrankenfürsorge in Niederösterreich
(Adresse : Wien , I ., Herrengasse ll ) bat auf Grund einer mit der k. und k.
Militär -Sanitätsverwaltung und der Österreichischen Gesellschaft vom „ Roten
Kreuze ' getroffenen Vereinbarung „tue Bearbeitung aller bisher der Militär¬
verwaltung , beziehungsweise der Österreichischen Gesellschaft vom „ Roten
Kreuze " und ihren Zwelgvereinen oder den politischen Behörden zugekommenen
Anbote auf Unterbringung und Verpflegung von Kricgskrankeu übernommen.

Alle Anbote , welche die Unterbringung von Kriegskranken in Wien be¬
treffen , sind in Hinkunft unmittelbar an das Komitee , hingegen Anbote , be¬
treffend Unterkünfte für Kriegskranke in Niederösterreich außer Wien , an die
zuständige Bezirkshauptmannschaft zu richten , beziehungsweise weiter zu leiten.

Die in den nächsten Tagen in den Tagcsdlätlern erscheinenden Verlaut¬
barungen des k. k. Kommissärs für das österreichische Hilfswesen und des
Permanenz -Komitees werden genaue Aufschlüsse über die Art und den Umfang
der für die Militär -Sanitälsvcrwaltung wertvollen Anbote enthalten.

Die k. k. Bezirkshauptmannschaften werden beauftrag -, vorstehende Mit¬
teilung im nächsten Amtsblatts zu verlautbaren und die Aufnahme derselben
in den Zeitungen ihres Vcrwaltungsgebietes zu veranlassen.

ll . Normatiiüikstimmungen.
Magistrat:

s.
Durchführung der allgemeinen Peufionsvorschrift
für die provisorischen Bediensteten der Gemeinde

Wien.
Erlaß des Magistrats - Direktors Dr . Max Weiß  vom

18 . Juli 1914 , M . D . 1318/13 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 41 ) :

Der Herr geschäftsführende II . Vize -Bürgermeister Franz Hoß hat nach¬
folgende Verfügungen getroffen:

»Zufolge Z ' 6 der allgemeinen Pensionsvorschrift für die provisorischen
Bediensteten der Gemeinde Wien gehören zu den für den Ruhegehalt
anrechenbaren Bezügen auch die vom Stadtrate  jeweils festgesetzten
Geldwerte der N a t ur a l b e z ü g e an K o st und Unterkunft.  Es
ist demnach von den Personalstellcn unverweilt  Vorsorge zu treffen , daß
die Geldwerte dieser Naturalbezüge , insoweit sie nicht ohnehin bereits bestimmt
sind , festgesetzt werde » . Hiebei ist vor der Anlragstcllung an den Stadtrat mit
der M a g i st r a ts - D i r e k t i o n das Einvernehmen zu Pflegen.

Nach der Bestimmung desselben Paragrapden werden die nicht mit
einen,  I a h r e s b et ra  g e festgesetzten anrechenbaren Bezüge der Bemessung

des Ruhegehaltes mit dem auf ein Jahr umgerechneten  Betrage
zugrunde gelegt . Zum Zwecke dieser Umrechnung sind der zuletzt bezogene
Taalohn (einschließlich der eventuellen anrechenbaren täglichen Zulage ) und
die für einen Tag  festgesetzten Geldwerte der Naturalbezüge an Kost und
Unterkunft , falls sie dem Bediensteten vor seiner Versetzung in den Ruhestand
auch für Sonn - und Feiertage gebühren , mit dem 385fachen , sonst aber mit dem
312fachen Betrage , der zuletzt bezogene Wochenlohn (einschließlich der
eventuellen anrechenbaren wöchentlichen Zulage ) und die für eine Woche
festgesetzten Geldwerte der Naturalbezüge mit dem 52fachen Betrage und der
zuletzt bezogene Monatslohn (Gehalt ) (einschließlich der eventuellen an¬
rechenbaren monatlichen Zulage ) und die für einen Monat  festgesetzten
Geldwerte der Naturalbezüge mit dem 12fachen Betrage zu veranschlagen . In
der gleichen Weise ist das der Bemessung des Mietzinsbeitrages zugrunde zu
legende Wohnungsgeld auf ein Jahr umzurechnen . "

10 .

Durchführung der Peufionsvorschrift für die provi¬
sorischen Bediensteten der Gaswerke , Elektrizitäts¬
werke , des Brauhauses der Stadt Wien und der
Ökonomie „ Wallhof " sowie der Leichenbestattungs

Unternehmung.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom

18 . Juli 1914 , M . D . 1318/13 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 43 ) :

Der Herr geschäftsführende II . Vize -Bürgermeister Franz H o ß ha
nachfolgende Verfügungen getroffen:

„Zufolge Z 6 der Penflonsvorschrift für die provisorischen Bediensteten
der Gaswerke , Elektrizitätswerke , des Brauhauses der Stadt Wien und der
Ökonomie „Wallhof " sowie der Leichenbestattungsunternehmung gehört zu den
für den Ruhegehalt  anrechenbaren Bezügen auch der vom Stadtrate
jeweils festgesetzte Geldwert  der N a t u r a l u n t e r k u n f t . Es ist dem¬
nach von den Direktionen der Unternehmungen unverweilt  Vorsorge zu
treffen , daß die Geldwerte der Naturalunterkünste , insoweit sie nicht ohnehin
bereits bestimmt sind, festgcstcllt werden . Hiebei ist vor der Antragstellung an
den Stadtrat mit der Magistrats - Direktion  das Einvernehmen zu
pflegen.

Nach der Bestimmung desselben Paragraphen werden die nicht mit
einem Jahresbetrage  festgesetzten anrechenbaren Bezüge der Be¬
messung des Ruhegehaltes mit dem auf ein Jahr  u m g e r e ch n e t e n
Betrage zugrunde gelegt . Zum Zwecke dieser Umrechnung sind der zuletzt be¬
zogene Taglohn (einschließlich der eventuellen anrechenbaren täglichen Zulage)
und der für einen Tag  festgesetzte Geldwert der Naturalunterkunft , falls
sic dem Bediensteten vor seiner Versetzung in den Ruhestand auch für Sonn-
und Feiertage gebühren , mit dem 365fachen , sonst aber mit dem 312fachen
Betrage , der zuletzt bezogene Wochenlohn (einschließlich der eventuellen an¬
rechenbaren wöchentlichen Zulage ) und der für eine Woche festgesetzte Geldwert
der Naturalunterkunft mit dem 52fachen Betrage und der zuletzt bezogene
MonatS lohn (Gehalt ) (einschließlich der eventuellen anrechenbaren monat¬
lichen Zulage ) und der für einen Monat  festgesetzte Geldwert der Ratural-
nnterkunft mit dem 12fachen Betrage zu veranschlagen . In der gleichen Weise
ist das der Bemessung des Mietzinsbeitrages zugrunde zu legende Wohnungs-
geld auf ein Jahr umzurechnen . "

Anhang.
Wiener Stadtbibliothek.

Verzeichnis der Neuerwerbungen aus dem Gebiete der Rechts-
nnd Staatswissenschaft

im H. Merteljayre 1914.
Rechts - und Verwaltungs Angelegenheiten iin allgemeinen.

Rechtspflege , Verfassung und Berw altung im
allgemeinen.

Jlliger Friedrich . Die Besteuerung der Lustbarkeiten in Preußen . Heymann,
Berlin , 1914 . — 4 59314.

Landesg êsetz- und ^ Verordnungsblatt f. d. Erzherzogtum Niederösterreich pro
Layer Max . Prinzipien des Enleiqminqsrechtes.

1602 . — 4 35200.
Duncker L Humblot , Leipzig,

Neukamp Ernst , Dr . Die deutsche G -werbegesetzgebunq mit Erläuterungen.
Mohr , Tübingen . I u . II . Bd . — 4 59146.
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Nowak R . Der Strafprozeß der gemeinsamen Wehrmacht. Holder, Wien und
Leipzip, 1814. - X 40282.

Niibel Heinrich, Dr . Die österreichischen Tierseuchcngesetze. 2. erg. Anfl. Schöppcl,
Wien , 1914. — 4 59262.

Ortsgesetze. Sammlung örtlicher Polizei -, Verwallungs - und Benützungs-
Ordnungen . 44. Jahrg . 1913. — X 1318.

Reichsgesetzblalt f. d. im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder pro
1913. -89. . ^

Renner Karl . Der Proporz in den Industriegebieten Niederösterreichs. Brand,
Wien . 1914 . — 8 59308.

Sammlung der Erkenntnisse des k. k. Reichsgerichtes. Begründet von Dr.
A. Hye Frciherrn v. Glunek . . . fortgesetzt von Dr . K Hugelmann. XV. Teil.
3. Heft. Jahrgang 1912. — X 1165.

Szölösy Gabriel , v. Das Militärstrafgesctz. Manz , Wien 1914. — X 59142.
Was soll ich satteren ? Was habe ich zu zahlen ? Die Einkommensteuer nach

dem Personalsteuergesetzc in der Fassung der Novelle vom 23. Jänner
1914, R .-G .-Bl . 18, Manz , Wien, 1914. — X 36207.

für eine völlige
Stuttgart , 1914. —

Erziehung und Unterricht.
Babo M ., v. Die Zukunftsschulc. Ein praktischer Vorschlag

Neugestaltung unseres Schulwesens . Spemann,
X 59263.

Verordnungsblatt für den Dienstbereich des Ministeriums für Kultus und
Unterricht pro 1913. — 8 1018.

Verordnungsblatt für den Dienstbereich der k. k. nied.-österr. Landesschulrates
pro 1913. — 8 50227.

Zeitschrift für Schulgesundheitspflege, XXVI . Jhrg . 1913. — X 46593.

Finanzverwaltung.
Baltz -Balzberg Hugo, v. Wie verfasse ich mein Einkommensteuerbekenntnis?

Leykam, Graz . — X 33229.
Berthold Otto . Ergebnisse der Wertzuwachssteuer und die Wirkungen der

Steuer auf den Grundstückumsatz. Wahlen, Berlin , 1914. — X 59179.
Entwurf des Finanzgesetzes der im Reichsrate vertretenen Königreiche und

Länder für das Budgetjahr 1914/15 . — 8 2750.
Görnandt Rudolf , Dr . Die Steuer vom gemeinen Wert . (Grundwertsteuer .)

C. Hehmann, Berlin , 1914. — L 23727.
Kapberr Hans , Dr . v. Zur Theorie und Praxis der Wertzuwachssteuer.

Duncker L Humblot , München und Leipzig, 1914. — X 58921.
Verordnungsblatt für den Dienstbereich des österr. Finanzministeriums.

Jahrg . 1913. — 8 1100.

Handel , Gewerbe und Industrie.
Jahrbuch der östtrr. Industrie . Jahrg . 1914. — X 52148.
Ried Max . Organisation und Verwaltung öffentlicher Unternehmungen.

Verl , für Fachliteratur , Wien 1914. — X 59231.
Röll . Enzyklopädie des Eisenbahnwesens. V. Bd . — 8 56435.
Sitzungs -Protokolle. K. k. arbeitsstalislisches Amt. — des ständigen Arbeits¬

beirates 1912. — 8 36197.

Sozialpolitik.

Baasch P . A. Praktische Behandlung von Armenpflege. Wahlen, Berlin , 1914.
— X 59183. ,

OoiiLl^8. X M6 conAies international ä68 tiabitations a von inarene.
8avs — seböveninAue . Sept . 1913. Rapports . . . HizZü 1.—III - M ' t.
- 8 59270.

Hagemeyer I . F . 500 Millionen Mark für Arbeiterwohnungen . Von — und
W. Scholvin . Winter , Bremen 1914. — X 59281.

Horneck, Dr . Rudolf . Die Gewerkschaften und die öffentlich- Arbeitslosen¬
versicherung. Gerlach L Wiedling, Wien, 1914. — X 59293.

Lang Richard. Submissionswesen und Handwerkernot. Ein Überblick. Arnd,
Leipzig, 1914. — 8 59821. . .

Liese Wilhelm . Wohlfahrtspflege und Caritas im Deutschen Reiche, m Deutsch¬
österreich, der Schweiz und Luxemburg. Bolksvereins -Verl ., München-
Gladbach, 1914. — X 59255 . o

Mangot Raoul . Rss üaditstious ouvriöres so LsIZigus . . Reousrl dirsz -,
Paris , 1913. — X 59305 . „ — „ ..

Schneider Martin . Hungersnot nach der Mobilmachung ? Eine Erörterung
eines Großstadtproblems . M . Schmeisser, Leipzig. 1914. — X 59287.

Schwiedland . Dr . E . System der Arbeitslosenunterstützung. Manz , Wien und
Leipzig, 1914. — X 59285.

Vierteljahrsschrift für Sozial - und Wirtschaftsgeschichte. XII . Bd . —
42366 . ^ ^

Wohnungsfrage . Die — in Deutschland. Vorträge von Dr . Buschmg.
G. Kühtmann . Dresden , 1914. — X 59233.

Zcitsckrift für Kinderschutz und Jugendfürsorge . VI . Jahrg . 1914. —
8 55744

Volkswirtschaftslehre.

Grundriß der Sozialökonomic . Bearb . von S . Altmann . Mohr , Tübingen,
1914. - 8 59322 . „

Pesch Heinrich. Lehrbuch der Nationalökonomie . 2. Aust. Herder, « rciburg i. B.
I . Bd . 1914. — 8 59145.

« . Gemeindeverwaltung.

Altenrath I . Neuzeitliche Baupflege. Ein Handbuch für die Bauberatung und
die öffentliche Förderung der Bauweise. Heymann , Berlin , 1914. —
8 59232.

Bauordnung für die Stadt Dresden . 17. März 1906. -- 8 59310.
Bauordnung für Wien. (Entwurf vom Jahre 1914.) — 6 54409.
Gemeinde. — Die. II . Jahrg . 1914. — 6 57456.
Gemünd, Dr . Wilhelm. Die Kommunen als Grundbesitzerinnen. Enke,

Stuttgart , 1914. — X 59282.
Handwörterbuch der Kommunalwifsenschaften. Hsg. v. I . Brix . Fischer, Jena,

1914. - 8 59163.
Kreis und Provinz . Organ für die Interessen aller Kommunalverbände in

Verfolgung staatserhaltender Tendenzen. Richter, Berlin -Lankwitz. Jahrg.
1914. - 8 59147.

Liebers Adolf, Dr . Die Finanzen der Städte im KönigreichSachsen. Teubner.
Leipzig und Berlin , 1914. — X 59283.

Rcinecke Wilhelm. Die Straßennamen Lüneburgs. Geibel, Hannover, 1914. —
X 59319.

Review, lüs toveu planvinx . — Vol. V. 1914. — X 57415.
Slei .'.er Fritz, Dr . Das Verkehrsproblem der Großstadt init Berücksichtigung

Wiens . Eberle L Komp., Wien, 1914. — X 59286.
Studien , Neue — über Städtebau und Wohnungswesen. G. Fischer, Jena.

II . Bd . Städtebau und Wohnungswesen in Holland. Bon Dr . Rudolf
Eberstadt — 8 56782.

Vorträge , Städtebauliche . Bd . VI und VII . — 8 55883.
Zeitschrift für Kommunalwissenschaft. 1914. — 8 59242.

v . VcrwaltungSberichte , Statistik , Voranschläge und Rechnungs-
abschliifse der Städte.

Aachen. Verwaltungsbericht Pro 1910 bis 1913. — 8b 17605.
Altona . Haushaltungsplan pro 1914. — 8t 22780.
Augsburg . Berwaltungsbericht pro 1912. — 8b 30737.
— Voranschlag pro 1914. - 8b 30743.
Berlin . Haushaltsetat pro 1914. — 8t 17641.
Braunschwcig. Haushaltsplan pro 1914/15 . — 8t 30726.
Bremen, Gesetzblatt der freien Hansestadt —. Jahre 1910 bis 1913. —

X 33168.
— Jahresberichte von Verwaltungen Pro 1912. — 8t 54835.
Danzig . Bericht des Magistrats über den Stand der Gemeinde-Angelegenheiten

pro 1911/12 und 1912/13 . — 8t 30772.
Dresden . Havshaltplan pro 1914. — 8t 17650.
Düsseldorf. Haushaltsplan pro 1914. — 8t 17677.
Firenze, Xtti äsl eovsiZIio communsls äi — anno 1910 bis 1912. —

8t 17630.
Frankfurt a. M. Haushaltsplan Pro 1914/15 . — 8t 21723.
Freiburg . Voranschläge pro 1914. — 8t 31898.
— Statistischer Jahresbericht . II . Jahrg . 1912. — 8t 57140.
Gensve. Oowpts renäa äs 1'aämiuistratiov munieipals psuäant 1' annss

1913. — 8t 22204.
— Oowpts renäu äes reosttes et äss äepenses . Lrsreies äs 1913. —

— Ruckest öle 1a vills . Rrsroise äe 1914. — 8t 17743.
Halle a. S . Stadthaushaltsplan pro 1914. — 8t 30776.
Hamburg . Protokolle und Ausschußberichte der Bürgerschaft pro 1913. —

— Verhandlungen zwischen Senat und Bürgerschaft pro 1913. — 8t 17797.
— Jahresberichte der Verwaltungsbehörden pro 1912. — 8t 17799.
Hildesheim. Haushaltungsplan pro 1914. — 8t 80729.
Kassel — 'er statistische Jahresberichte . IV. Jahrg . 1911. — 8t 55739.
Kiel. Jahresberichte der städtischen Licht- und Wasserwerke pro 1912. —

8t . 55080.
Koblenz. Voranschlag Pro 1914. — Tt 31897.
Königsberg. Haushaltsplan pro 1914/15 . — 8t 21719.
— Etat pro 1914. — 8t 33135.
London. Xccounts in abstraet 1912/13 . — 8t 56111.
Mülhausen . Budget 1914. — 8t 54822
Nürnberg . Bericht über die Gesundhcitsverhältniffe und Gesundheitsanflalten.

Jahrg . 1912. — X 83038.
Paris . Xnvuaire ststistigus äs la rille äs —. XXXI anne's 1910. —

L 18975.
— Luäzet äs 1'ersreiee 1913. — 8t 17636.
— Oovseil mnnioipal äs — annse 1912. — 8t 17634.
Stettin . Stadthaushalt pro 1914/15 . — 8t 39700.
Tilsit. Haushaltsplan pro 1914. — 8t 54660.
— Bericht des Magistrates über die Verwaltung pro 1912/13 . — 8t 28271.
Trento . Lilavoio äi provisions äell 'esereirio 1914. — 8t 36215.
Triefte. Oonlo consuutiro äella amministrasions sivisa äi — per 1'snno

1911 und 1912. — 8t 17623.
Ulm. Voranschläge pro 1914. — 8t 33225.
Wien. Hauptvoranschlag pro 1. Jänner bis 80. Juli 1914. — 8t 19421.
Wittenberg. Etat Pro 1914. — 8t 30701.
Wolfenbüttel. Haushaltsplan pro 1914/15 . — 8t 30777.
Zürich. Statistik Nr . 15. - 6 41804.
— Statistisches Jahrbuch . VI . und VII . Jahrg . 1910 und 1911. — X 47181.
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Periodische Publikationen.

Archiv des öffentlichen Rechtes . 32 . Bd . — X 18368.
— Allgemeines statistisches —. VIII . Bd . — X 22383.
- für Verwaltungsrecht . XXXIX . Bd . - V 6864.
Genossenschaft , Die , Jahrg . 1912 und 1913 . — L 22385.
Hof - und Staalsbandbuch Pro 1914 . — L 9866.
Jahrbuch des öffentlichen Rechtes . VII . Bd . 1914 . L 50388.
Jahrbücher . Wüttembergische — sür Statistik und Landeskunde . Jahrg . 1913 . —

L 28064.
Krasnopolski . Österr . Privatrecht . V. Bd . — X 54712.
Mitteilungen aus der kgl. Landesanstalt für Wafferhygiene zu Berlin . 18 . Heft . —

X 41631.
Statistik . Österr . — . Hsg . von der k. k. statistischen Zentral -Kommission.

X01I . Bd . — 0 2999.
Studie zur Sozial -, Wirtschafts - und Verwaltungsgeschichte . X . Heft . -

X 42650.
Beter inärblatt , Amtliches — . VII . Jahrg . 1913 . — ö 51884.
Zeitschrift . Österr . — für Eisenbahnrecht III . Jahrg . 1913 . — X 57681.

(St . S . Z . 1082/14 .)

* *
»

(Aruckfeylcröerichtigung .) Im Amtsblatte Nr . 43/1914 „ Gesetze, Ver¬
ordnungen rc." V, Seite 35 , hat es im Anhang : Wiener Stadtbibliothek statt
„im IV . Vierteljahr 1914 " richtig zu heißen : „ im I . Vierteljahr 1914 " .

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetz- und Verordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre 1814 publizierten Gesetze

und Verordnungen.
Rcichsgesehblatt.

Nr . 178 . Kaiserliche Verordnung vom 29. Juli
1914 , über Ausnahmsbestimmungen auf dem Gebiete des Verfahrens in
bürgerlichen Rechts -Angelegenheiten für Militiirpcrsonen und ihnen Gleich¬
gestellte.

Nr . 170 . Verordnung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 30. Juli 1914 , womit verboten
wird , Evidcnzblattpferde aus ihren Aushebungsbezirken zu entfernen.

Nr . »80 . Verordnung der Ministerien sür Landes¬
verteidigung und des Innern im Einvernehmen mit
den übrigen beteiligten Ministerien vom 31. Juli 1914,
zur Durchführung der Kaiserlichen Verordnung vom 4. Juli 1914 , R .-G .-Bl.
Nr . 141 , betreffend das k. k. österreichische Kriegerkops.

Nr . 181 . Verordnung des Justizministeriums
Vom 11. Juli 1914 über die Beweiskraft der in den Ländern der
heiligen ungarischen Krone aufgcnommcnen Notariatsurkunden.

Nr . 182 . Verordnung  der Ministerien der
Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
30 . Juli 1914 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der
Durchführungvorschrift zum Zolltarifgesetze vom 13 . Februar 1906 , R .-G .-Bl.
Nr . 22 , und der Erläuterungen zum Zolltarife.

Nr . 183 Kaiserliche Verordnung vom 31. Juli
1914  über die Sonn - und Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe.

Nr . 184 . Verordnung des Haudelsmiuistcrs im
Einvernehmen mit dem Minister des Innern und dem
Minister für Kultus und Unterricht vom 31 . Juli
1914 , betreffend die Regelung der Sonn- und Feiertagsruhe im Ge¬
werbebetriebe.

Nr . 18S . Verordnung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 30. Juli 1914 , mit der im
Einvernehmen mit dem Kriegsministerium und den übrigen beteiligten
Ministerien gemäß dem Gesetze vom 21 . Dezember 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 235,
betreffend die Stellung der Pferde und Fuhrwerke , die Vergütungen für den
Rücktransport der in den Abgabsorten nicht übernommenen Evidenzblattpfcrde
und Transportmittel bestimmt werden.

Nr . 186 . Kaiserliche Verordnung vom 31 . Juli
1914 , betreffend die Übertragung von Befugnissen der politischen Ver¬
waltung.

Nr . 187 . Verordnung des Gesamtministeriums
Vom 31. Juli 1914 , womit beschränkende polizeiliche Anordnungen
über das Paßwesen erlassen werden.

Nr . 188 . Verordnung des Gesamtministeriums
Vom 31 . Juli 1914 , über den Besitz von Waffen, Munitionsgegcn-
ständen und Sprengstoffen sowie den Verkehr mit denselben.

Nr . 18S . Verordnung des Gesamtministeriums
Vom 31 . Juli 1914 , über die Einstellung der Wirksamkeit der
Geschwornengerichte.

Nr . ISO. Verordnung des Handelsministeriums
Vom 31. Juli 1914 , betreffend die Beschränkung des Seeschiffs-
Verkehres.

Nr . 101 . Verordnung des Ministeriums für
Landesverteidigung im Einverständnisse mit dem
Kriegsministerium und den übrigen beteiligten Mini¬
sterien Vom 31. Juli 1914 , zur Hintanhaltung des Mißbrauches
von Luftfahrzeugen.

Nr . 102 . Verordnung  der Ministerien des
Innern , der Finanzen , des Handels und des Acker¬
baues Vom 1. August 1914 , mit welcher die Aus- und Durch¬
fuhr mehrerer Artikel verboten wird.

Nr . 103 . Kaiserliche Verordnung vom 31 . Juli
1914 , über eine Stundung privatrechtlicher Forderungen.

Nr . 104 . Kaiserliche Verordnung vom 1. August
1914 , mit welcher für die Dauer der durch den Kriegszustand verursachten
außeroi deutlichen Verhältnisse Bestimmungen über die Versorgung der Be¬
völkerung mit unentbehrlichen Bedarfsgegenständen getroffen werden.

Nr . 10S . Kaiserliche Verordnung vom 3. August
1914 , womit die Veröffentlichung von Nachrichten über die bewaffnete Macht
des Deutschen Reiches in Druckschriften verboten wird.

Nr . 1«6 . Verordnung der Ministerien des Innern
und der Justiz im Einvernehmen mit den Ministerien
der Finanzen und des Handels vom 4. August 1914,
womit die in Rußland erscheinenden periodischen Druckschriften verboten und
die Revision der von dort einlangenden nicht periodischen Druckschriften an¬
geordnet wird.

Nr . 107 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
4. August 1914 , mit der die Durchfuhr mehrerer Artikel nach Rußland
vwbotcn wird.

Nr . 108 . Kaiserliche Verordnung vom 4. August
1914 , betreffend außerordentliche Maßnahmen hinsichtlich der Geschäfts¬
führung der Österreichisch -ungarischen Bank.

Nr . 100 . Kaiserliche Verordnung vom 5. August
1914 , wegen Erlassung von infolge des Kriegszustandes notwendige » An¬
ordnungen zur Sicherstellung der Ernte - und Feldbestellungsarbeiten.

Nr . 200 . Verordnung des Ackerbauministeriums
im Einvernehmen mit dem Ministerium des Inner»
vom 5. August 1914 , mit der auf Grund der kaiserlichen Ver¬
ordnung vom 5. August 1914 , R -G .-Bl . Nr . 199 , infolge des Kriegszustandes
notwendige Anordnungen zur Sicherstellung der Ernte - und Feldbestellungs
arbeiten erlassen werden.

Nr . 201 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
6 . August 1914 , mit welcher die Aus - und Durchfuhr mehrerer Artikel
verboten wird.

Nr . 202 . Kaiserliche Verordnung vom 4. August
1914 , betreffend die Vornahme von Kreditoperationen zur Bestreitung der
Auslagen für außerordentliche militärische Vorkehrungen aus Anlaß der
kriegerischen Verwicklungen.



64 Amtsblatt der k. I. Reichsyaupt» und ResidenzstadtÄ-ien. — Nr. 70, 28. August 1914.

Nr . 303 Verordnung des Ackcrbauministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern,
der Justiz , der Finanzen , des Handels und der
Eisenbahnen vom 18. Juli 1914 , betreffend die Abwehr und
Tilgung der ansteckenden Brutkrankhcitcn der Bienen.

Nr . 804 . Kundmachung der Ministerien der
Finanzen und des Handels vom 21 . Juli 1914,
betreffend die Erweiterung der Verzollungsbcfugniffe des Nebenzollamtcs
Hcibach.

Nr . 205 Verordnung des Eisenbahnministeriums
und des Finanzministeriums im Einvernehmen mit
dem Justizministerium vom 6 . August 1914 , betreffend die
Frist für den Aufbrauch der den Prüfungsstcmpel einer nicht ermächtigten
Eisenbahn tragenden Frachtbriefe und den Gebührenstempel bei unterbliebener
Verwendung solcher Frachtbriefe.

Nr . 81)6 . Kundmachung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit dem Handels¬
und dem Eisenbahnministerium vom 5 . August 1914,
betreffend die Ergänzung der Bestimmungen über die Bedienung und Wartung
von Dampfkesseln und Dampfmaschinen.

Nr . 807 Kaiserliche Verordnung vom 7. August
1914 über den Aufschub und die Unterbrechung des Vollzuges von Freiheits¬
strafen.

Nr . 808 . Kaiserliche Verordnung vom 10 . August
1914 über die Zuständigkeit des Gerichtes des Aufenthaltes zur Besorgung
von rvrmundschafts - oder kuratelsbehördlichen Geschäften.

. Nr . 800 Verordnung des Justizministers vom
11 . August 1914 , über die Zuständigkeit des Gerichtes des Aufenthaltes
zur Besorgung von Vormundschafts - oder kuratelsbehördlichen Geschäften.

Nr . 8tO . Kaiserliche Verordnung vom 29 . Juli
1914 , mit welcher die im Gesetze vom ! 4 . Juni 1884 , R .-G .-Bl . Nr . 117,
beziehungsweise mit der kaiserlichen Verordnung vom 16 . Juli 1901 , R .-G .-Bl.
Nr . 80 . festgesetzte Frist zur Erbauung von Neubauten im Entfestigungsrayon
der Stadt Olmütz behufs Erlangung von Steuerbegünstigungen auf weitere
zehn Jahre erstreckt wird.

Nr . 81Z Verordnung des Justizministeriums vom
7 . August 1914 betreffend die Zuweisung der Gemeinde Eberstallzell
zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Lambach in Oberösterrcich.

Nr . 818 . Kundmachung des Ministeriums des
Innern im Einvernehmen mit dem Ministerium für
Landesverteidigung , dem Kriegsmiuisterium und den
übrigen beteiligten Ministerien vom 10. August 1914
wegen Berichtigung von Fehlern in der Beilage „Vergütungssätze " der Ver¬
ordnung des Ministeriums für Landesverteidigung vom 25 . Juli 1914 , R .-G .-Bl.
Nr . 171 , mit der die Vergütungen für die gemäß dem Gesetze vom 26 . De¬
zember 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 236 , betreffend die Krirgsleistungen , geleisteten
persönlichen Dienste , bcigestellten Fuhrwerke , Tiere , Kraftfahrzeuge und Ber-
pflegsartikeln festgesetzt wurden.

Nr . 813 . Kaiserliche Verordnung vom 11 . August
1914 , betreffend den Schutz der zu Zwecken der Kriegführung aus ihrem
Aufenthaltsorte zwangsweise entfernten Zivilpersonen.

Nr . 814 . Verordnung des Ministers des Innern
im Einvernehmen mit dem Leiter des Finanzmini¬
steriums vom 11. August 1914 , mit welcher das Ausmaß der
nach der Kaiserlichen Verordnung vom 1l . August 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 213,
verabfolgten Verpflegung und die Vergütung dafür festgesetzt wird.

Nr . 315 . Kaiserliche Verordnung vom 11 . August
1914 , betreffend die Kolportage von Sonderausgaben periodischer Druck¬
schriften aus Anlaß der Kriegsereignissc.

Nr . 316 . Kaiserliche Verordnung vom 13 . August
1914 , über die Stundung privatrechtlicher Geldforderungen.

Nr . 817 . Verordnung des Justizministers vom
8 . August 1914 , betreffend die Aufnahme von Urkunden über den
Erwerb von Liegenschaften geringen Wertes bei Gericht.

Nr . 818 . Verordnung des Justizministeriums
Vom 10 . August 1914 , betreffend die Durchführung der mit dem
Gesetze voin 23 . Jänner 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 14 , angeordnrten Herabsetzung
der staatlichen Gebäudesteuer und betreffend die nunmehr geltenden Gebäudc-
steuerfüße.

Nr . 8t0 . Kaiserliche Verordnung vom 9. August
1914 wegen Bewilligung von Ausnahmen von den Vorschriften über die
Sonntagsruhe und die Lohnzahlung beim Bergbauc während der Dauer der
durch den Kriegszustand verursachten außerordentlichen Verhältnisse.

Nr . 320 . Erlaß des Finanzministeriums vom
18 . August 1914 , betreffend die Ausgabe von Banknoten zu 2 X
mit dem Datum vom 5 . August 1914.

8 . Landesgksitz- und Verordnungsblatt.
Nr . 05 . Verordnung des k. k. Statthalters im

Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
26 . Juli 1914 , mit welcher die Bestimmungen der Statthalterei -Ver¬
ordnung vom 23 . Mai 1914 , L.-G .-Bl . Nr . 41 , betreffend den Ladenschluß
im Handelsgcwerbe und verwandten Geschäftsbetrieben , ini Gebiete der Stadt
Wien zeitweise außer Kraft gesetzt werden.

Nr . 86 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
30 . Juli 1914 , Pr . Z . 336/8 , betreffend die Bestimmung einer
Frist für die Hinterlegung der Pflichtexemplare im Sinne des H 17 des Preß-
gesetzes vom 17 . Dezember 1862 , R .-G .-Bl . Nr . 6, vom Jahre 1863.

Nr . 07 . Gesetz vom 18 . Juli 1914 , betreffend die Er¬
mächtigung der Gemeinde Wien zu einer Kreditoperation.

Nr . 88 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
23 . Juli 1914 , Z . X-1783/43 , mit welcher der zweite Absatz des
K I der Statthaltcrci -Vcrordnung vom 27 . August 1910 , Z . Xa -2216/24,
L.-G .- und V .-Bl . Nr . 192 , betreffend die Freigebung des Verkehres mit Reben
und anderen Reblausträgern in den von der Reblaus infizierten Gebieten
Niederösterreichs , Dalmatiens , Krams , des Küstenlandes , Mährens und Steier-
marks , neuerlich abgeändert wird.

Nr . 00 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
7 . Juli 1914, Z . Xl b-489/3 , betreffend die der Gemeinde Karnabrunn
im Gcrichtsbezirke Korneuburg erteilte Bewilligung zur Einhebung von
100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen
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in Angelegenheiten der Oeineindenemllltnng nnd pülitlschen AmtZkührnng.
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I . Berordonugen und Entscheidnnge « :

1. Dachdecker sind z» r Einlattung und Schalung an einer mit Eternit
cinzndeckenden Feucrmauer nicht berechtigt.
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Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Dachdecker sind zur Einlattmig und Schalung an
einer mit Eternit einzudeckenden Feuerinaner nicht

berechtigt.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom

2 . Juni 1914 , Nr . 5642 (M . B . A . XVIII , 1845 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats¬

präsidenten Freiherrn v. Haerdtl,  in Gegenwart der Räte des k. k. Ver-
waltungsgcrichtshofes Dr . Schimm , Freiherrn v. Weiß , Dr . Geringer
und Dr . Ritter v. Kamt er,  dann des Schriftführers k. k. Bezirks-
kommiffärs Dr . Ritter v. Mahr - Wolf,  über die Beschwerden des Josef
Bckehrty  in Wien und des Österreichischen FachgenossenschaftsverbandeS
der Dachdecker und Pflasterer in Wien gegen die Entscheidung des k. k. Handels¬
ministeriums vom II . Juli 1918 , Z . 14537 , betreffend den Umfang des Dach¬
deckergewerbes , ber Verzicht über Parteien auf Durchführung einer öffentlichen
mündlichen Verhandlung im Sinne des Artikels II des Gesetzes vom 21 . Sep¬
tember 1905 , R .- G .-Bl . Nr . 149 , auf Grund der eingeholten Administrativ-
allen , sowie nach Einsicht in die von der belangten Behörde und der mit¬
belangten Partei erstatteten Gegenschriften in nicht öffentlicher Sitzung zu Recht
erkannt:

Die Beschwerde des Österreichischen Fachgenoffenschaftsverbandes der
Dachdecker und Pflasterer in Wien wird als unzulässig zurückgewiesen ; die
Beschwerde des Josef Bekehrty  wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründc:

Das Handelsministerium hat mit der Entscheidung vom 11 . Juli 1918,
Z 14537 , in Stattgebung des Rekurses der Genossenschaft der Zimmermeister
in Wien gegen die Entscheidung der Statthaltern vom 17 . Februar 1912,
Z . I 4 , 381 , mit welcher gemäß Z 36 , Absatz 2 der Gewerbeordnung aus¬
gesprochen wurde , „ daß der Ziegel - und Schieferdeckermeister Josef Bekehrty"
(richtig die Dachdecker Katharina und Josef Bekehity)  in Wien zur
Herstellung der zur Eterniteindeckung einer Feuermauer erforderlichen Ein¬
lattung und Schalung berechtigt gewesen seien, diese Entscheidung behoben und
erklärt , daß die genannten Dachdecker zur Vornahme der fraglichen Arbeit
nicht berechtigt waren . Gegen diese Entscheidung legte einerseits die Firma
Josef Bekehrty  in Wien , anderseits der Österreichische G .noffenschafts-
verband der Dachdecker und Pflasterer in Wien Beschwerde ein , in welcher sie
die Mangelhaftigkeit des Verfahrens und die Gesetzwidrigkeit der Entscheidung

, geltend machen.

Die Beschwerde des Österreichischen Genossenschaftsverbandes der Dach¬
decker und Pflasterer in Wien mußte der Verwaltungsgerichtshof gemäß Z 2
des VerwaltungsgcrichtshofgesctzeS als unzulässig zurückweiscn , weil nach den
einschlägigen Bestimmungen der Gewerbeordnung (Z 130 c bis w , in der
Fassung des Gesetzes vom 5 . Februar 1907 , R, -G -Bl , Nr . 26 ) Genosftuschafts-
vcrbänden eine Partcienstellung in Angelegenheiten der Festsetzung des Umfanges
von Gcwerbercchten nicht zukommt.

Über die Beschwerde der Firma Josef Bekehrty  gab der Gerichtshof
folgenden Erwägungen Raum:

Die Einwendung , daß das von den administrativen Behörden abgeführtc
Verfahren aus dem Grunde mangelhaft sei, weil entgegen der Bestimmung des
Z 36 , Absatz 2 der Gewerbeordnung die Genossenschaft der Dachdecker (Ziegel - und
Schieferdecker ) nicht gehört worden sei, steht bei dem Umstande , als die Be¬
schwerde den Sitz dieser Genossenschaft nicht angibt , nach der Lage des Falles
hierunter aber die in Wien bestehende Genossenschaft der Dachdecker gemeint
sein dürfte , mit der aus den Alten konstatierten Tatsache in Widerspruch , daß
die Handels - und Gewerbekammer in Wien vor Erstattung ihres Gutachtens
die gedachte Genossenschaft gehört hat und daß deren am 5. Dezember 1911
erstattete Äußerung den Administrativbehörden bei Fällung ihrer Ent¬
scheidung vorlag.

Die Beschwerde bemängelt ferner , daß die im Zuge des Verfahrens ein¬
geholten Gutachten den Tatbestand nicht vollständig und nicht richtig dargelegt
haben , und hebt in dieser Richtung hervor , daß das von der Handels - und
Gewerbekammer in Wien vorgelegte Gutachten des Österreichischen Fach-
genossenschaftsverbandes der Dachdecker und Pflasterer in Wien übe: die Frage
des Arbeitsvorganges bei der Einlattung von Feuermauern behufs ihrer Ent¬
deckung mit Eternitschiefer keinen sachlichen Aufschluß gebe. Demgegenüber ist
zu bemerken , daß in diesem am 4. Jänner IS !2 erstatteten Gutachten der
Arbeitsvorgang genau in derWeise geschildert wird , wie ihn die beschwerdeführende
Firma in ihrer den Akten beiliegenden Äußerung vom 24 . Oktober 1911 dar¬
gelegt hat , demnach eben jenen sachlichen Aufschluß in dieser Richtung bietet,
welchen die beschwerdeführende Firma in ihrer eigenen Äußerung zur Be¬
gründung ihrer Behauptung , zu den fraglichen Arbeiten berechtigt zu sein, vor¬
gebracht hat.

Weiter wendet die Beschwerde ein , daß das Handelsministerium bei seiner
Entscheidung Feststellungen vorgenommen habe , welche im Gegensätze zu den
eingeholten Gutachten stünden und nicht gesetzmäßig dargetan wären . Dies¬
bezüglich findet die Beschwerde zunächst , daß dieser Mangel der von dem
Handelsministerium ausgestellten Behauptung anhafte , daß die Bekleidung von
Feuermauern mit Schiefer eine neu aufgekommene Nebenarbeit des Dachdecker¬
gewerbes sei. Die Eindeckung von Mauern mit Schiefer sei vielmehr eine seit
längerer Zeit ausgeübte Technik . Diesfalls ist jedoch hervorzuheben , daß , wenn¬
gleich sich die beanständete Behauptung tatsächlich in der Entscheidung des
Handelsministeriums vorfindet , kein Zweifel darüber bestehen kann , daß das
Handelsministerium hiebei nicht von der Eindeckung mit Schiefer im allge¬
meinen , sondern von jener mit Eternitschiefer gesprochen hat . Nicht bloß , daß
es sich im vorliegenden Falle ausschließlich um die Frage handelt , ob die Ein
lattung von Feucrmauern für die Eindeckung mit Eternitschiefer von den Dach-
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deckern besorgt werden dürfe , gebraucht die Entscheidung des Handelsministeriums
in ihrer Sentenz ausdrücklich den Ausdruck Eternitschiefer . Da nun bei der
Auslegung einzelner Sätze einer Entscheidung doch von dem Zusammenhänge
dieser Sätze zu einander auSgegangen werden muß , kann dem beanständeten,
in der Begründung der Entscheidung enthaltenen Ausspruche nicht der Sinn
unterlegt werden , als ob das Handelsministerium in ihm von der Eindcckung
mit Schiefer im allgemeinen sprechen wollte . Daß aber die Eirdeckung mit
Eternitschiefer eine neue Eindeckungsmethode sei, gibt das Gutachten der
Handels - und Gewerbekammer in Wien vom 16 . Jänner 1912 , Z . 5269/4,
und sogar die Beschwerde selbst zu.

Ebensowenig kann aber der Einwendung , daß den gleichen Mangel die
Annahme des Handelsministeriums aufweise , daß die Einlattuna einer Feuer-
mauer als eine Holzarbeit vom technischen Standpunkte in das Zimmermcistcr-
gcwerbe falle , eine Begründung zugesprochen werden . Denn gerade die Handels¬
und Gewerbekammer in Wien erklärt ausdrücklich in ihrem doch zugunsten
der Interessenten aus den Dachdeckcrkreisen lautenden Gutachten , daß diese
Arbeit für sich genommen als Zimmermannsarbeit anzusehen sei, und steht
somit in dieser Hinsicht auf dem Standpunkte , welchen auch die Genossenschaft
der Zinnuermcistcr in der von ihr erstatteten Äußerung vom 20 . November
1911 eingenommen hat . Mangels anderweitiger konkreter Einwendungen muß
daher der Versuch der Beschwerdeführer , eine altenwidrige Tatbestandsannahme
seitens des Handelsministeriums nachzuweiscn , als gescheitelt angesehen werden

Die Beschwerde hebt noch hervor , daß in dem ganzen Verfahren die
Befähigung der Dachdecker zur Vornahme der Einlattung von Feucrmauern
nicht bestritten worden sei. Dieser Umstand ist aber belanglos , denn die tat¬
sächliche Fähigkeit eines bestimmten Gewerbetreibenden , eine Arbeit vorzu-
nehmcn , kann noch keinen Grund bilden , daß die Ausführung dieser Arbeit
als eine aus dem Gewcrberechte dieses Gewerbes abzuleitende Befugnis anzu-
sehcn sei.

Die Gesetzwidrigkeit der Entscheidung findet aber die Beschwerde darin,
daß der Ausspruch des Handelsministeriums , daß die Dachdecker zur Vor¬
nahme der Einlattung von Feucrmauern nicht berechtigt seien, gegen die Be¬
stimmung des H 87 der Gewerbeordnung verstoße Die Beschwerde vertritt
hiebei den L-tandxunkt , daß den Dachdeckern diese Arbeit als eine zur voll¬
ständigen Herstellung ihres Erzeugnisses , eben der Eindeckung der Mauer mit
Eternilschiefer , nötige Arbeit zustehe, und hält daher die Entscheidung , insoweit
sie ihnen eine Vereinigung der Arbeiten zur Vornahme der Einlattung mit der
eigentlichen Eindeckung abspricht , als im Gesetze nicht begründet . Diesbezüglich
ist hervorzuhebcn , daß die Frage , welches das Enderzeugnis einer gewerblichen
Tätigkeit ist und welche A beiten zur vollständigen Herstellung des Erzeugnisses
erforderlich sind, eine Tatbestandssrage ist, hinsichtlich deren Prüfung der Ge¬
richtshof an die Schranken des Z 6 des VerwaltungsgerichtShofgesetzcs gebunden e
ist. Es harte daher der Gerichtshof lediglich zu untersuchen , ob die Entscheidung
des Handelsministeriums auf einem aktenwidrigen oder ergänzungsbcdürftigen
Tatbestand beruhe , keineswegs durfte er sich aber in eine Prüfung der Schlüsse,
welche die belangte Behörde aus dem erhobenen Tatbestände abgeleitet hat,
einlassen . Die Beschwerde behauptet zwar auch hinsichtlich dieser Frage , daß
der Tatbestand nicht vollständig erhoben sei, führt jedoch nicht aus , welche Um¬
stände unerhoben geblieben seien.

Insoweit aber eine unrichtige Annahme des Tatbestandes cingewcndet
wird , ist zu bemerken , daß sich dem Gutachten der Handels - und Gewerbe¬
kammer in Wien vom 16 . Jänner l912 , Z . 5269/1 , allerdings entnehmen
läßt , daß dicsilbe für die Zulässigkeit der Vereinigung der Arbeiten der Ein¬
lattung einer Feuermauer mit jenen der Eterniteindeckung im Dachdeckergewerbe
eingetreten ist, denn das Gutachten bezeichnet die Einlattung als eine Vorarbeit
einer modernen Technik zur Verkleidung von Feuermauern , zu deren voll¬
ständigen Ausführung die Dachdecker durch die Verwendung der ihrem Gewerbe
eigentümlichen fliegenden Gerüste besonders befähigt sind, und hebt weiters
hervor , daß die Ausführung der Einlattung durch Zimmermeister eine unnötige
Komplizierung der Arbeit und auch eine Schädigung des Publikums be¬
deuten würde.

Wie aber der Gerichtshof schon in dem Erkenntnisse vom 25 . Mai 1904,
Z . 5615 , Budw . Nr . 2671 4 , zum Ausdrucke gebracht hat , ist die Administrativ¬
behörde an das Gutachten der Kammer nicht gebunden , hat vielmehr unter
Würdigung sämtlicher relevanter Umstände und Verhältnisse selbständig zu
entscheiden . Das Handelsministerium legte nun der Fällung seines Ausspruches
einen Vergleich der Befugnisse , welche den Dachdeckern bei der den wesentlichen
Inhalt ihres Gewerbes bildenden Eindeckung von Dächern zukommen , mit
jenen , welche die Beschwerde rücksichtlich der Eindeckung von Feuermauern
beansprucht , zugrunde . Hiebei ging das Handelsministerium einerseits davon
aus , daß die Dachdecker nicht berechtigt sind , die für die Eindeckung der Dächer
erforderlichen Unterlagen aus Latten rc. selbst herzustellen , eine Behauptung,
welche ihre volle Bestätigung nicht bloß in der Äußerung der Genossenschaft
der Ziinmermeister in Wien vom 20 . November 1911 , sondern auch in jener
des Österreichischen Genoffenschastsverbandes der Dachdecker und Pflasterer in
Wien vom 4. Jänner 1912 findet . Anderseits nahm das Handelsministerium
an , daß di : Einlattung einer Feuermauer vom technischen Standpunkte aus
als eine rohe Holzarbeit in den Berechtigungsumsang des Zimmermeistei-
gewerb -S fällt , für welche Annahme hinwiederum das Gutachten der Handels¬
und Gewerbekammer selbst spricht.

Wenn nun das Handelsministerium auf dieser Grundlage und in
weiterer Würdigung des durch die Aktenlage Nicht widerlegten Umstandes , daß
die Bekleidung von Feuermauern mit Eternitschiefer eine neu aufgekommcne
Nebenarbeit des Dachdcckcrgewcrbes bildet , zu dem Schlüsse gekommen ist, daß
den Dachdeckern auch hinsichtlich der Eindcckung von Feuermauern nicht mehr
Rechte zustehen , als es hinsichtlich der Eindeckung von Dächern der Fall ist,
und ihnen daher die Vornahme der Einlattung nicht zusteht , so hat es sich !

hiemit nicht in Widerspruch gesetzt mit dem aus den Erhebungen gewonnenen
Materiale.

Aus allen diesen Erwägungen mußte die Beschwerde der Firma Josef
Bekehrty  als unbegründet abgewiesen werden.

«.
Anstandsorte in Hotels nnd Familienpensioneu.

Statthalterei -Erlaß vom 7. Juli 1914 , Z . VII a-883/1,
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom 22 . Juli
1914 , Z . M . Abt . XVll , 2327/14 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 43 ) :

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom 7 . Juli 1914,
Z . VII a -883/1 , dem Magistrate eröffnet:

„Der d. ä. Auslegung der Regierungsverordnung vom 28 . Februar 1820,
Z . 7444 *), dahin gehend , daß die in derselben normierte Verbindlichkeit nicht
die zur Beherbergung von Fremden berechtigten Gewerbetreibenden als solche
und rücksichtlich der für die Herbergslokalitäten bestimmten Anstandsorte trifft,
sondern nur insofern , als sie konzessionsmäßig nicht bloß den Beherbergten
zugängliche Schank - oder Kaffeezimmer unterhalten , und zwar rücksichllich der
zu diesen gehörenden Anstandsorien , wird zugestimmt ."

Demgemäß werden der Magistrat und die magistratischen Bezirksämter
angewiesen , die übliche Bestimmung der Gast - und Schankgewcrbekonzcssionen,
daß „ der für das Geschäftslokal bestimmte Abort dem Publikum von der
Straße aus zugänglich gelassen werden muß ", bei Familienpensionen überhaupt
wegzulassen , bei Hotels und sonstigen Fremdenherbergen aber nur dann bei¬
zubehalten , wenn deren Inhabern außer der Berechtigung lit . a noch andere
Berechtigungen nach ß 16 G .-O . zustehen , und zwar in dem Sinne , daß dem
Publikum von der Straße aus jene Abortanlage zugänglich gelassen werden
muß , welche zu dem mit der Fremdenbeherbung verbundenen Schankgewerbe
zu gehören hat.

Auflassung des alten Marktes im XX .. Bezirke,
Hannovergasse , Klnckygasse und Webergasse.
Beschluß des Wiener Stadtrates vom 23 . Juli 1914,

P . Z . 11131 (M . Abt . IX , 2765 ) :
Der alte Markt in der Hannovergassc , Kluckhgaffe und Wcbcrgassc,

welcher bi - 1 . Dezember 1913 dorlselbst bestand , wird ausgelaffen.

4 .
Serbische , russische , britische , französische , japanische
nnd belgische Konsularämter . — Entziehung des

Exequaturs.
I.

Rund -Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 9. August
1914 , Z . 1X 2676:

Laut an das k. k. Ministerium des Innern gelangter Note des k. k.
Ministeriums des Äußern vom 1 . August 1914 , Z . 61716/10 , haben Seme

* ) Diese Regierungsverordnung lautet wie folgt:
Mit dem Regieruugsdekrete vom 20. v . M , Reg . Z . 1574, ist dem Magistrate zwar

die Frist bis 30 . März d. I . zugestanden worden , um sich bis dahin über die vollbrachte
Herstellung schicksamer Notdurftsplätze im Innern derjenigen Häuser , in denen sich Lem -,
Bier - , Branntwemschenken rc . befinden , so wie auch im Innern derjenigen Privathauser,
wo dergleichen Stände teils als Servitut , teils als Observanz bestehen , auszuweisen:

Da nun aber die Wintermonate zu Ende gehen , und der Jadreszeit entgegengegangen
wird , in der der bisher überhand genommene Unfug und Übelftand des UrinenS auf öffent¬
lichen Plätzen und Güssen fühlbarer wird , so findet es Regierung für notwendig , den
Magistrat bei Zeiten hierauf aufmerksam zu machen , und demielben die baldmoguaiste
Herstellung dieser Notdurftsplätze um so mehr ans Herz zu legen , als dir Regiermm ncuellicy
von Seite der k. k. Polizeyböfstellc wegen möglichster Beschleunigung dieser Anstatt an-
gkgangcn wurde , und als die Regierung demnach im Falle , daß wider Vermuten der Maglstrai
sich über den Vollzug dieser Anordnungen nicht schon vor Elntritt des diesjährigen î rny-
jahres ausgewiesen haben sollte , denselben hierzu nur Ernste verhalten und den hieran
Schuldtragenden zur persönlichen Verantwortung ziehen müßte . Um übrigens auch nach
geschehener .Herstellung der in der Frage stehenden Notdurftsplätze die Abstellung des mehr¬
gedachten Übelstandes für die Zukunft füglicher handhaben zu können , wird es dem
hiesigen Stadtmagistrate zur Pflicht und derselbe auch dafür ver¬
antwortlich gemacht , daß , so oft derselbe , und zwar gleich von jetzt an,
die Eröffnung neuer Schenk - oder Trink - oder Kaffeezimmer in neuen
oder alten Häusern gestattet , die Bewilligung hiezu immer an die vorher
erfüllte Bedingung , im Innern des Hauses einen angemessenen Notdursiv-
platz herzustellen und solchen fortan zugänglich zu erhalten , als ein
wesentliches Erfordernis unerläßlich gebunden werde.

Endlich wird dem Stadtmagistrat anfgetragen , bis 30. März d. I ., und zwar ohne weiteren
Aufschub in iripplo Verzeichnisse über die sämtlichen te -ls schon vorher vorhanden gewesenen,
teils aber neuer bergcstellten Uriuierungsplätze , sowohl im Juuei en der Häuser , als auch aus
abseitigen öffentlichen Örter , der Negierung vorzulrgen , so wie auch alle in dieser Sache so
gegenwärtig , als künftig zu treffenden Anstalten ftelts im Einvernehmen mit der k k. Poltzey-
Ober -Direkzion vorzunehmen.
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k. u . k. Apostolische Majestät den Titulären der in den beiden Staaten der
österreichisch-ungarischen Monarchie bestehenden königlich serbischen Konsular¬
ämter das Exequatur mit Allerhöchster Entschließung vom 30 . Juli 1914,
Kab .-Z . 1881 , entzogen.

Dies wird im Sinne des Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern
vom 6. August 1914 , Z . 9157 M . I ., bekanntgegcben.

II.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 13 . August
1914 , Z . IX 2711:

Seine k. u . k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung
vom 8. August 1914 , Kab .-Z . 1988 , auf Grund eines vom k. u . k. Mini¬
sterium des Äußern erstatteten allcruntcrtänigsten Vortrages den Titulären der
in den Gebieten der österreichisch-ungarischen Monarchie bestehenden kaiserl.
russischen Konsularämter das Exequatur entzogen.

Durch Einstellung der Amtstätigkeit der gedachten kaiserl . russischen
Konsularämter erlöschen auch die Funltionen des bei denselben verwendeten
Personales.

Dies wird im Sinne des Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern
vom II . August 1914 , Z . 9786/M . I ., bekanntgegcben.

III.

Rund -Erlaß der k. k. u .-ö. Statthalterei vom 25 . August
1914 , Z . IX -2805:

Seine kaiserl . und königl . Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster
Entschließung vom 15 ., beziehungsweise 16. August 1914 auf Grund der dies¬
falls vom k. u . k. Ministerium des Äußern erstatteten alleruntcrtänigsten Vor¬
träge den Titulären der in den Gebieten der österreichisch-ungarischen Monarchie
bestehenden königl . großbritanischcn und französischen Konsularämter das
Exequatur entzogen.

Gegenwärtig bestehen in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und
Ländern folgende britische und französische Konsularämter:

I . Britische Konsularämter:

ü . Effektive Konsularämter:

Ragusa (Gravosa ) : Titulär : Vizekonsul Hambloch;
Triest : Titulär : Generalkonsul Herstlet.

6 . Honorarkonsularämtcr:

Wien : Titulär : Honorar -Generalkonsul Sir Duncan;
Prag : Titulär : Honorarkonsul Forbes;
Brünn : Titulär : Honorar -Vizekonsul Neumark;
Innsbruck : Titulär : Honorar -Vizekonsul Stern;
Karlsbad : Titulär : Honorar -Vizekonsul Gann;
Lemberg : Titulär : Honorar -Vizekonsul Zalozieski;
Lissa : Titulär : Honorarkonsularagent Topich (welch letzterer zugleich

auch griechischer Konsularagent in Lissa ist) .
Von diesen Funktionären besitzen die Tituläre in Wien , Triest , Prag

und Ragusa das Allerhöchste Exequatur , während die übrigen bloß seitens der
Lokalbehörden in ihrer konsularischen Eigenschaft anerkannt und zur Ausübung
ihrer Funktionen zugelaffen sind.

Von den Honorarkonsularfunktionären sind die Herren D u n c a n,
Farbe s , Neumark und Gann  britische Staatsbürger , die übrigen
österreichische Staatsangehörige.

II. Französische Konsularämter:
^ . Effektive Konsularämter:

Prag : Titulär : Konsul Laporte;
Triest : Titulär : Generalkonsul de Valicourt.

ö . Honorarkonsularagenticn:

Brünn : Titulär : Honorarkonsularagcnt Be ran;
Innsbruck : Titulär : Honorarkonsularagent Ottenheim er;
Klagenfurt : Titulär : Honorarkonsularagent Neuner;
Lemberg : Titulär : Honorarkonsularagent Swierczewski;
Spalato : Titulär : Honorarkonsularagent Duplancich.
Von diesen Konsularagenten ist Herr Ottenheim er  französischer

Bürger , die übrigen sind österreichische Staatsangehörige.
Die Tituläre in Prag und Triest besitzen das Allerhöchste Exequatur,

während die Konsularagenten bloß seitens der Lokalbehörden in ihrer kon¬
sularischen Eigenschaft anerkannt und zur Ausübung ihrer Funktion znge-
lassen sind.

Ein eigenes französisches Konsularamt in Wien besteht nicht , dessen
Konsulatspersonal ist der Botschaft zugeteilt und hat zugleich mit dem Bot-
schastspersonal Wien verlassen.

Durch Einstellung der Amtstätigkeit der gedachten britischen und französi¬
schen Konsularämter erlöschen auch die Funktionen des bei denselben ver¬
wendeten Personales.

Dies wird im Sinne des Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern
vom 23 . August 1914 , Z . 10539/M . I ., bekanntgegeben.

IV.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 5 . September
1914 , Z . IX -2872:

Seine k. u . k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung
vom 27 . August 1914 , Kab .-Z . 2129 , auf Grund eines vom k. u . k. Ministerium
des Äußern erstatteten alleruntertänigsicn Vortrages den Titulären der in den
Gebieten der österreichisch-ungarischen Monarchie bestehenden kaiserl . japanischen
Konsularämter das Exequatur entzogen.

Gegenwärtig bestehen in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und
Ländern zwei japanische Honorarkonsularämter , und zwar:

Das Honorar -Generalkonsulat in Wien : Titulär : Honorar - General¬
konsul Fischer  und das Honorarkonsulat in Triest : Titulär : Honorarkonsul
M a r a i t i n i.

Die beiden Funktionäre besitzen das Allerhöchste Exequatur.
Durch Einstellung der Tätigkeit der gedachten Konsularämter erlöschen

auch die Funktionen des bei denselben verwendeten Personales.
Dies wird im Sinne des Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern

vom 4. September 1914 , Z . 11296,M . I , bekanntgegeben.

V.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö . Statthalterei vom 7. September
1914 , Z . IX -2878:

Seine k. u . k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung
vom 30 . August 1914 . Kab .-Z . 2145 , auf Grund eines vom Ministerium des
Äußern erstatteten alleruntertänigsten Vortrages den Titulären der in den
Gebieten der österreichisch-ungarischen Monarchie bestehenden königl . belgischen
Konsularämter das Exequatur entzogen.

Gegenwärtig bestehen in den im Rcichsrate vertretenen Königreichen und
Ländern in folgenden Städten belgische Konsularämter:

In Wien , Brünn , Lemberg , Prag , Ragusa , Spalato und Triest , und
zwar:

Wien : Titulär : Honorar -Generalkonsul Leon Doret;
Brünn : Titulär : Honorarkonsul Leopold Herber v . Rochow;
Prag : Titulär : Honorarkonsul Carlo de Liser;
Ragusa : Titulär : Honorarkonsul Matej 8 ariü  ;
Spalato : Titulär : Honorarkousul Florio Cattaliniö;
TriestHonorar -Generalkonsul Peter Freiherr v. Morpurgo.
Diese Ämter sind sämtlich Honorarkonsularvertretungen , deren Tituläre

das Allerhöchste Exequatur besitzen.
Von den letzteren sind die Herren Doret und de Liser  belgische

Staatsbürger , Konsul v. H e rb e r ist ungarischer Staatsangehöriger , während
die übrigen vier Funktionäre österreichische Staatsangehörige sind.

Durch Einstellung der Amtstätigkeit der belgischen Konsularämter erlöschen
auch die Funktionen des bei denselben verwendeten Personales.

Dies wird im Sinne des Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern
vom 5 . September 1914 , Z . 11524/M . I ., bekanntgegeben.

(M . Abt . XXII , 3198/14 .)

S.
Ansuchen um Beförderung von Gütern.

Erlaß des k. k. n .-ö. Statthalterei - Präsidiums vom
21 . August 1914 , P . Z . 420/LI , 68 (M . D . 4765 ) :

Laut Erlasses des Herrn k. k. Ministers des Innern vom 18 . August
1914 , Z . 10293/M . I ., hat die Zentral -Transportleckung im Wege des k k.
Eiscnbahnministeriums und der königl . Ungar . General -Jnspcktwn für Eisen¬
bahn und Schiffahrt an alle Bahnverwallungen die nötigen Verfügungen er¬
lassen , um sowohl die Beförderung von Approvisionierungsartikeln , als auch
von Gütern und Frachtscndungen jeder Art in jenem Umfange zu ermöglichen,
als es die klaglose Durchführung aller militärischen Transporte gestattet.

In Hinkunft werden daher alle an das Kriegsministerium , lue Zcntral-
Transportlcitung , die Feldtransportleitungen , die Eisenbahnlinien -Kommandos
gerichteten Gesuche und Zuschriften um Beistellung von Wagen , um Zulassung
von Gütern zum Transporte rc . ke ne Beantwortung mehr finden ; derlei
Anforderungen sind ausschließlich an die betreffenden Bahnverwaltuugcn zu
richten.

Welche Artikel als Approvisionierungsgüter gelten , bestimmt in Öster¬
reich das k. k. Eisenbahnministerium , in Ungarn die Landeswirtschafts -Kom-
mission in Budapest.

Diese Stellen entscheiden über bezügliche Eingaben , sowie über Gesuche
um die Einreihung approvisionierungsbedürfligcr Orte in den betreffenden
Kundmachungen.

Hinsichtlich der für Hcereszwccke bestimmten Lieferungen gilt der bis¬
herige Vorhang , daß die Ansuchen um Beförderung solcher Sendungen vorerst
durch die zuständige militärisch - Rcssortstelle zu bestätigen sind ; die weitere
Erledigung erfolgt durch die Zentral -Transportlcitung.
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Dies ist weitestgehend — seitens der Bezirkshauptmannschaften in den
Amtsblättern — zu verlautbaren.

Die Handels - und Gewerbekammer , die k. k. Landwirtschaftsgesellschaft,
der n .-ö. Landes -Ausschuß und der n .-ö. Landes -Knlturrat werden von hieraus
verständigt.

«.
Handels -Attachv Georges Moroiavu.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 23 . August 1914,
Z . IX -2467 (M . D .. 4871 ) :

Die k. k. und die königl . ungarische Regierung haben den nach Mailand
versetzten rumänischen Handels -Attache G . Moroianu  Uber Wunsch der
königlich rumänischen Regierung in seiner Eigenschaft als provisorischen Handels-
Attache für Österreich -Ungarn mit dem Amtssitze in Mailand anerkannt.

Hievon wird im Nachhange zur h. o. Verständigung vom 2. August
k9I4 , Z . IX -2467 (Siche Amtsblatte Nr . 70 „ Gesetze rc. " VIII , 6) die Mit¬
teilung gemacht.

7.

Ausstellung eines Gewerbescheines an juristische
Personen und Gesellschaften vor Namhaftmachung
eines geeigneten Stellvertreters (Geschäftsführers)

unzulässig.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß vom

25 . August 1914 , M . Abt . XVII , 2199/14 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 45 ) :

Mit Entscheidung vom 29 . April 1910 , M . Abt . XVII , 1602/10 , wurde
der Akliengesellschaft R . gemäß M 3 und 55 G .-O . die Fortsetzung ihres
Gewerbebetriebes (Herstellung technischer Artikel für elektr .-medizinische Zwecke
und Handel mit solchen Artikeln ) insolange untersagt , als nicht ein geeigneter
Stellvertreter (Geschäftsführer ) namhaft gemacht wird . Mit Erlaß der k. k.
n .-ö. Statthalterei vom 28 . Juni 1910 , Z . I a - 1817 , wurde die Untersagung
der Fortsetzung ins Betriebes bis zur Namhaftmachung eines geeigneten
Stellvertreters als ungesetzlich außer Kraft gesetzt, weil gemäß Z 3 G .-Ö . die
Bestellung eines geeigneten Stellvertreters (Geschäftsführers ) nicht eine gesetz-
liche Voraussetzung des Gewerbebetriebes juristischer Personen und Gesellschaften
ist, sondern lediglich als eine diese treffende , gegebenenfalls im Strafwege
durchzusetzcnde Verpflichtung normiert ist (Normale 10 er 1911 ).

Mil Rücksicht auf diesen Erlaß der k. k. n .-ö. Statthaiterei hatte die
Magistrats -Abteilung XVII am 26 . Februar 1913 zur G . Z . 10501/II der
Aktiengesellschaft E den Gewerbclchein für das Seifensiedergewerbe ausgefertigt,
obwohl der namhaft gemachte Stellvertreter (Geschäftsführer ) R . F . den für
diesen Betrieb geforderten Befähigungsnachweis nicht erbracht hatte , und wurde
die Gesellschaft unter Einem aufgefordert , umgehend einen nach den 88 3 und
5b G .-O . geeigneten Stellvertreter ( Geschäftsführer ) namhaft zu machen.

Uber eine seitens der Genossenschaft der Seifensieder rc . in Wien ein-
gebrachte Aufsichtsbeschwerde hat das k. k. Handelsministerium mit Erlaß vom
18. Juni 1914 , Z . 16 ^ 67 er 1914 eröffnet , daß die Ausstellung des Gewerbe¬
scheines an die Akliengesellschaft vor Namhaftmachung eines geeigneten Stell¬
vertreters (ß 3 G .-O .) nicht am Platze war.

8 .

Anzeigepflicht der Matrikenführer über das Ableben
oder die Verehelichung von Inhabern ärarischer

Versorgnngsgenüsse.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom

25 . August 1914 , M . Abt . XVI , 11879/14 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 44 ) :

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Rundschreiben vom 8. August
1914 , Z . X11I -3823 , nachstehende Vorschrift des k. k. Ministeriums des Innern
vom 80 . Juli 1914 , Z . 6031 ex 1912 , zur Kenntnis und Darnachachtung
anher übermittelt:

„Nach 8 9 der Ministerialverorduung vom 5 . Juni 1909 , R .-G .-Bl.
Nr . 85 , betreffend Vorschriften zur Verhütung ungebührlicher Auszahlungen
von Bersorgungsgenüssen , haben die mit der Matrikenführung betrauten
Organe anläßlich der in ihrem Sprengel sich ergebenden Todesfälle und
Trauungen nach Maßgabe der Lebensstellung des oder der Verstorbenen,
beziehungsweise der Braut , zu erheben , ob die verstorbene Partei , beziehungs¬
weise die Braut mit einem staatlichen Versorgungsgenusse betritt war . Im
bejahenden Falle ist der mit Rücksicht auf den Wohnort und insoferne dieser
nicht bekannt ist, den Sterbe -, beziehungsweise Trauungsort zuständigen

Zahlstelle und in jenen Ländern , in welchen die Auszahlung der Versorgungs¬
genüsse obligatorisch im Wege der k. k. Postsparkassa vollzogen wird , dem
Rechnungsdepartement der zuständigen Finanz Landcsbehörde die Anzeige zu
erstatten . Die den Matrikensührcrn bisher obliegende Verpflichtung zur Anzeige
derartiger Todes - und Verehelichungsfälle an die politische Behörde hat in
Hinkunft zu entfallen.

Gemäß Absatz 3 des 8 9 der zitierten Ministerialverorduung hat der
Matrikenführer im Falle , wenn er zwar nicht feststellen kann , daß die Partei
mit einem staatlichen Versorgungsgenusse beteilt war , wenn jedoch die Ver¬
mutung hiefür besteht, diesen Umstand der nach dem Sterbcorte der Partei
oder dem Wohnorte der Braut zuständigen Finanz -Landesbehörde belannt-
zugeben . Außerdem wäre es dem Malrikenführer auch unbenommen , in Fällen,
in welchen ihm die Feststellung des Umstandes , ob eine verstorbene oder ver¬
ehelichte Person mit einem staatlichen Versorgungsgenusse beteilt war , etwaige
Schwierigkeiten bereitet , die zuständige Polizei - oder politische Behörde um
ihre Mitwirkung anzugehen und wäre cs Sache dieser Behörden , die hienach
erforderlichen Erhebungen zu Pflegen.

Da die Wahrnehmung gemacht wurde , daß die Matrikenführer der ihnen
im Sinne der berufenen Vorschriften obliegenden Anzeigepflicht nur in ver¬
einzelten Fällen Nachkommen , wird die k. k. Statthalterei über Wunsch des
k. k. Finanzministeriums eingeladen , den Matrikenführern des unterstehenden
Verwaltungsgebietes die gewissenhafte Erfüllung der in Rede stehenden Anzeige¬
pflicht einzuschärfen und sie darauf aufmerksam zu machen , daß sie im Sinne
der bestehenden Normen bei Außerachtlassung dieser Anzeigepflicht hinsichtlich des
dem Ärar eventuell erwachsenden Nachteiles unter Umständen ersatzpflichtig wären.

Bei dieser Gelegenheit wird behufs Erinnerung der Matrikenführer
daraus aufmerksam gemacht , daß die Letzteren im Sinne des h. o. Erlasses
vom 12 . November 1910 , Z . 39381 , beziehungsweise vom 12 . Mai 1911,
Z . 12040 , auch verpflichtet sind, in Hinkunst jeden Todesfall einer Person,
welche mit einem für Rechnung des Heeresetats oder des Hofärars aus¬
zuzahlenden Militärversorgungsgenusse  beteilt ist, der Pensions-
liquidatur der k. u . k. Intendanz des 2 . Korps in Wien zur Anzeige zu
bringen ."

S.
Zulassung von Kokosgipsdieleuplatteu der Firma

Emanuel Slama.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 25 . August 1914,
M . Abt . XIV , 5754/13:

In Erledigung des Ansuchens der Firma Emanuel Slama,
V ., Margarctengürtel 13, wird die Bewilligung erteilt , bei den Hochbauten
im Gemeindegebiete von Wien die Boden -Abteilungen in Kokosgipsdielcnplatten
an Stelle von Holzwänden auszuführen.

Hiebei werden folgende Bedingungen gestellt:
1. Die Stärke der verwendeten Platten hat für Boden -Abteilnngswände

mindestens 2 om , jene für die Türen mindestens 3 om zu betragen.
2 . Die zur Versteifung der Wände dienende Polsterholzkonstruktion ist

derart auszuführen . daß die Entfernung der Polsterhölzer in horizontaler und
vertikaler Richtung nicht größer ist als 1 m.

3 . Die Befestigung der Kokosdielen an den Polsterhölzern hat mittels
verzinkter Eisennägel zu geschehen.

4 . Der Raum zwischen den Dachboden -Abtcilungswändcn und der unteren
Dachfläche ist zu verlatten.

5 . Die beabsichtigte Ausführung von solchen Boden -Abteilungen ist in
den Konsensplänen auszuweisen.

6 . Die Aufstellung und die Ausführung solcher Boden -Abteilungen ist
nur den konzessionierten Baugewerbetreibeuden gestattet.

7. Die Abänderung und die Ergänzung vorstehender Bedingungen,
eventuell die gänzliche Zurückziehung dieser Bewilligung auf Grund der
praktischen Erfahrungen bleibt Vorbehalten.

Das vorgelegte Musterstück der Kokosgipsdielenplatte wird im Stadt¬
bauamte hinterlegt.

1«.
Sonnenäther -Strahlenapparat , Vertriebsverbot.

Die k. k. ii.-ö. Statthalterei hat infolge Erlasses des k. k.
Ministeriums des Innern vom 22 . August 1914 , Z . 4598/8 .,
nachstehenden Rand -Erlaß vom 26 . August 1914 , 2 . 8 . 1268
(M . A. X , 8454 ), hinausgegeben:

Ein gewisser Oskar Korschelt  in Leipzig bringt durch das Theosophisch e
Verlagshaus Dr . Hugo Vollrath  und die Firma Max SPohr,  beide in
Leipzig, einen Sonnenäther -Strahlenapparat als Mittel zur Behandlung der ver¬
schiedensten Krankheiten und krankhaften Erscheinungen in Vertrieb.

Dem Apparate werden Reklameschriften beigegeben , welche Vorschriften
zur Behandlung der einzelnen Krankheiten enthalten . Unter anderem wird der
Apparat auch zur Behandlung akuter Infektionskrankheiten (Scharlach ) empfohlen
und der Rat erteilt , bevor man sich entschließt , Geisteskranke in einer Irren¬
anstalt zu unterzubringen , eine längere Behandlung der Kranken mit dem
Apparate zu versuchen.
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Die Wcitcrverbreitung dieses Apparates und der erwähnten Reklamr-
schristen leistet der Kurpfuscherei Vorschub und geschieht in einer auf Täuschung
und Ausbeutung des Publikums gerichteten Weise . Die Anwendung des
Apparates und die hiedurch bedingte Unterlassung einer rationellen Therapie
ist geeignet , gesundheitllche Schäden für den Einzelnen und bei Ver¬
wendung des Apparates in Fällen akuter Infektionskrankheiten und von
Geisteskrankheiten unter Umständen Gefahren für die öffentliche Gesundheit und
Sicherheit hcrvorzurusen . Daher wird aus sanitätspolizeilichen Gründen der
Vertrieb dieses als Heilmittel in Verkehr gebrachten Apparates untersagt.

H

Zulassung von Eisenbetonftufen der Österreichischen
Kunststein - nnd Granitwerke , Ges . m. b. H.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 26. August l914,
M. Abt. XIV, 1495:

In Erledigung des Ansuchens der Österreichischen Kunststein - und Granit-
werkc, Ges . m . b H ., IX ., Spittclauerplatz 7, wird die Verwendung der von
der Gesuchstcllcrin unter der verantwortlichen Leitung des Baumeisters Karl
Kopelschnh  aus Mauteru erzeugten Eiscnbctonstufen bei Hochbauten im
Geincitidcgebicle von Wie » unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt:

>. Die Bestimmungen des Magistrats -Erlasses vom 15. August 1906,
M . Abt . XIV , Z 5096 , haben strenge Anwendung zu finden.

2 . Freitragende Stufen von mehr als IVO m freier Länge sind außer
der im Punkte 4 dieses Erlasses angegebenen Bewehrung am Auflagcrcudc
noch mir einem mindestens 65 <m langen Bcilageisen von 10 mm Durchmesser
zu versehen.

3 . Die im Punkte 2 des genannten Erlasses bedungene Haftung hat
Herr Baumeister Karl Kopetschny  zu übernehme » .

Gleichzeitig wird die der Firma A. L C. Ianda  in Limbcrg erteilte
Bewilligung M . Abt . XIV , 2681/10 und 789 ' /11 , deren Betrieb von der
Gcsuchstellerin übernommen wurde , zurückgeuommcn.

Die Aufnahmcschrift Uber die Belastungsprobe wird dem Stadtbauamte
zur Verwahrung übermittelt.

12 .

Übersiedlung des k. k. Bezirksgerichtes Favoriten
Laut Zuschrift des k k. Bezirksgerichtes Favoritin vom 14 . September

1914 , Präs . 650 15/14 (M .-D . 5837 ), erfolgt die Übersiedlung dieses Gerichtes
in das neue Amtsgebäme Wren X ., Angelistraße 35 , ain 28 ., 29 . und 30 . Sep¬
tember 1914.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes
gesetz- und Verordnnngsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre 1N14 publizierten Gesetze

und Verordnungen.
X. Reichsgesttzblatt.

Nr . 221 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister des Innern und dem
Minister für Kultus und Unterricht vom 20 . August
1914 , betreffend tue Regelung der Sonn - und Feiertagsruhe in den Buch-
druckereicn.

Nr . 222 . Verordnung des Finanzministeriums
im Einvernehmen mit dem Handelsministerium und
dem Eiscnbahnministerium vom 17. August 1914,
womit der Zeitpunkt der Einstellung der Annahme der königlich montenegrini¬
schen Landesmünzen bei den Zollämtern , Steuerämtern , Postämtern und den
Kassen der k. k. Slaatsbahnen im Bereiche der Bezirkshauptmannschaften
Cattaro und Ragusa , sowie bei den gleichen Ämtern und Kassen in den
Städten Zara , Sebenico , Spalato und >m Markte Metkoviö , sowie jener der
Einstellung der Annahme der königlich montenegrinischen Landesgoldmünzen
bei den Postämtern in Wien , Prag und Triest festgesetzt wird.

Nr . 223 Verordnung des Jllstizministers im
Einvernehmen mit den beteiligten Ministern vom
25 . August 1914 über eine weitere Ausnahme von der Stundung
privatrechtlichcr Gcldforderungen (Kaiserliche Verordnung vom 13 . August
1914 , R .-G .-Bl . Nr . 216 ).

Nr . 224 . Verordnung des Eisenbahnministeriums
vom 24 . August 1914 , betreffend eine Ergänzung der Verordnung
des Eisenbahnministeriums vom 10 . Februar 1905 , R .-G .-Bl . Nr . 14 , über
die Veröffentlichung der Tarife für die Beförderung von Personen , Gepäck,
Leichen, lebenden Tieren und Gütern auf Eisenbahnen.

Nr . 225 . Kaiserliche Verordnung vom 28 . August
1914 , betreffend die Pcnsionsversicherung von Angestellten.

Nr . 240 . Verordnung des Ministeriums für
Landesverteidigung und des Ackerbauministeriums
vom 30 . August 1914 , mit der einvernchmlich mit den übrigen
beteiligten Zentralstellen Bestimmungen hinsichtlich der Beistcllung und Ver¬
gütung von aus Grund des Gesetzes vom 26 . Dezember 1912 , R .-G .-Bl.
Nr . 236 , betreffend die Kriegslcistungen , angcfordcrten Goldschlägerhäutchcn
getroffen werden.

Nr . 227 . Kaiserliche Verordnung vom 29 . August
1914 über den Einfluß der kriegerischen Ereignisse auf Fristen , Termine
und das Verfahren.

Nr . 228 . Verordnung des Gcsamtministeriums
vom 29 . August 1914 über die Einstellung der Wirksamkeit der
Geschwornengcrichtc.

Nr . 22r ». Verordnung des Gesamtministeriums
vom 1. September 1914 , womit Ausnahmen bezüglich des
Kautionserlages bei Vergebung staatlicher Lieferungen und Arbeiten verfügt
werden.

Nr . 220 . Erlaß des Finanzministeriums im Ein¬
vernehmen mit sämtlichen beteiligten Zentralstellen
vom 30 . August 1914 , betreffend die Auszahlung von Zivilbezügcn
an die einen eigenen Hausstand besitzenden Zivilstaatsbediensteten während der
auf der Mobilisierung oder der Einberufung des Landsturmes beruhenden
aktiven Militärdienstlcistung.

Nr . 23L . Verordnung des Ministers des Innern
vom 2. September 1914 , mit welcher Vorschriften über die Rück¬
versicherung von Ersatzeinrichtungen bei der Allgemeinen Pensionsanstalt für
Angestellte erlaffen werden.

Nr . 232 . Verordnung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit den Mini¬
sterien der Finanzen , des Handels und der Justiz
vom 2. September 1914 , womit für die Zeit der kriegerischen Ver¬
wicklungen Ausnahmsbcstimmungcn auf dem Gebiete des Patentwesens ge¬
troffen werden.

Nr . 232 . Verordnung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten vom 2. September 1914,
betreffend die Verlängerung der Frist zur Beibringung der zum Nachweise
des Prioritätsrechtes bei Patent -, Muster - und Markenanmcldungen erforder¬
lichen Belege.

Nr . 234 . Kaiserliche Verordnung vom 30. August
1914 , betreffend die gebührenrechtliche Behandlung von Wechseln im Falle
der Hinausschiebung der Wcchselzahlung infolge gesetzlicher Stundung oder
höherer Gewalt.

Nr . 235 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 2. September 1914 zur Durchführung der Kaiserlichen
Verordnung vom 30 . August 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 234 , betreffend die ge¬
bührenrechtliche Behandlung von Wechseln im Falle der Hinausschiebung der
Wechselzahlung infolge gesetzlicher Stundung oder höherer Gewalt.

Nr . 230 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
4. September 1914 , mit welcher die Aus- und Durchfuhr mehrerer
Artikel verboten wird.

Nr . 237 . Verordnung des Justizministers im
Einvernehmen mit den beteiligten Ministern vom
5 . September 1914 , betreffend weitere Ausnahmen von der Stundung
privatrechtlichcr Geldforderungen (Kaiserliche Verordnung vom 13 . August
19 !4 , R .-G -Bt . Nr . 216 ).

Nr . 238 . Kaiserliche Verordnung vom 6. Sep¬
tember 1914 , betreffend die Ermächtigung der Vorstände von Kranken-
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kaffen und Bergwerksbrudcrladcn und der Ausschüsse von Ersatz -Instituten
der Pcnsionsversicherung zu besonderen Vorsorgen während der Dauer des
Kriegszustandes.

Nr . 286 . Verordnung des Ministers des Innern
vom 7 . September 1914 , betreffend die Beschlußfassung der Vor¬
stände von Krankenkassen und der Aus 'chüssc von Ersatz -Instituten der Pensions-
Versicherung.

Nr . 24V . Verordnung der Ministerien des Innern
und der Justiz im Einvernehmen mit den Ministerien
der Finanzen und des Handels vom 7. September
1914 , womit die in Belgien , Frankreich und Großbritannien erscheinenden
periodischen Druckschriften verboten und die Revision der von dort cinlangenden
nicht periodischen Druckschriften ungeordnet wird.

Nr . 241 . Kundmachungdes Eiscnbahnministeriums
vom 27 . August 1914 , betreffend die Konzessionierung mehrerer
mit elektrischer Kraft zu betreibender normalspurigcr Kleiubahnlinirn im XIV .,
X !I . und V ., im VIII . und IX ., sowie im XXI . Bezirke in Wien.

Nr . 242 . Verordnung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 8. September 1914 , mit der
cinvcruehmlich mit den beteiligten Zentralstellen auf Grund des 8 7 des
Gesetzes vom 26 . Dezember 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 2 .17, einige Fonds und
Anstalten zur Einbringung der von ihnen aus staatliche Unterhallsbeiträgc
ausbezahlten Vorschüsse ermächtigt werden.

Nr . 248 . Kaiserliche Verordnung vom 2. Sep¬
tember 1914 , betreffend die Verwendbarkeit der von der Gemeinde Wien
auf Grund des ihr mit dem niederösterrcichischen Landesgesetzc vom 18 . Juli
1914 , L. -G .- Bl Nr . 97 , bewilligten Anlchens auszugcbenden Tcilschuld-
vcrschrcibungen zur fruchtbringenden Anlegung von Stistungs -, Pupillar - und
ähnlichen Kapitalien.

Nr . 244 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
11 . September 1914 , mit welcher die Aus- und Durchfuhr mehrerer
Artikel verboten wird.

Nr . 248 . Verordnung des Gesamtministcriums
vom 15 . September 1914 , betreffend Ausnahmsbestimmungen für
das Verfahren und die Fristen in Angelegenheiten des öffentlichen Rechtes
zugunsten von Militärpersoncn.

Nr . 246 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 15. September 1914 , betreffend Ausnahmsbestimmungen für
die Fristen im Verfahren vor den für die Veranlagung , Bemessung und Ver¬
waltung der direkten Steuern , der indirekten Abgaben und sonstigen Gefälle
bestellten Behörden , Ämtern und Organen der Finanzverwaltung mit Aus¬
schluß des Gefällsstrafverfahrens.

Nr . 247 . Kaiserliche Verordnung vom 17. Sep¬
tember 1914  über die Einführung einer Gcschäftsaufsicht.

Nr . 248 . Kaiserliche Verordnung vom 19. Sep¬
tember 1914 , betreffend die Errichtung einer Kriegsdarlehenskaffa.

L. Landrsgeseh- und Verordnungsblatt.

Nr . 166 . Verordnung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
3 . September 1914 , Z . X-2035/36 , womit nach Einvernehmung
von Sachverständigen und des niederösterrcichischen Landes - Ausschusses in
teilweiser Abänderung der Statthaltereiverordnungen vom 9. Jänner 1891,
L.-G .-Bl . Nr . 2, beziehungsweise vom 26 . September 1895 , L.-G .-Bl . Nr . 48,
verordnet wird.

Nr . 16 ! . Kundmachung des k. k. Statthal crs
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
23 . August 1914 , Z . X-1898 2, betreffend die dem „Bayerischen
Lloyd ", Schiffahrls Gesellschaft m . b . H . in Regensburg , erteilte Konzession zum
Betriebe der Schiffahrt auf der Dona » .

Nr . 162 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom

29 . August 1914, F . XII-680/5 , betreffend die Erlassung einer
Marktordnung für den Kontumaz -Schlächterpferdemarkt der k. k. Reichshaupt-
und Residenzstadt Wien.

Nr . 168 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
30 . Juli 1914, A. X-1160,2 , betreffend die Erweiterung der
Befugnisse des k. k. Eichamtes in Wr .-Ncustadt auf die Beamtshandlung von
Präzisionsgcwichtcn von 500 Z abwärts.

Nr . 164 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
31 . Juli 1914 , Z . VI-1162/1 , betreffend die Verwendung von
Hohlblocksteinen der Firma I . LC . Schöner  für Bauten in Niedcrösterr ich
mit Ausschluß von Wien.

Nr . 165 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
29 . Juli 1914 , Z . XI d-462/3 , betreffend die der Gemeinde Hautzen-
dors im Gerichtsbezirke Wölkersdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer
Bierverbrauchsauflage von 3 X 40 X für die Jahre 191 , bis inklusive 1917.

Nr . 166 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
14 . August 1914, Z . XI b-410/3 , betreffend die der Stadtgemeinde
Gmünd erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflagc von
3 X und einer Branntweinauflage von 10 X per Hektoliter für die Zeit bis
zum 31 . Dezember 1917.

Nr . 167 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtumc Österreich unter der Enns vom
19 . August 1914, Z . XI b-301/3 , betreffend die der Gemeinde
Pulkan im Gerichtsbezirke Retz erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bier¬
verbrauchsauflagc von 3 X für das Jahr 1914.

Nr . 168 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
19 . August 1914, Z . XI b 458/2 , betreffend die der Gemeinde
Feistritz am Wechsel im Gerichtsbezirke Aspang erteilte Bewilligung zur Ein-
yebung von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden
Umlagen.

Nr . 166 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
19 . August 1914 , Z . XI b-670/1 , betreffend die der Gemeinde
Reibers im Gerichtsbezirke Dobersberg erteilte Bewilligung zur Einhebung
von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Um¬
lagen.

Nr . 116 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
19 - August 1914, F . XI d 671/1 , betreffend die der Gemeinde
Wagram an der Donau im Gerichtsbezirke Groß -Enzersdorf erteilte Bewilligung
zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 über¬
steigenden Umlagen.

Nr . 111 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
19 - August 1914 , Z . VIb -763/5 , betreffend die der Gemeinde
Prcßbaum im Gerichtsbezirke Purkersdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung
einer Bicrverbrauchsauflage von 3 X für die Jahre 1914 , 1915 und 1916.

Nr . 112 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
24 . August 1914 , Z . Xlb -530/5 , betreffend die der Stadt¬
gemeinde St . Pölten erteilte Bewilligung zur Einhebung / einer Auflage von
9 X auf jede Mietzinskrone für die Jahre 1915 , 1916 und 1917.

Nr . !! 8 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtumc Österreich unter der Enns vom
24 . August 1914 , Z . Xl b 696/1 , betreffend die der Gemeinde
Sallingstadt im Gerichtsbezirke Zwettl erteilte Bewilligung zur Einhcbung
von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden

! Umlagen.
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1914.

Gesetze, Verordnungen und Entscheidungen,
sowie

Normativbestimmungen der Gemeinderates, Stadtrates und des Magistrates
in Aiigelrgechkitrn der Oemeindenerwaltung und Mischen Amtsführung.

I « - akt.
I. Verordnungenuud Entscheidungen:

1. Einbürgerung.
2. Verpachtung von Gast- und Schankgewerben; Bierauslage.
3. Einziehung von Verlassenschaften und Entschädigungen aus Amerika.
4. Beschaffung von Totenscheinen im Auslande verstorbener Stellungs¬

pflichtiger.
5. Berechtigung der Galvaniseure zum Schleifen der zu galvanisierenden

Gegenstände.
6. Marktordnung für den Kontumaz-Schlächterpferdemarkt der k. k.

Reichshaupt- und Residenzstadt Wien.
7. Eintragung des Zivil -Ingenieurs für Maschinenbau Karl PußWald

in das Zivil-Techniker-Register des k. k. Patentamtes.
8. Ehrenzeichen für vieljährige, verdienstliche Mitgliedschaft bei einer

landsturmpflichtigen Körperschaft; Einrechnung der Zeit der bei einem
früheren Militär -Veteranenvereiue zurückgelegten Mitgliedschaft.

d. Grundsätze für das Verfahren bei Wettbewerben für Architektur- und
Jngenieurarbeiten.

10. Untersagung des Vertriebes von „Coom" als Geheimmittel gegen
Trunksucht.

11. Prüfungs -Kommissär für Dampsmaschinenwärter.

II . Normativbestimmungen:
Stadtrat:
12. Regelung des Dienstverhältnisses der Kanzleigehilfen im Falle der

Einberufung zur militärischen Präsenz-Dienstleistung.
13. Auflassung des Marktes im II . Bezirke Czerninplatz. s
Magistrat:
14. Gast- und Schankgewerbe; Beiziehung der l. f. Polizeibehörden und

Bezirksvertretungen zu den kommissionellen Verhandlungen anläßlich
der Feststellung der gesetzlichen Erfordernisse.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Lande s-
gesetz - und Verordnungsblatts für Österreich unter
der Enns im Jahre  1914 publizierten Gesetze und
V erordnungen.

!. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Einbürgerung.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom

14. April 1914, Z . 2625/14 , M . Abt. XVI-8567/14 (Normalien-
blutt des Magistrates Nr . 33) :

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat mit Beschluß vom 14. April 1914,

3 - er 1914 die am 9. März 1914 eingebrachte Beschwerde der

L. P . in Abbazia gegen die Entscheidung des k. k. Ministeriums des Innern
vom 14. Dezember 1918, Z . 30029 , betreffend die verweigerte Aufnahme in
den österreichischen Staatsverband gemäß der ZA 3, lit . s und 21 des Gesetzes
vom 22. Oktober 1875, R.-G.-Bl . Nr . 36 er 1876, ohne weiteres Verfahren
zurückgewiesen.

Gründe.
Nach ß 29 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches trat der Erwerb

der österreichischenStaatsbürgerschaft durch einen Fremden, welcher im In¬
lands einen zehnjährigen ununterbrochenen Wohnsitz vollendet und sich während
dieser Zeit wegen eines Verbrechens keine Strafe zugezogen hatte, von rechts-
wegen in der Art ein, daß weder der Staat die Aufnahme verweigern noch
auch der Fremde sich den Folgen des Erwerbes entziehen konnte.

An Stelle dieses ipso jure Erwerbes hat das Hofkanzleidekret vom
1. März 1833, Pol . Ges.-Slg . 28 (Justizhofdekret vom 12. April 1833,
Justiz -Ges.- Slg 2597) den Erwerb der Staatsbürgerschaft auch bei Zutreffen
der im Z 29 a. b. G .-B. aufgestellten Voraussetzungen an die Antragstellung
des Ausländers in der Weise geknüpft, daß es ihm freigestellt wird, sich über
das Zutreffen dieser Voraussetzungen bei der Behörde auszuweisen und nach
erfolgter Zulassung zum Untertaneneid diesen Eid zu leisten.

Schon daraus muß gefolgert werden, daß jetzt auch der Staat nicht mehr
bemüßigt ist, den Einbürgerungswerber aufzunehmen, und damit steht auch der
Wortlaut des zitierten Hofkanzleidekretesin vollem Einklänge, welches die Zu¬
lassung eines Einbürgerungswerbers zum Untertaneneide keineswegs der Be¬
hörde gebietet,  sondern ihr diese Zulassung nur verbietet,  bevor sie sich
„die volle Überzeugung verschafft har, daß er . sich.
fortwährend ruhig, den Gesetzen und Anordnungen der gesetzlichen Behörden
gehorsam und gut gesittet betragen und durch seine Aufführung und gezeigte
Denkungsart niemals zu einem begründeten Verdacht oder Beschwerde Anlaß
gegeben habe."

Durch diese überaus weite Fassung ist es geradezu in die freie Willens¬
entschließung der Behörde gestellt, je nachdem ihr die Aufnahme eines Fremden
auch unter den im Z 29 a. b. G .-B . aufgestellten Voraussetzungen erwünscht

scheint oder nicht, die Aufnahme zu bewilligen oder zu verweigern, so daß in
dieser Richtung ein Unterschied zwischen der Einbürgerung nach jenem Hof¬
kanzleidekrete und Justizhofdekrete, und der Einbürgerung nach Z 30 a. b. G .-B.
nicht mehr besteht; somit ist auch ein Rechtsanspruch auf Aufnahme ausge¬
schloffen und der Verwaltungsg -richtshof nicht berufen, eine behördliche Ver¬
fügung , durch welche die Aufnahme verweigert wird, sei es in der Sache selbst,
sei es in der Richtung der Einhaltung eines bestimmten Verfahrens , zu über¬
prüfen.

2 .
Verpachtung von Gast- und Schankgewerben ; Bier-

anflage.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom

14. Juli 1914, M . D . 5445/13 (Normalienblatt des Magistrates
Nr. 35) :

Der Magistrat und die magistratischen Bezirksämter werden angewiesen,
bei Genehmigung der Verpachtung von Gast- und Schankgewerben mit der
Berechtigung zum Ausschanke von Bier in den Genehmigungsurkunden die
Gewerbeverpächter auf die ihnen nach Z 10 des Gesetzes vom 14. Dezember
1909, L.-G.-Bl . Nr . 126, obliegende Haftung für die dem Pächter vor¬
geschriebenenBierauflagebeträge aufmerksam zu machen.

Zugleich wird der Magistrats -Direktionserlaß vom 3. März 1905,
M . D. 631/05 <Norm . Bl . Nr . 28 aus 1905) in Erinnerung gebracht und
hiebei aufmerksam gemacht, daß die dort angeordnete Verständigung des n.-ö.
Landesinspektorates für die Bierauflage von anhängig gemachten Ver¬
änderungen im Stande der Gast- und Schankgewerbekonzessionen, soweit der
Bierausschank in Betracht kommt, fallweise unmittelbar mit dem Zeitpunkte
der Gewerbeanheimsagung und der Überreichung des Ansuchens um Kon-
zefsionsverleihung seitens des Geschäftsnachfolgers zu erfolgen hat.

Einziehung von Verlassenschaften und Entschädi¬
gungen aus Amerika.

Rund-Erlaß der k. k. n.-ö. Statthaltern vom 2. August
1914, Z . IX-2575 (M . Abt. XXII, 2806) :

Wie das Handelsministerium in Erfahrung gebracht hat, gibt eS in den
Vereinigten Staaten von Amerika eine Anzahl von Agenten, die sich mit der
Regelung von Nachlässen und Schadenersatzangelegenheiten befassen und
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trachten , sich von den in Österreich wohnhaften bezugsberechtigten Hinter¬
bliebenen des Verstorbenen Vollmachten für die Einziehung der Nachlaßbeträge,
Sterbe - und Versicherungsgelder u . s. w. zu verschaffen.

Es wird im eigenen Interesse der Bezugsberechtigten darauf aufmerksam
gemacht, daß diese Agenten, wenn ihnen die Vollmacht erteilt wurde , die
fraglichen Summen häufig völlig unterschlagen oder nur zum geringen Teile
ausfolgen , indem sie die Hälfte oder einen noch größeren Teil des Betrages
für sich als Provision in Abrechnung bringen.

Da die k. u. k. Konsularämter bei der Einziehung derartiger Gelder
vermöge ihrer Stellung in der Lage sind, bestehende Ansprüche mit größtem
Nachdrucke durchzusetzen und zudem nach dem geltenden Tarife nur 0'25 Prozent
der erwirkten Gesamtsumme als Konsulargebühr in Abzug bringen, wird ein¬
dringlichst empfohlen, in Erbschafts- und Unfallentschädigungsangelegenheiten
nur die Hilfe der k. u. k. Konsularämter in Anspruch zu nehmen und Voll¬
machten zu diesen Zwecken nur an diese k. u. k. Konsularämter auszu¬
stellen.

Im Grunde des Erlasses des k. k. Handelsministeriums vom 21. Juli
1914 , Z. L422I , ist für die Verlautbarung dieser Notiz, beziehungsweise
Warnung in den dortigen Blättern Sorge zu tragen.

Auch in den Amtsblättern ist die Verlautbarung zu bewirken.

4 .
Beschaffung von Totenscheinen im Auslande

verstorbener Stellungspflichtiger.
Rund-Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 5. August

1914, Z. 11-3046, M. Abt. XVI, 12210/14 (Normalienblatt
des Magistrates Nr. 46) :

Bezüglich der Beschaffung von Totenscheinen im Auslande verstorbener
Stellungspflichtiger zwecks Streichung im Vormerkbuche der Abwesenden
(Z 66 : 3 W. V. I ) ist zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums für Landes¬
verteidigung vom 22. Juli 1914, Z . XIV , Nr . 742, soserne die Erlangung
dieser Dokumente nicht kostenlos zu erreichen wäre, auch dermalen »ach den
Weisungen des Ministenal -Erlasses vom 27. März 1890, Nr . 3730-11 a (er¬
öffnet mit h. o. Erlaß vom 8. April 1890, Z. 20895) vorzugehen.

* *
*

Abschrift des Normalerlaffes der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 8. April
1890, Z . 20895, M . Z . 134921/90:

Zufolge Erlasses des hohen k. k. Ministeriums für Landesverteidigung
vom 27. März 1890, Z . 3730/670 -11 a, mehren sich in letzter Zeit die Fälle,
daß die Refundierung jener Kosten, welche für die seitens der politischen Be¬
zirks-Behörden zum Zwecke der Streichung eines verstorbenen Stellungs¬
pflichtigen im Vormerkbuche der Abwesenden (Z 109 : 3 der Wehrvorschristen
I . Teil ) requirierten Totenscheine erwachsen, vom Etat des Ministeriums für
Landesverteidigung angesprochen wird.

Hievon wird der Magistrat gemäß des bezogenen hohen Erlasses mit
dem Beifügen zur Darnachachtung in die Kenntnis gesetzt, daß das Ministerium
für Landesverteidigung nicht berufen ist, derlei Kosten zu tragen und daß
sohin in solchen Fällen , wo die unentgeltliche Beschaffung der Totenscheine von
verstorbenen Stellungspflichtigen nicht bewirkt werden kann und die Erlangung
solcher Scheine auch z. B . auf Kosten der Angehörigen nicht möglich sein sollte,
von einer Requisition der Scheine zum Zwecke der Streichung von Stellungs¬
pflichtigen Umgang zu nehmen ist.

S.
Berechtigung der Galvaniseure zum Schleifen der zu

galvanisierenden Gegenstände.
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 30. August 1914,

I a-2258/5 (Normalienblatt des Magistrates Nr. 50) :
Mit der Statthalterei -Entscheidung vom I . Mai 1914, Z. Ia -865/1,

wurde gemäß Z 36, Absatz 2 G.-O . ausgesprochen, daß B . M . in Wien auf
Grund des auf den Betrieb des Galvaniseurgewerbes lautenden Gewerbe¬
scheines nicht berechtigt sei, die von ihm zum Galvanisieren übernommenen
Gegenstände vor dem Galvanisieren zu schleifen, jedoch befugt sei, die von ihm
galvanisierten Gegenstände zu polieren.

Das Handelsministerium hat mit der Entscheidung vom 25. August 1914,
Z . 23335 , dem dagegen eingebrachten Ministerialrekurse der Genossenschaftder
Gürtler , Bronzewaren -Erzeuger , Ziseleure rc. Folge gegeben und unter Ab¬
änderung der Statthalterei -Entscheidung ausgesprochen, daß B . M . als Gal¬
vaniseur berechtigt ist, die von ihm zum Galvanisieren übernommenen Gegen¬
stände vor dem Galvanisieren auch zu schleifen.

Hiefür war die Erwägung maßgebend, daß das Vorschleifen der zu
galvanisierenden Metallgegenstände eine unerläßliche Vorbedingung für das
eigentliche Galvanisieren ist und daß das Borschleifen und Galvanisieren aus

technischen und ökonomischen Gründen nicht getrennt werden können. Das
Schleifen ist hier nur eine Teilphase der Erzeugungstätigkeit des Galvaniseurs
und als solche durch die Bestimmung des Z 37 Absatz 1 G.-O . gedeckt.

«.
Marktordnung für den Kontumaz -Schlächterpferde¬
markt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien.

Erlassen auf Grund des Z 9, Alinea 5 des Gesetzes vom
6. August 1909, R.-G.-Bl. Nr. 177, betreffend die Abwehr und
Tilgung von Tierseuchen, mit Kundmachung des k. k. Statt¬
halters im Erzherzogtum? Österreich unter der Enns vom
29. August 1914, Z. XII/680/5, verlautbart im Landesgesetz-
und Verordnungsblatte für das Erzherzogtum Österreich unter der
Enns Nr. 102 vom 15. September 1914. (M. A. IX, 2540.)

8- 1-
Bestimmung des Marktes.

Der Kontumaz-Schlächterpferdemarkt wird in den Kontumazställen, im Be¬
darfsfälle im Stalle Nr . 1 des Zentral -Pferdeschlachthauses, X., Schoberplatz,
abgehalten und ist in dem Gemetndegebiete von Wien der einzige Markt für
den Verkauf von Einhufern , welche zur besonderen Vermarktung aus dem
Kontumaz-Schlächterpferdemarkte bestimmt sind.

8 2.
M a r kt z e i t.

Der Markt findet wöchentlich zweimal, und zwar am Dienstag und
Freitag statt.

Wenn auf einen dieser Tage ein Feiertag fällt, so wird der Markt am
vorhergehenden Wochentage abgehalten. Die Abhaltung der Märkte an anderen
Tagen unterliegt der speziellen Genehmigung der Statthalterei.

Der Markt beginnt in der Zeit vom 1. April' bis Ende September um
11 Uhr vormittags und endet um 3 Uhr nachmittags ; in der Zeit vom I . Ok¬
tober bis Ende März beginnt der Markt um 12 Uhr mittags und endet um
4 Uhr nachmittags.

8 3-
Eintritt auf den Marktplatz.

Der Eintritt auf den Marktplatz ist gestattet: Käufern ; Personen, welche
Tiere zu Markte bringen ; Personen, welche auf dem Markte beschäftigt sind;
Amtspersonen; endlich Personen, denen die Bewilligung zum Eintritte von
der Leitung des Zentral -Pferdeschlachthauseserteilt wurde.

8 4.

Zulassung der Tiere zum Markte.
Die Zulassung der Tiere zum Verkaufe auf dem Kontumaz-Schlächter-

pferdemarkt ist abhängig:
1. von der Beibringung eines ordnungsmäßigen Viehpaffes, aus welchem

die Bestimmung der Tiere für den Kontumaz-Schlächterpferdemarkl in Wien
ersichtlich ist;

2. von dem anstandslosen Ergebnisse der veterinär -polizeilichenUnter¬
suchung;

3. von der Entrichtung der im Gebührentarife dieser Marktordnung
festgesetzten Gebühren.

8 S.
Anmeldung zum Markte.

Die zu Markt gebrachten Tiere sind bei der Leitung des Zentral -Pferde¬
schlachthauses anzumelden und sofort beim Eintriebe für die Vornahme der
veterinärpolizeilichen Untersuchung bereit zu halten.

Die Zahl der zu Markte gebrachten Tiere wird aus dem Zentral -Pferde-
markte verlautbart.

8 6.
Ausstellung der Tiere auf dem Markte.

Die Aufstellung, beziehungsweise Unterbringung der Tiere in den für
den Kontumazmarkt bestimmten Stallungen hat nach den Weisungen der
Leitung des Zentral -Pferdeschlachthauseszu erfolgen.

8 7.
Kennzeichnung der Schlächtertiere.

1. Die Kontumaz-Schlächtertiere sind beim Eintriebe in das Zentral-
Pferdeschlachthaus an der linken Hinterbacke mit dem Farbzeichen „Kontumaz"
zu versehen; außerdem erhalten die Tiere eine Parktenummer (Farbzeichen),
die auf den Viehpässen vorgemerkt wird.
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2. Diese Kennzeichnung wird amtlich vorgenommen.
3 . Das Vermischen der Pferde verschiedener Partien vor der Merkung

ist verboten.
4 . Die so gekennzeichneten Tiere dürfen nicht mehr im lebenden Zustande

aus dem Schlachthause gebracht werden und müssen längstens am fünften
Tage nach der Vermarktung geschlachtet sein , widrigenfalls die Schlachtung
von Amts wegen vorgenommen wird.

8 8-
Verpflichtung des Verkäufers zur Angabe seines

Nationales.

Der Verkäufer hat dem Käufer auf sein Verlangen in der Schlachthaus¬
kanzlei seinen Namen , Charakter und Wohnort bekanntzugeben und seine
Identität auszuweisen , worüber dem Käufer von Seite des Amtes kostenlos
eine Bestätigung ausgefolgt wird.

8 9.

Marktbericht.

Die Leitung des Zentral -Pferdcschlachthauses hat allwöchentlich den
Marktbericht zusammenzustellcn , der jeweils am Beginne der dem Markte
nächstfolgenden Woche veröffentlicht wird.

8 w.
Dienstpersonal  c.

Bezüglich der ausschließlich oder vorwiegend für den Marktverkehr ver¬
wendeten Hilfspersonen (Pferdetreiber , Pferdewärter , Stallwärter u . s. w .)
gelten die jeweils vom Wiener Magistrate für das Hilfspersonale auf dem
städtischen Pferdemarkte erlassenen Voischristen.

8 11.

Fütterung der Tiere.

Die Fütterung und Wartung der auf den Markt gebrachten Tiere obliegt
dem Eigentümer , welcher auch das notwendige Futter und die erforderliche
Streu beizustellen hat.

Es steht jedoch der Gemeinde frei , über Verlangen von Parteien Futter
und Streu beizustellen.

In diesem Falle sind hiefür die jeweils amtlich festgesetzten Preise zu
entrichten.

Futter und Streumateriale darf jedoch aus dem Schlachthause nicht
mehr hinausgebracht werden.

Der bei der Reinigung der Stallungen gewonnene Dünger ist Eigentum
der Gemeinde.

8 12.

Versteigerungen.

Den Verkäufern bleibt es überlassen , ihre Tiere auch im Wege der
öffentlichen Versteigerung zu veräußern.

Diese Versteigerung hat unter Einhaltung der für Versteigerungen im
allgemeinen geltenden Vorschriften und der Bestimmungen dieser Marktordnung
zu erfolgen.

In besonderen Fällen kann die Marktbehörde die Vornahme der Ver¬
steigerung auch außerhalb der vorgeschriebenen Marktzeit (Z 2) gestatten.

8 13-
Tierquälerei.

Jede Art von Tierquälerei auf dem Markte ist verboten und wird gemäß
der Ministerial -Verordnung vom 15 . Februar 1855 , R .-G .-Bl . Nr . 31 , mit
Geldstrafen von 2 bis 200 L , eventuell mit Arrest von 6 Stunden bis
14 Tagen gestraft.

8 " ,

Verhalten der Personen auf dem Markte.

Allen Marklparteien , sowie überhaupt allen auf dem Markte befindlichen
Personen ist ein anständiges Betragen untereinander und gegen die Amts¬
organe zur Pflicht gemacht ; insbesondere haben sie den Anordnungen der
letzteren Folge zu leisten.

8 15-
Strafen.

Übertretungen dieser Marktordnung werden , insofern sie nicht unter die
Bestimmungen des allgemeinen Strafgesetzes , beziehungsweise Gesetzes vom
6. August 1809 , R .-G .-Bl . Nr . 177 , fallen , auf Grund der M 100 und 101
des Gesetzes vom 24 . März 1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17 , mit Geld bis zu 400 L
oder mit Arrest bis zu 14 Tagen bestraft.

Personen , welche die Ordnung auf dem Markte stören , Unfug treiben,
den Anordnungen der Amtsorganc nicht Folge leisten , können durch die Leitung
des Zentral -Pserdeschlachthauses vom Markte gewiesen werden.

In schweren Fällen kann von der Marktbehörde (Magistrats -Abteilung IX)
die Ausschließung vom Markte , welche auch das Schlachthausverbot in sich
schließt, für eine bestimmte Zeit oder auch für immer verfügt werden.

8 16.

Diese Marktordnung tritt mit dem Tage ihrer Verlautbarung im Landes-
Gesetz- und Verordnungsblatte für das Erzherzogtum Österreich unter der
Enns in Wirksamkeit.

Anhang
zur Marktordnung für den Kontumaz -Schlächterpserdemarkt.

Marktgebührentarif.

Post.
Nr. k

1 Für ein auf den Markt gebrachtes Tier 40

Für das Märken eines Tieres 6

Für das Einstellen eines Tieres in die Unterkünfte pro
Nacht . . . . . 30

Anmerkung:  Die Marktgebühren sind bei der Ab¬
schreibung der Tiere vom Markte zu entrichten.

7 .

Eintragung des Zivil -Ingenieurs für Maschinenbau
Karl Pnßwald in das Zivil -Techniker-Register des

k. k. Patentamtes.
Die k. k. n . -ö. Statthalterei hat mit dem Erlaffe vom 16 . September

1914 , Z . B . J .-34/7 . dem Wiener Magistrate (M . Abt . XIV , 7885 ) mit¬
geteilt , oaß der mit dem Statthalterei -Dekrcte vom 15. August 1912,
Z . B . J -395/2 , autorisierte Maschinenbau -Ingenieur Karl Pußwald  behufs
Berechtigung zur berufsmäßigen Parteienvcrtretung in Patent -Angelegenheiten
als behördlich autorisierter Maschinenbau -Jngenicur nach seiner im Sinne des
Z 10 der Ministerial -Verordnung vom 15 . September 1898 , R -G .-Bl . Nr . 161,
am 27 . August 1914 erfolgten Beeidigung in das nach dieser Verordnung
beim k. k. Patentamte geführte Zivil -Techniker -Register eingetragen wurde.

8 .

Ehrenzeichen für vieljährige , verdienstliche Mitglied¬
schaft bei einer landsturmpflichtige » Körperschaft;
Einrechnung der Zeit der bei einem früheren
Militär -Beteranenvereine zurückgelegten Mitglied¬

schaft.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom

19 . September 1914 , M .-D . 5727 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 48 ) :

Das Präsidium der k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vo«
22 . August 1914 , Pr . 2248/4 , Nachstehendes anher eröffnet:

Seine kaiserliche und königliche Apostolische Majestät haben mit Aller¬
höchster Entschließung vom 4 . Juli 1914 allergnädigst zu gestatten geruht,
daß bei Beurteilung des Anspruches auf das Ehrenzeichen für vieljährige,
verdienstliche Mitgliedschaft bei einer dem Ministerium für Landesverteidigung
unterstehenden landsturmpflichtigen Körperschaft vie bei einem früheren Militär¬
veteranenvereine zurückgelegte analoge Mitgliedschaft in die nach dem Ehren-
zeichenstatute erforderliche Frist eingerechnet werden darf.

Infolge dieses Allerhöchsten Gnadenaktes werden die ordentlichen Mit¬
glieder der dermaligen Militärveteranenvereine bei Vorhandensein der übrigen
Erfordernisse den Anspruch auf das Ehrenzeichen von jenem Zeitpunkte an
besitzen, wo sich die betreffende Körperschaft im Grunde der Kaiserlichen Ver¬
ordnung vom 4 . Juli 1914 , Nr . 141 R . G . Bl ., in einen Kricgerverein
»ungebildet haben wird.

Bezüglich der diesfälligen Berichterstattung , welche laut Normalienblattes
Nr . 56 sr 1909 der Magistrats -Abteilung XVI obliegt , hat die k. k. n .-ö.
Statthalterei mit dein eingangs zitierten Erlasse für die erste Beteilung Nach¬
stehendes angeordnet:

Aus Grund der von den Kriegervereinen beizubringenden und anher
vorzulegenden Ausweise und der rück;ubehaltenden Erhebungsakten hat die
politische Bezirksbehörde für jeden einzelnen Kriegerverein betreffs der Ehren¬
zeichen I . und 11. Kategorie gesonderte Verzeichnisse der anspruchsberechtigten
Mitglieder zu verfassen und mit der Bestätigung zu versehen , daß die dort
Aufgenommenen im Sinne des ß 6 des Gesetzes vom 15 . November 1867,
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Nr . 131 R . G . Bl ., zur Erlangung des Ehrenzeichens qualifiziert erscheinen
und sich zudem in moralischer und politischer Hinsicht eines guten Rufes er¬
freuen . , ,

Bezüglich der aus dem Ausweise des Kriegerveremes nicht Übernommenen
wäre im Vorlageberichte der politischen Bezirksbehörde der Grund der Nicht¬
aufnahme kurz anzugeben.

Sollte die 28 - beziehungsweise 40jährige Mitgliedschaft nicht zur Ganze,
respektive nicht ununterbrochen beim betreffenden früheren Militärveteranen¬
vereine zurückgelegt worden sein , wäre dies bei genauer Angabe der bezüglichen
Daten in der Rubrik : „Anmerkung " zum Ausdrucke zu bringen . Gehörte
jedoch der Bewerber gleichzeitig mehreren in Betracht kommenden Körperschaften
an , wird selbstverständlich die fragliche Zeit nur einfach anzurechnen sein.

Die zu gewärtigenden Einschreiten sind unbeschadet der Verläßlichkeit der
erforderlichen Erhebungen tunlichst einfach und rasch zu behandeln.

Ein Muster für die vorzulegenden Verzeichnisse folgt an die Magistrats-
Abteilung XVI mit.

».

Grundsätze für das Verfahren bei Wettbewerben für
Architektur - und Jngenieurarbeiten.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 25 . Sep¬
tember 1914 , Z . B . l -279 (M . D . 6114 ) :

Das k. k. Ministerium für öffentliche Arbeiten hat mit dem Erlasse vom
87 . Juli 1814 , Z . 88666 VIII ? Folgendes eröffnet:

„Die Zemral -Vereinigung der Architekten der im Reichsrate vertretenen
Königreiche und Länder hat Wettbewerbungsgrundsätze aufgestellt , nach welchen
es ihren Mitgliedern zur Ehrenpflicht gemacht ist, an Wettbewerben , bei denen
gegen diese oder gegen die vom Österreichischen Ingenieur - und Architekten¬
verein ausgestellten Grundsätze prinzipiell verstoßen wird , sich weder zu be¬
teiligen noch auch das Preisrichteramt zu übernehmen.

Über die anher gerichtete Bitte der genannten Vereinigung wird die k. k.
Statthalterei unter Bezugnahme auf den Erlaß vom 19 . August 1910,
Z . 338 -VIII s/24722 , nunmehr eingeladen , die unterstehenden Bezirkshaupt-
mannschasten sowie im Wege dieser auch die einzelnen Gemeindevorstehungen
und die Bürgermeister der Städte mit eigenem Statut auch auf diese, speziell
für das Gebiet der Architektur aufgestellten Grundsätze zur Berücksichtigung
bei allfälligcn Wettbewerbausschreibungen aufmerksam zu machen mit dem
Beifügen , daß einzelne Exemplare derselben jederzeit im Sekretariat der Zentral«
Vereinigung der Architekten , Wien , IX/3 , Maximilianplatz 6, bezogen werden
können " . . ^

Eine Abschrift des auf den obgenannten Ministeral -Erlaß vom 19. August
1910 , Z . 338 -VIII a/24722 , Bezug habenden Statthalterei -Rund -Erlafses vom
26 . September 1910 , Z . XIV -389 , liegt bei.

* *

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 26 . Sep¬
tember 1910 , Z . XIV -389:

Das k. k. Ministerium für öffentliche Arbeiten hat mit dem Erlasse vom
19 . August 1910 , Z 338 -VIII s, nachstehendes eröffnet:

Um den berechtigten Klagen über die bei öffentlichen Wettbewerben zur
Erlangung von Entwürfen für Bauwerke aller Art wahrzunehmenden Miß¬
stände zu begegnen , die Stellung übermäßiger Anforderungen an die Wett¬
bewerber zu vermeiden und die befriedigende Durchführung derartiger Aus¬
schreibungen zu fördern , wird die k. k. Statthaltern angewiesen , im Wege der
unterstehenden Bezirkshauptmannschaften die einzelnen Gemeindevorstehungen
und die Bürgermeister der Städte mit eigenem Statut , welche solche Wett¬
bewerbe ausschreiben , auf die vom Österreichischen Ingenieur - und Architekten-
vercin herausgegebenen „ Grundsätze für das Verfahren bei Wettbewerben"
aufmerksam zu machen und deren Beachtung der genannten Stellen nach-
drücklichst mit dem Bemerken zu empfehlen , daß , einzelne Exemplare dieser
„Grundsätze " jederzeit durch das Sekretariat des Österreichischen Jngenieur-
und Architektenvereines Wien , I , Eschcnbachgasse 9, bezogen werden können.

I«.
Untersagung des Vertriebes von „ Coom " ais

Geheimmittel gegen Trunksucht.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 25 . Sep¬

tember 1914 , Z . 8-1370 (M . Abt . X , 9555 ) :
Mil dem Erlasse vom 21 . September 1914 , Z . 6560/8 , hat das k k.

Ministerium des Innern darauf aufmerksam gemacht , daß die Firma „ Coom-
Jnstitut " in Kopenhagen in Tagesblättern und Kalendern in marktschreierischer
Weise ein unter der Bezeichnung „ Coom " in den Verkehr gesetztes Geheim-
mittel alS sicher wirkendes Heilmittel gegen Trunksucht ankündige.

Das Präparat wird gegen Vorauszahlung des Betrages von 10 X oder
gegen Nachnahme versendet ; der Vertrieb scheint, wie aus der ausgedehnten,
kostspieligen Reklame zu schließen ist, ein sehr bedeutender zu sein.

Die fachtechnische Untersuchung durch die chemisch-pharmazeutische Unter¬
suchungsanstalt des k. k. Ministeriums des Innern hat ergeben , daß dieses
Mittel aus Milchzucker besteht, dem spurenweise Extraktivstoffe von somsu
8LbaäiUas (Läusesamen ) beigemengt sind . Es handelt sich demnach um ein
ganz wertloses Präparat , dessen Vertrieb in der Absicht der Irreführung und
Ausbeutung des Publikums geschieht.

Der Vertrieb des Mittels im Jnlande wird dahir untersagt.

II
Prüfnngs Kommissär für Dampsmaschinenwärter.

Kundmachung der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 28 . Sep¬
tember 1914 , Z . 6 V 370 (M . Abt . I V, 4826 ) :

Das k k. Ministerium für öffentliche Arbeiten hat mit dem Erlasse vom
26 . August 1914 , Z . 40123 X11, den Inspektor Cuno Wolfs  der Dampf-
kesseluntersuchungs - und Versicherungs -Gesellschaft a . G . zum Prüfungs-
Kommissär für Dampfmaschinenniärtcr für den Bereich des Jnspcktorates
Wiener -Neustadt auf die Dauer seiner Tätigkeit bei der vorgenannten Gesell¬
schaft bestellt.

II . Normativbestimmungen.
Stadtrat:

is.
Regelung des Dienstverhältnisses der Kanzleigehilfen
im Falle der Einbernfung zur militärischen Präsenz-

Dienstleistung.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom

9. September 19l4 , M . D . 4909/14 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 47 ) :
. Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 3. September 1914 zur
Pr .-Z . 12426 beschlossen:

1 . Die Bestimmungen des Gemeindcrats -Beschlusses vom 8. November
1912 , Pr .-Z . 17006 , betreffend die Behandlung der Diurnisten und Kanzlisten
im Falle ihrer Einberufung zur militärischen Präsenzdienstleistung , haben auf
die städtischen Kanzleigchilfen mit der Ausnahme sinngemäße Anwendung zu
finden , daß Kanzleigchilfen , welche noch nicht über ein Jahr bei der Gemeinde
Wien gedient haben , so zu behandeln sind , als ob sie bereits eine mehr als
einjährige Gemeindedienstzeit vollstreckt hätten.

2 . Für Kanzleigehilfen , welche zur ein -, zwei - oder dreijährigen Präsenz¬
dienstleistung einrücken , können Ersatz Diurnisten ausgenommen werden , die
nach Rückkehr der elfteren in den städtischen Dienst bis zur Erledigung systemi-
sierter Diurnistenstellen weiter verwendet werden dürfen.

3 . Diese Vorschriften haben auf die bereits gegenwärtig zur militärischen
Präsenzdienstleistung einberufenen Kanzleigehilsen Anwendung zu finden.

I»

Auflassung des Marktes im II . Bezirke Czerniu-
Platz.

Der Stadtrat hat in seiner Sitzpng vom 3. September 1914 zur
P . Z . 10326 (M . Abt . IX , 5144/13 ) beschlossen:

Der Markt am Czerninplatze im II . Bezirke wird aufgelassen.

Magistrat:
14 .

Gast und Schankgewerbe ; Beiziehung der l . f.
Polizeibehörden und BezirkSvertrctuugen zu de»
kommiisionellen Verhandlungen anläßlich der Fest¬

stellung der gesetzlichen Erfordernisse.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom

14. August 1914 , Z . XVII , 4059/13 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 49 ) :

Bon einem Bezirksamte wurde die Anschauung vertreten , daß kom-
missionellen Verhandlungen , die zur Feststellung der Eignung des Lokales , in
welchem ein Gast - und Schankgewerbe betrieben werden soll (ß -18 , Absi 3
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und ß 20 , Abs . 1 G .-O .) anberaumt werden , mangels einer gesetzlichen Be¬
stimmung die l . s . Polizeibehörde nicht beizuziehen sei.

Wenn sich die Gewerbebehörde dafür entscheidet , die Lokaleignung auf
Grund von Sachverständigen -Gutachten zu prüfen , so gibt sie zu erkennen,
daß ein richtiges Urteil über das Lokal von diesem Gutachten abhängig ist,
und es folgt daraus von selbst, daß die l . f. Polizeibehörde , deren Anhörung
sich, was sich aus den Bestimmungen der Z 18 al . 3 und 4, Z 20 al . 1
und 2, Z 23 al . 5 und § 141 al . 4 G .-O . ergibt , auf alle gesetzlichen Er-
forderniffe im Sinne obiger Gesetzerstellen erstreckt, zur Teilnahme an diesen
Lokalaugenscheinen einzuladen ist, abgesehen davon , daß nicht bloß die Be¬
urteilung der Lokaleignung , sondern auch der übrigen in den zitierten Gesetzes¬
stellen , sowie im Z 23 , Abs. 5 G .-O . angeführten objektiven Erfordernisse
durch die Teilnahme am Lokalaugenscheine beeinflußt werden kann.

Die Bezirksämter werden daher angewiesen , kommissionellen Verhand¬
lungen , welche die Feststellung der Lokalcignung oder anderer gesetzlicher Er¬
fordernisse bei Gast - und Schankgewerben zum Gegenstände haben , stets das
zuständige Bezirks -Polizei -Kommissariat beizuziehen . Gleiches gilt von der eine
ähnliche Rechtsstellung einnehmenden Bezirksvertretung.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetz- nnd Verordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre 1014 publizierten Gesetze

und Verordnungen.
L . Reichsgesetzblatt.

Nr . 240 Verordnung des Justizministers vom
16 . September 1914 , womit die Ausübung der den Exekutions¬
gerichten zugewiesenen gerichtlichen Geschäfte für den Bezirksgerichtssprengel
Brünn Umgebung dem Bezirksgerichte Brünn Stadt übertragen wird.

Nr . 230 . Verordnung des Justizministeriums
vom 19. September 1914 über die Wiedereinsetzung im Straf¬
verfahren wegen des Ausbruches des Krieges.

Nr . 251 . Kaiserliche Verordnung vom 24 . Sep¬
tember 1914 , womit die Regierung ermächtigt wird , aus Anlaß der
durch den Kriegszustand verursachten außerordentlichen Verhältnisse Ver¬
fügungen bezüglich des Warcnverkehres mit dem Auslande zu treffen.

Nr . 232 . Verordnung des Ackerbauministeriums
im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern
vom 25 . September 1914 , betreffend die Ergänzung der Ministerial-
Verordnung vom 5. August 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 200 , mit welcher infolge des
Kriegszustandes notwendige Anordnungen zur Sicherstellung der Ernte - und
Feldbestellungsarbeiten erlassen werden.

Nr . 253 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 16. September 1914 , betreffend die Konzessionierung eines
Netzes mit elektrischer Kraft zu betreibender schmalspuriger Kleinbahnlinien in
Karlsbad und Umgebung.

Nr . 254 . Verordnung des Ministers sür öffent¬
liche Arbeiten vom 19. September 1914 , betreffend die
Beschlußfassung der Vorstände der Bergwerksbruderladen während der Dauer
der durch den Kriegszustand hervorgerufenen außerordentlichen Verhältnisse.

Nr . 255 . Verordnung des Ministers des Innern
vom 23. September 1914 , womit einige Bestimmungen der
Ministerialverordnung vom 2. Jänner 1907 , R .-G .-Bl . Nr . 6, betreffend die
Bestellung von Ausschüssen der konditionierenden Pharmazeuten , abgeändert
werden.

Nr . 250 . Verordnung des Ministers des Innern
vom 23 . September 1914 , mit welcherZ 38 der Ministerial-
verordnung vom 5. März 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 47 , betreffend die Verwendung
von Hilfskräften im Betriebe von Apotheken abeändert wird.

Nr . 257 . Verordnung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit den Mini¬
sterien des Handels und der Justiz vom 24. Sep¬
tember 1914 , womit aus Anlaß der kriegerischen Verwicklungen Aus¬
nahmsbestimmungen auf dem Gebiete des Markenschutzwesens getroffen werden.

Nr . 258 . Verordnung des Ministers des Innern
im Einvernehmen mit den übrigen beteiligten Ministern
Vom 26 . September 1914 , mit welcher die Vollzugsvorschrift

I vom 22 . Februar 1908 , R .-G .-Bl . Nr . 42 , zum Gesetze vom 16 . Dezember
1906 , B -G .-BI . Nr . 1 or 1907 , betreffend die Pensionsversicherung der in
privaten Diensten und einiger in öffentlichen Diensten Angestellten , aufge¬
hoben wird.

Nr . 250 . Verordnung des Ministers des Innern
vom 26 . September 1914 , betreffend die Abänderung des Statutes
der Allgemeinen Pcnsionsanstalr für Angestellte.

Nr . 200 . Verordnung des Handelsministeriums
Vom 24 . September 1914 , betreffend die Ausgabe neuer Brief¬
marken zu 5 und 10 Hellern.

Nr . 201 . Kaiserliche Verordnung vom 27 . Sep¬
tember 1914 , über die Stundung privatrechtlicher Geldforderungen.

Nr . 202 . Verordnung des Justizministers im
Einvernehmen mit dem Minister des Innern vom
28 . September 1914 , womit die Verordnung vom 10. Oktober 1908,
R .-G .-Bl . Nr . 223 , über die Schiedsgerichte für Pensionsversicherung abge¬
ändert wird.

Nr . 20 ». Verordnung des Ministers des Innern
im Einvernehmen mit dem Minister für Kultus und
Unterricht vom 29 . September 1914 , betreffend Leichen von
mit anzeigepflichtigen Krankheiten behafteten Personen.

Nr . 204 . Verordnung des Ministeriums des
Innern im Einvernehmen mit dem Ministerium sür
öffentliche Arbeiten vom 22 . September 1914 über die
Anmeldung der Bergwerksbetriebe zur Unfallversicherung.

Nr . 205 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Finanzen "" des Handels und des Ackerbaues vom
2 . Oktober 1914 , womit die Aus - und Durchfuhr mehrerer Artikel ver¬
boten wird.

Nr . 200 . Schiedsvertrag vom 2. September 1913,
zwischen der Österreichisch -Ungarischen Monarchie und der Schweiz.

Nr . 207 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 3. Oktober 1914 , womit die Bestimmungen über die Stundung
privatrechtlicher Geldforderungen ergänzt werden.

Nr . 208 . Verordnung der Ministerien der
Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
6. Oktober 1914 , betreffend die Zollbehandlung von Waren mit Rück¬
sicht auf den Kriegszustand.

Nr . 200 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit dem Kriegsministerium vom
5 . Oktober 1914 über die Behandlung der Postsendungen nach dem
Auslande.

Nr . 270 . Verordnung der Ministerien der
Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
9. Oktober 1914 , betreffend die zeitweilige Außerkraftsetzung der Zölle
für Getreide , Hülsenfrüchten , Mehl und Mahlprodukte.

Nr . 271 . Verordnung des Justizministers vom
8. Oktober 1914 über den Einfluß des Krieges auf Fristen des
bürgerlichen Rechtes und des Verfahrens in bürgerlichen Rechts -Angelegen¬
heiten.

Nr . 272 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 9. Oktober 1914 , betreffend die Kassenscheine der Kriegs-
darlehenskaffa.

Nr . 273 . Verordnung des Ministers des Innern
und des Justizministers vom 10. Oktober 1914überdie
Bildung der Geschwornenlisten für das Jahr 1915.

Nr . 274 . Kaiserliche Verordnung vom 10. Oktober
1914 , mit welcher die Regierung ermächtigt wird , aus Anlaß der durch den
Kriegszustand verursachten außerordentlichen Verhältnisse die notwendigen Ver¬
fügungen auf wirtschaftlichem Gebiete zu treffen.

Nr . 275 . Kaiserliche Verordnung vom 12 . Oktober
1914 über den Wucher.
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Nr . 27 « . Kaiserliche Verordnung vom 12 . Oktober
1914 über eine Teilnovelle zum allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche.

Nr . 277 . Kundmachung des Ministeriums sür
Landesverteidigung und des Finanzministeriums vom
7. September 1914 , womit die Einreihung der Gemeinde Spittal
an der Drau in die sechste Klasse des Militiirzinstarifes verlautbart wird.

Nr . 278 . Kaiserliche Verordnung vom 13. Oktober
1914 , womit die Regierung zur Abänderung von Bestimmungen der Kaiser¬
lichen Verordnung vom 27. September 1914, R .-G.-Bl . Nr . 261, über die
Stundung privatrechtlicher Geldsorderungen ermächtigt wird.

Nr . 27S . Verordnung des Gesamtministeriums
Vom 13. Oktober 1914 über die Stundung privatrechtlicher Geld¬
sorderungen gegen Schuldner in Galizien und in der Bukowina.

Nr . 28V . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 13. Oktober 1914 , womit die Bestimmungen über dieStundung
privatrechtlicher Geldsorderungen abgeändert werden.

Nr . 281 . Verordnung des Justizministers im
Einvernehmen mit dem Handelsminister vom 13 . Oktober
1914 , betreffend die zeitweise Verlängerung der Tageszeiten für die Er-
Hebung von Wechselprotestenin der k. k. Reichshaupt- und ResidenzstadtWien.

Nr . 282 . Kundmachung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister sür öffentliche
Arbeiten vom 30 . September 1914 , betreffend die Zeugnisse
der Städtischen Frauengewerbeschule in Klattau.

Nr . 28 « . Verordnung des Ministeriums des
Innern vom 13 . Oktober 1914 , betreffend die Abänderung der
vierten Ausgabe der Arzneitaxe zu der österreichischen Pharmakopöe Lä . VIII.

Nr . 284 . Kaiserliche Verordnung vom 16. Oktober
1914 , "betreffend die Ausnahmsbestimmungen sür begünstigte Bauten
während der Dauer der durch den Krieg hervorgerufenen außerordentlichen
Verhältnisse.

Nr . 285 . Verordnung des Ackerbauministers im
Einvernehmen mit den Ministern des Innern und des
Handels vom 14. Oktober 1914 , betreffend die Beschränkung
der Kälberschlachtung.

Nr . 28 « . Kundmachung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten Vom 30 . September 1914 , betreffend die Zeugnisse
derFrauengewerbcschulesürWeißnähenundKleidermacheninMährisch -Wcißkirchen.

Nr . 287 . Verordnung des Ministers des Innern
vom 16. Oktober 1914 , betreffend die Abkürzung der Apotheken,
dienstzeit für Doktoren.

Nr . 288 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
21. Oktober 1914 , womit die Ministerialverordnungvom2. Oktober
1914, R .-G.-Bl . Nr . 265, betreffend das Verbot der Aus - und Durchfuhr
mehrerer Artikel, ergänzt, beziehungsweise abgeändert wird.

Nr . 28S . Kaiserliche Verordnung vom 16 . Oktober
1914 , betreffend Vergeltungsmaßregeln auf rechtlichem und wirtschaftlichem
Gebiete anläßlich der kriegerischen Ereignisse.

Nr . 2SV . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 22 . Oktober 1914 über Bergeltungsmaßregelnbei Guthaben
und Forderungen , die Angehörigen feindlicher Staaten zustehen.

Nr . 2S1 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 22 . Oktober 1914 über die Erlassung eines Zahlungsverbotes
gegen Großbritannien und Frankreich.

Nr . 2S2 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 22. Oktober 1914 , betreffend die Überwachung ausländischer
Unternehmungen.

L. Landesgesetz- und Verordnungsblatt.
Nr . 114 Kundmachung des k. k. Statthalters

im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
18. August 1914 , Z. VI-938/5, betreffend die Zulassung der von
den Gödinger Ziegelwerken der Ziegelwerken der Firma Brüder Redlich,
Wien, VII ., LerchenfelderstraßeNr . 131/133 erzeugten Kaminsteine nach dem
Patent -Reformkaminsystem Schofer  bei Bauten in Niederösterreich mit Aus¬
schluß von Wien.

Nr . 115 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10. September 1914 , Z. 6. V-722, betreffend die Personal-
Veränderungen im staatlichen Dampfkesselüberwachungsdienstefür die politischen
Bezirke Amstettcn, Lilienfeld, Melk, Scheibbs , St . Pölten und den Stadtbezirk
Waidhofcn a. d. Ubbs, . beziehungsweise für die politischen Bezirke Krems,
Pöggstall und Zwettl.

Nr . 11 « . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
2. September 1914 , Z. XI b-715/1, betreffend die der Gemeinde
Scheidcldors im Gerichtsbezirke Allentsteig erteilte Bewilligung zur Einhebung
von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Um¬
lagen.

Nr . 117 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
3. September 1914 , A. XI b-408/3, betreffend die der Gemeinde
Böhmzeil im Gerichtsbezirke Gmünd erteilte Bewilligung zur Einhebung einer
Bierverbrauchsauslage von 3 L 40 ü für die Zeit vom Tage der Kund¬
machung der erteilten Einhebungsbewilligung an bis 31. Dezember 1917.

Nr . 118 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
21 - September 1914 , P . Z. 946/4 VI, betreffend den Geschäfts¬
plan für die Musterungs -Kommissionen in Niederösterreich anläßlich der Heran¬
ziehung der im Jahre 1894 geborenen Landsturmpflichtigen, dann der in den
Jahren 1893 unv 1892 geborenen Landsturmpflichtigen, letzterer, soweit über
sie bei der Stellung des Jahres 1914 der Beschluß „Zurückstellen" gefaßt
wurde, sie also weder assentiert, noch sonst endgültig klassifiziert worden waren,
zur Landsiurmdienstleistung mit der Waffe.

Nr . IIS . Gesetz vom 12. September 1914 , be¬
treffend die zeitliche Umlagebefreiung von Wohngebäuden in Wr.-Reustadt.

Nr . 12 « . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
1- August 1914, Z. XI b-15/6, betreffend die Änderung des
Namens der Orsgemeinde „Lunz" im politischen Bezirke Scheibbs in „Lunz
am See ".

Nr . 121 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
15. September 1914 , Z. XI i>-487/3, betreffend die der Gemeinde
Payerbach erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Verschönerungstaxe
für die Jahre 1915 bis 1919 und die hiefür erlassenen Linhebungsvorschriften.

Nr . 122 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
18. September 1914, Z. XI b-669/2, betreffend die der Gemeinde
Lauterbach im Gerichtsbezirke Weitra erteilte Bewilligung zur Einhebung von
100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . 12 « . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
18. September 1914, Z. XI b-694/2, betreffend die der Gemeinde
Müggendorf im Gerichtsbezirke Gutenstein erteilte Bewilligung zur Einhebung
von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden
Umlagen. -- Ä

Nr . 124 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
18. September 1914, Z. XIb -745/1, betreffend bieder Gemeinde
Heidenreichsteinim Gerichtsbezirke Litschau erteilte Bewilligung zur Einhebung
von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden
Umlagen.
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1S14 . XI.

Gesetze, Verordnungen und Entscheidungen.
sowie

NorMtivbcstiiillllilMll des Gemeinderates, Stadtrates und des Magistrates
in Iligelegecheitrn der GeMmdeverMltimg und politischest AmtZHiMZ.

Anstalt.

I . Verordnungen und Entscheidungen:

1. Die Ersatzpflicht gemäß Z 121 , Alinea 11 G .-O . besteht nur für den
ziffcrmäßig bestimmten Aufwand der Kcankenkaffa.

2 . Verbot des Vertriebes des Präparates . Carbogcn " der Firma Friedrich
D e t s i n y i in Budapest.

3 . Gift -Verschleiß.
4 . Stiftung eines Ehrenzeichens für Verdienste um das „ Rote Kreuz " .
5 . Tragart des Ritterkreuzes des Franz Joseph -Ordens für Verdienste im

Kriege.

6. Tragen von Allerhöchsten Auszeichnungen am Bande der Tapferkeits¬
medaille.

7. Verkehr mit Mineralkohle , Koks und Preßkohle.

II . Normativbestimmuugen:
Magistrat:

8 . Gast - und Schankgewerbe ; Genehmigung der Betriebsanlage.

Verzeichnis der im Reichsgcsetzblatte und im Lande s-
gcsetz - und Verordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre  1914 publizierten Gesetze und
Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Die Ersatzpflicht gemäß tz 121 . Alinea 11 G .-O.
besteht nur für den ziffermäßig bestimmten Aufwand

der Krankcnkassa.
Entschcidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 6. Mai

1914 , Nr . 4842 (M . B . A . 1, 29286 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Zweiten
Präsidenten Freiherrn v. Sch wartzen  au , in Gegenwart der Räte des
k. k. Verwaltungsgenchtshoses Srb , Dr . Weingarten,  Dr . Edlen v.
Schneller und 6apek,  dann des Schriftführers k. k. Statthalterei-
Konzipisten Edlen v. Neupau  er , über die Beschwerde der Gehilfen-
Krankenkassa der Genossenschaft der Kleidermacher in Wien gegen die Ent¬
scheidung des k. k. Handelsministeriums vom 26 . Juli 1913 , Z . 23416 , betreffend
den Ersatz eines Krankcnunlerstützungsaufwandes , nach der am 6. Mai 1914
durchgesührten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung
des Vortrages des Referenten sowie der Ausführungen der mitbeteiligten E . M.
in Wien zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe.

Mit der Entscheidung des magistratischen Bezüksamtes für den I . Bezirk
in Wien vom 19 . November 1912 , Z . 49814 , wurde die mitbeteiligte E M.
gemäß Z 121 der Gewerbeordnung für verpflichtet erkannt , der Gehilsen-
Krankenkaffa der Genossenschaft der Kleidermacher in Wien den Aufwand an
Krankengeld , ärztlicher Hilfe und Medikamentenbeistellung im Gesamtbetrag-
von 247 L 20 ü zu ersetzen, welchen die genannte Kassa zur Unterstützung der
vom 14 . März 190 ) bis 20 . Juni 1910 bei der genannten Kleidermacherin
beschäftigten , jedoch von ihr verspätet zur Krankenversicherung angcmeldeten
H . K „verausgabt hat.

Über den von der genannten Beteiligten hiegegen überreichten Rekurs
hat die n .-ö. Statthaltern mit der Entscheidung vom 19 . April 1913,
XIV -32 2 , die Entscheidung der ersten Instanz , insofern mit derselben die
Rekurrcntin verhalten wurde , der Kassa auch die Auslagen für ärztliche Hilfe
und Medikamente im angesprochenen Betrage von 82 L 40 b zu ersetzen,
behoben und erkannt , daß die Rekurrentin nicht verpflichtet werden kann , auch
diesen letzteren Betrag der Kassa zu ersetzen, da nach dem bei der regreß-
ansprechenden Kassa bestehenden Systeme der Entlohnung der Kassenärzte und
der Verrechnung in Ansehung des Medikamcntenbezuges die Kassa außer¬
stande ist, zweifellos und ziffernmäßig nachzuweisen , ob und gegebenenfalls
welche Ausgaben ihr für die ärztliche und medikamentöse Behandlung des
erkrankten Kassenmitgliedes erwachsen sind , der Regreßpflichtige aber nur zum
Ersätze jenes ziffcrmäßig zu bestimmenden Betrages verhalten werden kann,
dessen tatsächliche Verausgabung in dem einzelnen in Verhandlung stehenden
Falle seitens der Kassa durch entsprechende Belege in einer jeden Zweifel aus¬
schließenden Weise nachgewiesen erscheint.

Das Handelsministerium hat dem dagegen überreichten Ministerialrckurse
der beschwerdeführenden Kassa mit der hiergenchts angefochtenen Entscheidung
vom 26 . Juli 1913 , Z . 23416 , «x motivis der Borinstanz keine Folge gegeben.

Die Beschwerde steht auf dem Standpunkte , daß angesichts des un¬
bestrittenen Tatbestandes , wonach die Behandlung durch den Kassenarzt und
die Verabfolgung der Medikamente in eouoroto staltgefunden habe uno auch
die Verletzung der Anmeldepflicht konstatiert sei, der Rückersatz nach Z 121 der
Gewerbeordnung stattzufinden habe , ohne daß ein Nachweis über die Hono¬
rierung der einzelnen Visiten des Arztes verlangt werden könne, weil dieselbe
eben pauschaliter erfolge . Die Behörde hätte sich durch Einvernahme des
Kassenorganes davon überzeugen können , welcher Betrag auf Grund einer
allerdings nicht unkomplizierten Berechnung für jeden einzelnen Besuch des
Arztes entfalle . Ebenso stehe es bezüglich der Medikamente . Es Hütten eventuell
die betreffenden Rezepte ausfindig gemacht werden können . In der Unterlassung
dieser Erhebungen liege auch ein Mangel des Verfahrens . Auch sei ein weiterer
Mangel des Verfahrens darin zu erblicken, daß die Mitbeteiligte in ihrem
ersten Rekurse gegen die Enischeidung des magistratischen Bezirksamtes die
Höhe der von der Krankenkassa geltend gemachten Auslagen überhaupt nicht
bestritten habe , somit für die Ltatthalterei kein Anlaß Vorgelegen gewesen
wäre , sich mit der Höhe der Ansprüche zu befassen.

Der Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes liegen hinsichtlich der
Frage des pro rata Ersatzes des pauschalierten Ärzlehonorars die in den über

I analoge Fälle auf Grund des Fachplenar -Beschlusses vom 9 . Dezember 1913
! ergangenen Erkenntnissen vom 21 . Jänner 1914 , Z . 9908/13 , und vom
j 18 . Februar ! 9l4 , Z . 1747 , zum Ausdrucke gelangten Erwägungen zugrunde,

wonach cs sich bei der Inanspruchnahme des pauschaliter honorierten Kassen-
arztes lediglich darum handelt , daß von einer bei der Kassa bestehenden all¬
gemeinen Einrichtung Gebrauch gemacht wird , ohne daß hiedurch der Kassa
eine zum konkreten Falle in Relation stehende spezielle Auslage erwachsen ist,

I so daß von einem „Aufwand " , welchen die Kassa iin Sinne des Z 12l der
' Gewerbeordnung zur Unterstützung einer bestimmten Person gemacht hat , keine

Rede sein kann.
Die gerügten Berfahrensmängel konnte der Gerichtshof nicht als gegeben

erachten.
Ganz abgesehen davon , daß die Einvernahme des Kassenorganes über

die Berechnung der auf den speziellen Fall entfallenden Tangente des ärzt¬
lichen Pauschalhonorars nichts anderes hätte zuiage fördern können , als in
welchem Maße das in Betracht kommende Kassenmitglied an gemeinsamen
Einrichtungen der Kassa partizipiert hat , woraus nach dem Borgesagten nicht
auf die Leistung eines speziellen „ Aufwandes " zugunsten eines bestimmten
Mitgliedes im Sinne des Z 121 le ^ . eit . geschloffen Wersen kann — also
die fraglichen Erhebungen die Rechtslage im angcdeuteten Belange zu be¬
einflussen nicht geeignet gewesen wären — ergibt sich aus den Akten , daß die
bcschwcrdeführende Kassa im ganzen Administrativverfahren und insbesondere
auch im Ministerialrekurse ausdrücklich erklärt hat , daß ein Nachweis über die
im einzelnen Falle geleistete ärztliche Hilfe und auch über die gelieferten
Medikamente ganz unmöglich sei, hierüber vielmehr nur approximative Anhalts¬
punkte im Wege des Kalküls gefunden werden können . Wenn die Behörde es
unterlassen hat , Verfügungen zum Zwecke des Zustandebringcns eines ziffer¬
mäßigen Nachweises über die ärztliche Leistung und die Medikamenten-
verabfolgung im einzelnen Falle zu treffen , was die Beschwerde nunmehr als
einen Bersabrensmangel rügt , so ist also die Behörde nur von einer Tat¬
bestandsannahme ausgegangen , welche die Partei selbst im ganzen Administrativ-
verfabren als richtig - und . keiner weiteren Aufklärung oder Sicherstellung
bedürftig erkann : hat.



78 ÄmlLblllll der k. k. Nelcheyaupi - und Refidenzstadt Wien. — Nr . 96 , 27 . November 1914.

Der Berwaltungsgerichtshof ist darum auch nicht in der Lage, die Unter¬
lassung der fraglichen Erhebungen als einen Verfahrensmangel zu erkennen.

Wenn die Beschwerde nunmehr der Anschauung Ausdruck gibt , daß eine
ziffermäßige Feststellung des im einzelnen Krankheitsfalle für den Medikamenten-
bezug erfolgten Aufwandes möglich ist, so setzt sie sich damit in Widerspruch
mit den Rekursausführungen und den von der beschwerdesührenden Kranken¬
kassa selbst über Einladung der Behörde gegebenen Aufklärungen . Es liegt
also eine Behauptung vor , auf welche der Gerichtshof nach H 6 des Gesetzes
über den Berwaltungsgerichtshof keine Rücksicht nehmen konnte.

Der Gerichtshof mußte vielmehr gleichwie die angefochtene Entscheidung
von dem im Administrativverfahrcn durch die Erhebungen sestgestellten Tat¬
bestände ausgehen , wonach die bezüglich der Medikamentenlieferung geführten
Vormerke und verfügbaren Belege keinen Anhaltspunkt für eine ziffermäßigc
Bestimmung des im einzelnen Falle gemachten Aufwandes gewähren . Hieraus
folgt aber , daß die nach Z 121 der Gewerbeordnung notwendige Voraus¬
setzung für die Verpflichtung des in der Anmeldepflicht säumig gewesenen
Genossenschaftsmitgliedes zur Erstattung des „Aufwandes " auch für die
bezogenen Medikamente nicht gegeben war , indem die Nachweisung dieses Auf¬
wandes als unmöglich anzusehen war.

Auch darin , daß die Statthalterei auf Grund des von der Mitbeteiligten
ergriffenen Rekurses sich veranlaßt gesehen hat , den Anspruch auf den Ersatz
des ärztlichen Honorars und der Medikamentenkosten zurückzuweisen , konnte
ein Verfahrensmangel nicht erblickt werden , weil die Mitbeteiligte in dem an
die Statthalterei ergriffenen Rekurse ihre Zahlungspflicht in jedem Belange
bestreitet und somit die Rekursinstanz auf Grund dieses Rekurspetites berufen
war , zu untersuchen und darüber zu erkennen , ob die Verpflichtung der Mit¬
beteiligten überhaupt und — wenn dies zutraf — ob diese Verpflichtung zur
Gänze oder nur teilweise besteht.

Die Beschwerde war demnach als unbegründet abzuweisen.

L.
Verbot des Vertriebes des Präparates „ Carbogen"

der Firma Friedrich Detsinyi in Budapest.

Hietzinger Hauptstraße 28 , von Herrn Michael Wallace  auf Grundlage des
hierämtlichen Konzessions -Dekretes vom 9. März 1905 , Z . 16309/01 , bertiebenen
Verschleiß von Giften und von zu arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen
und Präparaten , insofern dies nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten
ist, sowie von imprägnierten Verbandstoffen wird im Sinne des Z öS der G .-O.
mit dem Beifügen genehmigt , daß bei einem Wechsel in der Person des ver¬
antwortlichen Geschäftsführers beim magistratischen Bezirksamt - unverzüglich
um Genehmigung anzusuchen ist.

Unter einem wird der Rücktritt des früheren Geschäftsführers Karl
Ruprecht  zur Kenntnis genommen.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den V. Bezirk
vom 1. September 1914 , M . B . A . V, 45977/13:

Auf Grund der gepflogenen Erhebungen wird der offenen Handels¬
gesellschaft Hoffman n , La Roche L Komp,  oic Genehmigung zur Ver¬
legung :

a) Des zufolge Konzession vom 5. Dezember 1910 , M . B . A. III , 34047/10,

bisher in Wien , III ., Neulinggaffe II , betriebenen Ge¬

werbes der fabriksmäßigen Zubereitung der pharmazeutischen Präparate
„Sirolin und Sulfosotsyrup " ;

b ) des zufolge Konzession vom 7. Juni 1907 , M . B A . III , 16542/07,
R . Z . 1918,L,

M . B . A. III gleichfalls in Wien , III ., Neulinggaffe II , betriebenen

Gewerbes des Lu zros -Berschlcißes von Giften und von zu arzneilicher
Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten

nach dem V. Bezirke , Wehrgaffe 15 , gemäß M 23 , Abs. 5 , und 39 , Abs. 2
G .-O . erteilt.

Die Betriebsanlage für die Ausübung dieser beiden Gewerbe wurde
bereits mit dem Erlaffe vom 3 . April 1914 , M . B . A . V, 7156/14 , ge¬
nehmigt.

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat zufolge Erlasses des k. k.
Ministeriums des Innern vom 27 . Juli 1914 , Z . 8-5292 , mit
Rund -Erlaß vom 13 . August 1914 , Z . 8- 1197 , dem Wiener
Magistrale (M . Abt . X, 8140 ) nachstehendes eröffnet:

Die Firma Friedrich Detsinyi  in Budapest , Waiznerring 6 , bringt
ein Präparat zur Herstellung von Kohlensäurebädern unter Wortmarke „ Car¬
bogen " in Vertrieb.

Bei der fachtechnischen Untersuchung dieses Präparates wurde eine
erhebliche Verunreinigung des darin enthaltenen Kaliumbisulfates mit Arsen
sichergcstellt (in einem Bad 1,0867 A arsenige Säure ).

Der Arsenqehalt des Präparates ist besonders bedenklich , weil sich bei
Benützung von Mctallwannen infolge Anwesenheit des sauren Salzes Wasser¬
stoff entwickelt.

Dieser bildet tu statu nasoeuäi mit der a s Verunreinigung vorhandenen
Arsenverbindung den überaus giftigen Arsenwafferstoff , welcher vom Badenden
eingeatmet wird , wodurch die Gefahr von Vergiftungen bei Benützung des
„Carbogen " bedingt ist.

Mithin erscheint der Vertrieb dieses Präparates unzulässig , und werden
demnach allfällige Übertretungen dieses Verbotes den zuständigen Gerichts¬
behörden zur Anzeige zu bringen fein.

».
Gift -Verschleitz.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den XIX . Bezirk
vom 17 . August 1914 , Z . 2645/1/13:

Das magistratische Bezirksamt für den XIX . Bezirk erteilt dem Herrn
Alois Spadinger  die angesuchte Konzession zum Verkaufe von Giften,
insofern deren Verkauf nicht ausschließlich den Apotheken Vorbehalten ist, im
Sinne des ß 15 , Punkt 14 G .-O . mit dem Standorte XIX ., Sieveringer-
straße 9.

Obige Konzession wurde im Gewerberegister unter Reg . Z . 1500/ir/XIX
vorgemerkt ; für die Erwerbsteuerbemeffung wurde der Konto Z . 13896/19
eröffnet.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den XIII . Bezirk
vom 27 . August 1914 , M . B . A . XIH . 25320 . an Herrn M.
Walace,  Drogist , Wien , I ., Tegetthoffstraße 3:

Die Bestellung des Herrn Gustav Wunderlich,  geboren am 28 . De¬
zember 1886 in Asch (Böhmen ), zuständig daselbst , ledig , wohnhaft VI ., Rahl-
gaffe 6, II/2I , als verantwortlicher Geschäftsführer für den im XIII . Bezirke,

» »

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den XIX . Bezirk
vom 24 . Oktober 1914 , M . B . A. XIX , 115/2:

Vom magistratischen Bezirksamte für den XIX . Bezirk wird hiemit
zufolge des über Rekurs erflosfenen Erlasses der k. k. n .-ö. Statthalterei vom
17 . Oktober 1914 , Z . XII -2598 , dem Herrn Oskar Peukerl  die Konzession
zum Verkaufe von Giften und der zur arzneilichen Verwendung bestimmten
Stoffe und Präparate , insofern dies nicht ausschließlich den Apotbekern Vor¬
behalten ist, sowie zum Verschleiße von künstlichen Mineralwässern im Stand¬
orte Wien , XIX ., Billrothstraße 35 , erteilt.

Obige Konzession wurde im Gewerberegister unter Reg .-Z . I491/konz ./XIX
vorgemerkt ; für die Erwerbsteuerbemeffung wurde die Konto -Z . 14719/19
eröffnet.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den V. Bezirk
vom 5. November 1914 , M . B . A. V, 8846:

Die Verlegung des Standortes des von der offenen Handels -Gesellschaft
W . I . Rohrbeck 's  Nachfolger auf Grund der Konzession vom 29 . Mai 1908,
M . B . A . I , 27634 , im I . Bezirke , Kärntnerstraßc 59 , Giselastraße I , be¬
triebenen Gist -Verschleißgewerbes nach dem V. Bezirke , Wehrgasse 18, wird
gemäß Z 39 der Gewerbeordnung genehmigt.

4 .
Stiftung eines Ehrenzeichens für Verdienste um

das „ Rote Kreuz ".
Erlaß des Magistrats - Direktors Dr . Max Weiß  vom

25 . September 1914 , M . D . 5917 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 51) :

Das Präsidium der k. k. n .-ö. Statthalterei hat am 17 . September 1914
zur Pr . Z . 2478 an den Herrn Bürgirmeister nachstebenden Erlaß gerichtet:

„Seine k. u . k. Apostolische Majestät haben aus Anlaß der SO. Wiederkehr
des Jahrestages , an welchem die Genfer Konvention begründet wurde , mit dem
Allerhöchsten Handschreiben vom 17 . August 1914 ein Ehrenzeichen für Verdienste
um dos „ Rote Kreuz " allergnädigst zu stiften und die anverwahrten statutarischen
Bestimmungen nebst Anhang huldvollst zu genehmigen geruht.

Hievon ergeht behufs entsprechender weiterer Veranlassung mit dem
Beifügen die Mitteilung , daß die offizielle Verlautbarung des Allerhöchsten
Stiftungsaktes durch die amtliche „ Wiener Zeitung " bereits am 22 . August
1914 als dem Jahrestage der Genfer Konvention erfolgt ist. "
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In Durchführung dieses Erlasses setze ich die Magistrats -Abteilungen und
die magistratischen Bezirksämter mit dem Beifügen in Kenntnis , daß zufolge
Verfügung des Herrn Bürgermeisters die Amtshandlungen hinsichtlich dieser
Agende der Magistrats -Abteilung X Vorbehalten werden , sofern es sich nicht
um Verleihung des Ehrenzeichens an städtische Angestellte handelt , in welchen
Fällen die Personalreferenten zuständig sind.

Dies ist in der Geschäftseinteilung des Magistrates vorzumerken.

S.
Tragart des Ritterkreuzes des Franz Joseph -Ordens

für Verdienste im Kriege.
Rund -Erlaß des Präsidiums der k. k. n .-ö . Statthalterei

vom 22 . Oktober 1914 , P . Z . 2651 (M . D . 7154 ) :
Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 9. Oktober 1914,

Z . 18151 , M . I ., haben Seine k. u . k. Apostolische Majestät nachstehendes Aller¬
höchstes Handschreiben allergnädigst zu erlassen geruht:

„ Lieber Fürst Montenuovo!

Da die Verleihung des Militärverdienstkreuzes mit der Kriegsdekoration
ausschließlich nur für Kombattanten Vorbehalten werden muß , sich aber die
Notwendigkeit ergibt , auch Nichtkombattanten , Offiziere für den Justizdienst,
Militär (Landwehr )Lrzte und Militär (Landwehr )beamte der VII ., VIII . und
IX . Rangsllasse für Verdienste im Kriege zu belohnen , finde Ich an¬
zuordnen , daß:

„Nichtkombattanten , Offiziere für den Justizdienst , Militär (Landwehr )ärzte
und Militär (L«ndwehr )beamte der VH , VIII . und IX . Rangsklassc das für
Verdienste im Kriege verliehene Ritterkreuz Meines Franz Joseph -Ordens am
Bande des Militärverdienstkreuzes zu tragen haben . "

Wien,  am 14. September 1914.
Franz Joseph  m . p . "

Dieses Allerhöchste Handschreiben wurde im Verordnungsblatte für das
k. u . k. Heer , sowie in jenem für die k. k. Landwehr vcrlautbarl.

K.
Tragen von Allerhöchsten Auszeichnungen am Bande

der Tapferkeitsmedaille.
Rund -Erlaß des Präsidiums der k. k. u.-ö. Statthalterei

vom 22 . Oktober 1914 , P . Z . 2652 (M . D . 7153 ) :
Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 17 . Oktober 1914,

Z . 18153 M . I ., haben Seine k. u . k. Apostolische Majestät nachstehendes Aller¬
höchstes Handschreiben allergnädigst zu erlassen geruht:

„Lieber Fürst Montenuovo!

Jene Gagistcn der niederen Rangsklaffen und jene Personen des
Mannschastsstandes , welche im Kriege in Verwendung betätigt sind , die einen
unmittelbaren Kontakt mit dem Gegner — somit auch die Erwerbung des
Militärverdienstkreuzes oder einer Tapferkeitsmedaille — ausschlicßen , haben
das für Verdienste im Kriege verliehene goldene Verdienstkreuz mit der Krone,
das goldene Verdienstkreuz , das silberne Verdienstkreuz mit der Krone und das
silberne Verdienstkreuz am Bande der Tapferkeitsmedaille zu tragen.

Wien,  am 90 . September 1914.
Franz Joseph  w . p . "

Dieses Allerhöchste Handschreiben wurde im Verordnungsblattc für das
k. u . k. Heer und in jenem für die k. k. Landwehr Verlautbari.

7.

Verkehr mit Mincralkohle , Koks und Preßkohle.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 31 . Oktober

1914 , M - Abt . IX , 5803:
Im Interesse der Approvisionierung von Wien wird in Abänderung der

Bestimmung II , Punkt 11 der Kundmachung des Wiener Magistrates vom
31 . Mai 1910 , Ri . Abt . IV , 1601 , bis auf weiteres nachstehende Anordnung
getroffen:

Im I . Gemeiudebezirkc ist die Zufuhr von Kohle , Koks oder Preßkohle
in offenen Fuhren in folgenden Straßen auf die Zeit bis 10 Uhr vormittags
beschränkt : Augustincrstraße , Bognergaffe , Graben , Herrengasse , Kärntnerstraße,
Kohlmarkt , Naglergaffe und Rotenturmstraße.

Diese Kundmachung tritt sofort in Kraft.

II. Normativbestimmungen.
Magistrat:

8 .
Gast - und Schankgewerbe ; Genehmigung der

Betriebsanlage.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom

16 . Oktober 1914 , M . D . 9 ex 1913 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 52 ) :

Seitens eines magistratischen Bezirksamtes wurde die Frage aufgeworfen,
ob die Betriebsstätten der Gast - und Schankgewerbe der Genehmigung nach
H 25 der G .-Odg . unterliegen.

Hiezu bemerke ich, baß dies selbstverständlich in derRegelnicht
der Fall sein wird , weil ja einerseits dieses Gewerbe gewöhnlich keine „be¬
sonderen " , d. h. diesem Gewerbebetriebe eigentümliche Anlagen oder Vor¬
richtungen erfordert und weil anderseits doch nicht behauptet werden kann,
daß das Gasthausgewerbe als solches  mit den im Z 25 G .-Odg . ange¬
führten nachteiligen und gesundheitsschädlichen Folgen verbunden wäre.

Im übrigen bieten aber die ZZ 18 und 74 der G .-Odg . eine hinreichende
Handhabung zur Wahrung der bei diesen Betrieben in Betracht kommenden
öffentlichen Interessen.

Sollte ausnahmsweise bei g' ößeren Restaurationsbetrieben die Voraus¬
setzung der eingangs erwähnten Gesetzesstelle gegeben sein , so ist nach dem
III . Hauptstück der Gewerbeordnung amtszuhandeln.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetz- und Verordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre I8L4 publizierten Gesetze und

Verordnungen.

X. Reichsgesetzblatt.

Nr . 283 . Kaiserliche Verordnung vom 19 . Oktober
1914 , betreffend die Gewährung von Nachlässen an der allgemeinen Er¬
werbsteuer aus Anlaß der durch den Krieg eingetretenen Betriebsstörungen.

Nr . 8v4 . Kaiserliche Verordnung vom 22 . Oktober
1914 , betreffend die Feststellung des Wertes von Wertpapieren zum Zwecke
der Bemessung der Stempel - und unmittelbaren Gebühren.

Nr . 285 . Kaiserliche Verordnung vom 25 . Oktober
1914 , betreffend die Gewährung von Gebühren - und Steuererleichterungen
für Kriegs -Kreditbanlcn.

Nr . 886 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 26 . Oktober 1 914 , womit Bestimmungen der Verordnung des
Gesamtministeriums vom 25 . Jänner 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 21 , betreffend das
Kanzlechilfspersonal bei den staatlichen Behörden , Ämtern und Anstalten ab-
geändcrt werden.

Nr . 287 Verordnung der Ministerien des Innern,
der Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
27 . Oktober 1914 wegen Beschränkung der Verwendung gewisser
Stoffe zur Branntwein -Erzeugung in der Betriebsperiode 1914/15.

Nr . 888 . Verordnung des Ministeriums für
Kultus und Unterricht und des Finanzministeriums
vom 20 . Oktober 1914 , mit welcherH 1 der Verordnung vom
26 . August 1908 , R .- G .-Bl . Nr . 207 , beziehungsweise die Verordnung vom
31 . März 1913 , R .-G .-Bl . Nr . 57 , betreffend die Aktivitätszulagen des
systemisterten Lehrpersonales an den römisch -katholischen und griechisch-katholi¬
schen theologischen Diözesanlehranstalten und den theologischen Zentral -Lehr-
anstalten zu Görz und Zara abgeändert wird.

Nr . 888 . Verordnung des Justizministers vom
26 . Oktober 1914 Uber die Regelung der Vollstreckungsrechtshilfe
zwischen den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern und den
Ländern der ungarischen heiligen Krone.
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Nr. »00 . Verordnung des Justizministers vom
30 . Oktober 1914 über eine Verlängerung von Fristen zur Vor¬
nahme Wechsel- und scheckrechtlicher Handlungen.

Nr . » 01 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit den Ministern des Innern und
des Ackerbaues vom 31. Oktober 1914 , betreffend dieEin-
schränkung der Verwendung von Weizen - und Roggenmchl bei der gewerbe¬
mäßigen Brot -Erzeugung.

Nr . » 02 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister des Innern vom
31 . Oktober1914 , betreffend das Verbot des Austausches und der Zurück¬
nahme des an Gast - und Schanlgewerbetreibende und Händler gelieferten
Gebäckes.

Nr . » OS. Kundmachung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 29 . August 1914 , betreffend die
Zurückziehung des bei der Signierung und der Ratifizierung des Überein¬
kommens vom 6. Juli 1906 zur Verbesserung des Loses der Verwundeten
und Kranken bei den Armeen im Felde von Großbritannien und Irland an¬
gemeldeten , beziehungsweile aufrechterhaltenen Vorbehaltes.

Nr. »04 . Verordnung des Handelsministers
im Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 17. Oktober 1914 , betreffend die Bezeichnung
der an der Frauengewerbeschule des Frauen -Erwerbvereines in Brünn be¬
stehenden Fach -Abteilung für Stickerei als Anstalt , deren Zeugnisse über den
mit Erfolg zurückgelegten Besuch den Nachweis über die ordnungsmäßige Be¬
endigung des Lehrverhältnisscs , beziehungsweise den Nachweis über die vor¬
geschriebene Verwendungsdauer als Gehilfe in einem handwerksmäßigen Ge¬
werbe ganz oder zum Teile ersetzen.

Nr . SOS. Verordnung des Finanzministers im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten Vom 28 . Oktober 1914 über Ausnahmen vom
Zahlungsverbote gegen Großbritannien und Frankreich.

Nr . » 08 . Verordnung des Ministeriums für
Landesverteidigung und des Finanzministeriums vom
10 . September 1914 über einige Abänderungen des Gesetzes vom
10 . Februar 1907 , R .- G .-Bl . Nr . 80 . betreffend die Militärtaxe.

Nr . » 07 . Kaiserliche Verordnung vom 4. No¬
vember 1914 , womit bei Stillstand der ordentlichen Gerichtsbarkeit
Zivilpersonen der Militärgerichtsbarkeit unterstellt werden.

Nr . » 08 . Verordnung des Ministeriums für
Landesverteidigung und des Finanzministeriums vom
10 . September 1914 , womit im Einvernehmen mit dem Kriegs¬
ministerium die mit der Ministerial -Verordnung vom 19 . August 1907,
R .-G -Bl . Nr . 211 , erlassenen Durchführungsbestimmungen zum Gesetze vom
10 . Februar 1907 , R .-G .-Bl . Nr . 80 , betreffend die Mckitärtoxe , abgeändert
werden.

Nr . » OS. Kundmachung des Handelsministers
im Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 12 . Oktober 1914 , betreffend die Zeugnisse der
böhmischen Frauengewerbeschule in Prachatitz.

Nr . » 10 . Kundmachung des Handelsministers
im Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 17. Oktober 1914 , betreffend die Zeugnisse der
an der k. k. Sraatsgewerbeschule in Villach bestehenden Frauengewerbeschule
für Weißnähen und Kleidermachen.

Nr . » 11 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 17 . Oktober 1914 , betreffend die Bezeichnung
der an der Städtischen Frauengewerbeschule in Prag bestehenden Fach -Abteilung
für das Modistcngewerbe als Anstalt , deren Zeugnisse über den imt Erfolg
zurückgelegtcn Besuch den Nachweis über die ordnungsmäßige Beendigung des
Lehrverhältnifses , beziehungsweise den Nachweis über die vorgeschriebene Ber-
wendungsdauer als Gehilfe in einem handwerksmäßigen Gewerbe ganz oder
zum Teile ersetzen.

Nr. » 12 . Kundmachung des Eisenbahnministe¬
riums vom 31. Oktober 1914 , betreffend die Konzessionierung
einer mit elektrischer Kraft zu betreibenden schmalspurigen Kleinbahnlinie von
der Parkstraße bis zum Hotel Stiegl  in Bozen.

Nr . » 1» Verordnung des Justizministers vom
6 . November 1914 , betreffend die Aufnahme von Urkunden über den
Erwerb von Liegenschaften geringen Wertes bei Gericht.

Nr . » 14 . Verordnung des Gesamtministeriums
Vom 11. November 1914 , betreffend die Kohlenversorgung.

Nr . »IS . Kaiserliche Verordnung vom 31 . Oktober
1914 , betreffend die Gewährung von Gebühren - und Steuererleichterungen
aus Anlaß von Zuwendungen zu Zwecken der Kriegsfürsorge.

Nr . » 16 . Vollzugsverordnung des Finanzmini¬
steriums vom 12. November 1914 zu der Kaiserlichen Ver¬
ordnung vom 31 . Oktober 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 315 , betreffend die Gewährung
von Gebühren - und Steuererleichterungen aus Anlaß von Zuwendungen zu
Zwecken der Kriegsfürsorge.

Nr . » 17 . Verordnung der Minister des Handels,
der Finanzen und der Justiz vom .17. November 1914,
betreffend die Ausfolgung von Waren aus öffentlichen Lagerhäusern ohne Rück¬
stellung des Lagerscheines.

Nr . » 18. Verordnung des Gesamtministeriums
vom 19. November 1914 , womit die Bestimmungen über die
Stundung privatrcchtlicher Geldforderungen gegen Schuldner in Galizien und
in der Bukowina abgeändert werden.

6. Landesgeseh- und Verordnungsblatt.
Nr . 12S . Kundmachung des k. k. Statthalters

im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
9. Oktober 1914 , Z . XI b 667/2, betreffend die der Gemeinde
Kirchberg am Wechsel im Gerichtsbezirke Asp - ng erteilte Bewilligung zur
Einhcbung von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 über¬
steigenden Umlagen . _

Nr . 126 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
9 . Oktober 1914 , Z . XI d - 726/2 , betreffend die der Gemeinde
Putzing im Gerichtsbezirke Wollersdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung
von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigende»
Umlagen.

Nr . 127 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
9. Oktober 1914 , Z . XI b 769/1, betreffend die der Gemeinde
Goggitsch im Gerichtsbezirke Geras erteilte Bewilligung zur Einhcbung von
100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

"Nr. 128 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
11. Oktober 1914 , A. XI ö-771/1, betreffend die der Gemeinde
Baumgarten am Wagram im Gerichtsbezirke Kirchberg am W - gram erteilte
Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres
1914 übersteigenden Umlagen.

Nr. I2S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
9. Oktober 1914, Z. Xl b-776/1, betreffend die der Gemeinde
Eberweis im Gerichtsbezirke Litschau erteilte Bewilligung zur Einhebung von
100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1914 übersteigenden Umlagen.

Nr . ISO. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
11. Oktober 1914, Z. VI-1605/1, betreffend die de» Gemeinde Laa
an der Thaya erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Beerdigungsgebühr
von 19 X.
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Gesetze, Verordnungen und Entscheidungen.
sowie

Normtivbcstiulmilgeu des Gemeinderates, Stadtrates und des Magistrates
in Angelegenheiten der Gemelndenerlllaltnng und politischen Amtsführung.

Inst alt.
I . Verordnungen und Entscheidungen:

1 . Haftung der Gemeinde und Gemeindeorgane für anläßlich von Delo¬
gierungen in Verwahrung genommene Gegenstände.

2 . Ausfolgung von Pferde - und Fuhrwerksentschädigungsbeträgcn.
3 . Heimatrechtlicher Aufenthalt einer Militärperson.
4 . Rechtliche Natur der gewerbsmäßigen Ausübung der Krankenpflege.
5 . Ernennung eines Deputy -Konsul -General beim amerikanischen General-

Konsulate in Wien.
6 . Die magistratischen Bezirksämter sind selbständige politische Bezirks¬

behörden.
7. Gift -Verschleiß.
8 . Auslassung der Kanzln des Franz Joseph -Ordens.
9 . Sistierung der Gebrauchsnahme der Konventionaltelegrammadressen

„Austung " und „ Konaustung " .
10 . Geldstrafen nach dem Pferdestellungsgesetze.
11 . Gewerbsmäßige Herstellung von Plastiken durch Formen einer all¬

mählich erhärtetenden Masse und Aufkleben eines Photogrammes auf
dieselbe — ein freies Gewerbe.

12 . Enthebung eines Prüfungs -Kommissärs für Dampfkesselwärter.
13 . Gewerbsmäßige Revision der kaufmännischen Buchführung ; rechtliche

Natur.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Haftung der Gemeinde nnd Gemeindeorgane für
anläßlich von Delogierungen in Verwahrung ge¬

nommene Gegenstände.
I.

Urteil des k. k. Bezirksgerichtes Innere Stadt Wien
Abteilung XVI vom 14 . Februar 1914 , 194 6 , XVI , 215:

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Das k. k. Bezirksgericht Innere Stadt , Abteilung XVI , hat durch den

k. k. Bezirksrichter Dr. Ernst Bachrach als Richter in der Rechtssache der
klagenden Partei A . G ., Private in A ., Langegaffe 83 , vertreten durch
Dr . Fritz Winter,  Hof - und Gerichtsadvokaten , Wien , wider die beklagte
Partei 1. Gemeinde Wien , zu Händen des Bürgermeisters Herrn Dr . Richard
Weiskir chner,  Wien , I . Rathaus , 2 . K. P ., Magistrats -Ober -Kommissär,
Wien , VII ., . . . gaffe 33 , wegen 486 X auf Grund der mit beiden
Parteien durchgeführten mündlichen Verhandlung zu Recht erkannt:

1. Das Klagebegehren des Inhaltes , die beiden Beklagten zu verurteilen,
der Klägerin 486 X samt 5 Prozent Zinsen vom Klagstage und den Prozeß-
kosten binnen 14 Tagen bei Exekution zur ungeteilten Hand zu bezahlen —
besteht dem Grunde nach nicht zu Recht und wird dem Grunde nach ab¬
gewiesen.

2 . Die Klägerin ist schuldig , der Gemeinde Wien die mit 6 X bestimmten
Prozeßkosten binnen 14 Tagen bei Exekution zu bezahlen.

3. Wenn dieses Urteil in Rechtskraft erwächst , ist der Prozeß beendigt.

Tatbestand.

Es ist unbestritten , daß die Klägerin vom Jahre 1907 bis 1911 in
Wien , VII ., . . . straße 5 , ein Modistengeschäft geführt und gemeinsam mit
Frau M . B . gewirtschastet hat . Die Geschäfts -, Wohnungseinrichtung war
Eigentum der Klägerin , da sie dieselbe aus ihrem Gelde aiigekaust hat:  die
Klägerin mußte im Jahre 1911 zur Pflege ihrer Mutter nach A . übersiedeln
und hat die Fortführung ihres Geschäftes der Frau B . überlasten , welche noch
von früherher in Schuld der Klägerin gestanden sei ; B . habe die Abwesenheit
der Klägerin dazu benützt , Geschäft und Wohnung der Klägerin auf ihren
Namen anzumelden , sei jedoch den Zins schuldig geblieben . Als Klägerin
zurückgekehrt sei, habe sie das Geschäft wohl wüter geführt , habe jedoch den

14 . Zeitweilige Befreiung einiger Gegenstände des Wiener Liniensteuertarifes
von der Verzehrungssteuer.

15 . Festsetzung von Höchstpreisen für den Verkauf von Hasen und Hirsch¬
wildbret in Wien.

16 . Zulassung von Platten aus Schlackenbeton der Firma E . Hübner.
17 . Zulassung von Hohlmauern der Firma Baumeister Karl Schüller,

Ges . m . b. H.
18 . Festsetzung von Höchstpreisen für den Großhandel mit Getreide und

Mehl.
19 . Militärverdienstkreuz für Verdienste im Kriege ; Tragart.
20 . Festsetzung der Höchstpreise für Kartoffel.

II Normativbestimmnngeu:

Magistrat:

21 . Stadtbuchhaltungs -Abteilungen.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes-
gesetz - undBerordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre  1914 publizierten Gesetze und
Verordnungen.

anwachsenden Mietzins nicht mehr entrichten können , sie sei für November
1912 gekündet und am 21 . November 1912 delogiert worden . Da die Wohnung
noch auf den Namen B . gelautet habe , so seien die Einrichtungsgegenständc
der Klägerin auch unter dem Namen B . von dem magistratischen Bezirksamte
für den VII . Bezirk sichergestellt worden.

Es wurde außer Streit gestellt, daß Klägerin , welche bei der Delogierung,
beziehungsweise Sicherstellung der Mobilien durch das magistratische Bezirks¬
amt anwesend war , gegen die Deponierung der Effekten unter dem Namen B.
beim magistratischen Bezirksamte , keine Einwendung erhoben hat.

Es ist ferner unbestritten , daß die Klägerin infolge Erkrankung behufs
Wiederherstellung zu ihren Eltern nach A . sich begeben hat , ferner , daß sie
anfangs März 1913 nach Wien zurückgekehrt sei, um sich ihre Mobilien vom
magistratischen Bezirksamts abzuholen . Dort wurde ihr vom Magistrats -Ober-
Kommissär P . mitgeteilt , daß die Sachen ohne Zustimmung der B . nicht aus¬
gefolgt werden können ; der Genannte habe ein Protokoll mit der Klägerin
ausgenommen , worin die letztere erklärt habe , daß die beim magistratischen
Bezirksamte verwahrten Mobilien ihr Eigentum seien und daß Klägerin die B.
auf Anerkennung dieses Eigentumes und Zustimmung zur Ausfolgung an die
Klägerin — klagen werde . Die B . habe die Klägerin betrogen und schwer
geschädigt , schulde ihr außerdem noch 900 X und verweigere ihre Zustimmung
zur Ausfolgung der Mobilien aus Bosheit.

Es ist ferner unbestritten , daß Klägerin gegen die B . wegen mehrerer
Diebstahlsakten die Strafanzeige erstattet hat und die Verhandlung in Wien
abgewartet hat ; am 21 . April 1913 hätte beim Bezirksgerichte XV die Straf¬
verhandlung gegen die B . stattfinden sollen , die Beschuldigte sei aber unauf-
stndbar gewesen . Klägerin habe sich damals (März und April 1913 ) etwa
zehnmal zu dem Zweitbeklagten in das magistratische Bezirksamt begeben , um
bei diesem als Referenten zu verhindern , daß die Mobilien der Klägerin der
B . ausgefolgt würden . Klägerin habe den Zweitbeklagten am 22 . April 1913
auch mitgeteilt , daß die Verhandlung gegen die B . nicht stattfinden konnte
und habe die Vorladung für den 21 . April 1913 vorgewiesen , hiebei habe sie
gesagt , sie müsse wieder nach A. zurückfahren und den Prozeß gegen die B.
durch einen Armenvertreter durchführen , der Zweitbeklagte habe die Klägerin
über deren wiederholte Bitte , die Sachen nicht an die B . auszufolgen , durch
die ausdrückliche und sichere Zusage beruhigt , er werde bestimmt über die
Mobilien nicht eher verfügen , bis die gerichtliche Entscheidung gefällt würde,
er dürfe auch nicht eher verfügen , es könne ein halbes Jahr auch dauern,
wenn die Sache zu Gericht geht.

Ferner wurde außer Streit gestellt, daß Klägerin von A. aus die B.
deren Aufenthalt unbekannt war , zuhanden eines Prozeßkurators geklagt und
am 6 . Oktober 1913 das Urteil des Inhaltes erwirkt hat , die Beklagte B .,
sei schuldig einzuwilligen , daß die auf Grund der Delogierung vom 21 . No¬
vember 1912 auf ihren Namen vom magistratischen Bezirksamts für den
VII . Bezirk sichergestellten Gegenstände der A. G . ausgesolgt werden . Sie sei
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ferner schuldig , der Klägerin den Betrag von 900 L zu bezahlen . Die im
Urteile namentlich angeführten Gegenstände sind:

1.
2.
8.
4.

5.
6.
7.
8 .
9.

10.
11.
12.
13.
14.
15.

2 Betten mit 6 Matratzen , Anschaffungspreis . 60
1 Bett mit Drahteinsatz und 3 Matratzen . 46
3 Zudeckbctten und 8 Polster . 40
Gabel , Messer , Geschirr , Bügeleisen , Bettwäsche rc ., Anschaffungs¬
preis . 56
3 Kästen , Anschaffungspreis . 78
2 Nachtkästen , Anschaffungspreis . 30
3 Tische , Anschaffungspreis . . . . . . . 16
Sesseln , „ 24
Waschtische , „ 10
Küchenkredenz , „ 22
Wafferbank , „ 3
1 Reisekorb , . 10
1 Küchenkiste, „ I
4 Postkartons mit leeren Hüten , Anschaffungspreis . 40
14 Schachteln mit Arbeitsmaterial . ^ . 50^

L

Summe . . 468 L

Es ist unbestritten , daß Beklagte nach Erhalt des Urteiles an das
magistratische Bezirksamt Neubau geschrieben hat und acht Tage später selbst
nach Wien gefahren ist, um sich ihre Sachen abzuholen , nachdem sie keine
Antwort erhalten hatte.

Beim magistratischen Bezirksamte wurde der Klägerin mitgeteilt , daß die
Mobilien in zwei Partien , und zwar am 13 . Juni 1913 und 16 . Juli 1913
bereits der B . ausgefolgt worden sind.

Die Klägerin behauptet nun , die B . sei mit den Effekten der Klägerin
verschwunden , habe den Schaden „trotz eifriger Bemühung nicht mehr wieder
gut machen können ; durch die Übernahme der Möbel » ach der Delogierung
und insbesondere durch die der Klägerin wiederholt gemachte Zusage , die
Möbel erst auf Grund eines gerichtlichen Urteiles auszufolgen , habe die Ge¬
meinde die Pflicht der ordnungsmäßigen Verwahrung aus dem Verwahrungs¬
vertrage der Klägerin gegenüber übernommen.

Die Klägerin begehrt die Verurteilung der beiden Beklagten zur
Zahlung von 486 L samt 5 Prozent Zinsen und Kosten zur ungeteilten
Hand.

Die Beklagten beantragen die kostenpflichtige Klageabweisung wegen
mangelnder passiver Klagslegitimation , ferner weil kein Verschulden weder auf
Seite der Gemeinde Wien oder deren Organe , noch auf Seite des Beklagten
vorliege.

Die Verhandlung wurde aus den Anspruch dem Grunde nach ein¬
geschränkt.

Sämtliche Beweis -Anträge wurden als unerheblich abgewiesen.
Die Klägerin legte Kostennote ein, die Erstbeklagte beanspruchte 6 L an

baren Stempclauslagcn , der Zweitbeklagte verzichtete auf Kostenersatz.

Entscheidungsgründe:

Die Klägerin stützt ihren Schadenersatzanspruch darauf , daß die Ge¬
meinde Wien durch die Übernahme der Möbel nach erfolgter Delogierung der
M . B . und insbesondere durch die Klägerin wiederholt gemachte Zusage , die
Möbel erst auf Grund eines gerichtlichen Urteiles auszufolgen — der Klägerin
gegenüber die Pflicht der ordnungsgemäßen Verwahrung aus dem Ver¬
wahrungsvertrage übernommen habe.

Es wäre Sache der Gemeinde Wien gewesen , durch Erlag bei Gericht
gemäß M 1, 425 a . b. G . B . sich von der Haftung für die Aufbewahrung
zu befreien ; die Gemeinde sei nicht berechtigt gewesen , nachdem sie durch ihr
für dieses Gebiet zuständige Organ , den Zweitbeklagten , die Verwahrung der
Klägerin gegenüber übernommen hatte , die Mobilien ohne Verständigung
der Klägerin , herauszugeben . Die Klägerin beansprucht daher den ihr zuge¬
fügten Schadenersatz aus dem Titel der 88 964 und 965 a . b. G . B ., sowie
gemäß 8 1295 a . b , G . B ., weil die Gemeinde Wien als juristische Person
überhaupt nur durch ihre Organe handeln kann und das Verschulden ihrer
Organe , die in Ausübung ihres Amtes gefehlt hätten , verantworten müsse.

Gegen den Zweitbeklagten stützt Klägerin ihren Ersatzanspruch auf
88 1295 und 1297 a . b. G . B ., weil den Zweitbeklagten das Verschulden
an den der Klägerin erwachsenen Schaden persönlich zur Last falle ; die
solidarische Haftung der beiden Beklagten ergebe sich aus 8 1902 a . b.
G . B.

Das Gericht hat auf Grund des unbestrittenen Vorbringens als er¬
wiesen angenommen , daß das magistratische Bezirksamt für den VII . Bezirk
nach erfolgter gerichtlicher Delogierung der M . B . vom 21 . November 19 !2
die der Klägerin eigentümlichen Effekten in deren Anwesenheit unter dem
Namen der M . B . in Aufbewahrung der Gemeinde Wien übernommen hat;
ferner , daß der Zweitbeklagte der Klägerin wiederholt über deren Einschreiten
zugesichert hat , über die Mobilien erst nach Entscheidung des Gerichtes über
den von der Klägerin gegen die M . B . anzustrengenden Rechtsstreit zu ver¬
fügen ; ferner , daß trotzdem die Sachen der Klägerin in zwei Partien am
13 . Juni 1913 und 16 . Juli 1913 der M . B . über Auftrag des Zweit¬
beklagten ausgefolgt worden find.

Die vorliegende Klage stellt sich als die Forderung eines Schadenersatzes
im Sinne der Bestimmungen des 30 . Hauptstückes des allgemeinen bürger¬
lichen Gesetzbuches dar . Um daher von den Beklagten als den Beschädigen,
den Ersatz des der Klägerin angeblich erwachsenen Schadens begehren zu
können , hätte die letztere ein Verschulden der beklagten Gemeinde oder des
Zweitbeklagten Nachweisen müssen . (88 1294 und 1295 a . b . G . B .)

Was das Klagebegehren gegen die Gemeinde Wien betrifft , ist dieser
Voraussetzung nicht dadurch Genüge getan , daß ein Verschulden eines
Organes derselben behauptet und erwiesen würde ; denn die Handlungen eines
Organes einer administrativen Körperschaft sind nicht ohneweiters identisch
mit dem Handeln dieser Körperschaft selbst. Aus den bestehenden Gesetzen kann
eine unbedingte Haftpflicht solcher Körperschaften für das Handeln ihrer Organe
nicht abgeleitet werden.

Es ist festgestellt, daß die Sicherstellung der klägerischen Effekten anläßlich
der Delogierung der M . B . im Rahmen der öffentlichen Verwaltungstätigkeit
der beklagten Gemeinde durch deren Organe erfolgt ist, nämlich in Ausübung
der nach 8 46 , Z . 2 des Gemeindestatutes in den selbständigen Wirkungskreis
der Gemeinde Wien fallenden Obsorge für die Sicherheit des Eigentums . Es
handelt sich somit um keinen privatrechtlichen Verwahrungsvertrag im Sinne
des 8 957 a. b . G . B . u . ff. ; eigentlich stützt sich die Klage darauf , daß
die Gemeindeorgane ihre auf öffentlichem Rechte beruhenden Amtspflichten
verletzt haben , daß durch eine Handlung eines Organes der beklagten Gemeinde
nämlich des Zweitbeklagten die Rückstellung der in Obhut gegebenen klägerischen
Effekten nicht an die Klägerin , sondern an eine dritte Person , welche zur
Übernahme dieser Effekten von der Klägerin nicht ermächtigt war , erfolgt ist.

ES fehlt an einer allgemeinen Rechtsnorm , welche die Gemeinde für den
im vorliegenden Falle behaupteten , vom Gemeindeorgane angeblich ver¬
ursachten Schaden für haftbar erklären würde . Es bestehen in dieser Richtung
wohl einzelne Vorschriften (siehe Entscheidung des Obersten Gerichtshofes vom
4 . Jänner 1910 , Rv . V 2527/9 in Nowsk , Slg . Neue Folge , Xll . Band.
Nr . 1318 , S . 61 bis 66 ) ; für den vorliegenden Fall gibt es keine bezügliche
Norm.

Aus dem Umstande , daß durch besondere Gesetze für einzelne Fälle die
Haftpflicht statuiert werden mußte , ist zu folgern , daß eine allgemeine Schaden¬
ersatzpflicht der öffentlich -rechtlichen Korporationen nicht besteht. So wenig der
Fiskus für das Verschulden der Staatsbeamten , wenn es sich nicht um einen
der durch eine Ic: specialis normierten Fälle handelt , haftet , ebensowenig
haftet die Gemeinde für einen durch ein Versehen ihrer Beamten im selbst¬
ständigen oder übertragenen Wirkungskreise verursachten Schaden.

Es war daher mangels der Passiven Legitimation der Gemeinde Wien
der Anspruch der Klägerin auf Schadenersatz gegen die Gemeinde Wien dem
Grunde nach zu verneinen.

Betreffend den Zweitbeklagten kommt es darauf an , ob für den durch die
Amtshandlung dieses Gemeindebeamten zugefügten Vermögensnachteil aus dem
für die Geltendmachung privatrechtlicher Ansprüche vorgeschriebenen Wege Ersatz
gefordert werden kann.

Nach dem Hof -Dekrete vom 14 . März 1806 , I . G . S . Nr . 758 , wird
durchwegs die Betretung des Rechsweges gegen Staatsbeamte zur Durchsetzung
von Rechtsansprüchen aus den Amtshandlungen derselben für unzulässig erklärt.
.Staatsbeamte können ihrer Amtshandlung wegen bei dem Zivilgerichte niemals
belangt werden ."

Der Begriff Staatsbeamte in dieser Gesetzesstelle umfaßt alle staatlichen
Organe , insbesondere jene , welche nur auf Grund eines besonderen Auftrages
Verrichtungen der staatlichen Verwaltung ausüben , wie dies bei den Organen
der Gemeinde im übertragenen Wirkungskreise derselben zutrifft . (Entscheidung
Glos -Unger , N . F . Nr . 2703 .)

Dieses Hof -Dekret kann aber auf Beamte der Selbstverwaltung im
selbständigen Wirkungskreise nicht ausgedehnt werden . (Entscheidung Slg.
N . F . 1931 .)

Die Zulässigkeit des Rechtsweges ist somit gegeben.
Gegen den Zweitbeklagten konnte jedoch der Klage aus nachstehenden

Gründen nicht stattgegeben werden:
Der Verwahrer ist verpflichtet , die hinterlegten Sachen nach Verlauf der

ausdrücklich bestimmten oder aus den Nebenumständen zu entnehmenden Zeit
(8 963 a. b. G . B .) dem Hinterleger zurückzustellen (8 961 a. b. G . B .). selbst
wenn der Hinterleger nicht Eigentümer ist und Eigentumsansprüche von einem
Dritten erhoben werden . (Siehe Entscheidung vom 5. November 1880 , Z . II087,
Slg . 8166 und Entscheidung vom 9. März 1881 , Z . 2593 , Slg . 8322 .)

Die von der Klägerin angerufene Bestimmung des 8 1425 a . b. G . B.
kam hier nicht in Betracht , da die gerichtliche Hinterlegung wohl ein Recht,
keineswegs aber eine Pflicht des Hinterlegers sei.

Die Klägerin beruft sich auf das oben angeführte Urteil des k. k. Bezirks¬
gerichtes Neubau , 0 V 793/13 , betreffend den Rechtsstreit der Klägerin gegen
M . B . Dieses Urteil kann jedoch nur zwischen den Prozeßparteien seine Wirkung
ausüben.

Auf Grund des unbestrittenen , oben geschilderten Sachverhaltes , wurden
sämtliche Beweis -Anträge , nämlich die von den Beklagten beantragte Ein¬
vernehmung der Zeugin M . B . darüber , daß die Genannte Eigentümerin der
delogierten Effekten ist, und die von der Klägerin beantragte Einvernahme der
Zeugen E . G ., A. U. und M . S . darüber , daß die Klägerin die Eigentümerin
der delogierten Mobilien sei, als unerheblich abgewiesen.

Der Ausspruch über die Kosten gründet sich auf 8 41 Z .-P .-O.

, »
*

II.
Urteil des k. k. Landesgerichtes Wien vom 26 . März 1914:

Im Name » Seiner Majestät des Kaisers!

Das k. k. Landesgericht Wien in Zivilrechtssachen als Berufungsgericht
hat unter dem Vorsitze des k. k. Ober -Landesgerichtsrates Dr . Komorzynsky
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im Beisein der k. l . Landesgerichtsräte Dr . Spitzer  und Dr . v. Schuster
als Richter in der Rechtssache der A . G ., Private in A,, Klägerin (im Armen¬
rechte) durch Dr . Fritz Winter  in Wien , wider die Gemeinde Wien und
K. P . Magistrats -Ober -Kommissär in Wien , Beklagte , wegen 486 L , infolge
klägerischer Berufung gegen das Urteil des k. k. Bezirksgerichtes Innere Stadt
vom 14 . Februar 1914 , 6 XVI , 215/4 , infolge Verzichtes auf die mündliche
Berusungsverhandlung in nicht öffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Es wird die Berufung als unbegründet zurückgewiesen , das Urteil wird
bestätigt.

Tatbestand:

Gegen das Urteil , womit die Klägerin mit ihrem Begehren kostenersatz¬
pflichtig dem Grund nach abgewiesen wurde , hat sie rechtzeitig berufen . Das
Urteil dem ganzen Inhalte nach anfechtend , machte die Klägerin unrichtige
rechtliche Beurteilung des Sachverhaltes und Mangelhaftigkeit des Verfahrens
geltend.

Mangelhaft sei das Verfahren , weil die über den Eintritt und die Höhe
des Schadens angebotenen Beweise nicht zugelafsen wurden.

Unrichtig beurteilt sei die Sache , weil der Prozeßrichter das Begehren
gegen die Gemeinde mangels der passiven Klagslegitimation abwies . Juristische
Personen wie die Gemeinde Wien , die nur durch ihre Organe handeln können,
haben in Privatrechtsverhältnifsen die Handlungen ihrer Organe zu vertreten.
Das Fehlen einer speziellen Gesetzesbestimmung schließt die Haftung der Gemeinde
für ihre Organe nicht aus . Die Befreiung von der Haftung für die Schuld
der Organe kann daraus nicht erschlossen werden , daß einzelne Gesetze diese
Haftung ausdrücklich normieren . Schon das Hof -Dekret vom 18 . Februar 1789
kannte die Haftung öffentlicher Korporationen.

Ebenso unbegründet sei die Verneinung der Haftpflicht -des Zweitbeklagten.
Der Zweitbeklagte versprach , unbestrittener Maßen die Mobilien bis zur Ent¬
scheidung des Rechtsstreites aufzuheben , habe aber trotzdem schon vorher die
Fahrnisse an die B . ausfolgen lassen , er vernachlässigte also gemäß 8 961
a . b. G . B . seine Haftpflicht als Verwahrer . Sollte der Zweitbeklagte die
freiwillig übernommene Pflicht nicht erfüllen wollen , so hätte er sich gemäß
ß 1425 a . b. G . B . von seiner Pflicht befreien sollen , er durfte aber nicht
die Fahrnisse der B . preisgeben und die Klägerin damit schädigen.

Die Klägerin beantragte , das Urteil aufzuheben und die Sache neuerlich
an das Prozeßgericht zu verweisen , oder das Urteil abzuändern , dem Klage¬
begehren stattzugeben und die Beklagten in den Ersatz der Kosten zu Verfällen.

Die Beklagten haben auf die Berufung nichts erwidert.
Bezüglich des Sachverhaltes wird aus den Tatbestand des angefochtenen

Urteiles verwiesen.

Entscheidungsgründe:

Es ist richtig , daß der Prozcßrichter darüber sich nicht äußerte , inwiefern
nicht etwa darin ein Verschulden des Zweitbeklagten gelegen sein könnte , daß
er der Klägerin versprochen habe , die Fahrnisse der B . nicht auszufolgen , daß
aber in Wirklichkeit trotzdem die Fahrnisse ihr ausgefolgt wurden.

In der Berufungsschrift wird das Urteil im Belange des Zweitbeklagten
nunmehr deshalb angefochten , weil der Prozcßrichter dieses unerfüllt gebliebene
Versprechen nicht als Schadensgrund qualifizierte.

Das Berufungsgericht vermeint , daß . der Zweitbeklagte K. P . mit seinem
Versprechen Unmögliches zusagle . Nun könnte allerdings auch in seinem Ver¬
sprechen einer unmöglichen Leistung ein Verschulden liegen , das zum Schaden¬
ersätze verpflichten könnte . Damit diese Verpflichtung aber eintreten könnte,
hätte die Beschädigte Nachweisen müssen , daß sie durch das Versprechen des P.
veranlaßt wurde , Vorkehrungen nicht zu treffen , die verhindert hätten , daß die
Fahrnisse der B . ausgefolgt worden waren . Daß der Klägerin solche Vor¬
kehrungen überhaupt zur Verfügung standen und daß sie durch das Ver¬
sprechen des P . es unterließ , diese Vorkehr zu treffen , hat die Klägerin in
erster Instanz gar nicht behauptet , sie hat also den Kausalzusammenhang
zwischen der eventuellen Schuld des Beklagten P . und ihrem Schaden nicht
dargetan , deshalb ist der Schadensanspruch gegen den . Zweitbeklagten un¬
begründet.

Hieraus folgt aber , daß auch der Ersatzanspruch gegen die beklagte
Gemeinde unbegründet ist, denn dieser Anspruch setzt ein Verschulden des Zweit¬
beklagten und den Kausalzusammenhang dieses Verschuldens mit dem Schaden
der Klägerin voraus , der aber , wie oben dargetan , fehlt.

Ein Kostenausspruch entfällt , da die Berufungsgegner Kosten der Be¬
rufung nicht beanspruchen . (M . Abt . I , 1665/14 .)

iS.
Ausfolgung von Pferde - und Fuhrwerksentschädi¬

gungsbeträgen.

Erlaß des k. k. Finanzministeriums vom 9. Oktober 1914,
Z . 72435 , an die k. k. Finanz -Landes -Direktion in Wien (M.
Abt . XVI , 21681 ) :

Es ist dem Finanzministerium zur Kenntnis gekommen , daß in vielen
Fällen für zahlreiche gewerbliche und landwirtschaftliche Betriebe, deren Besitzer

zur Militärdienstleistung eingerückt sind und gewöhnlich keine Vollmacht für
ihre Angehörigen zurückgelaffen haben , die Auszahlung der Bergütungsbeträge
für die an die Militärverwaltung abgegebenen Pferde und Fuhrwerke sich
deshalb besonders dringlich erweist , weil diese Beträge von den Wirtschaft ? -
besitzern oder Gewerbetreibenden zur Nachschaffung von Zugvieh oder anderen
landwirtschaftlichen Erfordernissen oder zu gewerblichen Anschaffungen benötigt
werden . Hiebei hat sich herausgestellt , daß die Flüssigmachung der bereits
längst liquidierten Beträge deshalb auf Schwierigkeiten stößt , weil der Bezugs¬
berechtigte , der zu militärischem Dienste eingerückt und dermalen abwesend ist,
nicht verständigt werden kann.

Auch die Anordnungen des h. o. Erlasses vom 5. September 1914,
Z . 66349 , welche die Verfügung des Eingerückten zugunsten der zurückge¬
bliebenen Angehörigen erleichtern sollten , haben keine genügende Abhilfe geboten,
weil die Nachsendung der Verständigung durch das Postsparkaffenamt und
dessen Ermächtigung zur Ausfolgung zunächst ohne Erfolg geblieben ist.

Um den Bedürfnissen nach rascherer Abwicklung des Auszahlungsdienstes
Rechnung zu tragen , wird die Direktion ermächtigt , in solchen Fällen , wo der
Bezugsberechtigte einqerückt ist, ohne das Ergebnis der im obzitierten h. o.
Erlasse vorgesehenen Verständigung des Bezugsberechtigten seitens der Post¬
sparkasse über die ihm zustehende Verfügung des in das Postsparkassenbuch
hinterlegten Betrages abzuwarten , im Wege der dortigen Finanzprokuratur
namens des Ärars sofort über Ansuchen oder Meldung der zurückgebliebenen
Angehörigen bei dem kompetenten Gerichte die Bestellung eines Kurators für
die abwesenden Bezugsberechtigten gemäß 8 276 a. b. G . B . in Antrag zu
bringen.

Der Kurator wird zwar für jeden einzelnen Abwesenden bestellt , doch
hätte die Finanzprokuratur in ihren Anträgen darauf hinzuwirken , daß für
alle bezugsberechtigten Eingerückten eines Bezirksgerichtssprengels wenn möglich
ein und dieselbe Person als Kurator bestellt wird , zumal dies nicht nur im
Interesse der Bezugsberechtigten selbst liegt , deren Auslagen für den Kurator
hiedurch verringert werden , sondern auch im Interesse der in Betracht
kommenden Behörden.

Dem Kurator wird es obliegen , die Zustimmung zur sofortigen Aus¬
zahlung an die Angehörigen behufs Fortführung der Wirtschaft oder des Be¬
triebes des Eingerückten zu erteilen , worauf dann die unmittelbare Aus¬
zahlung oder die entsprechende Verfügung über die etwa mittlerweile bereits
bei der Postsparkasse eröffneten Postsparkasss -Einlagen sofort erfolgen kann.

Von dieser Verfügung , über deren Wirkung auf die Abwicklung des
Auszahluugsgeschäftes seinerzeit zu berichten sein wird , ist auch das . Landes¬
hilfsbureau zur Besorgung der privaten Angelegenheiten der Eingerückten " zu
verständigen.

8 .

Heimatrechtlicher Aufenthalt einer Militärperson.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom
16 . Oktober 1914 , Nr . 7219 (M . Abt . XI u, 13891 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Berwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Zweiten
Präsidenten Freiherrn v. Schwarzenau,  in Gegenwart der Räte des k. k.
Berwaltungsgerichtshofes Dr . v. Rosicky,  Dr . Schimm , Dr . Geringer
und Dr . Ritter v. Kami er,  dann des Schriftführers k. k. Bezirks-
kommiffärs Dr . Ritter v. Mayr - Wolf,  über die Beschwerde der Stadt-
geweinde Wien gegen die Entscheidung des Ministeriums des Innern vom
22 . Februar 1913 , Z . 46450 , betreffend das Heimatrecht des St . H ., nach der
am 16 . Oktober 1914 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und
zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen
des Vertreters der Beschwerde Magistrats -Ober -Kommissärs Ritter v. Eisen¬
bach,  der mitbeteiligten Partei St . H . in Wien und deren Vertreter Dr . Ernst
Löw,  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , zu Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet auf¬
gehoben.

Entscheidungsgründe:

Mit der angefochtenen Entscheidung wurde ausgesprochen , daß der im
Jahre 1873 geborene , nach Göding zuständige St . H . das Heimatrecht in Wien
am 8 . Februar 1911 durch Ersitzung erworben habe , weil er vom 7. Juli
1898 bis 31 . Jänner 1910 freiwillig bei der k. u . k. Leibgarde -Infanterie-
Kompagnie gedient und während dieser Zeit , sowie auch nach der Entlastung
aus dem Militärdienste sich in Wien ununterbrochen aufgehalten habe und
weil nach Aufhören des militärischen Dienstverhältnisses in Bezug auf die
Ermittlung der Ersitzungsfrist jene Zeit anzurechnen sei, welche die betreffende
Militärperson während der aktiven Dienstzeit , jedoch nicht in Erfüllung der
gesetzlichen Wehrpflicht , in der betreffenden Gemeinde zugebracht hat.

Der Verwaltungsgerichtshof hat dagegen an der in seinen Erkenntnissen
vom 4 . März 1913 , Z . 2259 , Sammlung Nr . 9462 4 , und vom 17 . No¬
vember 1911 , Sammlung Nr . 8553 , näher begründeten Rechtsanschauung fest-
gehalten , daß für Militärpersonen der Aufenthalt in irgend einer Gemeinde
keinerlei rechtlichen Einfluß auf ihr Heimatrecht habe und daher auch keine
Ersitzung im Sinne der Heimatgesetznovelle begründen könne.
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4 .
Rechtliche Natur der gewerbsmäßigen Ausübung der

Krankenpflege.
Erlaß der k. k. n .-ö . Statthalterei vom 23 . Oktober 1914,

Z . XII -2009 , M . Abt . XVII s , 3984 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 54 ) :

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat dem Rekurse der H . K. gegen die Ent¬
scheidung des Wiener Magistrates vom 8 . Juni 1914 , Z . XVII a , 3761,
mit welcher das Ansuchen der Rekurrentin um Verleihung einer Konzession
zum Betriebe des Anbietens persönlicher Dienste als Krankenpflegerin an nicht
öffentlichen Orten unter Verwendung von Hilfsarbeilerinnen auf Grund der
Ministerial -Vcrordnungen vom 14. September 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 187 , und
vom 3. Juli 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 134 , wegen Mangels eines Lokalbedarfes
abgewiesen wurde , aus dem Grunde der angefochtenen Entscheidung keine
Folge gegeben.

Damit hat die k. k. Statthalterei anerkannt , daß die Ministerial-
Verordnung vom 14 . September 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 187 , auf die gewerbs¬
mäßige Ausübung der Krankenpflege Anwendung findet.

S.
Ernennung eines Deputy Konsul -General beim

amerikanischen General Konsulate in Wien.
Erlaß der k. k. n .- ö. Statthalterei vom 28 . Oktober 1914,

Z . IX , 2993/2 (M . Abt . XXIl , 3909 ) :
Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 20 . Olieber 1914,

Z . 13896/M . I . hat die hiesige amerikanische Botschaft mit Note vom 4 . Sep¬
tember 1914 dem k. u . k. Ministerium des Äußern die seitens ihrer Regierung
erfolgte Ernennung des Hugo Thorsch  aus Indianapolis (Indiana ) zum
Deputy -Konsul -General bei dem amerikanischen General -Konsulate in Wien
angezeigt.

Der Genannte wird daher in seiner konsularischen Eigenschaft anzu¬
erkennen und zur Ausübung der bezüglichen Funktionen zuzulassen sein.

6 .

Die magistratische « Bezirksämter sind selbständige
politische Bezirksbehörden.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 4. No¬
vember 1914 , Nr . 10613 (M . B . A. IV , 407/1/1 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaiser » !
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Ersten

Präsidenten Marquis B a c q u e h e m, in Gegenwart der Räte des k. k.
Verwaltungsgerichtshofes : Dr . Schimm , Freiherrn v. Weiß , Dr . Wein¬
garten  und Dr . Ritter v. Kamler,  dann des Schriftführers k. k.
Ministerial -Konzipisten Edlen v. Reupauer,  über die Beschwerde des
Gremiums der konzessionierten Drogisten Niederösterreichs in Wien gegen die
Entscheidung des k. k. Handelsministeriums vom 15 . Dezember 1913 , Z 39775,
betreffend die Zurückweisung eines Rekurses in Angelegenheit der dem E . S.
erteilten Konzession , nach der am 4 . November 1914 durchgeführten öffentlichen
mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten
sowie der Ausführungen des Dr . Emil Heller,  Hof - und Gerichtsadvokaten
in Wien , in Vertretung der Beschwerde und der Gegenausführungen des Dr.
Richard Leisten,  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , als Vertreters des
mitbeteiligten E . S . in Wien zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:

Mit der angefochtenen Entscheidung wurde der Rekurs des Gremiums
der konzessionierten Drogisten Niederösterreichs in Wien oe-, . n die Statt-
Halterei -Entscheidung vom 30 . September 1913 , Z . 1440 , b . rreffend die Er¬
teilung einer Konzession zum Verkaufe von Giften und von zu arzneilicher
Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten an E . S . als verspätet
zurückgewiesen , weil der Ministerialrekurs ungeachtet der richtigen Rechtsmittel¬
belehrung beim magistratischen Bezirksamt - für den II . Bezirk in Wien statt
beim magistratischen Bezirksamte für den IV . Bezirk in Wien eingebracht und
erst nach Ablauf der Rekurspflicht an das magistratische Bezirksamt für den
IV . Bezirk , welches in erster Instanz entschieden halte , gelangt sei.

Die Beschwerde bekämpft „ diese Entscheidung als gesetzwidrig , weil die
Bezirksämter nicht selbständige Ämter , sondern nur Verwaltungs -Abteilungen
des Magistrates seien und daher ein Rekurs auch dann als bei der richtigen
Überreichungsstelle eingebracht anzusehen sei, wenn er bei einem anderen
Bezirksamte als jenem überreicht worden -sei, das in der Sache in erster
Instanz entschieden hat.

Diese Anschauung der Beschwerde konnte der Gerichtshof nicht als zu¬
treffend erkennen.

Nach Z 102 des Wiener Gemeindestatutes in der Fassung des Gesetzes
vom 28 . Dezember 1904 , L.-G .-Bl . Nr . 1 or 1905 , bestehen in den Bezirken
magistratische Bezirksämter , welche in den Bezirken dem Magistrate zugehörige
Angelegenheiten selbständig namens des Bürgermeisters , beziehungsweise des
Magistrates und unter dessen Überwachung besorgen . Jedes Bezirksamt hat,
wie aus der Bestimmung des 3 . Absatzes des Z 102 hervorgeht , sein eigenes
Personal , es hat auch zweifellos jedes dieser Bezirksämter seine eigenen Kanzlei¬
einrichtungen und sein eigenes Einreichungsprotokoll.

Nach dieser den Bezirksämtern zukommenden Organisation kann mit Recht
nicht behauptet werden , daß die einzelnen Bezirksämter nicht als selbständige
Ämter anzusehen seien. Vielmehr ist das Bezirksamt in jenen Angelegenheiten
der politischen Verwaltung , welche ihm nach der Geschäftsordnung zugewiesen
sind, als Politische Bezirksbehörde anzusehen . Wenn also ein Bezirksamt in
einer Angelegenheit als politische Bezirksbehörde in erster Instanz entscheidet,
so ist der Rekurs gegen diese Entscheidung nach Z 2 des Gesetzes vom 12 . Mai
1896 , R .-G .-Bl . Nr . 101 , eben bei diesem Bezirksamte einzubringen . Dies
entspricht auch der ratia dieser gesetzlichen Bestimmung ; denn die Anordnung,
daß Rekurse bei jener Behörde ' einzubringen sind, welche in erster Instanz
entschieden hat , verfolgt offenbar den Zweck, daß jene Behörde , welche zur
Durchführung der Entscheidung berufen ist und sich in der Regel auch im
Besitze der Verhandlungsakten befindet , von der Einbringung des Rekurses
rechtzeitig Kenntnis erhält und daß ein solches Rechtsmittel ohne weitere,
durch Requisition der Akten hervorgerusene Verzögerungen zur Entscheidung
an die zuständige Rekursbehörde geleitet werden kann.

Gegenüber der Einwendung der Beschwerde , daß jedes magistratische
Bezirksamt , bei welchem der Rekurs unrichtig überreicht worden ist, verpflichtet
wäre , unverzüglich - den Rekurs an die richtige Überreichungsstelle zu leiten,
hat der Gerichtshof an der wiederholt und insbesondere im Erkenntnisse vom
2. Oktober 1907 , Z . 8914 , Nr . 5390 4 , ausgesprochenen Rechtsanschauung
festgehalten , daß eine derartige Verpflichtung für die Behörden nicht besteht.

Endlich ist die Behauptung , daß die Statthalterei -Entscheidung die
Entscheidung des magistratischen Bezirksamtes in der Sache bestätigt habe,
daß es sich also um zwei gleichlautende Entscheidungen gehandelt hat , und
daß die Rechtsmittelbelehrung , welche einen Rekurs ans Handelsministerium
eingeräumt habe, unrichtig gewesen sei, direkt aktenwidrig , denn die Statt¬
halterei hat in Abänderung der Entscheidung des magistratischen Bezirksamtes
dem E . S . die Konzession erteilt.

Die Beschwerde war daher zur Gänze abzuweisen.

7 .
Gift -Berschleiß.

Erlaß des Magistratischen Bezirksamtes für den VI . Bezirk
vom 5 . November 1914 , M . B . A . VI , 24542:

Das magistratische Bezirksamt für den VI . Bezirk erteilt dem Herrn
Josef Gert  im Grunde des Z 15,P . 14 G .-O . die Konzession zur Zubereitung
der zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffe und Präparate sowie zum
Verkaufe derselben , insoferne dies nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten
ist, für den Standort VI ., Bürgerspitalgasse 7.

Bei der Ausübung dieses Gewerbes sind die einschlägigen gewerbepolizei¬
lichen Vorschriften , insbesondere die Bestimmungen der Ministerial -Verordnungen
vom 17. September 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 152 , und vom 17 . Juni 1886,
R .-G .-Bl . Nr . 97 , zu beobachten.

Die Konzession wurde in das Gewerberegister unter der Z . 2081/ü/VI
eingetragen und behufs Einleitung der Erwerbsteuerbemeffung der Konto-
Z . 231606 , eröffnet.

Die Zurücklegung der Konzession mit dem gleichen Inhalte und Stand¬
orte des Herrn Edward Pichler  wird unter einem zur Kenntnis genommen.

8 .

Auflassung der Kanzlei des Franz Joseph -Ordens.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom

6. November 1914 , M . D . 7551 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 53 ) :

Das Präsidium der k. k. n .-ö. Statthalterei hat am 31 . Oktober 1914
zur P . Z . 2701 nachstehenden Erlaß anher gerichtet:

In Gemäßheit der Allerhöchsten Entschließung vom 11 . Dezember 1913
werden die Geschäfte des kaiserlich österreichischen Franz Joseph -Ordens , sowie
des goldenen und des silbernen Berdienstkreuzes vom 1. November 1914 an
von Seiner k. u . k. Apostolischen Majestät Obersthofmeisteramt geführt.

In Hinkunft sind daher alle Korrespondenzen und Sendungen in
Angelegenheiten des kaiserlich österreichischen Franz Joseph -Ordens und der
beiden Verdienstkreuze nicht mehr an die Kanzlei des Franz Joseph -Ordens,
sondern an das k. u . k. Obersthofmeisteramt zu leiten.

Hievon wird zur Kenntnisnahme und Darnachachtung die Mitteilung
gemacht.
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».

Sistierung der Gebrauchsnahme der Kouventional-
telegrammadressen '„Anstu,lg " und „Konaustung ".

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 11. No¬
vember 1914 , Z . IX -2043/5 (M . D . 7824 ) :

„Das k. k. Handelsministerium hat über Ersuchen des k. u .jk. Ministeriums
des Äußern eröffnet , daß sich die Verwendung der für die k, u k. Ver¬
tretungsbehörden im Auslande registrierten Telegrammadressen bis auf weiteres
nicht empfiehlt und daß nunmehr Telegramme an die k. u . k. Bertretungs-
behörden mit der Adresse : „Österreichisch -ungarische Botschaft , rcspcklive Ge¬
sandtschaft , Konsulat rc ." zu versehen sind.

Auch die Verlautbarung der Telegrammadressen , welche alljährlich in
verschiedenen Publikationen erfolgte , hätte Uber Wunsch des Auswärtigen Amtes
bis auf weiteres zu unterbleiben.

Hievon wird behufs geeigneter weiterer Verlautbarung in den inter¬
essierten Kreisen mit dem Beifügen die Mitteilung gemacht , daß das k. k.
Handelsministerium den Handels - und Gewerbekammern und den haupt¬
sächlichsten wirtschaftlichen Korporationen bereits eine Verständigung im Gegen¬
stände zukommen ließ.

Diese Verständigung ergeht mit Beziehung auf den h. o. Erlaß vom
30 . August 1912 , Z . IX -2903 , an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in
Niederösterreich , den Magistrat in Wien , die k. k. Polizei -Direktion in Wien
und die Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Dbbs . (Vgl.
Amtsblatt der Stadt Wien Nr . 62 ex 1914 , „ Gesetze, Verordnungen rc."
VII , 8 .)

1«.

Geldstrafen nach dem Pferdestellungsgesetze.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 14 . November 1914,
Z . II -2658/1 (M . A. XVI , 19525 ) :

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat mit dem Erlaffe vom
10 . November 1914 , Dep . XVII , Nr . 3640 , im Einvernehmen mit dem k. k.
Ministerium des Innern eröffnet , daß die nach Z 20 , Schlußabsatz des Gesetzes
vom 21 . Dezember 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 235 , betreffend die Stellung der
Pferde und Fuhrwerke , in die Gemeindekassen fließenden Geldstrafen zu Ge¬
meindezwecken zu verwenden find.

II
Gewerbsmäßige Herstellung von Plastiken durch
Formen einer allmählich erhärtenden Masse und
Aufklebe « eines Photogrammes auf dieselbe — ein

freies Gewerbe.
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 30 . November 1914,

Z . I »-2662/5 (M . B . A. I , 47144 ) :
Die Statthalterei hat mit Entscheidung vom 6 . Mai 1914 , Z . I a-871/2,

den mit dem Bescheide des magistratischen Bezirksamtes für den I . Wiener
Gemeindebezirk vom 18 . Februar 1914 , Z . 52866 ox 1913 , der Handels¬
und Vertriebsgesellschast für industrielle Erzeugnisse , Gesellschaft m . b. H. in
Wien ausgefertigten Gewerbeschein , lautend auf „gewerbsmäßige Herstellung
von Plastiken durch Formen einer allmählich erhärtenden Masse und Aufkleben
eines Photogrammes auf dieselbe" gemäß ß 146 , Abs. 4 Gewerbeordnung von
Amts wegen außer Kraft gesetzt, weil der angemeldete Betrieb sich als ein
Bestandteil des handwerksmäßigen Gewerbes der Porträtphotographie darstellt,
das Gewerbe aber vom magistratischen Bezirksamte als ein freies Gewerbe
angesehen und die Anmeldung demnach behandelt wurde.

Das Handelsministerium hat mit dem Erlasse vom 20 . November 1914,
Z . 20185 ex 1914 , dem dagegen eingebrachten Rekurse der Handels - und Ver¬
triebsgesellschaft für industrielle Erzeugnisse , Ges. m . b. H ., Folge gegeben und unter
Behebung der angefochtenen h. ä . Entscheidung den erwähnten Bescheid des
magistratischen Bezirksamtes vom 18 . Februar 1914 , Z . 52866 er 1913,
wieder in Kraft gesetzt, weil die von der genannten Firma angemeldete „ge¬
werbsmäßige Herstellung von Plastiken durch Formen einer allmählich er¬
härtenden Masse und Aufkleben eines Photogrammes auf dieselbe" — bei dem
Umstande , als die Photographie , beziehungsweise die erforderliche Anzahl von
Kopien derselben von Berufsphotographen bezogen oder vom Besteller der
Plastiken selbst geliefert werden und die angemeldete Tätigkeit lediglich in der
Verwendung von fertigen Porträtsphotographien auf plastischen Unterlagen be¬
steht, als freies Gewerbe sich darstcllt.

Da die Herstellung der plastischen Unterlagen , ebensowenig als das Auf¬
kleben von Photogrammen handwerksmäßige Arbeiten sind , so war die ange-
fochtenc h. ä . Verfügung nicht begründet.

IS.
Enthebung eines Prüfungs -Kommissärs für Dampf¬

kesselwärter.

Die k. k. ii.-ö. Statthalterei hat mit dem Erlaß vom
1. Dezember 1914 , Z . V-823/1 (M . A. IV, 5691 ), dem Wiener
Magistrate folgende Kundmachung übermittelt:

Kundmachung.

Das k. k. Ministerium für öffentliche Arbeiten hat zufolge Erlasses vom
17. November 1914 , Z . 62316 -XII , den seinerzeit zum PrüfungS -Kommiffär
für Dampfkeffelwärter und Dampsmaschinenwärter , beziehungsweise für Wärter
von Benzin -, Naphtha -, Petroleum -, Elektro - und ähnlichen Motoren bestellten
ehemaligen Binnenschiffahrts -Inspektor , Hofrat i . R . Anton Schramm  in
Wien , über sein Ansuchen von diesen Funktionen enthoben.

Dies wird unter Beziehung auf die h. o. Kundmachung vom 8. Juli
1905 , XIII -781 , zur allgemeinen Kenntnis gebracht.

Wien,  am 1. Dezember 1914.

Der k. k. Statthalter.

IS

Gewerbsmäßige Revision der kaufmännischen Buch
führung ; rechtliche Natur.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Max Weiß  vom
2. Dezember 1914 , M . Abt . XVII g, 4195 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 55 ) :

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom 16 . November
1914 Z . XII -2911 , dem E . B . in Wien im Sinne des Staatsministerial-
Erlassts vom 28 . Februar 1863 , Z . 2306 , di- Bewilligung zur gewerbs¬
mäßigen Neuanlage , Umgestaltung , Revision und Kontrolle von Handlungs¬
büchern und zur Errichtung , Überprüfung und Begutachtung von kaufmännischen
Bilanzen erteilt.

Damit hat die Statthalterei die bisher zweifelhafte Frage der rechtlichen
Natur der Tätigkeit der sogenannten Bücherrevisoren dahin entschieden , daß
diese Tätigkeit nicht als Gegenstand eines freien Gewerbes , sondern einer
Konzession im Sinne des Staatsministerial -Erlasses vom 28 . Februar 1914,
Z . 2306 , auzusehen ist.

14 .

Zeitweilige ^Befreiung einiger Gegenstände des
Wiener Liniensteuertarifes von der Berzehrnngs

steuer.

Kaiserliche Verordnung vom 6. Dezember 1914 , R .-G .-Bl.
Nr . 335:

Auf Grund '. des H 14 des Staatsgrundgesetzes .vom  21 . Dezember 1861,
R .-G .-Bl . Nr . 141 , finde Ich anzuordnen , wie folgt:

8 1-

Auf die Dauer der durch den Kriegszustand verursachten außerordentlichen
Verhältnisse werden Hasen , Hirsche, Hirschfleisch, Gänse , Karpfen , Weißfische,
Stockfische und Schellfische von der bei ihrer Einfuhr in das Wiener Ver¬
zehrungssteuergebiet auf Grund des Gesetzes vom 10 . Mai 1890 , R .-G .-Bl.
Nr . 78 , entfallenden Verzehrungssteuer befreit.

8 2.
Mein Finanzminister ist ermächtigt , durch Verordnung den Zeitpunkt zn

bestimmen , mit welchem diese — mit dem Tage ihrer Kundmachung *) in Wirk¬
samkeit tretende — Kaiserliche Verordnung außer Kraft gesetzt wird.

8 3-
Mit dem Vollzüge dieser^ Kaiserlichen Verordnung ist Mein Finanz,

minister betraut.

") Das ist 10. Dezember 1914.
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LS.
Festsetzung von Höchstpreisen für den Verkauf von

Hasen nnd Hirschwildbret in ?Wien.
Verordnung der Ministerien des Handels , des Innern und

des Ackerbaues vom 6 . Dezember 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 336:

Auf Grund der Kaiserlichen Verordnung vom 10 . Oktober 1914,
R .-G -Bl . Nr . 274 , wird verordnet , wie folgt:

8 1.
Aus Anlaß der Aufhebung der Wiener Linienverzehrungssteucr für Hafen

und Hirschwildbret wird bestimmt , daß bis auf weiteres im Verzehrungsstcuer-
gebiete von Wien Hasen und Hirschwildbret nicht zu höheren als zu den nach¬
stehend festgesetzten Preisen verkauft werden dürfen:

Diese Höchstpreise betragen:
1. Für einen Hasen von tadelloser Beschaffenheit im Balg im Gewichte

von 2 kx aufwärts . . 3 L 80 ü
2 . für einen Hasen mit einer starken Beschädigung der wert¬

vollen Teile oder für einen Hasen im Gewichte von weniger als
2 im Balg . . . 2 60

3. für Hochwild , ausgeschrotet (Hirschwildbret)
a) für den Rücken (Ziemer ) ohne Knochen , rein ausgelöst , und

Lungenbraten Per Kilogramm . z gy
b ) für den Schlegel , ohne Knochen , rein ausgelöst , per Kilo¬

gramm . . g0
c) für den Rücken oder Schlegel mit Knochen per Kilogramm . 2 20 "
<i) für die Schulter , ohne Knochen , rein ausgelöst , per Kilo¬

gramm . . 70
«) für die Schulter mit Knochen per Kilogramm . 1 " 40 "
1) für alle übrigen Stücke per Kilogramm . . " 80 "

8 2.

Übertretungen dieser Verordnung werden vom Magistrate als politischer
Behörde 1. Instanz an den Verkäufern mit Geldstrafen bis zu 500 X oder
mit Arrest bis zu 14 Tagen geahndet.

Falls die Übertretung von einem Gewerbetreibenden begangen wird
kann außerdem , sofern die Voraussetzungen des Z 133 b , Absatz 1, lit . a der
Gewerbeordnung zutreffen , die Entziehung der Gewerbeberechtigung verfügt

8 3-

Kraft. Diese Verordnung tritt am achten Tage nach ihrer Kundmachung in

L« .
Zulassung von Platte » aus Schlackenbeton der Firma

E . Hübner.
Erlaß des Wiener Magistrates vom 6 . Dezember 1914

M . Abt . XIV , 7391:

, l. dcs Ansuchens der Firma E . Hübner,  Baumaterialien-
fabrik , IV ., Schleifmühlgassc 2 , wird die Verwendung von Schlackenbeton-
platten zur Herstellung von Scheidewänden bei Hochbauten im Gemeinde¬
gebiete von Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt:
„ « Platten sino aus geeigneter Schlacke und Portlandzement hcrzu-

Das Raummischungsverhältnis dieser Stoffe darf nicht schlechter sein
" d " bz dürfen nur gut erhärtete Platten verwendet werden.

- Zur Verbindung der Platten ist Portlandzementmörtel zu verwenden.
Für euren guten Anschluß der Wände an die Gebäudemauern ist zu sorgen.

, 3 - Wände von 5 om Dicke dürfen nur bis zu einer Stockwerkshöhe von
d I m und bis zu einer Länge von 5 '50 m verwendet werden.

4 . Die Wände dürfen nur auf Stockwerkshöhe ausgeführt werden und
sind in jedem Geschosse durch . Träger zu unterstützen.

O-. Das Einheitsgewicht der Platten ist mit 1300 kx/m « anzunehmen.
» . . Das Aufstellen solcher Wände fällt in den Wirkungskreis der befugten

ausz ?Eisn/ " E ^ ^ " ' beabsichtigte Verwendung ist in den Bauplänen

7 . Diese Wände dürfen nur zur Trennung einzelner Bestandteile einer
Wohnung oder eines Geschäftslokalcs , jedoch nicht zur Trennung verschiedener
Wohnungen oder Geschäftslokale verwendet werden.
. . „ o . Die Abänderung und Ergänzung der vorstehenden Bedingungen und

Zurücknahme der Bewilligung bleiben Vorbehalten.
.. . D ' e beigebrachtc Musterplattc wurde dem Stadtdauamte zur Verwahrungübermittelt . ° ^ "

L7.
Zulassung von Hohlmauern der Firma Baumeister

Karl Schüller , Ges . m. b. H.
Erlaß des Wiener Magistrates vom 6 . Dezember 1914,

M . Abt. XIV, 8862:

In Erledigung des Ansuchens der Firma Baumeister Karl Schüller
Ges . in . b. H ., XIX ., Eroicagasse 6 , wird die Verwendung von Hohlmauern
aus Ziegeln in dem nach Z 36 Wr . B .-O . vorgcschricbenen Ziegelmassc bei
Hochbauten im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Bedingungen als
zulässig erklärt:

1. Diese Hohlmauern dürfen nur dort verwendet werden , wo nach der
Bauordnung für Wien 30 cm starke volle Zicgelmauern zulässigwären.

2 . Die Hohlmauern sind in dem in der Zeichnung angegebenen Ver¬
bände „ Voll auf Fug " unter Anordnung eines Binders nach zwei Läufern in
jeder Ziegelschar hcrzustellen.

Die Eckpfeiler find voll , die Rauchfänge in bauordnungsmäßigem Ver¬
bände zu mauern.

In der Höhe des Deckenauflagers ist eine über die ganze Mauerstärke
reichende Abdeckung von mindestens 8 cm dicken Betonplatten auzuordnen.

Das Mischungsverhältnis des Betons darf nicht schlechter sein als
350 kj- Portlandzement auf 1 Sand und Schotter.

Zur Herstellung der Tür - und Fensterstürze sind keine Ziegelgurten,
sondern eiserne Träger zu verwenden.

3 . Die beabsichtigte Be , Wendung dieser Hohlmauern ist in den Bau¬
plänen auszuweisen.

4 . Die Ergänzung der vorstehenden Bedingungen und die Zurücknahme
dieser Bewilligung bleiben Vorbehalten.

Der beigebrachte Plan 6 wird dem Stadtbauamte zur Verwahrung
übermittelt.

L8.
Festsetzung von Höchstpreisen sür den Großhandel

mit Getreide und Mehl.
Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtume Öster¬

reich unter der Enns vom 7 . Dezember 1914 , P . Z . 1916/3 LI

(L .- G .- u . V .- Bl . Nr . 140 ) :

In Vollziehung der Ministerial -Verordnung vom 28 . November 1914
R .-G .-Bl . Nr . 325 , werden im Erzherzogtume Österreich unter der Enns für
den Großhandel nachstehende Höchstpreise festgesetzt:

4 . Für Getreide.

Für I Meterzentner Weizen von 76 Kilogramm Hektolitergewich
40 X 50 d,

für 1 Meterzentner Roggen von 70 Kilogramm Hektolitergewicht
33 X 50 d,

für 1 Meterzentner Gerste 29 X,
für ein Meterzentner Mais (ausgenommen Cinquantin und Weißmais ),

natürlich trocken oder künstlich getrocknet 24 X.
Beträgt das Gewicht des Hektoliters Weizen mehr oder weniger als

76 Kilogramm , so steigt , beziehungsweise sinkt der vorstehend festgesetzte Höchst¬
preis sür jedes volle Kilogramm des Hektolitergewichtes um 20 5 . Bei Roggen
von mehr oder weniger als 70 Kilogramm per Hektoliter steigt oder sinkt der
Höchstpreis für jedes volle Kilogramm um 15 ü per Meterzentner.

Diese Zu - und Abschläge finden jedoch nicht über 3 Kilogramm Mehr - ,
beziehungsweise Mindergewicht statt.

k . Für Mehl.

Weizengrieß und feines Wcizcn -Backmehl . 67 X 85 k per Meterzentner
Weizen -Kochmehl . . . . 63 „ 80 „ „ „
Weizen -Brotmehl . 47 „ 55 „ „ „
Weizen -Gleichmehl . . - . 49 „ 40 „ „ „
Roggenmehl . 45 „ 35 „ „ „
Gerstenmehl . 45 „ 75 „ „ „
Maismehl . 34 „ 80 „ „ „

Diese Preise verstehen sich für den Ort der vertragsmäßigen Lieferung
ohne Sack gegen Barzahlung (netto Per Kassa ).

Die Höchstpreise sür die im Sinne der Hß 3 bis 5 der Ministerial-
Verordnung vom 28 . November 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 324 , auS den vorstehend
angeführten Mehlgattungen hergestellten Mischmehle berechnen sich nach dem
prozentuellen Verhältnisse der zur Vermischung verwendeten Mehlgattungen.

Diese Höchstpreise haben vom 10 . Dezember 1914 an zu gelten.

L» .
Militärverdien stkrenz für Verdienste im Kriege;

Tragart.
Rund -Erlaß des k. k. n .-ö . Statthalterei -Präsidiums vom

15 . Dezember 1914 , P . Z . 2934 ^ (M . D . 8685 ) :
Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 8. Dezember 1914,

Z . 17017/M . I ., haben Seine k. und k. Apostolische Majestät nachstehendes
Allerhöchstes Handschreiben allergnädigst zu erlassen geruht:
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Lieber Fürst  Montenuovo!

Ich bewillige , daß das im Frieden erworbene Militärverdienstkreuz auch
dann getragen werden dürfe , wenn sich der Besitzer desselben vor dem Feinde
die Kriegs eloration hiezu erkämpft oder erworben hat , weiters , daß bei Ver¬
leihung einer höheren Klasse des Militärverdienstkreuzes die früher verliehene
niedere Klasse nicht abgelegt werden muß.

SO.

Festsetzung der Höchstpreise für Kartoffel.
Verordnung des Handelsministers , des Ackerbauministers

und des Ministers des Innern vom 19 . Dezember 1914 , R .-
G .-Bl . Nr . 345:

Auf Grund der kaiserlichen Verorduug vom 10. Oktober 1914 , R .-G .-Bl.
Nr . 274 , wird für die Dauer der durch den Kriegszustand verursachten außer¬
ordentlichen Verhältnisse verordnet , wie folgt:

8 I.
Beim Verkaufe von Kartoffel im Großhandel dürfen nachstehende Höchst¬

preise nicht überschritten werden:

Land

Preis in Kronen für
1 Meterzentner Kartoffel

mit Ausnahme der Kipfler

a) Speise¬
kartoffel,

sortierte (gelbe,
weiße , Rosen)

b) Nichtsortierte
Kartoffel

(Jndustrie-
und Futler-

kartoffel)

Niederösterreich 9 — 6—

Oberösterreich 10- 6 -

Salzburg .

Steiermark

10 50

1050

Kärnten

Krain .

1050

7 —

650

650

10 50 650

Görz , Triest , Istrien II —

Tirol II - 650

Vorarlberg 11  — 6-50

Böhmen 9 ' -

Mähren 9-

Schlesien 9- 6 -

Dalmalicn 12 -

8 2.
Als Großhandel im Sinne dieser Verordnung hat der Verkehr zwischen

Erzeugern , Händler » und Verarbeitern zu gelten.
Die im ß I festgesetzten Höchstpreise dürfen auch beim direkten Verkehre

zwischen dem Erzeuger und dem Verbraucher nicht überschritten werden.

8 3.

Die Höchstpreise verstehen sich für den Ort der veitragsmäßigen Lieserung
für 100 kg ohne Sack gegen Barzahlung (Netto per Kassa ). Wird der Sack
nicht vom Käufer beigestellt , so ist der Verkäufer bei Verkäufen ab Verlade¬
station berechtigt , auf Kosten des Käufers auch das zur Auspolsterung des
Waggons und zur Bedeckung der Kartoffel nötige Stroh beizustellen.

Die Höchstpreise schließen die Kosten der Verladung und des Transportes
bis zur Verladestation in sich.

8 4.
Die politische Landesbehörde ist ermächtigt , für den Kleinhandel Höchst¬

preise unter Rücksichtnahme auf die für den Großhandel bestimmten Höchst¬
preise festzusetzen.

8 5.

Der Besitzer von Kartoffelvorräten kann von der politischen Landesbehörde
aufgefordert werden , dieselben , soweit sie nicht für seinen eigenen Hausgebrauch
notwendig sind , zu den festgesetzten Höchstpreisen zu liefern . Landwirten und
Produktionsgewerbetreibenden sind die zur Fortführung ihrer Wirtschaft , be-
ziehungsweise ihrer Gewerbebetriebe erforderlichen Mengen zu belassen.

Weigert sich der Besitzer dieser Aufforderung zu entsprechen , so kann die
politische Landesbehörde die Vorräte auf Rechnung und Kosten des Besitzers
verkaufen ; den Verkaufspreis hat die politische Landesbehörde unter Berück¬
sichtigung der Höchstpreise , sowie der Güte und Verwertbarkeit der Ware nach
Anhörung von Sachverständigen endgültig zu bestimmen.

Diese Verordnung bezieht
dem Zollauslande.

8 6.
sich nicht

8 7.

auf den Bezug von Kartoffel auS

Für den Verkehr mit Saatgut kann der Ackerbauminister über Antrag
einer landwirtschaftlichen Korporation oder der k. k. Samenkontrollstation in
Wien Ausnahmen von den Bestimmungen dieser Verordnung gestatten.

8 8-
Übertretungen der Bestimmungen dieser Verordnung und der auf Grund

derselben erlassenen Vorschriften werden an den Verkäufern von den politischen
Behörden I . Instanz mit Gcldstrasen bis zu 5000 X oder mit Arreststrafen
bis zu sechs Monaten geahndet.

8 S.

Diese Verordnung tritt am 23 . Dezember 1914 in Wirksamkeit.

II. Normativbestimmungen.
Magistrat:

«i.

Stadtbuchhaltungs -Abteilungen.
Rund -Erlaß der Magistrats -Direktion vom 15. Dezember

1914 , M . D . 8546 , an alle städtischen Ämter , Anstalten und
Unternehmungen:

Der Herr Bürgermeister hat zufolge Verfügung vom 3 . Dezember 1914
angeordnet , daß künftighin anstatt der bisherigen Bezeichnung „Stadtbuch-
Haltungs -Deparlement " die Bezeichnung „ Stadtbuchhaltungs -Abteilung " zu
gebrauchen ist.

Verzeichnis der im Neichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetz- und Verordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre 1914 publizierten Gesetze und

Verordnungen.
Reichsgksehblatt.

Nr . 819 . Kaiserliche Verordnung vom 15 . No¬
vember 1914 , womit die Funktionsdauerder am 31. Dezember 1914
ausscheidenden wirklichen Mitglieder der Handels - und Gewerbekammern ver¬
längert wird.

Nr . 829 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 17 . November 1914 , betreffend den Verkauf der mit der
Handelsministerial -Verordnung vom 7. August 1908 , R .-G .-Bl . Nr . 160 , aus-
gegebenen und mit einem neuen Aufdrucke versehenen Jubiläums -Korrespondenz-
karten.

Nr . 821 . Kaiserliche Verordnung vom 25 . No¬
vember 1914 , über die Stundung privatrechtlicher Geldforderungen
(Vierte Stundungsverordnung ).

Nr . 822 . Verordnung des Gesamtministeriums
Vom .25 . November 1914 , über die Stundung privatrcchtlicher
Geldforderungen gegen Schuldner in Galizien und in der Bukowina.
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Nr . « 2» . Verordnung des Finanzministers im
Einvernehmen mit dem Minister des Innern vom
27 . November 1914 zur Durchführung einiger gebührenrechtlicher
Bestimmungen des Z 87 der Kaiserlichen Verordnung vom 25 . Juni 1914,
R, -G .-Bl . Nr . 138 , betreffend die Pensionsversicherung von Angestellten.

Nr . » 24 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit den Ministern des Ackerbaues und
des Innern vom 28 . November 1914 , betreffend die Er¬
zeugung und Jnverkehrsetzung von Mehl.

Nr . » 2 ». Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit den Ministern des Ackerbaues und
des Innern vom 28 . November 19l4 , betreffend die Fest¬
setzung der Höchstpreise für Getreide und Mehl.

Nr . » 2 « . Verordnung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 14 . November 1914 , mit der im
Einverstiindnisse mit dem Kriegsministerium und den übrigen beteiligten
Ministerien Bestimmungen für die Durchführung des Gesetzes vom 26 . De¬
zember 1912 , R -G .-Bl . Nr . 238 , betreffend die Kriegsleistungen , getroffen
werden.

Nr . » 27 . Verordnung des k. u. k. Ministers des
Äußern vom 15 . November 1914 , wodurch die Ausübung
der Konsulargerichtsbarkeit in Neugriechenland und auf Kreta ausgehoben wird.

Nr . » 28 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 27 . November 1914 , betreffend Bestimmungen zugunsten von
Militiirperfonen bei der Wehrmacht eines verbündeten kriegführenden Staates.

Nr . S2S . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
30 . November 1914 womit die Ministerial- Verordnungen vom
2 . und 21 . Oktober 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 265 und 288 , betreffend das Verbot
der Aus - und Durchfuhr mehrerer Artikel , ergänzt , beziehungsweise abgeiindert
werden.

Nr . » » » . Kaiserliche Verordnung vom 29. No¬
vember 1914 , betreffend die Ermächtigung der öffentlich-rechtlichen Ver¬
sicherungs -Institute zur Aufwendung von Mitteln für außerordentliche Zwecke
während des Kriegszustandes.

Nr . » S4 Verordnung des Handelsministeriums
vom 30 . November 1914 , betreffend die Versendungsbedingungen
für Feldpostpakete.

Nr . » » 2 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 2 . Dezember 1914 , womit die Verordnung des Gesamt¬
ministeriums vom 15 . August 1907 , R .rG .-Bl . Nr . 203 , betreffend die Aus¬
zahlung der monatlich un vorhinein fälligen Dicnstbezüge der Zivil -Staats-
bedienstcten beim Zusammentreffen des Fälligkeitstages mit einem Sonntage
teilweise abgeändert wird.

Nr . » » » . Verordnung des Finanzministeriums
vom 4 . Dezember 1914 zur Durchführung des 8 26, AbsatzI der
Kaiserlichen Verordnung vom 25 . November 1914 , R .-G .-Bl . Nr . 321 , über
die Stundung privatrechtlicher Geldforderungen.

Nr . » » 4 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 9. Dezember 1914 über die Kundmachung der mit Aller¬
höchster Entschließung vom 28 . November 1914 allergnädigst genehmigten
Prisengerichtsorduung.

Nr » » 5. Kaiserliche Verordnung vom 6. Dezember
1914 , betreffend die zeitweilige Befreiung einiger Gegenstände des Wiener
Liniensteuertarifes von der Verzehrungssteuer .*)

Nr . » SV . Verordnung  der Ministerien des
Handels , des Innern und des Ackerbaues vom
6 . Dezember 1914 , betreffend die Festsetzung von Höchstpreisen für

Nr . » »7 . Kaiserliche Verordnung vom 10. De¬
zember 1914 über die Einsührung einer Konkursordnung, einer Aus-
glcichsordnung und einer Anfechtungsordnung.

Nr . » » 8. Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und
dem Obersten Rechnungshöfe vom 12 . November 1914,
betreffend den Vollzug von Auszahlungen für Rechnung des Handelsministeriums
durch die Postsparkaffa.

Nr . » » s . Verordnung des Ministers des Innern
im Einvernehmen mit dem Justizminister und dem
Minister für öffentliche Arbeiten vom 26 . November
1914 über die Schiedsgerichte der Unfallversicherungsanstalt der Berg¬
arbeiter.

Nr . » 4V. Verordnung des Justizministers im
Einvernehmen mit dem Finanzminister und dem
Minister für öffentliche Arbeiten vom 2 . Dezember
1914 über die Verfassung von Plänen für Parzellenteilungen im Grundbuche.

Nr . » 4L. Verordnung des Ministers des Innern
im Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 4 . Dezember 1914 über den Beginn der Unfall
Versicherung der Bergarbeiter.

Nr . » 42 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 8 . Dezember 1914 , betreffend Ausnahmsbestimmungen hin¬
sichtlich der Fristen im postdienstlichen Reklamationsverfahren und in der Be¬
handlung unbestellbarer Sendungen aus Anlaß der kriegerischen Ereignisse.

Nr . » 4» . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 14 . Dezember 1914 über die Erlassung eines Zahlungs¬
verbotes gegen Rußland.

Nr . » 44 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 17 . Dezember 1914 , betreffend die Festsetzung der zur ge-
bührenfreien Abfertigung nach Bosnien und der Hercegovina zulässigen Zucker¬
menge für das Jahr 1915.

Nr . » 4 ». Verordnung des Haudelsministers,
des Ackerbauministers und des Ministers des Innern
Vom 19 . Dezember 1914 , betreffend die Festsetzung der Höchst¬
preise für Kartoffel . *)

Nr . » 4 « . Verordnung des Finanzministers im
Einvernehmen mit den Ministern des Handels und
der Justiz vom 19 . Dezember 1914 , betreffend die Ab¬
wicklung der laufenden Kaffeetermingeschäfte an der Triester Börse.

L. Landesgeseh- und Verordnungsblatt.
Nr . L» L Kundmachung des k. k. Statthalters

im Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom
13 . Oktober 1914, Z . 6 V-723/3 , betreffend die Ernennung eines
Stellvertreters des k. k. Dampfkesselprüfungs -Kominifsärs für die politischen
Bezirke Amstetten , Lilienfeld , Melk , Scheibbs , St . Pölten und den Stadt-
bezirk Waidhvfen an der Dbbs.

Nr . 1» 2. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
20 . Oklober 1914, Z . IV-201/8 , betreffend die Änderung der

en Verkauf von Hasen und Hirschwildbret in Wien ? )

*) Ist in dieser Na,inner vollinhaltlich abgedruSi.

Satzungen der städtischen Kaiser Franz Josef -Jubiläums -Lebens - und Renten-
Versicherungsanstalt in Wien.

*) Ist in dieser Nummer vollinhaltlich abgedruSi.
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